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Marktwirtschaft für Menschen
Welche Konsequenzen zieht 
Deutschland aus der internationa-
len Finanzkrise? Die Antwort der 
Gewerkschaften ist klar: „Was wir 
brauchen, ist eine Marktwirtschaft 
für Menschen“, erklärte der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer auf 
der DGB-Neujahrspressekonferenz 
am 22. Januar in Berlin. Dazu 
gehört für den DGB neben einer 
gerechteren Vermögens- und Ein-
kommensverteilung, einem vor Ar-
mut schützenden Sozialstaat und 
einem Ausbau der Mitbestimmung 
vor allem auch eine weltweite Re-
gulierung der Finanzmärkte.

Die internationale Finanz-
marktkrise aufzuarbeiten und eine 
echte Renaissance der sozialen 
Marktwirtschaft voranzutreiben – 
daran will sich der Bund der Ge-
werkschaften aktiv beteiligen: Am 
14. und 15. Mai wird der DGB zu 
einem „Kapitalismus-Kongress“ 
nach Berlin einladen. Gemeinsam 
mit nationalen und internationalen 
WissenschaftlerInnen, ExpertInnen, 
VertreterInnen von Glaubensge-
meinschaften und Nichtregie-
rungsorganisationen werden die 

klar. „Uns nutzen Re-
zepte aus Großbritan-
nien nichts“, erklärte 
Sommer. Die Volkswirt-
schaft dort sei „weitge-
hend auf die Bedürfnis 
der  F inanzbranche 
zugeschnitten worden“. 
Deutschland könne die 
Krise aufgrund seiner 
soliden industriellen 
Struktur voraussicht-
lich besser meistern. 
Besonders wichtig sei 
deshalb „eine gezielte 
und erfolgreiche Indus-

triepolitik“, so Sommer.
Auch die Themen Mindestlohn 

und Alterssicherung bleiben im 
„Superwahljahr“ 2009 auf der 
Agenda der Gewerkschaften. Trotz 
des drohenden dramatischen An-
stiegs der Altersarmut tue die Po-
litik „rein gar nichts“, kritisierte 
Sommer. Der DGB startet deshalb 
in Kürze eine Kampagne zur Al-
terssicherung – Auftakt ist am 28. 
Januar in Berlin.

Zum Thema Mindestlohn erklär-
te Sommer: Sofern bis 2010 kein 
gesetzlicher Mindestlohn eingeführt 
sei, werde der DGB-Bundeskongress 
im kommenden Jahr mit Sicherheit 
darüber diskutieren, die Forderung 
von 7,50 Euro pro Stunde zu er-
höhen. Ein weitere Aufgabe des 
nächsten DGB-Kongresses: Die Dis-
kussionen über eine DGB-Struktur-
reform sollen in eine neue Satzung 
münden, die dann vom Kongress 
beschlossen werden soll.   •

+  Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) wünscht 

sich mehr Frauen in Führungs-
positionen deutscher Kon-
zerne. In den DAX-Vorständen 
gebe es nur zwei. „Das bedau-
ere ich“, so Merkel gegenüber 
der ZEIT. Die Wirtschaft sei in 
punkto Gleichberechtigung 
„der geschlossenste Bereich 
der Gesellschaft“.

- Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) wünscht 

sich mehr Frauen in Führungs-
positionen deutscher Kon-
zerne. Dafür tun will sie aber 
wenig. Das sei nicht Aufgabe 
des Gesetzgebers, sondern 
„Aufgabe der Wirtschaft 
selbst“ – und sie sei über-
zeugt, dass sich „in absehbarer 
Zeit einiges ändern werde“.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.ichwillrente.net
Ab 28. Januar online: 

Portal zu den DGB-
Aktionswochen 

Alterssicherung 2009

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB und ver.di: 

Stellungnahme zur 
Rundfunkpolitik der 

EU-Kommission

Gewerkschaften über die Ursachen 
und vor allem die nötigen Konse-
quenzen aus der Krise diskutieren. 
Im Anschluss an den Kongress wird 
es am 16. Mai in Berlin außerdem 
eine Großdemonstration für eine 
neue, sozial gerechtere Wirtschafts-
ordnung geben.

Wie diese Wirtschaftsordnung 
nicht aussehen soll, ist für den DGB 

Auch das Erste-Mai-
Motto steht 2009 ganz 
im Zeichen der Wirt-
schaftskrise.
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Lange hat die große Koalition über 
die Aufnahme weiterer Branchen 
ins Entsendegesetz diskutiert. Jetzt 
steht ein Kompromiss. Immerhin: In 
sechs weiteren Branchen werden 
bald tariflich festgelegte Mindest-
löhne über das Entsendegesetz 
allgemeinverbindlich – bei Pflege-
diensten, in Großwäschereien, im 
Wach- und Sicherheitsgewerbe, bei 
den Bergbauspezialdiensten, in der 
Weiterbildungsbranche und in der 
Abfallwirtschaft.

Weiterhin außen vor bleiben 
soll jedoch die Zeitarbeitsbranche. 
Für die LeiharbeiterInnen gibt es 
auf Drängen der CDU/CSU nur 
einen Mini-Kompromiss, der nur 
sehr wenig ändern wird. Über eine 

K o n j u n k t u r p a k e t  I I

Zu wenig öffentliche Investitionen

E n t s e n d e g e s e t z

Mogel-Kompromiss für Zeitarbeit

Es soll die größte konjunkturpoli-
tische Maßnahme in der Geschichte 
der Bundesrepublik sein: Die Bun-
desregierung hat sich zum Beginn 
des Jahres auf ein zweites Konjunk-
turpaket geeinigt. 50 Milliarden 
Euro setzt die große Koalition an 
– und will damit die BürgerInnen 
entlasten, die Kaufkraft stärken 
und öffentliche Investitionen an-
stoßen.

Doch gerade beim letzten 
Punkt, den öffentlichen Investi-
tionen, sei das Konjunkturpaket 
nicht weitreichend genug, kritisie-
ren die Gewerkschaften. Denn das 
tatsächlich im Paket enthaltene 
Investitionsvolumen bleibt deut-
lich unter 20 Milliarden Euro. „Wir 
haben immer das doppelte Volu-
men vorgeschlagen“, erklärte der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 
Neben den Investitionen umfasst 
das Paket außerdem Steuererleich-
terungen und eine Senkung des 
Beitrags zur Krankenversicherung. 
Das sei teuer, nicht gegenfinanziert 
und bringe „für den Konsum und 
für die Anregung der Konjunktur 
gar nichts“, meint Sommer.

Die Politik müsse in der derzei-
tigen Situation das zur Verfügung 
stellen, „was nötig ist, um Arbeits-
plätze zu sichern“, erklärte Bun-
desaußenminister und Vizekanzler 
Frank-Walter Steinmeier am 20. 
Januar auf der Klausur des DGB-

Bundesvorstands in Neuharden-
berg. Diesem Anspruch wird das 
neue Konjunkturpaket nach Mei-
nung der Gewerkschaften nicht 
voll gerecht. Es schöpfe „nicht alle 
Möglichkeiten zur Stabilisierung 
von Konjunktur und Beschäftigung 
aus“, sagt der Erste Vorsitzende der 
IG Metall Berthold Huber. Aus Sicht 
der IG Metall sei eine Erhöhung der 
öffentlichen Investitionen um 100 
Milliarden Euro für die nächsten 
drei bis vier Jahre nötig. Auch der 
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske 
setzt die notwendigen öffentlichen 
Investitionen mit 50 Milliarden Eu-
ro wesentlich höher an, als sie im 
Konjunkturpaket angelegt sind. Da-
rüber hinaus regte Bsirske erneut 
an, den Alg II-Regelsatz auf 420 
Euro zu erhöhen und Konsumgut-
scheine auszugeben.

Was es für die Realwirtschaft 
bedeutet, wenn die Politik mit ihren 
Konjunkturpaketen und „Schutz-
schirmen“ angesichts der Finanz-
krise zu kurz springt – das hat das 
Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung in der Hans-
Böckler-Stiftung (IMK) errechnet. 
Wenn nicht ausreichend gegen-
gesteuert wird, prognostiziert das 
IMK einen Einbruch der Konjunktur 
mit einem deutlichen Minus beim 
Bruttoinlandsprodukt und stei-
genden Arbeitslosenquoten (siehe 
Grafik auf Seite 8).   •

C S R

Forum für 
Verantwortung
Die Bundesregierung hat eine Ar-
beitsgruppe zum Thema „Corporate 
Social Responsibility“ (CSR – sozi-
al verantwortungsvolle Unterneh-
mensführung) unter Federführung 
des Bundesarbeitsministeriums ein-
berufen. Man wolle mit einer nati-
onalen CSR-Strategie das Thema 
„gesellschaftliche Verantwortung 

von Unternehmen“ insgesamt, 
aber auch „Wege und Formen ih-
rer Wahrnehmung in der breiten 
Öffentlichkeit sichtbarer machen“, 
heißt es. Über 40 VertreterInnen 
aus Politik, Wirtschaft, Gewerk-
schaften und Verbänden arbeiten 
im Forum mit. Für den DGB ist DGB-
Vorstand Claus Matecki Mitglied 
der Arbeitsgruppe. Daneben sind 
auch die IG Metall, ver.di und die 
IG BCE im Forum vertreten.   •
Link zum CSR-Forum der Bundesregierung: 
www.einblick.dgb.de/links

Neufassung des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes soll eine „Lohn-
untergrenze“ festgelegt werden – 
und die soll nach dem Willen der 
Union dem niedrigsten Tariflohn 
der Branche entsprechen. Der fin-
det sich derzeit im Tarifvertrag der 
CGZP, der Tarifgemeinschaft der 
christlichen Gewerkschaften für 
die Zeitarbeitsbranche, und liegt 
deutlich unter den von den DGB-
Gewerkschaften ausgehandelten 
Mindestlöhnen.

Von einem „intelligenten Kom-
promiss“ sprach Bundeskanzlerin 
Angela Merkel auf der Klausur des 
DGB-Bundesvorstands am 20. Ja-
nuar in Neuhardenberg. Die Union 
habe für sich entschieden, „auch die 
Tarifautonomie der christlichen Ge-
werkschaften zu akzeptieren“. Der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
entgegnete, es sei grundsätzlich 
positiv, auf repräsentativen Tarifver-
trägen basierende Lohnuntergren-
zen verbindlich festzuschreiben. 
Das dürften aber nicht „die ‚Un-
terlaufungstarifverträge’ der christ-
lichen Gewerkschaften“ sein.

Auch ver.di-Vorstandsmitglied 
Petra Gerstenkorn kritisierte den 
Kompromiss für die Zeitarbeitsbran-
che als „Mogelpackung“: Die Bun-
desregierung überlasse die Leihar-
beiterInnen weiterhin einem „Lohn-
unterbietungswettbewerb“.   •

POLITIK AKTUELL
13,7 5,4 3,816,223,737,2

13 12 4103724

GewerkschafterInnen: Keine Mehrheit für Koch
Stimmenanteile bei der Landtagswahl in Hessen vom 18. Januar 2009 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

CDU

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2009 / Landeswahlleiter Hessen

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim
*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
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SPD Die LinkeGrüneFDP Andere

Zwar konnte die FDP gegenüber der Hessen-Wahl 2008 auch bei 
den gewerkschaftlich organisierten WählerInnen zulegen (+ 4 %), den-
noch stimmte nur eine Minderheit der GewerkschafterInnen (34 Pro-
zent) für Schwarz-Gelb. Das hat die Wahltagsbefragung der Forschungs-
gruppe Wahlen ergeben. Mit einem Minus von zwölf Prozentpunkten 
gegenüber 2008 hat die SPD unter den Gewerkschaftsmitgliedern Ter-
rain verloren. Die höchsten Zuwächse unter den GewerkschafterInnen 
konnten die Grünen mit plus sechs Prozentpunkten erzielen, die Linke 
steigerte ihren Stimmenanteil um drei Prozentpunkte.

Im letzten einblick (22/2008) 
bezifferten wir in der Bildun-
terschrift zur Grafik auf Sei-
te 1 den Anteil der öffentlichen 
Investitionen am Bruttoinlands-
produkt auf 13 Prozent. Das 
wäre angesichts der Diskussion 
um neue Konjunkturpakete viel-
leicht wünschenswert – ist aber 
falsch. Es handelt sich um den 
ungefähren Anteil der „Konsum-
ausgaben des Staates“, wie es in 
der Grafik selbst korrekt steht.

in eigenerSache
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Gewerkschaft seit 1996 gelungen, 
2008 ein Mitglieder-Plus (1,2 Pro-
zent) zu erreichen. Aber auch die IG 
Metall und die GdP haben im letz-
ten Jahr den Mitgliederrückgang 
gestoppt. So beträgt der Rück-
gang bei der GdP gegenüber dem 
Vorjahr gerade mal 0,3 Prozent 

und bei der größten DGB-Gewerk-
schaft, der IG Metall, sogar nur 0,2 
Prozent. „Aktuell sind etwas mehr 
als 2,3 Millionen Menschen Mit-
glied in der IG Metall. Bei einem 
geringfügigen Minus von 0,2 Pro-
zent oder 5700 Mitgliedern kann 
man getrost von einer schwarzen 
Null in der Entwicklung sprechen“, 
erklärte der Erste Vorsitzende der 
IG Metall, Berthold Huber, bei der 
Vorstellung der Mitgliederzahlen 
gegenüber der Presse. Die Zahl der 
IG Metall-Mitglieder in den Betrie-
ben nahm um 1,6 Prozent zu, die 
der Jugendlichen um 6,0 Prozent, 
und bei den Angestellten gab es 

GEWERKSCHAFTEN Mitglieder-
orientierung 
hat Priorität

Die positiven Ergebnisse in 

der Mitgliederentwicklung 

kommen nicht von ungefähr. 

In den vergangenen Jahren 

haben die Gewerkschaften 

ihre Strategien der Mitglie-

dergewinnung und -bindung 

optimiert. Mit verschie-

denen Konzepten bemühen 

sich die Gewerkschaften die 

Interessen der Mitglieder 

noch mehr als bisher in den 

Mittelpunkt ihrer Arbeit zu 

rücken.

So hat beispielsweise die IG 

Metall auf ihrem Kongress 

2007 die Mitgliedergewin-

nung zum obersten Ziel 

erklärt. Die Organisations-

erfolge der letzten Zeit sind 

erste Früchte der Projekte 

und Kampagnen im Rahmen 

ihrer neuen mitgliederori-

entierten Offensivstrategie, 

etwa bei der Leiharbeits-

kampagne.

Um den veränderten Be-

teiligungswünschen der 

Beschäftigten gerecht zu 

werden, forciert die IG 

BCE seit 2005 vor allem die 

Zielgruppenarbeit und hat 

mit passgenauen Angeboten 

schon einige Organisations-

erfolge erzielt.

Viele Gewerkschaften, wie 

etwa die IG BAU oder ver.di, 

setzen verstärkt auf die Or-

ganizing-Strategie nach an-

gelsächsischem Vorbild, um 

Mitglieder zu aktivieren und 

neue zu gewinnen. Erste 

positive Erfahrungen – etwa 

bei der Lidl-Kampagne – 

gibt es bereits.
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T r e n d w e n d e  i n  d e r  M i t g l i e d e r e n t w i c k l u n g

Es geht voran
2008 ist es den DGB-Gewerkschaften gelungen, gegenüber dem 
Vorjahr den Mitgliederrückgang zu halbieren – von 2,2 Prozent auf 1,1 
Prozent. Und die GEW konnte sogar ein Mitgliederplus erzielen.

einen Zuwachs von 3,3 Prozent. 
„Die IG Metall wird stärker in den 
Betrieben, wir gewinnen Angestell-
te. Und die IG Metall wird jünger“, 
fasst Huber zusammen.

Die erfreulichen Veränderungen 
in der Mitgliederstruktur gelten 
aber nicht nur für die IG Metall. 
Bei den Mitgliedern, die aktiv im 
Berufsleben stehen, konnten die 
Gewerkschaften 2008 durchweg 
ein Mitglieder-Plus erzielen. So ist 
beispielsweise die Mitgliederzahl 
der IG BCE insgesamt zwar um 1,6 
Prozent gesunken, bei den Berufs-
tätigen konnte sie aber ein Plus von 
1,7 Prozent erreichen. Besonders 
stolz ist die IG BCE auf ihre Orga-

nisationserfolge bei 
den Auszubildenden: 
Über alle Branchen 
hinweg sind 2008 
rund 60 Prozent der 

neu eingestellten Azubis gleich in 
die IG BCE eingetreten. Insgesamt 
ist die Entwicklung im Jugendbe-
reich über alle Gewerkschaften 
hinweg erfreulich – der Anteil der 
Gewerkschaftsmitglieder unter 27 
stieg gegenüber 2007 um 0,4 Pro-
zent auf nun 7,6 Prozent.   •

So viel Freude war schon lange 
nicht mehr bei der alljährlichen 
Mitgliederbilanz der DGB-Gewerk-
schaften: 2008 sind im Schnitt fast 
1000 Menschen täglich neu in die 
Gewerkschaft eingetreten. Das ist 
die höchste Neueintrittsrate seit 
2003. So stieg allein bei ver.di 

die Zahl der Neueintritte um 36,9 
Prozent, von 98 529 auf 134 839. 
Gleichzeitig hat sich der Mitglieder-
rückgang deutlich verlangsamt, die 
Null-Linie ist in greifbarer Nähe.

Ende 2008 zählten die acht 
DGB-Gewerkschaften insgesamt 
6 371 475 Mitglieder. Das sind 
zwar knapp 70 000 weniger als 
ein Jahr zuvor, doch der Mitglieder-
schwund hat sich gegenüber 2007 
mehr als halbiert. Die angepeilte 
Trendwende in der Mitgliederent-
wicklung rückt immer näher.

Klassenprimus ist die GEW: Sie 
hat bereits den Turnaround ge-
schafft. Ihr ist es als erster DGB-

Mitgliederplus bei der GEW
DGB-Mitgliederentwicklung 2007 – 2008
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31.12.2007

IG Metall

Vereinte Dienst-
leistungsgewerk-

schaft (ver.di)

IG Bergbau,
Chemie, Energie

IG Bauen-
 Agrar-Umwelt

Gew. Erziehung
und Wissenschaft

TRANSNET

Gew. Nahrung-
Genuss-

Gaststätten

Gew. der Polizei

2 306 283

2 205 145

713 253

351 723

248 793

239 468

207 947

167 923 (-0,3%)

2 300 563 (-0,2%)

2 180 229 (-1,1%)

701 053  (-1,7%)

336 322  (-4,4%)

251 900 (+1,2%)

227 690 (-4,9%)

205 795 (-1,0%)

168 433

31.12.2008

DGB gesamt

(-1,1%)

Quelle: DGB-Bundesvorstand

6 371 475

6 441 045

2008 ist es den DGB-Gewerkschaften gelungen, ihren Mitgliederrückgang 
weiter zu reduzieren. Ausnahme: die Gewerkschaft TRANSNET, die vor 
allem für den Wechsel ihres ehemaligen Vorsitzenden Norbert Hansen zur 
Deutschen Bahn abgestraft wurde. Am besten schneidet die GEW ab: Sie 
hat gegenüber dem Vorjahr mehr als 3000 neue Mitglieder gewonnen. 
Das ist ein Mitglieder-Plus von 1,2 Prozent.

16 033
17 396

22 312

28 410

134 839

119 314

350 000 neue Mitglieder
Neueintritte in die Gewerkschaften 2008

©
 D

G
B 

ei
nb

lic
k 

01
/0

9

IG Metall

Vereinte Dienst-
leistungsgewerk-
schaft (ver.di)

IG Bergbau,
Chemie, Energie

IG Bauen-
Agrar-Umwelt

Gew. Erziehung
und Wissenschaft

4469 TRANSNET

Gew. Nahrung-
Genuss-Gaststätten

6643 Gew. der Polizei

DGB gesamt349 416

Quelle: 
DGB-Bundesvorstand

Knapp 350 000 ArbeitnehmerInnen 
sind 2008 neu in eine DGB-Gewerk-
schaft eingetreten, fast 70 000 mehr 
als im vergangenen Jahr.
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Beschäftigung“ nimmt sich dieser 
vielschichtigen Probleme an. An-
hand von Betriebs- und Dienstver-
einbarungen zeigt Autorin Christine 
Zumbeck, wie die Interessen aller 
gewahrt werden können. Dem Buch 
liegt eine CD-ROM mit Auszügen 
aus Betriebsvereinbarungen und 
Vorschlägen zur Umsetzung bei. 

Christine Zumbeck: Leiharbeit 
und befristete Beschäftigung, Bund-
Verlag, Frankfurt am Main 2008, 
153 S., 12,90 Euro.   •
www.bund-verlag.de

anderem Hannelore Elsner, Ben Be-
cker und Franziska Walser.

Die Ruhrfestspiele gehen auf 
die Solidarität von Bergarbeitern 
im Ruhrgebiet mit Hamburger 
Schauspielern im Nachkriegswin-
ter 1946 zurück: Die Kumpel hatten 
Kohle für die Schauspielhäuser an 
der Elbe organisiert und somit den 
Spielbetrieb aufrechterhalten. Zum 
Dank gaben die SchauspielerInnen 
Aufführungen für die Arbeiter im 
Ruhrgebiet. Der DGB und die Stadt 
Recklinghausen sind Hauptgesell-
schafter der Ruhrfestspiele.   •
www.ruhrfestspiele.de

der Bühne. Late-Night-Talker und 
Schauspieler Harald Schmidt ist mit 
seiner Hamlet-Interpretation „Der 
Prinz von Dänemark“ im Programm. 
Auch die Kabarettisten Dieter Hil-
debrandt, Georg Schramm, Hagen 
Rether und Matthias Deutschmann 
treten in Recklinghausen auf.

Zentraler Bestandteil der Ruhr-
festspiele sind auch 2009 wieder 
Lesungen. So liest der IG Metall-
Vorsitzende Berthold Huber ge-
meinsam mit Festspielleiter Frank 
Hoffmann aus Werken des fran-
zösischen Dichters Denis Diderot. 
Weitere Lesungen bestreiten unter 

PROJEKTE UND PARTNER

Fo
to

: R
uh

rf
es

ts
pi

el
e

••• Der DGB Bremen lädt am 
7. Februar anlässlich des 90. Jah-
restags der Gründung der Bremer 
Räterepublik zum Forum „What’s 
left? Krise des Kapitalismus – Auf-
schwung für linke Politik?“ ein. 
Angesichts der weltweiten Finanz-
krise und des Rufs nach staatli-
cher Intervention soll diskutiert 
werden, was linke Politik heute ist 
und wie sie den aktuellen Krisen 
begegnen kann. Gleichzeitig ge-
denken Gewerkschaften, SPD und 
andere linke Organisationen ihrer 
gemeinsamen Geschichte und der 
Bremer Räterepublik. In den Foren 
wird über die politische Praxis, poli-
tische Gestaltungsmöglichkeiten in 
Betrieben und direktere Formen der 
Demokratie diskutiert.
www.dgb-bremen.de

••• Das Wissenschaftssympo-
sium von GEW und DGB NRW 
sowie der Ruhruniversität Bochum 
steht dieses Jahr unter dem Motto 
„Länger gemeinsam lernen! Neue 
Befunde aus der Forschung“. Am 
29. Januar wird über den Zusam-
menhang von sozialer Herkunft 
und Bildungserfolg diskutiert. In 
den Foren werden Erkenntnisse 
zu positiven Effekten des längeren 
gemeinsamen Lernens präsentiert 
und die Herausforderungen für Leh-
rerInnen, SchülerInnen und Schulen 
analysiert.   www.nrw.dgb.de

interregio
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Staraufgebot 
im Pott
Mit einem großen Staraufgebot fin-
den die diesjährigen Ruhrfestspiele 
vom 1. Mai bis zum 14. Juni in 
Recklinghausen statt. Oscar-Preis-
träger Sam Mendes inszeniert mit 
Tschechows „Der Kirschgarten“ 
und Shakespeares „Ein Wintermär-
chen“ gleich zwei Theaterstücke. 
Als SchauspielerInnen stehen un-
ter anderem Ethan Hawke, Rebecca 
Hall und Simon Russell Beale auf 

R a t g e b e r  L e i h a r b e i t

Betriebsräte 
vermitteln
Leiharbeit und befristete Beschäf-
tigung boomen weiterhin. Die be-
troffenen ArbeitnehmerInnen sind 
die ersten, die in der Krise entlassen 
werden. Betriebsräte müssen immer 
häufiger zwischen den Interessen 
der Festangestellten und denen der 
LeiharbeiterInnen vermitteln. Der 
Ratgeber „Leiharbeit und befristete 

I n f o - F l y e r

Mitbestimmung 
durchsetzen
Was tun, wenn der Arbeitgeber 
ständig Mitbestimmungsrechte 
umgeht? Gerade in kleinen und 
mittleren Betrieben haben es Be-
triebsräte nicht leicht, ihre Rechte 
durchzusetzen. Ein Flyer der DGB 
Rechtschutz GmbH erklärt kurz 
und prägnant, wie ein Beschluss-
verfahren eingeleitet werden kann 
und was dabei zu beachten ist. 
Der Themen-Flyer kann beim DGB 
Rechtsschutz bestellt werden. Ab 
100 Exemplaren fallen Porto- und 
Versandkosten an.   •
info@dgbrechtsschutz.de

F a c h t a g u n g

Mobil gegen 
Mobbing
Mobbing ist ein sensibles The-
ma – und immer noch ein großes 
Problem in der Arbeitswelt. Nicht 
nur die Betroffenen leiden – son-
dern der gesamte Arbeitsprozess in 
einem Unternehmen wird nachhal-
tig durch Mobbing beeinträchtigt. 
Das DGB-Bildungswerk informiert 
auf der Tagung „Gute Arbeit – Kon-
fliktmanagement gegen Mobbing“ 
vom 11. bis zum 13. März in Hat-
tingen umfassend zum Thema.   •
www.dgb-bildungswerk.de

Entertainer Harald Schmidt in 
„Der Prinz von Dänemark“ – 
einem „Hamlet-Musical“

Aufsichtsrat des Monats im Januar ist Horst 
Hartkorn. Der 54-Jährige ist Mitglied im 
Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG, Eu-
ropas größtem Eisenbahnkonzern mit 
über 230 000 Beschäftigten und über 500 
Tochterunternehmen: eine echte Heraus-

forderung für 
die Mitglieder 
eines Kon-
t ro l lg remi -
ums wie dem 
Aufsichtsrat. 
Aber TRANS-
NET-Mitglied 

Hartkorn hat Erfahrung in der Branche: 
Er ist Betriebsratsvorsitzender der S-Bahn 
Hamburg GmbH. Wie er die Unternehmens-
mitbestimmung im DB-Konzern erlebt, beschreibt Horst Hartkorn in un-
serem Fragebogen auf der Aktionsseite online:   www.dgb.de/aufsichtsrat

Mitbestimmung auf 
der Schiene Aufsichtsrat

des Monats

Im vergangenen Jahr 
hat der DGB die Aktion 
„Aufsichtsrat des Mo-
nats“ gestartet. Das Ziel: 
der Unternehmensmit-
bestimmung ein Gesicht 
geben. Jeden Monat wird 
im Rahmen der Aktion 
ein Aufsichtsratsmitglied 
der „Arbeitnehmerbank“ 
porträtiert – anhand 
eines Fragebogens, der 
zeigt, wie sie arbeiten, 
was sie beschäftigt 
und wie sie über ihre 
Tätigkeit im Aufsichtsrat 
denken.
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GEWERKSCHAFTEN

I G  M e t a l l - B r o s c h ü r e

Gendersprache 
leicht gemacht
Rund ein Drittel aller Gewerk-
schaftsmitglieder ist weiblich – 
damit haben die Gewerkschaften 
ihr Organisationspotenzial unter 
den erwerbstätigen Frauen längst 
nicht ausgeschöpft. Eine Ursache 
dafür sind Defizite bereits in der 
Ansprache von Frauen. Das hat die 
IG Metall im Rahmen ihres Gender 
Mainstreaming-Projektes analy-
siert. Dabei ist es kein Zauberwerk, 
Öffentlichkeitsarbeit so zu gestal-
ten, dass sie Frauen und Männer 
gleichermaßen anspricht. Das will 
die IG Metall mit ihrer Handrei-
chung „Gendersprache“ zeigen. 
Sie gibt Tipps für die Gestaltung 
von Texten sowie die Auswahl von 
Bildern und enthält Checklisten für 
Planung und Durchführung von 
Veranstaltungen.   •
Link zum Download: www.einblick.dgb.de

v e r . d i

Gerechte Steuern 
für die Zukunft
Fast 500 Milliarden Euro sind nach 
Berechnungen von ver.di in den 
vergangenen Jahren den Reichen 
und „Superreichen“ an Steuerge-
schenken gemacht worden – Gel-
der, die der öffentlichen Hand jetzt 
fehlen. Wie in Zukunft ein hand-
lungsfähiger Staat gewährleistet 
werden kann und eine Rückkehr 
zu einer gerechten Besteuerung 
von Vermögen aussieht, zeigt der 
ver.di-Bereich Wirtschaftspolitik in 
einer aktuellen Broschüre. Unter 
dem Titel „Konzept Steuergerech-
tigkeit – Gerechte Steuern für mehr 
Zukunftsvorsorge“ gibt es konkrete 
und nachhaltige Vorschläge für ei-
nen Wandel in der Steuerpolitik: 
beispielsweise eine Finanztransak-
tionssteuer oder eine höhere Be-
steuerung großer Erbschaften. Die 
Broschüre kann kostenlos im Inter-
net heruntergeladen werden.   •
www.wipo.verdi.de

Bei einer „Guerilla-Lichtaktion“ hat die IG Metall im De-
zember den Spruch „Gestern waren wir das Jobwunder, jetzt werden 
wir arbeitslos“ auf die Wände des Kanzleramts in Berlin projiziert, um 
auf die Situation der LeiharbeiterInnen angesichts der Finanzkrise 
aufmerksam zu machen. Wie es der Kanzlerin gefiel, ist nicht bekannt.
Video zur Aktion: www.arbeitslose-leiharbeiter.de

Die IG BAU hat anläss-
lich des Jubiläums 
„100 Jahre Landarbei-

tergewerkschaft“ eine Sonder-
ausgabe der Mitgliederzeit-
schrift „Grundstein“ heraus-
gegeben. Sie beschreibt die 
historische Entwicklung zu 
einer „modernen Umwelt-
gewerkschaft“, für die die 
Themen Arbeit und Umwelt 
kein Widerspruch sind.
Download: www.igbau.de

IG BCE, IG Metall und 
die Betriebsräte der 
Continental AG und 

der Schaeffl er-Gruppe haben 
anlässlich des Einstiegs von 
Schaeffl er bei Continental 
eine gemeinsame Fünf-
Punkte-Erklärung verfasst. 
Unter anderem wehren sie 
sich dagegen, dass Schaeff-
ler Schulden auf Continental 
überträgt, um so den Kauf 
der Continental-Aktien zu 
fi nanzieren.

Der Arbeitskreis For-
schung und Entwick-
lung der IG Metall 

kritisiert die Arbeits- und 
Innovationsbedingungen für 
ForscherInnen in Deutsch-
land – und macht im Thesen-
papier „Forschung und Ent-
wicklung: Mehr Freiraum für 
Innovationen“ Vorschläge, um 
die Situation zu verbessern.
Download: www.igmetall.de

Der NGG-Vorsitrzende 
Franz-Josef Möllen-
berg hat Politik und 

Wirtschaft dazu aufgerufen, 
sich der Sicherung der Welt-
ernährung – auch in Entwick-
lungs- und Schwellenländern 
– zu verpfl ichten. Dazu sei 
eine Balance von ökolo-
gischen, sozialen und öko-
nomischen Prinzipien in der 
Landwirtschaft notwendig.

kurz&bündig
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2009: Das Gewerkschaftsjahr auf einem Blick

28.1. Auftakt der DGB-Aktionswochen Alterssicherung 2009, Berlin

4.2. IG BCE, Energie- und tarifpolitische Tagung, Hannover

9.2. DGB-Regionalkonferenz im Rahmen der DGB-Aktionswochen 
 Alterssicherung 2009 mit Frank Bsirske, Leipzig

8.3. Internationaler Frauentag

21.3. DGB-Regionalkonferenz Alterssicherung mit Klaus Wiesehügel, Bochum

25./26.3. IG Metall, Automobilkonferenz, Berlin

28.3. DGB-Regionalkonferenz Alterssicherung, Mannheim

28.3.-4.4. Fahrrad-Tour im Rahmen der DGB-Aktionswochen Alterssicherung 
 von Mannheim nach Berlin

30.3. DGB-Bezirk West, Europa-Konferenz, Trier

25.-29.4. GEW, Gewerkschaftstag, Nürnberg

28./29.4. IG Metall, Konferenz „Zukunft der Alterssicherung“, Berlin

1.5. DGB, zentrale 1. Mai-Kundgebung, Bremen

1.5.-14.6. Ruhrfestspiele, Recklinghausen

14./15. 5. DGB, Kapitalismuskongress, Berlin

16.5. DGB, Großdemonstration, Berlin

6.6. Europawahl

26.6. IG Metall und IG BCE, Industriepolitische Konferenz, Oberhausen

30.8. Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und im Saarland

1.9. Antikriegstag

14.-17.9. IG BAU, Gewerkschaftstag, Berlin

27.9. Bundestagswahl und Landtagswahl in Brandenburg

11.-16.10. IG BCE, Gewerkschaftskongress, Hannover

17./18.11. DGB, Schöneberger Forum, Berlin

Im „Superwahljahr“ 2009 wollen DGB und Gewerkschaften wichtige 
Themen setzen. Neben dem Engagement für einen gesetzlichen Min-
destlohn soll auch der Protest gegen die „Rente mit 67“ noch einmal 
zugespitzt werden: Im Januar ist Auftakt für die DGB-Aktionswochen 
Alterssicherung 2009, bis April folgen Regionalkonferenzen, Demos 
und Aktionen. Ein „Wahljahr“ wird 2009 vor allem auch für GEW, IG 
BAU und IG BCE, die in diesem Jahr auf Gewerkschaftstagen ihre Vor-
stände neu wählen. Weitere Termine: www.einblick.dgb.de
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MEINUNG Beteiligung 
MACHT stark

Das Projekt „Mitbestim-

mung & Teilhabe“ ist eines 

von sieben Projekten der 

2005 gestarteten, gewerk-

schaftsübergreifenden 

Initiative Trendwende. Ihr 

Ziel ist es, Leistungsfähig-

keit und Attraktivität von 

DGB und Gewerkschaften 

zu erhöhen. Dabei geht es 

darum, neue Formen der 

Mitgliedergewinnung und 

-ansprache sowie der Zu-

sammenarbeit von DGB und 

Gewerkschaften zu entwi-

ckeln und das Image der Ge-

werkschaften zu verbessern.

Im Rahmen des Teilprojek-

tes „Mitbestimmung am 

Arbeitsplatz“ wurden 13 

Thesen für eine Weiterent-

wicklung einer beteiligungs-

orientierten Betriebs- und 

Gewerkschaftsarbeit formu-

liert. Sie knüpfen an vieler-

lei Ansätze der Gewerk-

schaften an, ihre Politik 

mitgliedernäher zu gestal-

ten – von mitgliederorien-

tierten Kampagnen der 

IG Metall über die Zielgrup-

penarbeit der IG BCE bis hin 

zu Organizing-Projekten etwa 

bei der Dienstleistungsge-

werkschaft ver.di oder der 

IG BAU (siehe Seite 3).

Im Internet

www.einblick.dgb.de
Beteiligung MACHT 

stark – Thesenpapier 
der Projektgruppe 

„Mitbestimmung am 
Arbeitsplatz“ im Rahmen 

des Trendwende-Projektes 
„Mitbestimmung & 

Teilhabe“ als pdf-Datei 
zum Download

einblick 1/09

➜Die Industriegesellschaften sind seit Jahren einem 
starken Wandel unterworfen. Nicht nur die fort-
schreitende Internationalisierung der Wirtschaft und 
der Shareholder-Value-Kapitalismus stellen Gewerk-
schaften und Betriebsräte vor immer neue Heraus-
forderungen. Auch die Ansprüche der Beschäftigten 
an ihre Interessenvertretung haben sich deutlich 
verändert. Sie wollen mitreden, wenn es um ihre 
berufliche Zukunft geht, und sie wollen ihre Kompe-
tenzen und ihr Wissen im Betrieb stärker einbringen. 
Insbesondere die wachsende Gruppe an Wissensar-
beiterInnen, die über größere Handlungsspielräume 
verfügen und mehr Verantwortung tragen, erwartet 
mehr Mitsprache in ihrem betrieblichen Alltag.

Die im Rahmen der Initiative Trendwende 2007 
durchgeführte repräsentative Potenzialanalyse un-
ter Beschäftigten bestätigt diesen Befund. Danach 
wünschen sich viele Gewerkschaftsmitglieder mehr 
Möglichkeiten der aktiven Beteiligung. In einer Zeit, 
in der Betriebsräte und Gewerkschaften immer wie-
der aufs Neue um Akzeptanz und Unterstützung bei 
den Beschäftigten werben müssen, sollten sie diese 
Chance zur Mitgliederbindung und -gewin-
nung stärker nutzen. Mit neuen erweiterten 
Formen der Beteiligung können sie dieses Potenzial 
nutzen und zugleich auf die veränderten Anforde-
rungen in der Arbeitswelt eingehen. Mehr Mitspra-
che- und Teilhabechancen sind die Basis für eine 
bessere Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit und für 
eine größere persönliche Beteiligung der Beschäf-
tigten. Das setzt eine stärkere Einbeziehung ihrer 
Interessen und Bedürfnisse voraus und führt zu 
einem nachhaltigeren Engagement als traditionelle 
Stellvertreterpolitik.

Im Rahmen des Trendwende-Projektes „Mitbe-
stimmung & Teilhabe“ haben der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften über zwei Jahre lang Par-
tizipationsansätze in der Arbeit von Betriebsräten 
und Vertrauensleuten erprobt. Es hat sich gezeigt: 
Partizipation hat eine vertrauensbildende und iden-
titätsstiftende Wirkung, weil die Beschäftigten ein-
bezogen werden und für sie wichtige Lösungsvor-
schläge einbringen können. Partizipation fördert 
den Kontakt und die Kommunikation zwischen 
den einzelnen Gruppen, was nicht in allen Betrieben 
selbstverständlich ist. Partizipation fordert auch, die 
Perspektive des Anderen einzunehmen, eine Fähig-

keit, die in betrieblichen Aushandlungsprozessen 
von hoher Bedeutung ist. Durch beteiligungsori-
entierte Arbeit kann die Basis der aktiv Beteiligten 
deutlich erhöht werden, denn am Ende dieses Pro-
zesses stehen Beschäftigte, die durch ihre Mitar-
beit Veränderungen bewirkt haben, von denen sie 

überzeugt sind und die sie mittragen. Nicht zuletzt 
eröffnet sich den Beteiligten dadurch eine neue Di-
mension der Sinnhaftigkeit von Betriebsräten und 
Gewerkschaften.

Partizipation führt auch zu positiven Effekten für 
die Betriebsräte. Zum einen können sie im Laufe 
eines solchen Prozesses von dem Druck entlastet 
werden, fortwährend Lösungen bereitstellen zu 
müssen, sondern diese werden gemeinsam mit 
den Beschäftigten erarbeitet. Zum anderen können 
sie die gute Erfahrung machen, stärker durch ihre 
Belegschaft gestützt zu werden, und können so 
gemeinsam mit den Beschäftigten ihre Interessen 
wirkungsvoller durchsetzen. Gewerkschaftsarbeit 
muss diesen Nutzen für die Beschäftigten und 
Betriebsräte stärker herausstellen und die 
veränderten Anliegen der Menschen in ihre Arbeit 
integrieren.

Beteiligung MACHT stark und eröffnet 
neue Handlungsoptionen – sei es in der Erarbei-
tung gemeinsamer Ziele und Lösungen oder in der 
Durchsetzung gemeinsamer Interessen. Und darum 
ist sie ein wichtiger Schlüssel für die Zukunftsfähig-
keit der Gewerkschaften. Denn nur mit gut organi-
sierten Belegschaften, aktiven Vertrauensleuten und 
starken Betriebsräten kann dem wachsenden Druck 
für den Abbau von Arbeitnehmerrechten und sozi-
aler Sicherung etwas entgegengesetzt werden. Ne-
ben politischen Konzepten und guten Argumenten 
ist vor allem das Engagement der Beschäftigten von 
Nöten. Mit einer beteiligungsorientierten Betriebs- 
und Gewerkschaftsarbeit kann diese MACHT zu-
rück gewonnen werden.   •

T r e n d w e n d e - P r o j e k t  „ M i t b e s t i m m u n g  &  T e i l h a b e “

Beteiligung sichert Zukunftsfähigkeit
Die Veränderungen in der Arbeitswelt erfordern neue Formen der Beteiligung von Beschäftigten und 
Gewerkschaftsmitgliedern. Mit einer stärker beteiligungsorientierten Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 
können die Gewerkschaften nur gewinnen. Davon ist Heike Kauls, DGB, überzeugt.

Heike Kauls, 45, Bereichslei-
terin für Energie- und Um-
weltpolitik beim DGB-Bundes-
vorstand, leitet das Projekt 
„Mitbestimmung und Teilhabe“ 
im Rahmen der gewerkschafts-
übergreifenden Initiative 
Trendwende.
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„Die Satzung der IG Metall ist nicht in 
der Lage, den Tod zu verbieten.“

Der Erste Vorsitzende der IG Metall, Berthold Huber, am 16. Januar zur 
Entwicklung der Mitgliederzahlen der Gewerkschaft.
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KONJUNKTUR: Massives Programm notwendig

dieDGBgrafik

Die Finanzkrise schlägt auf die Wirt-
schaft durch. Die Auswirkungen für 
Deutschland, den Euroraum und die 
USA: ein Minus beim Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) und steigende Arbeitslosen-
quoten. Das prognostiziert das Institut 
für Makroökonomie und Konjunktur-
forschung in der Hans-Böckler-Stiftung 
(IMK). Die Politik habe aber noch die 
Chance, aus dem BIP-Minus ein Plus zu 
machen, so das IMK: In Deutschland 
wäre das mit einem Konjunkturpro-
gramm von 50 Milliarden Euro mög-
lich. www.boeckler.de/imk ©

 D
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Quelle: Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)

1) 2009: Prognose IMK
2) in Prozent der Erwerbspersonen
3) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent

Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt und Arbeitslosenquote in Deutschland, 
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Schlusspunkt●

log zwischen Forschung und Pra-
xis“, Duisburg

29.1.  DGB NRW, GEW 
NRW und Ruhruniversität Bo-
chum, Wissenschaftssymposium 
2009 „Länger gemeinsam lernen! 
Neue Befunde aus der Forschung“, 
Bochum

29.1.  Netzwerk Ressour-
ceneffizienz, 3. Netzwerkkonferenz 
„Erfolgreiche Nachhaltigkeit“, Berlin

3.2.  DGB NRW, Veran-
staltung „LebensWert – im Mittel-
punkt der Mensch“, Dortmund

3.2.  GdP, Bundesweiter 
Polizeiaktionstag, Protestmarsch 
in Hannover mit Konrad Freiberg, 
Hannover

5.2.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Workshop „Betriebsschlie-
ßungen, Standortverlagerungen 
und Handlungsstrategien der Inte-
ressenvertretungen“, Düsseldorf

••• Kai Lindemann, 40, Politolo-
ge, bisher im Bereich Gesellschafts-
politik und Grundsatzfragen beim 
DGB-Bundesvorstand tätig, davor 
Referatsleiter Planung und Koor-
dinierung beim DGB-Bezirk Berlin-
Brandenburg, ist ab dem 1. Februar 
Internet-Wissenschaftsredakteur 
bei der Internetredaktion des DGB-
Bundesvorstands.
••• Andreas Henke, 39, Politik-
wissenschaftler und Journalist, ist 
seit 1. Oktober 2008 neuer Presse-
sprecher des ver.di-Landesbezirks 

Baden-Württemberg. Davor war 
er als ver.di-Sekretär mit verschie-
denen Aufgaben betraut, unter an-
derem mit der Pressearbeit für den 
Bereich Öffentlicher Dienst.

••• Martin Benner, 41, bisher 
Redakteur in der Wirtschaftsredak-
tion von Deutsche Welle TV (DW-
TV), ist seit dem 1. Dezember 2008 
Mitarbeiter in der Pressestelle des 
DGB Rheinland-Pfalz.
••• Christian Lauschke, 31, 
Projektkoordinator beim DGB-
Bundesvorstand, ist seit dem 1. 
Januar persönlicher Referent von 
DGB-Vorstandsmitglied Dietmar 
Hexel. Die laufenden Projekte der 
Initiative Trendwende koordiniert 
Christian Lauschke weiterhin.

27.1.  Tag des Gedenkens 
an die Opfer des Nationalsozialismus

27.1.-1.2.  Weltsozialforum, 
Belem (Brasilien)

28.1.  ver.di, Diskussion 
„Wege und Irrwege aus der Krise 
des Finanz-Kapitalismus“, Berlin

28.1.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Wirtschaftskrise 
global – rettet uns die Finanzpoli-
tik in Deutschland und Europa?“, 
Magdeburg

29.1.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Arbeitszeit im Dia-

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

personalien



U
R
T
E
I
L
E

U
R
T
E
I
L
EU R T E I L E U R T E I L E

Fa m i l i e n z u s c h l a g

Entzug erst bei Hinderniskenntnis
Der kindbezogene Familienzuschlag darf von einem Soldaten erst

ab dem Zeitpunkt zurückverlangt werden, von dem an er von der an-
deren Abstammung des bisher für leiblich gehaltenen Kindes weiß.

Der Fall: Der Soldat wurde im Juli 2006 geschieden. Während
der Ehe war 2003 ein Sohn geboren worden. Im Mai 2005 trennten
sich die Eheleute; seitdem lebt das Kind im Haushalt der Mutter.Mit-
te 2006 erfuhr der Betroffene, dass seine geschiedene Frau während
der Empfängniszeit ein Verhältnis mit einem anderen Mann hatte,
von dem das Kind abstamme. Deshalb focht er seine Vaterschaft an.
Im Februar 2007 stellte das Amtsgericht fest, dass der Soldat nicht
der leibliche Vater ist. Die Wehrbereichsverwaltung forderte darauf-
hin den gezahlten kindbezogenen Familienzuschlag ab Juli 2006
zurück. Die Klage dagegen hatte Erfolg.

Das Verwaltungsgericht: Der Soldat hat zwar in der Zeit von
Juli 2006 bis Januar 2007 keinen Anspruch auf kindbezogenen Fa-
milienzuschlag gehabt, da das Kind kein leiblicher Sohn ist. Er kann
sich aber darauf berufen, dass er den überzahlten Betrag von ca. 91,-
Euro monatlich für seinen Lebensunterhalt verwendet habe. Dem
steht nicht entgegen, dass er es bereits ab Sommer 2006 für möglich
gehalten hat, nicht der leibliche Vater zu sein, denn tatsächliche
Kenntnis davon hat er erst im Januar 2007 erhalten. Es ist ihm zudem
nicht zumutbar gewesen, seinen Dienstherrn von dem anhängigen
Vaterschaftsprozess zu unterrichten, damit dieser die Zahlung unter
Vorbehalt hätte stellen können. Solange die Untreue der Kindsmut-
ter nicht feststand, hat er diesen Umstand des innersten privaten Be-
reichs, nicht offenbaren müssen.

S c h a l k e 0 4

Rechtsradikale Musik Kündigungsgrund
Veranstaltet ein für ein Fußball-Fanprojekt Verantwortlicher

rechtsradikale Konzerte, so begründet dies eine fristlose Kündigung.
Der Fall: Der Sozialarbeiter war seit 1996 beim Gelsenkirchener

Fußballverein als hauptamtlicher Mitarbeiter im Rahmen eines Fuß-
ball-Fanprojekts beschäftigt. Der Arbeit im Fanprojekt liegt das na-
tionale Konzept „Sport und Sicherheit“ zugrunde. Ziel ist es unter
anderem, Gewalt einzudämmen und extremistische Orientierungen
abzubauen. Der Sozialarbeiter veranstaltete ab 1996 in unregel-
mäßigen Abständen Musikveranstaltungen mit rechtsradikaler Mu-
sik. Als der Fußballverein davon erfuhr, kündigte er dem Sozialarbei-
ter fristlos. Die Klage dagegen hatte keinen Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Die in den Musikveranstaltungen
auftretenden Musikgruppen sind eindeutig der rechten Szene zuzu-
ordnen. Als Leiter des Projektes hatte der Sozialarbeiter auch reprä-
sentative Funktionen gegenüber anderen gesellschaftlichen Institu-
tionen wahrzunehmen. Die Eignung dafür hat er durch sein außer-
dienstliches Verhalten in Frage gestellt. Obwohl er gegen extremisti-
sche Orientierungen arbeiten sollte, hat er in seiner Freizeit rechtsex-
treme Musik nicht lediglich privat gehört und sich mit ihr auseinan-
der gesetzt, sondern sie nach außen ohne kritische Distanz verbrei-
tet. Da dieser Widerspruch für ihn auch erkennbar gewesen ist und
er nicht damit habe rechnen können, dass der Arbeitgeber dies hin-
nimmt, hat es einer vorherigen Abmahnung nicht gedurft.

K ü n d i g u n g

Klage innerhalb drei Wochen
Will ein Arbeitnehmer gegen die Kündigung seines Arbeitsver-

hältnisses vorgehen, muss er innerhalb einer Frist von drei Wochen
nach Zugang der schriftlichen Kündigung Klage beim Arbeitsgericht
erheben.War er verhindert, die Klage rechtzeitig zu erheben, so kann
er unter bestimmten Bedingungen beantragen, die Klage nachträg-
lich zuzulassen. Hat der Arbeitnehmer allerdings die Klage verschul-
det zu spät erhoben, gilt die Kündigung als von Anfang an rechts-
wirksam. Hat sein Prozessbevollmächtigter die Fristversäumnis ver-
schuldet, so ist dieses Verschulden demArbeitnehmer zuzurechnen.

B e f r i s t e t e s A r b e i t s v e r h ä l t n i s

Auch bei Mitgliedschaft im Betriebsrat
Ein befristetes Arbeitsverhältnis ist auch zulässig, wenn der Ar-

beitnehmer Mitglied im Betriebsrat ist. Der Arbeitgeber ist daher
auch nicht verpflichtet, allein wegen der Betriebsratstätigkeit einen
befristeten Arbeitsvertrag zu verlängern.

R e h a - M a ß n a h m e

Wünsche des Patienten beachten
Ist zur Stabilisierung des Gesundheitszustandes eine ambulante

Behandlung nicht mehr ausreichend, besteht Anspruch auf stationä-
re Rehabilitation. Bei derAuswahl unter den zugelassenen Reha-Ein-
richtungen sind den berechtigten Wünschen der Versicherten Rech-
nung zu tragen. Insbesondere sind Lebenssituation,Alter und sonsti-
ge Bedürfnisse des Leistungsberechtigten zu berücksichtigen.

A l k o h o l i m S t r a ß e n v e r k e h r

Fahrrad gilt auch als Fahrzeug
Wird ein Fahrzeug im Straßenverkehr mit einer Blutalkoholkon-

zentration von 1,6 Promille oder mehr geführt, so ordnet die Fahrer-
laubnisbehörde die Einholung eines medizinisch-psychologischen
Gutachtens an. Dabei gilt auch ein Fahrrad als Fahrzeug. Denn bei
1,6 Promille ist es gerechtfertigt, auf einen chronischen Alkoholkon-
sum zu schließen. Die Begutachtung dient dann dazu, das künftige
Alkoholtrinkverhalten zu beurteilen, insbesondere die Fähigkeit zum
Trennen von Trinken und Fahren.

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Gesamtzusage geht über
Die aus einer Gesamtzusage gegenüber dem einzelnen Arbeit-

nehmer erwachsene Verpflichtung geht bei einem Betriebsübergang
auf den Erwerber über.
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Richter sehen Reformbedarf
Jedes Jahr vermeldet das Bundesso-
zialgericht (BSG) neue Rekordzahlen 
von Klagen zum Sozialgesetzbuch II 
(SGB II) – also zu Hartz IV. Im Januar 
schlugen die obersten Sozialrichter 
jetzt endgültig Alarm: Fast 175 000 
neue Klagen in erster Instanz im 
Jahr 2008. „Reformen bringen 
immer Klärungsbedarf mit sich, 
aber das hat alle überrascht“, fasste 
BSG-Präsident Peter Masuch die Er-
fahrungen mit den Hartz-Gesetzen 
zusammen. Masuch richtete erst-
mals ungewöhnlich deutliche Worte 
an die Politik. Es müsse überlegt 
werden, „ob der Gesetzgeber durch 
Neuregelungen nicht mehr Klarheit 
schaffen kann“, sagte Masuch.

Soll heißen: Die Kasseler Richter 
halten eine „Reform der Reform“ 
für notwendig – um bisher im 
SGB II nicht eindeutig formulierte 
Hartz-IV-Regelungen zu korrigie-
ren, die besonders häufig zu Klagen 
führen. Dazu gehören laut Masuch 
vor allem die Anrechnung von Ein-
kommen und Vermögen bei der Be-
rechnung von Leistungen sowie die 
Kostenübernahme für Unterkunft 
und Heizung. Auch die inzwischen 

zuständigen Stellen, die ARGEn, 
würden die Urteile oft weder zur 
Kenntnis nehmen noch umsetzen, 
kritisiert BSG-Vizepräsidentin Ruth 
Wetzel-Steinwedel. Ein Vorwurf, den 
die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
postwendend zurückwies. Die BA 
achte jederzeit auf die „aktuelle 
höchstrichterliche Rechtssprechung“, 
erklärte ein Behördensprecher.

Trotzdem landen immer wieder 
Fälle zu Rechtsfragen vor deut-
schen Sozialgerichten, die längst 
vom BSG verhandelt und entschie-
den wurden. Die Schuld dafür trifft 
aber nicht die SachbearbeiterInnen 
und „FallmanagerInnen“ in den 
ARGEn, meint ver.di-Sprecher Jan 
Jurczyk. „Die Beschäftigten in den 
ARGEn sind völlig überlastet. Der 
Betreuungsschlüssel wird immer 
schlechter, während permanent 
neue Aufgaben auf die Mitarbeite-
rInnen zukommen“, erklärt Jurczyk. 
„Darunter leiden Ratsuchende und 
Beschäftigte gleichermaßen.“

Die Bundesregierung sorgt aber 
weder beim Personalstand für Ver-
besserungen, noch stoppt sie die 
„Klageflut“ durch eine klarere 
Gesetzgebung. Stattdessen hat sie 
im letzten Jahr versucht, durch eine 
Reform des Sozialgerichtsgesetzes 
die Sozialgerichte zu entlasten: Un-
ter anderem durch eine Anhebung 
der „Berufungssumme“, die den 
finanziellen Streitwert festlegt, ab 
dem KlägerInnen nach einer Nie-
derlage in der ersten Instanz in 
Berufung gehen können. Und da 
es bei Hartz-IV-Klagen häufig um 
niedrige Streitwerte geht, könnten 
so immer mehr Betroffene die 
Möglichkeit zur Berufung in ihrem 
Streitfall verlieren.   •

+  Florian Toncar (FDP) 
fordert angesichts des 

aktuellen UN-Menschenrechts-
berichts von der Bundesregie-
rung mehr Anstrengungen im 
Flüchtlingsschutz. Probleme 
wie der fehlende Zugang zum 
Bildungs- und Gesundheits-
wesen für Flüchtlinge ohne 
Aufenthaltsstatus hätten 
längst gelöst sein müssen. 

- CSU-Familienexperte 
Johannes Singhammer 

findet eine Anhebung der 
Hartz-IV-Regelsätze für Kinder 
zwar gut, gleichzeitig müssten 
aber auch Familien mit „höhe-
rem Einkommen“ durch Steu-
erfreibeträge entlastet wer-
den. Sonst würden „wieder 
einmal“ Familien getroffen, 
die „viel und hart arbeiten“.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.youtube.com/ilotv
Youtube-Kanal der 

Internationalen 
Arbeitsorganisation ILO

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Sonderinfo des DGB für 

BeamtInnen über die Tarif- 
und Besoldungsrunde 2009

rund einhundert höchstrichterlichen 
Entscheidungen des Bundessozial-
gerichts zur Arbeitsmarktreform 
finden sich immer noch nicht im 
Gesetzestext wieder: Es gibt deut-
lichen Nachholbedarf für die Bun-
desregierung.

Aber nicht nur im Gesetzestext 
kommen die Entscheidungen des 
BSG nicht an – auch die für Hartz IV 
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Trauriger Rekord
Neue Verfahren in erster Instanz zu 
Fragen des Sozialgesetzbuchs II 
(„Hartz IV“) bei den 
Sozialgerichten

Seit Einführung der Hartz-Gesetze 
ist die Zahl der Klagen gegen 
Hartz IV-Regelungen Jahr für Jahr 
sprunghaft gestiegen.
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Naziaufmarsch 
stoppen
Die DGB-Region Dresden/Oberes 
Elbtal und das Kulturbüro Sach-
sen e.V. rufen am 14. Februar zur 
Demonstration „Geh denken“ in 
Dresden auf. Anlass ist der ge-
plante Aufmarsch europäischer 
Rechtsextremisten zum Gedenken 
an die Bombardierung der Elbstadt 
im Zweiten Weltkrieg. Wie in den 
Vorjahren hoffen die Initiatoren 
von „Geh Denken“ darauf, die 
Nazi-Kundgebung „friedlich und 
entschlossen“ blockieren zu kön-
nen.

Alle DemokratInnen müssten 
sich denen entgegen stellen, die 
die unveräußerlichen Menschen-

rechte mit Füßen treten und die 
Demokratie beseitigen wollen, 
heißt es im Aufruf zur Demonstrati-
on. Auf der zentralen Kundgebung 
werden unter anderem der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer und 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach sprechen.   •
www.geh-denken.de

Ende Januar hat der „Beirat zur 
Überprüfung des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs“ erstmals nach der 
Pflegereform 2008 einen Bericht 
mit Vorschlägen zur Neuordnung 
des Pflegesystems vorgelegt. 
Zentrale Punkte: Die Pflegebe-
dürftigkeit soll künftig nicht mehr 
nach der erforderlichen Pflegezeit 
beurteilt werden. Stattdessen soll 
der „Grad der Selbstständigkeit“ 
der Pflegebedürftigen im Mittel-
punkt stehen. So soll etwa der 
tatsächliche Pflegeaufwand für 
Demenzkranke – die zwar weni-
ge körperliche Einschränkungen 

L e i h a r b e i t

Kurzarbeit 
nutzen
Im Rahmen des Konjunkturpakets 
II wurden auch die Kurzarbeitsre-
gelungen neu gestaltet. Die von 
der aktuellen Wirtschaftskrise be-
reits betroffene Leiharbeitsbran-
che nutzt Kurzarbeit aber bisher 
kaum, um Entlassungen zu ver-
meiden. Nach Einschätzungen des 

A u s b i l d u n g s m a r k t

Schutzschild 
für Ausbildung
Die internationale Finanz- und Wirt-
schaftskrise schlägt auch auf den 
deutschen Ausbildungsmarkt durch: 
2008 wurden bereits fast 10 000 
Ausbildungsverträge weniger ab-
geschlossen als noch ein Jahr zuvor. 
Von den über 600 000 gemeldeten 
BewerberInnen, konnte gerade 
einmal die Hälfte eine betriebliche 
Ausbildung beginnen. Angesichts 
dieser Entwicklung würden die 
„üblichen Ankündigungen“ und 
Selbstverpflichtungen der Ausbil-
dungspaktpartner – Wirtschaft und 

E U - K o m m i s s i o n

EU stärkt 
sozialen Dialog
Ein Anfang Februar von der EU-Kom-
mission vorgestellter Bericht weist 
den Sozialpartnern eine zentrale Rol-
le bei der Bewältigung der aktuellen 
Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Funk-
tionierende Beziehungen zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften, 
gute Betriebsverfassungen und ein 
ausgeprägtes Tarifsystem „schaffen 
positive wirtschaftliche und soziale 
Ergebnisse, sowohl in Phasen des 
Niedergangs wie des Wachstums 
der Wirtschaft“, erklärte EU-Kom-
missar Vladimir Spidla bei der Vor-
stellung des Berichts. Der Staat solle 
über Arbeitsbedingungen, Aus-
bildung und aktive Arbeitsmarkt-
politik nicht allein entscheiden. 
„Die Sozialpartner können hier ei-
ne wichtige Rolle spielen.“
Der Bericht online: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

haben, sich aber dennoch nicht 
selbstständig versorgen können – 
besser berücksichtigt werden. Au-
ßerdem sollen die Pflegestufen dif-
ferenzierter gestaltet werden: Statt 
Pflegestufe I bis III sollen künftig 
fünf Pflegestufen eingeführt wer-
den. Der DGB unterstützt die Vor-
schläge des Expertengremiums 
– und fordert zugleich „schnelle 
politische Konsequenzen“. Um 
die notwendigen Mehrleistungen 
finanzieren zu können, müsse die 
Pflegeversicherung in eine einheit-
liche „Bürgerversicherung für alle“ 
umgewandelt werden.   •

Deutschen Gewerkschaftsbundes 
haben die „Verleiher“ seit Früh-
jahr 2008 bereits bis zu 120 000 
LeiharbeiterInnen entlassen, aber 
bei der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) bis zum Januar nur für 2300 
Arbeitskräfte Kurzarbeit angemel-
det. Das zeige, „dass die Branche 
der sozialen Verantwortung für ihre 
Beschäftigten nicht gerecht wird, 
im Unterschied zu vielen anderen 
Unternehmen, die mit Kurzarbeit 
die schwierige Zeit zu überbrücken 
versuchen“, erklärt DGB-Vorstand 
Annelie Buntenbach. Stattdessen 
walze die Branche ihre Verantwor-
tung „auf die Betroffenen und die 
Arbeitslosenversicherung ab“.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Politik – nicht mehr ausreichen, er-
klärte die stellvertretende DGB-Vor-
sitzende Ingrid Sehrbrock. Sie for-
dert einen „wirksamen Schutzschirm 
für Ausbildungsplätze“: Die Bun-
desregierung müsse unter anderem 
regionale und branchenbezogene 
Ausbildungsfonds finanziell fördern. 
Der Online-Newsletter „Ausbil-
dung für alle“ der DGB-Jugend hat 
in der aktuellen Ausgabe die Aus-
bildungsbilanz 2008 analysiert.  •
Download: www.ausbildung-fuer-alle.de

P f l e g e

Fünf statt drei Stufen

POLITIK AKTUELL
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für Arbeit / Bundeszentrale 
für politische Bildung

37,5

29,0

26,7

6,8
zu späte 
Meldung als 
„arbeitsuchend“

andere Melde-
versäumnisse

Arbeits-
aufgabe /

eigene
Kündigung

sonstige Gründe

Fälle ver-
hängter Sperr-
zeiten gesamt:

639.222

Ein Drittel meldet zu spät
Anteil der Gründe für verhängte Sperrzeiten beim 
Arbeitslosengeld 2007 (in Prozent)

Über ein Drittel aller Sperrzeiten, bei denen die Arbeits-
agenturen die Zahlung des Arbeitslosengeld I vorübergehend 
einstellen, wird nur deshalb verhängt, weil sich die Betrof-
fenen vor ihrer Arbeitslosigkeit nicht rechtzeitig als „arbeit-
suchend“ gemeldet haben. In manchen Agenturbezirken der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) gilt das sogar für etwa die 
Hälfte aller Sperrzeiten-Fälle.
Nach geltendem Recht müssen ArbeitnehmerInnen sich spä-
testens drei Monate vor einer möglichen Arbeitslosigkeit bei 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) als arbeitsuchend melden – 
zum Beispiel wenn eine Kündigung vorliegt, aber auch, wenn 
ein befristeter Vertrag ausläuft und eine Weiterbeschäftigung 
noch nicht garantiert ist. Erfolgt diese Meldung zu spät, kann 
die BA eine „Sperrzeit“ verhängen: In der ersten Woche der 
Arbeitslosigkeit gibt es dann kein Geld.
Die Meldung kann telefonisch bei der BA abgegeben werden: 
0180 1 555111 (Mo. bis Fr., 8 bis 18 Uhr, Festnetz 3,9 Cent/Min.)
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Schock nichts geändert. Insgesamt 
sind die Bildungsausgaben rück-
läufig. Und auch der Bildungsgip-
fel im letzten Herbst und das von 
der Kanzlerin beschworene hehre 
Ziel von der „Bildungsrepublik 
Deutschland“ haben keinen Kurs-
wechsel gebracht. So wurde auf 
dem Bildungsgipfel zwar verein-
bart, dass bis 2015 der Anteil der 

öffentlichen Bildungsausgaben am 
BIP um 0,8 Prozent steigen soll, 
aber es wurden keine verbindlichen 
Vereinbarungen getroffen, um im 
OECD-Ranking besser dazuste-
hen. Danach hinkt Deutschland 
seit Jahrzehnten hinterher. Wäh-
rend Länder wie Norwegen oder 
Schweden 7,0 Prozent des BIP für 
Bildung aufwenden, sind es nach 
OECD-Berechnungen hierzulande 
gerade mal 4,5 Prozent.

Herausgekommen ist auf dem 
Bildungsgipfel neben der vagen 
Finanzzusage für das Jahr 2015 
lediglich, dass eine Arbeitsgruppe 
bis nach der Bundestagswahl 2009 

POLITIK AKTUELL Konjunkturpaket II 
reicht nicht

Das Konjunkturpaket II des 

Bundes stellt den Kommu-

nen und Ländern rund 6,5 

Mrd. für überfällige Sa-

nierungsmaßnahmen von 

Schulen, Kitas und Hoch-

schulen zur Verfügung. Aus 

Sicht der Gewerkschaften ist 

das zwar ein Schritt in die 

richtige Richtung, aber bei 

weitem nicht ausreichend. 

So besteht nach einer Studie 

des Deutschen Instituts für 

Urbanistik bis 2020 allein 

ein Investitionsbedarf von 

rund 73 Milliarden Euro für 

Sanierung und energetische 

Nachrüstung in den 44 000 

deutschen Schulen.

„Die Sanierung von Kinder-

gärten, Schulen und Hoch-

schulen ist wichtig, es reicht 

aber nicht aus, in Dächer 

und Gebäude zu investie-

ren“, erklärt DGB-Vize Ingrid 

Sehrbrock. Einen wirksamen 

„Schutzschirm für Arbeits-

plätze“ werde es auf Dauer 

nur geben, wenn in die Men-

schen investiert wird.

Sehrbrock fordert neben der 

kurzfristigen Stärkung der 

Binnenwirtschaft und Inves-

titionen in die Infrastruktur 

„ein Investitionspaket Bil-

dung“ als „dritte Säule eines 

Stabilisierungsprogramms 

für unsere Wirtschaft“: 

„Bund, Länder und Kom-

munen müssen mindes tens 

30 Milliarden Euro – Inves-

titionen in Gebäude nicht 

mitgerechnet – pro Jahr 

zusätzlich investieren, um 

bei den Bildungsausgaben 

Anschluss an europäisches 

Spitzenniveau zu erreichen.“

einblick 2/09
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B i l d u n g s f i n a n z i e r u n g

Viele Versprechen, wenig Investitionen
Wie viel einer Gesellschaft Bildung wert ist, zeigt sich vor allem in den Investitionen in das Bildungswesen. 
Hierzulande scheint der Stellenwert nicht hoch: Trotz Pisa-Schock, Bildungsgipfel und vieler schöner 
Politikerworte ist der Anteil der Bildungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) in den letzten Jahrzehnten 
kontinuierlich gesunken. „Wir müssen jetzt umsteuern“, fordert der GEW-Vorsitzende Ulrich Thöne.

Optionen für mehr Investitionen im 
Bildungssektor prüfen soll. Die Mi-
nisterpräsidenten der Länder konn-
ten sich nicht mal darauf einigen, 
dass die durch den demografisch 
bedingten Rückgang der Schüler-
zahlen freiwerdenden Mittel im 
Bildungsbereich verbleiben. Unter 
dem Strich sei das ein weiterer Frei-
brief für Kürzungen im Bildungsetat, 

wertet der GEW-Vorsitzende Ulrich 
Thöne. Ein weiteres Mal zeige sich, 
dass der Bildungsföderalismus in 
Deutschland sich als Hemmschuh 
für die Beseitigung der chronischen 
Unterfinanzierung der Bildung er-
weise. Die von der Föderalismus-
kommission geplante „Schulden-
bremse“ werde dazu beitragen, 
den Handlungsspielraum der Län-
der weiter einzuschränken. Thöne 
stellt klar: „Statt vager Finanzver-
sprechen brauchen wir jetzt schnelle 
und massive Investitionen von Bund 
und Ländern – um den Anschluss an 
die anderen europäischen Staaten 
nicht zu verlieren.“   •

Auf den ersten Blick sieht die Bilanz 
gar nicht so schlecht aus – nach 
dem jüngsten Bildungsfinanzbe-
richt des Statistischen Bundesamt 
von Ende letzten Jahres sind die 
Ausgaben für Bildung in Deutsch-
land in den vergangenen Jahren 
sogar gestiegen:1995 wurden aus 
öffentlichen und privaten Quellen 
128,2 Mrd. Euro aufgewendet, und 
bis 2006 sind diese Ausgaben auf 
142,9 Mrd. Euro gestiegen. Aller-
dings: In dieser Zeit ist das BIP wei-
ter gewachsen, und so bleibt auch 
der Anteil des Bildungsbudgets – 
bei dessen Berechnung über die 
Zahlen der OECD hinaus weitere 
Faktoren (etwa aus dem Bereich 
der Weiterbildung) berücksichtigt 
werden – am BIP rückläufig. Wäh-
rend 1995 das Bildungsbudget 6,9 
Prozent des BIP ausmachte, waren 
es 2006 nur noch 6,2 Prozent. 

Der größte Teil dieses Rück-
gangs beruht auf der Reduzierung 
der Bildungsausgaben der Bundes-
agentur für Arbeit. Aber auch in 
den anderen Bereichen – von der 
vorschulischen Bildung über allge-
meine und berufliche Schulen bis 
zu den Hochschulen – ist entweder 
Stagnation oder ein Rückgang zu 
verzeichnen. 

Ein Beispiel: Die öffentlichen 
Ausgaben für allgemein bildende 
und berufliche Schulen sind von 
2000 bis 2007 von 46,7 Mrd. Eu-
ro auf 51,4 Mrd. Euro gewachsen. 
Auf den ersten Blick sieht das nach 
einer beeindruckenden Steigerung 
um 9,9 Prozent aus. Doch ange-
sichts von etwa 12 Prozent Infla-
tion im selben Zeitraum handelt es 
sich de facto um eine Ausgaben-
kürzung.

Fazit: An der chronischen Unter-
finanzierung des Bildungssystems 
hat sich auch nach dem Pisa-

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 2

/0
9

Quellen: BLK Bildungsfinanzbericht 2004/2005; 
 Statistisches Bundesamt, Bildungs-
 finanzbericht 2008

*die so genannten Grundmittel 
  (ohne z.B. die Förderung der BA)

5,11

4,114,14
3,86 3,69

1975 19951985 20082005

Immer weniger 
für Bildung
Anteil öffentlicher Bildungsausgaben* 
am Bruttoinhaltsprodukt (BIP) in 
Deutschland (in Prozent)

Der Anteil der öffentlichen Ausgaben 
für Bildung am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) ist kontinuierlich gesunken. 
Um die Ausgabenquote von 1975 zu 
erreichen, wäre eine Steigerung der 
öffentlichen Bildungsausgaben um 35,3 
Mrd. Euro notwendig (plus 38 Prozent). 
Um wenigstens die Quote von 1995 
zu erreichen, müssten 10,3 Mrd. Euro 
zusätzlich ausgegeben werden (plus 11 
Prozent). Selbst bei einer solchen Stei-
gerung der Ausgaben würde Deutsch-
land im internationalen Vergleich noch 
weit von einem Spitzenplatz entfernt 
sein. Nach den OECD-Berechnungen 
betrug 2005 der Anteil der öffentlichen 
Bildungsausgaben am BIP in Deutsch-
land 4,5 Prozent (OECD-Schnitt: 5,4 %, 
Schweden: 7,0 %). Die niedrigeren Zah-
len in der Grafik rühren daher, dass hier 
lediglich die so genannten Grundmittel 
berücksichtigt wurden – nur so lassen 
sich langfristige Vergleiche erstellen.
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überwachen. Außerdem soll ein 
Mechanismus zur Streichung der 
Schulden von „Dritte-Welt-Län-
dern“ etabliert werden.

Das 2001 erstmals organisier-
te Weltsozialforum ist eine von 
NGOs und internationalen Gewerk-
schaften getragene Gegenveran-
staltung zum Weltwirtschaftsforum 
in Davos.   •
Die Abschlusserklärung zum Download:

www.einblick.dgb.de/hintergrund

PROJEKTE UND PARTNER

Ein Tag im Sommer 
2007: In einer Ham-
burger Beratungsstel-
le für MigrantInnen 
taucht Ana S. auf. Die 
Lateinamerikanerin 
arbeitet seit drei Jah-
ren als unterbezahlte 
und ausgebeutete 
Hausangestellte bei 
einer deutschen Fa-
milie – sie hat kei-
nen Aufenthaltstitel 
und keine Papiere. 
Die „ambulante Betreuung für 
Migrantinnen“ des Hamburger 
Vereins Verikom und die Gewerk-
schaft ver.di nehmen sich des Falls 
an: Ana S. zieht schließlich, ob-
wohl sie als „Illegale“ in Deutsch-
land lebt, vors Arbeitsgericht. Die 
Filmemacherin Anne Frisius hat 
Anas Fall begleitet und erzählt 

ihre Geschichte 
im Dokumentar-
film Mit einem 
Lächeln auf den 
Lippen. Die Bot-
schaft des Films: 
Auch „Illegale“ 
haben Rechte – 
und es lohnt sich, 
für diese Rechte 
zu streiten: Nicht 
zuletzt, um Men-
schen mit einem 
ähnlichen Schick-

sal Mut zu machen.

Premiere des Films ist am 22. Februar im 
Kino Babylon in Berlin (Rosa-Luxemburg-
Straße 30, 13.30 Uhr). Der Eintritt ist 
frei. „Mit einem Lächeln auf den Lippen“ 
kann außerdem für 35 Euro (für private 
Einzelbezieher nur 25 Euro) zuzüglich 
Versandkosten online bestellt werden:
www.kiezfilme.de/laecheln

neueFilme

W e l t s o z i a l f o r u m

Globaler 
Aktionstag 
Weltweit werden derzeit „Kon-
junkturpakete“ beschlossen – in 
der Hoffnung, sie mögen die Fol-
gen der internationalen Finanzkrise 
mindern. Der Ursprung der Krise – 
die weitgehende Deregulierung der 
Finanzmärkte – wird hingegen le-
diglich mit wenigen „kosmetischen 
Veränderungen“ überdeckt.

Die TeilnehmerInnen des Weltso-
zialforums (WSF) in Belém/Brasilien 
haben sich deshalb dafür entschie-
den, mit einem globalen Aktions-
tag am 28. März ihrer Forderung 
nach einer neuen, gerechteren 
Weltwirtschaftsordnung Nach-
druck zu verleihen. In Deutschland 
ruft Attac am Aktionstag unter dem 
Motto „Wir zahlen nicht für eure 
Krise“ zu Protestkundgebungen in 
Berlin und Frankfurt/Main auf, die 
die Forderungen des WSF aufgrei-
fen sollen: Die in Belém vertretenen 
sozialen Bewegungen und Nicht-
Regierungsorganisationen (NGOs) 
haben sich in einer Abschluss-
erklärung unter anderem dafür 
ausgesprochen, das internationale 
Finanzsystem in öffentlichen und 
demokratischen Strukturen zu 

internationalen Finanzkrise steht 
das Thema „Arbeitsrecht bei Un-
ternehmenskrisen“ im Mittelpunkt 
der Veranstaltung – weitere The-
men sind unter anderem befristete 
Beschäftigung und Mobbing.   •
www.aulnrw.de

A r b e i t  u n d  L e b e n

Arbeitsrecht und 
Wirtschaftskrise
Das deutsche Arbeitsrecht ist kom-
plex – und fast täglich fällen Ar-
beitsgerichte Entscheidungen, die 
für betriebliche Interessenvertre-
tungen von großer Bedeutung sein 
können. Für Betriebs- und Perso-
nalräte ist es deshalb nicht immer 
leicht, den Überblick zu behalten. 
Hilfe bietet Arbeit und Leben NRW 
mit dem „Arbeitsrechtstag Rhein-
Ruhr“ am 23. April in Essen. In 
Zusammenarbeit mit Rechtsan-
wälten und Richtern sollen Arbeit-
nehmervertreterInnen praxisnah 
über aktuelle und bedeutsame 
Arbeitsrechtsentscheidungen in-
formiert werden. Angesichts der 

S y m p o s i u m

Tarifvertrags-
gesetz wird 60
Ein runder Geburtstag: Das Tarif-
vertragsgesetz wird im April 60 
Jahre alt. Während das Gesetz sich 
seit 1949 kaum verändert hat, hat 
sich die Tarifstruktur in Deutsch-
land seitdem stark gewandelt. Das 
„Tarifpolitische Symposium“ von 
Hans-Böckler-Stiftung und DGB 
zieht am 23. und 24. April in Berlin 
kritisch Bilanz. VertreterInnen aus 
Gewerkschaften, Arbeitgeberver-
bänden, Politik und Wissenschaft 
diskutieren über die historische 
Entwicklung, derzeitige Probleme 
und künftige Perspektiven der Ta-
rifpolitik in Deutschland. Im Zen-
trum steht die Frage: Wie kann das 
Tarifsystem „re-stabilisiert“ und 
weiterentwickelt werden? Zu den 
Referenten gehören unter anderem 
der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer sowie Bundesarbeitsminister 
Olaf Scholz (SPD).   •
www.boeckler.de

••• Der DGB NRW informiert am 
17. Februar in Bochum über die ak-
tuelle Förderperiode (2007 bis 
2013) des EU-Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE). Allein für das 
Land Nordrhein-Westfalen stehen 
1,3 Milliarden Euro Fördermittel 
bereit. Gegenüber den vorangegan-
genen EFRE-Programmen sind die 
Förderbedingungen in der aktuellen 
Periode von der EU völlig neu kon-
zipiert worden. Nach zwei Jahren 
zieht der DGB eine erste Bilanz: Wie 
können sich Beschäftigte, Betriebs- 
und Personalräte sowie Gewerk-
schaften an EFRE-Projekten betei-
ligen? Welche Erfahrungen gibt es 
bisher mit dem neu konzipierten 

interregio
Fonds? Und welche Konsequenzen 
ergeben sich daraus für weitere Pro-
jekte bis 2013? Diese und andere 
Fragen diskutiert der DGB gemein-
sam mit ExpertInnen aus Politik, 
Gewerkschaften und Wirtschaft.
Anmeldung bis zum 11. Februar: 
Melanie.Balazs@dgb.de, Stichwort „EFRE“

••• TRANSNET und der DGB 
Berlin-Brandenburg protestie-
ren massiv gegen die öffentliche 
Ausschreibung des Schienen-
Regionalverkehrs in Berlin und 
Brandenburg. Der Hintergrund: Die 
ausgeschriebenen Strecken sind in 
vier einzelne Ausschreibungen, so 
genannte „Lose“, unterteilt. Wer 
den Zuschlag beim ersten „Los“ 

erhält, kann sich um die weiteren 
nicht mehr bewerben. Der bisherige 
Anbieter, die Deutsche-Bahn-Toch-
ter „DB Regio“, hat also nicht mehr 
die Chance, erneut den Auftrag für 
alle ausgeschriebenen Strecken zu 
erhalten. Für DB Regio bedeute 
das, „dass garantiert Arbeitsplätze 
wegfallen werden“, kritisiert der 
DGB Berlin-Brandenburg. TRANS-
NET und DGB rufen deshalb zur 
Teilnahme an Protest-Demos auf, 
die vor die Berliner Parteizentralen 
von CDU und SPD ziehen. Die erste 
Demonstration ist für den 16. Fe-
bruar geplant – weitere folgen am 
2., 9. und 12. März.
www.berlin-brandenburg.dgb.de

reuung für

ih
im
fi
LLä
LLi
sc
A
h
u
fü
zu
zu
sc
ä

sal Mut zu mach



Bundesagentur 
für Arbeit



6

2/09

GEWERKSCHAFTEN

R e c h t s s t r e i t

Fulda-Urteil 
aufgehoben
Der Rechtsstreit um eine 1.-Mai-
Aktion von GewerkschafterInnen 
in Fulda hat ein Ende: 2007 hatte 
der DGB bei einer Satireaktion im 
Rahmen der Maikundgebung ein 
Bild des in der Region aktiven Unter-
nehmers Lutz Helmig (ATON Betei-
ligungsgesellschaft) wegen Lohn-
dumpings und Tarifflucht symbo-
lisch an den Pranger gestellt. Darauf-
hin verklagte Helmig insgesamt 
sechs GewerkschafterInnen – unter 
anderem wegen Beleidigung. In 
erster Instanz wurden sie zu einer 
Zahlung von 15 000 Euro Schmer-
zensgeld verklagt und gingen in 
Berufung. Das Verfahren vor dem 

Ungeachtet der 239 000 gesam-
melten Unterschriften hat der bay-
erische Verfassungsgerichtshof 
das vom DGB Bayern angestrebte 
Volksbegehren für einen Mindest-
lohn im Freistaat für unzulässig 
erklärt. Zuvor hatte das bayerische 
Innenministerium das Volksbegeh-
ren untersagt, der Gewerkschafts-
bund klagte. Trotz der Ablehnung 
sieht sich der DGB angesichts der 

Mit zwei verschiedenen 
Postkartenmoti-
ven werben DGB, 
IG BAU, IG BCE, IG Metall 
und ver.di für die Initia-
tive Schule und Arbeits-
welt. Im Rahmen dieser 
Initiative engagieren 
sich Eltern, LehrerInnen, 
Betriebsräte, Ausbil-
derInnen und Gewerk-
schafterInnen für eine 
bessere Kooperation 
zwischen Schule und Arbeitswelt und eine bessere Schule für alle. 
Die Initiative stellt sich auch auf der Bildungsmesse „didacta 2009“ 
vom 10. bis 14. Februar in Hannover vor. Die Postkarten können 
beim DGB-Bundesvorstand, Bereich Bildung, Qualifizierung und 
Forschung bestellt werden. 50 Karten (Mindestbestellmenge) 
kosten fünf Euro plus Versandkosten. 
Bestellungen: tanja.ebel@dgb.de, mehr Infos: www.schule.dgb.de

D G B  B a y e r n

Kein Mindestlohn-Volksbegehren

G e w e r k s c h a f t e n  2 0 0 9

Gute Arbeit 
international
2009 wird aus gewerkschaftlicher 
Sicht auch auf internationaler Ebe-
ne ein bedeutendes Jahr: Ende März 
wird es beim Gewerkschaftstreffen 

überwältigenden Zustimmung in 
der Bevölkerung als „Sieger in 
der Sache“. Der bayerische DGB-
Vorsitzende Fritz Schösser stellte 
klar, dass das Gericht nicht über 
den Mindestlohn selbst entschie-
den habe. Vielmehr habe bei der 
Urteilsbegründung das konkur-
rierende Bundesrecht im Fokus 
gestanden. In der Sache habe das 
Gericht nichts entschieden.   •

Oberlandesgericht Kassel ende-
te jetzt mit einem Vergleich: Ein 
Schmerzensgeld wird nicht gezahlt, 
die Prozesskosten werden geteilt, 
und die GewerkschafterInnen ver-
zichten darauf, eine identische Ak-
tion wie 2007 noch einmal durch-
zuführen. Das Bild von Helmig darf 
aber – da er als „relative Person der 
Zeitgeschichte“ gilt – auch weiter-
hin ohne Zustimmung für politische 
Aktionen gebraucht werden.   •

D i s c o u n t e r

Lidl verschärft 
Druck
Dass die Arbeitsbedingungen bei 
Lidl nicht gerade „guter Arbeit“ 
entsprechen, das belegte nicht zu-
letzt die „Spitzelaffäre“ aus dem 
vergangenen Jahr. Die Gewerk-
schaft Nahrung-Genuss-Gaststät-
ten (NGG) beobachtet jetzt mit Sor-
ge eine neue Strategie des Unter-
nehmens. Über sein Kerngeschäft 
hinaus steigt Lidl vermehrt selbst 
in die Lebensmittel- und Getränke-
produktion ein. Wie die Arbeitsbe-
dingungen bei solchen Lidl-Produ-
zenten aussehen, hatte der Journa-
list Günter Wallraff 2008 in einer 
verdeckten Recherche bei einer Lidl-
Bäckerei aufgedeckt: unwürdige Ar-
beitsbedingungen, Niedriglöhne und 
ein arbeitgebergesteuerter Betriebs-
rat. Mit der neuen Rolle als Produzent 
gefährde Lidl Standorte und Arbeits-
plätze etablierter Hersteller, erklärte 
der stellvertretende NGG-Vorsitzen-
de Claus-Harald Güster. Mehr Infor-
mationen gibt es auf der Internet-
seite der „Supermarkt-Initiative“, mit 
der 20 Verbände, darunter die NGG, 
ver.di und die IG BAU, das Wirken 
der großen Supermarktketten kri-
tisch unter die Lupe nehmen.   •
www.supermarktmacht.de

(„Trade Union Summit“) im Umfeld 
des G20-Gipfels in London um die 
Bewältigung der internationalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise gehen – 
mit sozialem Anstrich und guter Ar-
beit. Im Oktober feiert der DGB nicht 
nur sein sechzigstes Jubiläum in 
Berlin (5.10.) gleichzeitig sind auch 
GewerkschafterInnen aus aller Welt 
in Berlin zu Gast: Vom 5. bis 8. Ok-
tober findet dort das diesjährige 
Exekutiv-Treffen des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes (IGB) statt. 
Am 7. Oktober, an dem zum zwei-
ten Mal der Welttag für menschen-
würdige Arbeit begangen wird, sind 
deshalb ebenfalls zentrale Veran-
staltungen in Berlin geplant.   •
Mehr internationale Termine: 
www.einblick.dgb.de/termine

Die GEW kritisiert 
die dezentralen 
Regelungen bei 

der Hochschulzulassung 
und fordert stattdessen 
ein Bundesgesetz, um den 
Hochschulzugang einheitlich 
zu gestalten. Den Bewerbe-
rInnen drohe sonst im Herbst 
erneut ein Zulassungschaos. 
Außerdem müssten mehr 
Studienplätze geschaffen 
und der Numerus Clausus 
abgeschafft werden, um 
genug wissenschaftliche 
Fachkräfte auszubilden.

ver.di fordert ange-
sichts des Urteils des 
Bundessozialgerichts 

zu den Hartv-IV-Regelsätzen 
für Kinder die Ausweitung 
der Schulbedarfssätze für 
Kinder und Jugendliche. 
Der Schulbedarfssatz müsse 
auch in der Oberstufe 
gezahlt werden.

Die IG Metall-Jugend 
hat die Kampagne 
„Operation Übernah-

me“ gestartet. Hintergrund: 
Viele junge Arbeitneh-
merInnen seien in prekären 
und befristeten Verhältnis-
sen beschäftigt, andere wür-
den nach der Ausbildung oft 
nicht von den ausbildenden 
Unternehmen übernommen.
www.operation-uebernahme.de

Die GdP fordert 
eine durchgängige, 
schulbegleitende 

Verkehrserziehung, um junge 
Menschen zu verantwor-
tungsvollen Verkehrsteilneh-
merInnen auszubilden. Dass 
die Verkehrserziehung bisher 
in der Grundschule ende, 
also bevor die meisten 
SchülerInnen aktiv am 
Straßenverkehr teilnehmen, 
sei nicht sinnvoll.

kurz&bündig
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Starke PARTNER
Schule & ArbeitsweltEine Initiative von DGB, IG Metall, ver.di, GEW, IG BCE und IG BAU
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MEINUNG Bunt statt braun

Die Zeiten, in denen Neona-

zis mit Springerstiefeln und 

Glatzkopf leicht auszuma-

chen waren, sind vorbei. 

Seit einigen Jahren setzt 

die extreme Rechte in der 

Öffentlichkeit auf Kapitalis-

muskritik und vermeintlich 

linke Rhetorik. Für den 

1. Mai 2009 haben militante 

Neonazis in Hannover eine 

Kundgebung unter dem 

Motto „Schluss mit Verar-

mung, Überfremdung und 

Meinungsdiktatur – Nati-

onaler Sozialismus jetzt!“ 

angemeldet. Gemeinsam mit 

einem breiten Aktionsbünd-

nis macht der DGB unter 

dem Motto „bunt statt 

braun. Kein Meter – Ge-

meinsam gegen den Nazi-

aufmarsch“ mobil. Kundge-

bung und Demo sollen ein 

Zeichen für Demokratie und 

Toleranz setzen. Die DGB-

Region Niedersachsen-Mitte 

kann dabei auf bewährte 

Strukturen zurückgreifen. 

Mit einem eigenen „Hand-

lungskonzept Rechtsex-

tremismus“ integriert die 

Region den Kampf gegen 

Neonazis in den gewerk-

schaftlichen Alltag.

Ein weiterer wichtiger Ter-

min im Kampf gegen Rechts, 

ist die Demonstration „GEH 

DENKEN“ am 14. Februar in 

Dresden. DGB und Bündnis-

partner rufen zur Teilnahme 

gegen den geplanten Neo-

naziaufmarsch zum Jahres-

tag der Bombardierung 

Dresdens auf (siehe Seite 2). 

Im Internet
http://erstermai-hannover.dgb.de
www.region-niedersachsen-
mitte.dgb.de

einblick 2/09

➜

Wenn sich in unserer Republik Rechtsextremisten, 
Neonazis und Rassisten auf die Straße wagen, sind 
DGB und Gewerkschaften bei Protesten und Akti-
onen ganz vorne dabei. Ob in Nürnberg, in Dresden, 
in Delmenhorst, in Köln und – wie am 1.Mai 2009 – 
in Hannover. Häufig haben 
wir die Federführung, und 
viele Aktionen und Bünd-
nisse würde es ohne uns 
gar nicht erst geben. Wir 
machen das aus der historischen 
Verpflichtung heraus, oder weil 
wir uns als überzeugte Antifa-
schisten verstehen oder weil es 
eben gemacht werden muss.

Genauso wildwüchsig wie 
die Motivation ist oft die Aus-
führung: uneinheitlich und un-
klar in Zielrichtung und Position 
und so verstaubt wie der Antifa-
schismus der 70er Jahre mit sei-
ner „Keinen Fußbreit“-Rhetorik. 
Meist ohne Beteiligung von Mi-
grantInnen ziehen wir durch die 
Straßen, und fast schon fanatisch fordern wir ein 
Verbot der NPD – was sinnvoll ist, aber in Anbe-
tracht einer veränderten Naziszene keine Antwort 
und erst recht keine Strategie ist.

Den Rechtsextremismus als Phänomen der Mit-
te der Gesellschaft thematisieren wir gerne, bleiben 
aber doch meist bei platten Verallgemeinerungen 
stecken. Die Balken im eigenen Auge nehmen wir 
manchmal erst wahr, wenn wir mit dem Kopf 
bzw. mit einer Umfrage darauf gestoßen wer-
den. Ich erinnere an ausländerfeindliche Tendenzen 
und rechtes Wahlverhalten, die sich durchaus auch 
in unserer Mitgliedschaft finden. Unsere Beschluss-
lage ist da zwar eindeutig, das alleine garantiert 
aber nicht immer eine entsprechende Praxis.

Dabei genießen die Gewerkschaften einen groß-
en Vertrauensvorschuss, wenn es um den Kampf 

gegen Rechts geht: Wir gelten als authentisch, 
bündnis- und aktionsfähig. Im Gegensatz zu den 
Parteien und anderen Organisationen wird uns eine 
führende Rolle zugestanden, ja sie wird geradezu 
abgefordert. Daraus lässt sich mehr machen, und da 
sollten der DGB und die Gewerkschaften ran. 
 ! Wir sollten nicht nur auf Naziaufmärsche rea-
gieren, sondern aktiv mit der Thematik umgehen: 
So lassen sich Menschen für die gewerkschaftliche 
Arbeit gewinnen, die wir über andere Wege nur 
schwer gewinnen können.
 ! Wir müssen in der Mitte der Gesellschaft agieren 
und Rassismus und Antisemitismus dort zum Thema 
machen: Wir müssen Auseinandersetzungen auch 
dann führen, wenn es ungemütlich wird und es Wi-
derstände gibt.
 ! Wir müssen kommunale und regionale Aktions-
pläne einfordern sowie die Länder und den Bund 
mehr in die Pflicht nehmen. Unsere Kompetenz in 
der Bildungsarbeit ist gefragt, sie sollte auch unter-
stützt werden.
 ! Unsere eigene Arbeit muss (selbst)kritisch be-
gleitet werden: Wir dürfen weder mit falschen Bil-
dern arbeiten („Heuschrecken“) noch einen falsch 
verstandenen „Standortnationalismus“ befördern, 
sondern müssen dagegen angehen. Der Kampf 
gegen Rechts kann nicht der gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit allein überlassen werden.
 ! Wir müssen neue Angebote der Partizipation in 
Betrieb und Gesellschaft entwickeln: Wer real mit 
gestalten kann, ist weniger anfällig für autoritäre 
Lösungen und sieht in KollegInnen mit Migrations-
hintergrund keine Bedrohung. Mehr Demokratie  – 
auch in der eigenen Organisation – ist eine Antwort 
auf autoritäres und nazistisches Denken.

Die Auseinandersetzung mit der extremen Rech-
ten ist eine große Chance für den DGB und die 
Gewerkschaften und ist notwendiger den je: Mit 
ihren neuen Themen wie der Globalisierungs- und 
Kapitalismuskritik, ihrer Anbiederung an die Arbei-
terbewegung und ihrer vermeintlich linken Rhetorik 
werden Rechtsextreme zu einer realen Bedrohung. 
Manche Wahlergebnisse und die zunehmenden Ge-
walttaten der rechten Szene machen das deutlich. 

Wenn die Gewerkschaften hier ihrem gesell-
schaftlichen Auftrag noch besser nachkommen, tut 
es sowohl uns wie auch der demokratischen Gesell-
schaft nur gut. Und neue Mitglieder, die wegen un-
seres klaren antifaschistischen Profils zu uns stoßen, 
können wir nur auf das Herzlichste begrüßen.   •

K a m p f  g e g e n  R e c h t s e x t r e m i s m u s

NPD-Verbot ist noch keine Strategie
Neonazis fischen nicht mehr nur am gesellschaft-
lichen Rand, sondern richten ihre Agitation zuse-
hends auf die politische Mitte aus. Das erfordert 
neue Akzente und Strategien im gewerkschaft-
lichen Kampf gegen Rechts. Sebastian Wertmüller, 
Vorsitzender der DGB-Region Niedersachsen-
Mitte, fordert deshalb mehr Partizipation und eine 
kritische Auseinandersetzung mit dem Thema – 
auch in den eigenen Reihen. 

Sebastian Wert-
müller, 48, ist 
DGB-Vorsitzen-
der der Region 
Niedersachsen-
Mitte. Seit sei-
nem 17. Lebens-
jahr engagiert 
sich der gelernte 
Sozialarbeiter 
aktiv gegen 
Rechts. 
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 Vertrieb durch PrintNetwork pn GmbH, Stralauer Platz 33-34, 10243 Berlin, PVSt, DPAG, Entg. bez., A 45918

„Für einen Krisenmanager, also für jemanden, der 
statt einem Schlagerstar oder einem Fußballer 
eine Krise zu managen hat, hat das Wohlergehen 
der Krise höchste Priorität. So gesehen handelt 
es sich bei der von Frau Merkel so trefflich 
geleiteten Bundesregierung um das wahrscheinlich 
erfolgreichste Krisenmanagement der Welt.“

Der Kabarettist Volker Pispers am 27. Januar auf WDR 2
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KRANKENVERSICHERUNG: Bundeszuschuss steigt deutlich

dieDGBgrafik

Seit der Gesundheitsreform 2004 er-
hält die gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) einen Steuerzuschuss aus 
dem Bundeshaushalt. Die Reform 
sah ursprünglich ab 2006 einen fixen 
Betrag von 4,2 Milliarden Euro jähr-
lich vor – seitdem ging es mit dem 
Steuerzuschuss erst ab-, jetzt wieder 
aufwärts: Da im Rahmen des Konjunk-
turpakets II die Krankenversicherungs-
beiträge sinken, gibt es allein in 2009 
und 2010 insgesamt 9 Milliarden Euro 
„Extra-Zuschuss“.
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Quelle: AOK-Mediendienst

Zuschuss zur Gesetzlichen Krankenversicherung aus dem 
Bundeshaushalt 2004 bis 2010 (in Milliarden Euro)
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zusätzlicher Bundeszuschuss
nach dem Konjunkturpaket II

zusätzlicher Bundeszuschuss
nach dem Konjunkturpaket II

2007200620052004 2008 2009 2010

Schlusspunkt●

10.-14.2.  didacta 2009, Bil-
dungsmesse, Hannover

11.2.  IG Metall, Konfe-
renz „Stark mit neuen Mitgliedern 
in bewegten Zeiten! Was haben 
wir 2008 erreicht? Was nehmen 
wir uns für 2009 vor?“, Berlin

12.2.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Zukunft der 
Berufsbildung“, Düsseldorf

12.2.  DGB Hamburg, De-
monstration „Finanzcasino schlie-
ßen!“, Hamburg

12.2.  Internationaler Tag 
gegen den Einsatz von Kindersoldaten

12./13.2.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Colloquium des wissen-
schaftlichen Nachwuchses zum 
Arbeits- und Sozialrecht, Erfurt

standes von Bündnis 90/Die Grü-
nen, ist seit dem 1. Januar externe 
Kommunikationsberaterin des DGB-
Vorstandes.

••• Marco Frank, 39, bisher poli-
tischer Referent im Bereich Jugend 
des DGB-Bundesvorstands, ist seit 
dem 1. Februar als Mutterschutz-/
Elternzeitvertretung Referent im 
Bereich Gesellschaftspolitik und 
Grundsatzfragen.
••• Volkmar Lübke, 61, seit 
1980 für verschiedene Verbrau-
cherorganisationen tätig, ist ab 
dem 1. April Koordinator des Netz-
werks für Unternehmensverant-
wortung CorA, in dem neben rund 
40 weiteren Organisationen unter 
anderem IG Metall und ver.di mit-
wirken.
••• Sigrid Wolff, 37, Juristin, 
bisher Leiterin der Pressestelle und 
Pressesprecherin des Bundesvor-

9.2.  DGB, Auftaktver-
anstaltung der Aktionswochen zur 
Alterssicherung „Alle unter einem 
Schirm“ mit DGB-Vorstand Annelie 
Buntenbach und dem ver.di-Vorsit-
zenden Frank Bsirske, Leipzig

10.2.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Workshop „Neues an der 
Verteilungsfront. Absturz in die 
Ungleichheit?“, Frankfurt/Main

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

14.2.  DGB Bayern und 
DGB-Jugend Bayern, Fachtagung 
„Rechtsextremismus in Bayern – 
ein gewerkschaftliches Handlungs-
feld“, München

14.2.  „Geh Denken“, 
Demonstration gegen Europas 
größten Nazi-Aufmarsch, Dresden

18.2.  ver.di, Diskussion 
„Die Zukunft öffentlicher Dienst-
leistungen im Zeichen der Finanz-
krise“, Berlin

19./20.2.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Fachtagung „Gleichstellung 
von Männern und Frauen – Gen-
der Mainstreaming in der Praxis“, 
Würzburg

20.2.  Welttag der sozi-
alen Gerechtigkeit

personalien
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Das Problem mit den Minijobs
Würde Schwarzarbeit in legale 
Arbeit umgewandelt, könnten bis 
zu 1,5 Millionen sozialversiche-
rungspflichtige Jobs entstehen, 
schätzt der DGB. Im Herbst will 
die Bundesregierung ihren elften 
Bericht „über die Auswirkungen 
des Gesetzes zur Bekämpfung der 
illegalen Beschäftigung“ vorlegen. 
Bereits jetzt sind die Verbände auf-
gerufen, Stellung zu nehmen.

Der DGB geht in seiner Stellung-
nahme davon aus, dass Schwarzar-
beit rückläufig ist, ihr Umfang sei 
aber „nach wie vor hoch“. Verbrei-
tet sei illegale Beschäftigung vor 
allem am Bau sowie im Taxi- und 
Transportgewerbe und im Hotel- 
und Gaststättenbereich, erklärte 
DGB-Vorstand Annelie Bunten-
bach. Und branchenübergreifend 
ergibt sich inzwischen ein weiteres 
Problem: „Häufig kommt illegale 
Beschäftigung in Kombination 
mit Minijobs vor“, kritisiert Bun-
tenbach. Mit deren Einführung sei 
die Hoffnung verbunden worden, 
Schwarzarbeit einzudämmen – al-
lerdings sei „eher das Gegenteil 
eingetreten“. Bei der Kontrolle von 

pflichtige Beschäftigung illegal als 
geringfügige Beschäftigung auszu-
weisen. Das zeigt etwa ein aktu-
eller Fall, den der Zoll in Rosenheim 
aufgedeckt hat: Der Geschäftsfüh-
rer einer Gebäudereinigungsfirma 
hatte über Jahre hinweg offiziell 
zwei Ehepaare angestellt – alle vier 
als geringfügig Beschäftigte. Doch 
nur die beiden Frauen arbeiteten 
tatsächlich bei dem Unternehmen. 
Die „Anstellung“ der Männer 
diente nur dazu, das Arbeitsentgelt 
der Frauen, das über 400 Euro (Mi-
nijob) hinausging, über die Männer 
abzurechnen. Durch diese äußerst 
kreative Form des Ehegatten-
Splittings sparte die Firma illegal 
17 000 Euro Sozialversicherungs-
beiträge. Der Geschäftsführer der 
Firma wurde in diesem Monat zu 
einem Jahr Haft auf Bewährung 
verurteilt.

Der DGB empfiehlt angesichts 
solcher Fälle, die Minijobs kritisch 
zu überprüfen – und gegebenen-
falls ganz abzuschaffen. Denn auch 
arbeitsmarktpolitisch machten sie 
keinen Sinn. Der erhoffte „Brücken-
effekt“ der Minijobs als Übergangs-
hilfe in reguläre Beschäftigung sei 
auch fünf Jahre nach deren Einfüh-
rung nicht eingetreten, fasst Anne-
lie Buntenbach die ernüchternde 
Bilanz zusammen.

Ideal sei es, wenn „Arbeit, die 
jetzt in Minijobs zerlegt ist, in sozi-
alversicherungspflichtige Beschäf-
tigung umgewandelt wird“, meint 
Buntenbach. Als Sofortmaßnahme 
gegen den ungewollten Missbrauch 
von Minjobs für Schwarzarbeit 
müsse aber zumindest die Zeito-
bergrenze von 15 Wochenstunden 
wieder eingeführt werden.   •

+  Dass die FDP arbeits-
marktpolitische Argu-

mente der Gewerkschaften 
aufgreift, ist selten – kommt 
aber vor: MdB Claudia Win-
terstein hält den „Eingliede-
rungsbeitrag“, mit dem die BA 
das Hartz-IV-System mitfinan-
ziert, für „verfassungsrecht-
lich zweifelhaft“. Das sei „Bei-
tragsklau“ zu Lasten der BA.

- „Effektiver Verbraucher-
schutz statt populistischer 

Sprechblasen“ steht über 
einer Pressemitteilung von 
Julia Klöckner (CDU). Weiter 
heiß es: Die Union habe beim 
Verbraucherschutz auf den 
Finanzmärkten „konkrete 
Verbesserungen angemahnt“. 
Sehr effektiv für eine Regie-
rungsfraktion, Frau Klöckner.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.hundertprozentich.de
Online-Portal von ver.di 

zur Leiharbeit

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Stellungnahme des DGB 

zum geplanten elften 
Bericht der Bundes-

regierung zur Bekämpfung 
illegaler Beschäftigung

„Minijobbern“ könne schlicht nicht 
festgestellt werden, ob über die 
vereinbarte Arbeitszeit hinaus zu-
sätzlich schwarzgearbeitet werde.

Minijobs bieten Arbeitgebern 
außerdem die Möglichkeit, zu 
tricksen und sozialversicherungs-

Personenüberprüfungen an der 
Arbeitsstelle und Arbeitgeberüber-
prüfungen durch die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit des Zolls sowie 
abgeschlossene Ermittlungsverfahren 
wegen Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten (in Tausend)

Quelle: Bundesfinanzministerium ©
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Überprüfungen

2004 2005 2006 2007

Aufgedeckte Ordnungswidrigkeiten 
und Straftaten

369,5

434,2

506,4
539,3

190,4
145,9135,1

106,8

Erfolg durch mehr 
Kontrollen

Beim Kampf gegen Schwarz-
arbeit trifft die Redensart 
„viel hilft viel“ voll 
ins Schwarze.
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Anspruch auf 
gleichen Lohn
Zahlreiche LeiharbeiterInnen ha-
ben möglicherweise Anspruch auf 
dasselbe Entgelt, das den Stamm-
beschäftigten im Kundenbetrieb 
gezahlt wird. Darauf macht die IG 
Metall NRW aufmerksam. Sie hat 
alle LeiharbeitnehmerInnen, de-
ren Arbeitgeber die Tarifverträge 
der Christliche Gewerkschaften 
Zeitarbeit und PSA (CGZP) an-
wenden, aufgefordert, „sich ihren 
Arbeitsvertrag noch einmal genau 
anzusehen“. Vielfach werde darin 
Bezug genommen sowohl auf die 

Tarifverträge der CGZP als auch 
die der DGB-Tarifgemeinschaft. 
Eine solche Tarifbindung sei je-
doch „nichtig“, erklärt Christian 
Iwanowski, Leiharbeits-Experte 
der IG Metall-Bezirksleitung in 
Düsseldorf. Iwanowski bezieht sich 
auf ein Urteil des Bundesarbeitsge-
richts (BAG) vom 15. Januar (2 AZR 
641/07). Danach ist eine Ände-
rungskündigung unwirksam, wenn 
sie gleichzeitig auf zwei Tarifwerke 
Bezug nimmt. Gilt jedoch – wie 
in diesem Fall – für eine Leihkraft 
kein Tarifvertrag, erhält sie dassel-
be Entgelt („equal pay“) wie die 
Beschäftigten im Kundenbetrieb. 
Das sieht das Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz (AÜG) vor.   •

B a d  B a n k s

Zu teuer
In vielen Ländern ist die Diskussion 
um eine staatliche „Bad Bank“ in 
vollem Gange. Sie soll den Banken 
faule, hoch risikante Wertpapiere 
abkaufen und damit deren Bi-
lanzen entlasten. Die USA haben 
sich bereits für eine „Bad Bank“ 
entschieden: Mindestens 500 
Milliarden US-Dollar wird das die 
öffentliche Hand kosten, schätzt 
US-Finanzminister Timothy Gei-
thner. Das Volumen könne aber 
jederzeit auf eine Billion US-Dollar 
(ca. 778 Milliarden Euro) erweitert 
werden. Das entspricht ungefähr 
einem Drittel des gesamten letzten 
US-Bundeshaushalts.

In Deutschland wäre das Ver-
hältnis noch krasser: Auf 150 bis 
200 Milliarden Euro schätzt Bun-
desfinanzminister Peer Steinbrück 
die Kosten für eine staatliche „Bad 
Bank“. Zum Vergleich: Der ursprüng-
lich geplante Bundeshaushalt für 
2009 sah Ausgaben von rund 290 
Milliarden vor. Steinbrück lehnt eine 
staatliche „Bad Bank“ ab. Kosten 
in dieser Höhe könne er „dem Steu-
erzahler nicht zumuten“. Auch der 
DGB ist dagegen. Als Alternative 
hält die Hans-Böckler-Stiftung de-
zentrale „Bad Banks“ für möglich, 
die einzelnen Banken oder Banken-
gruppen gehören. Der Staat könne 
diesen „Bad Banks“ durchaus mit 
Kapital aushelfen – allerdings nur 
gegen Eigentumsanteile an den 
„Good Banks“ selbst. •

POLITIK

Fortbildung und Zertifizierung zum
»Gute Arbeit-Berater« im Rahmen
des DGB-Index Gute Arbeit

durchgeführt von
DGB-Index Gute Arbeit GmbH
in Zusammenarbeit mit dem
Institut für Weiterbildung e.V.
an der Fakultät für Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften der Universität Hamburg

Zielsetzung
Mit dieser Qualifi kation und der anschließenden 
Zertifi zierungsmöglichkeit, wird den Teilnehmer/
innen die Möglichkeit angeboten, wissenschaft-
lich fundiert sowie methodisch und fachlich 
qualifi ziert, den DGB-Index Gute Arbeit im Rahmen 
von betrieblichen Beschäftigtenbefragungen ein-
setzen zu können. Zertifi zierte Teilnehmer/innen 
werden von den Gewerkschaften den betrieblichen 
Entscheidern empfohlen.

Module und Bausteine
Modul 1: Empirische Methoden (2 Bausteine)
Modul 2: Arbeitswissenschaftliche Grundlagen 
  (1 Baustein)
Modul 3: Grundlagen und Aufbau des 
  DGB-Index Gute Arbeit (1 Baustein)
Modul 4: Systemische Organisationsberatung 
  (6 Bausteine; Zusatzangebot)

Anmeldungen und Informationen
DGB-Index Gute Arbeit GmbH, 
Postanschrift: Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
Tel. 030 / 69 56 2092
oder per E-Mail: info@dgb-index-gute-arbeit.de
Stichwort: Zertifi zierung
Einsendeschluss: Montag, der 16.03.2009

Die ausführliche Beschreibung des Angebots ist abrufbar unter:
www.dgb-index-gute-arbeit.de/FortbildungundZertifi zierung

Fortbildung
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1) letzter Haushalt der Bush-Administration ohne 
Konjunkturpakete, 2) ursprünglicher Bundeshaushalt 
2009 ohne Konjunkturpakete, 3) maximale 
Kostenschätzung der FinanzministerienQuelle: US- und Bundesfinanzministerium

USA
Deutschland

US-Haushalt1)

2412

Bundes-
haushalt2)

290

Kosten für
Bad Bank3)

200

Kosten für
Bad Bank3)

778

„Bad Banks“ und die Kosten
Staatshaushalte im Vergleich zu den Kosten einer staatlichen „Bad Bank“ 
in den USA und Deutschland (in Milliarden Euro)
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keiner beruflichen Weiterbildung 
teilgenommen haben. 
Im Hochsauerlandkreis erfasst 
zurzeit die Transfer- und Qualifizie-
rungsgesellschaft TraQ, gegründet 
von IG Metall, DGB und Unterneh-
mensverband, den betrieblichen 

Weiterbildungsbedarf. „Dann stim-
men wir uns mit der Arbeitsagentur 
ab“, skizziert TraQ-Geschäftsführer 
Volker Nelle das weitere Vorgehen. 
Das Interesse der Firmen an Weiter-
bildung sei erstaunlich groß; Nelle 
schätzt, dass mehr als die Hälfte al-
ler kurzarbeitenden Unternehmen 
ihre MitarbeiterInnen qualifizieren 
werden. Um passgenaue Angebote 
entwickeln zu können, sei es nötig, 

POLITIK AKTUELL Kurzarbeit – 
neue Regeln

Das Verfahren zum Kurzarbei-

tergeld (KuG) ist wesentlich 

vereinfacht und verbessert 

worden – zuletzt aufgrund 

des Konjunkturpakets II. 

Alle Neuregelungen gelten 

bis 31. Dezember 2010:

* Die Sozialversicherungs-

beiträge des Arbeitgebers 

werden von der Arbeits-

agentur zur Hälfte über-

nommen; bietet die Firma 

während der Kurzarbeit und 

zumindest für die Hälfte die-

ser Zeit eine Qualifizierung 

an, werden die Abgaben 

voll erstattet. 

* Die Voraussetzung für 

Kurzarbeit, dass ein Drittel 

der Belegschaft vom Ar-

beitsausfall betroffen sein 

muss, entfällt. Es genügt der 

Nachweis, dass ein Arbeits-

ausfall von zehn Prozent 

vorliegt. 

* Verzichtet wird auch 

darauf, dass erst die Ar-

beitszeitkonten ins Minus 

rutschen sowie befristet 

Beschäftigte und Leiharbei-

ter erst entlassen werden 

müssen.

* Das KuG von 67 bzw. 

60 Prozent des letzten 

Nettoentgelts für Beschäf-

tigte mit bzw. ohne Kinder 

bezieht sich immer auf das 

reguläre Einkommen. Auch 

dann, wenn im Betrieb eine 

Vereinbarung zur Beschäf-

tigungssicherung existiert, 

die Lohnverzicht vorsieht. 

* Auch Ex-Leiharbeite-

rInnen, die wieder einge-

stellt werden, können an 

einer Qualifizierung 

teilnehmen.
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Nicht kleckern, sondern klotzen
Der Bundesagentur für Arbeit steht im Superwahljahr 2009 so viel 
Geld wie nie zur Verfügung, um Kurzarbeit und Qualifizierung 
zu finanzieren: 6,6 Milliarden Euro. Die Krise könnte zur Renaissance 
der betrieblichen Weiterbildung führen.

die Beschäftigten einzubeziehen. 
„Ohne deren Akzeptanz ist Wei-
terbildung zum Scheitern verur-
teilt“, sagt Nelle. Der TraQ-Chef 
hat festgestellt, dass sich viele 
Firmenleitungen erst jetzt – in der 
Krise – Gedanken über Personal-
entwicklung machen.
Jetzt rächt sich, dass mit den Hartz-
Gesetzen die öffentlich geförderte 
Weiterbildung drastisch beschnit-
ten wurde. Viele Träger mussten 

ihr Angebot und 
Personal reduzieren. 
Ludger Schulze Be-
ckendorf vom Bera-
tungsverbund Phö-
nix in Ostwestfalen 
spürt die Folgen. Er 
hat festgestellt, dass 
die Weiterbildungs-
träger bereits „stark 
ausgelastet sind“. 
Edgar Schramm, der 
Geschäftsführer des 
Berufsfortbildungs-
werks (bfw) des 
DGB, sieht das gelas-
sener. Die steigende 
allgemeine Nachfra-
ge könne das bfw 
befriedigen – „das 
kriegen wir hin“. Er 
räumt allerdings ein, 
dass es zu Engpässen 
bei speziellen Fort-
bildungen kommen 
könne. 
Dem Gesetzgeber 
ist das nicht neu. Er 
weiß, dass externe 
Weiterbilder voraus-

sichtlich nicht im erforderlichen 
Umfang zur Verfügung stehen. 
Er hat deshalb darauf verzichtet, 
dass Qualifizierungsmaßnahmen 
in der Kurzarbeit zertifiziert sein 
müssen: Sie können auch mit eige-
nem Personal im eigenen Betrieb 
durchgeführt werden. Als Quali-
tätsnachweis genügt die Vorlage 
eines Qualifizierungsplans.    •

Als die Automobilzuliefer-Firma 
Schmitter-Chassis im münsterlän-
dischen Drensteinfurt knapp die 
Hälfte ihrer 65 Beschäftigten ent-
lassen wollte, verweigerte die IG 
Metall-Bevollmächtigte von Oelde-
Ahlen, Beate Kautzmann, ihre Zu-
stimmung (weil ein Sanierungsta-
rifvertrag vorlag, der betriebsbe-
dingte Kündigungen ausschloss). 
Kautzmann stellte sich aber nicht 
einfach nur quer, sondern erklärte 
dem verblüfften Geschäftsführer 
des Unternehmens auch: „Ich neh-
men Ihnen die Beschäftigten ab!“ 
Gemeint war damit, dass die Be-
troffenen – statt in die Arbeitslo-
sigkeit zu gehen – an WeGebAU 
teilnehmen sollten. Das seltsame 
Kürzel steht für „Weiterbildung Ge-
ringqualifizierter und beschäftigter 
älterer Arbeitnehmer in Unterneh-
men“, eine Initiative der Bundes-
agentur für Arbeit. Gesagt, getan: 
Seit Dezember lassen sich 22 Be-
schäftigte von Schmitter-Chassis 
vier bis fünf Monate lang weiterbil-
den, sie lernen Schweißen und Zer-
spanen. Nach ihnen sollen weitere 
Beschäftigte folgen. Die Arbeitsa-
gentur zahlt ihr Arbeitsentgelt, sie 
erhalten sogar Fahrgeld für den Weg 
zum Weiterbildungsträger. 
WeGebAU ist sowohl während der 
Kurzarbeit als auch unabhängig 
von ihr möglich. Letzteres hat für 
die Beschäftigten einen großen 
Vorteil: Sie müssen keine Einkom-
mensverluste hinnehmen, Lohn und 
Gehalt können ihrem Arbeitgeber 
zu 100 Prozent erstattet werden. 
Mehr noch: Konnten bisher nur 
Beschäftigte gefördert werden, die 
älter als 45 Jahre und in Firmen mit 
weniger als 250 MitarbeiterInnen 
tätig waren, so entfallen diese 
Beschränkungen jetzt. Mitmachen 
können alle, die seit vier Jahren an 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit *vorläufige Daten
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Rasanter Anstieg
Angezeigte und tatsächliche Kurzarbeit Januar 2008 
bis Januar 2009 nach Arbeitnehmern und Betrieben

2008 wurde für 635 000 ArbeitnehmerInnen Kurz-
arbeit beantragt – das waren vier Mal so viele wie 
2007 (144 000). Hauptsächlich betroffen: Automobil-
industrie, Metallverarbeitung und Maschinenbau. 
Wie viele tatsächlich kurzgearbeitet haben, steht 
erst jeweils zwei Monate nach Quartalsende fest.

Mehr Infos: www.einsatz-fuer-arbeit.de
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stiegschancen im Unternehmen bis 
zum Gesundheitsschutz: Beschäf-
tigte als Experten für Gute Arbeit. Die 
Daten des Index bilden aber nicht 
nur den Status Quo ab, sie sollen 
auch eine Basis dafür sein, konkrete 
Verbesserungen in der Arbeitswelt 
durchzusetzen. Dazu braucht es qua-
lifizierte BeraterInnen, die mit dem 
Index-Verfahren vertraut sind.

Die neue Fortbildung ist in vier 
Module zu verschiedenen Aspekten 
gegliedert: unter anderem zu empi-
rischen Methoden, arbeitswissen-
schaftlichen Grundlagen und syste-
matischer Organisationsberatung. 
Die Fortbildung startet im April, die 
insgesamt zehn Bausteine finden 
freitags und am Wochenende statt. 
Die Kosten betragen zwischen 650 
und 900 Euro je Baustein. Anmel-
deschluss ist der 16. März.   •
www.dgb-index-gute-arbeit.de

R a t g e b e r

Richtig 
verweigern
Kriegsdienstverweigerung – ja, 
aber wie? Umfassende Antworten 
auf diese Frage gibt der Ratgeber 
der DGB-Jugend „Verweigern? 
Tipps und Informationen für Kriegs-
dienstverweigerer“. Von der Erfas-
sung über die Musterung bis zur 
potenziellen Einberufung wird das 
Verfahren detailliert geschildert. 
Wesentlicher Bestandteil sind Tipps 
zum Antrag auf Kriegsdienstver-
weigerung. Daneben gibt es Infos 
zum Zivildienst und Ratschläge für 
die „spezielleren Fälle“: Wie ver-
weigere ich, wenn ich bereits bei 
der Bundeswehr bin? Was muss ich 
beachten, wenn ich während einer 
befristeten Beschäftigung einge-
zogen werden soll? Der Ratgeber 
kann für 20 Cent pro Stück zuzüg-
lich Versandkosten beim DGB-Be-
stellservice bezogen werden.   •
www.dgb-bestellservice.de

PROJEKTE UND PARTNER

Ausbildung zum Gewerkschaftssekretär/ 
  zur Gewerkschaftssekretärin

Für die Verstärkung unserer Teams in den Regionen suchen 
wir engagierte Kolleginnen und Kollegen, die Interesse an 
einer Ausbildung zum Gewerkschaftssekretär haben.

Zur Ausbildung gehören der Besuch der Akademie der 
Arbeit, IG-BAU-spezifi sche Qualifi zierungen sowie die 
praktische Arbeit in allen Branchen und Tätigkeitsfeldern 
der IG BAU. Unsere Ausbildung ermöglicht frühzeitig 
selbstständiges und eigenverantwortliches Arbeiten. 

 Voraussetzungen für die Ausbildung sind:
  ● Abgeschlossene Ausbildung und Berufserfahrung in 
   einem anerkannten Ausbildungsberuf 
  ● Grundkenntnisse im Arbeitsrecht, im Tarifvertragsrecht 
   und/oder in gewerkschaftlicher/ politischer Bildungsarbeit
  ● Argumentations- und Verhandlungsfähigkeiten
  ● systematische Arbeitsweise
  ● positive Ausstrahlung

Schriftliche Bewerbung bitte an den 
Bundesvorstand der IG BAU VB 2 OE/PE
z.Hd. Thomas Markhof
Olof-Palme-Str. 19
60423 Frankfurt 

Arbeiten mit Sinn und Verstand

D G B - I n d e x  G u t e  A r b e i t

Qualifizierte 
Berater
Die DGB-Index Gute Arbeit GmbH 
und das Institut für Weiterbildung 
e.V. an der Uni Hamburg bieten eine 
neue Fortbildung zum zertifizierten 
„Gute-Arbeit-Berater“ an. Die Ab-
solventInnen sollen nach der Fort-
bildung in Unternehmen Aktivitäten 
zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen auf Basis von branchen- 
oder unternehmensbezogenen 
Index-Befragungen und Auswer-
tungen begleiten und umsetzen.

2007 haben DGB und Gewerk-
schaften erstmals den DGB-Index 
Gute Arbeit veröffentlicht. Der In-
dex basiert auf der jährlichen Befra-
gung von mehr als 6000 Arbeitneh-
merInnen und zeigt, wie zufrieden 
sie mit ihren Arbeitsbedingungen 
sind – vom Betriebsklima über Auf-

••• Das Bündnis der Vernunft ge-
gen Gewalt und Ausländerfeind-
lichkeit, in dem auch der DGB 
Berlin-Brandenburg aktiv ist, 
verleiht zum 16. Mal das „Band 
für Mut und Verständigung“. Unter 
dem Motto „Zivilcourage verdient 
Anerkennung“ werden seit 1993 
mit dieser Auszeichnung Men-
schen aus Berlin und Brandenburg 
geehrt, die durch ihr mutiges Ein-
greifen ausländerfeindliche Gewalt-
taten verhindert haben oder durch 
ihr Engagement die interkulturelle 
und soziale Verständigung fördern. 
Nominierungen können bis zum 
1. März eingereicht werden. 
www.respekt.dgb.de/mut

••• Der DGB NRW lädt in Zusam-
menarbeit mit der DGB Region 
Ruhr-Mark zu der Veranstal-
tung „Kommunen in der Finanz-
krise – Ursachen, Folgen und Lö-
sungsvorschläge“ am 3. März nach 
Hagen ein. Im Fokus steht die ak-
tuelle finanzielle Krise von Städten 
und Gemeinden – die durch die 
internationale Finanzkrise wohl 
noch verschärft wird. Anlass für die 
Tagung ist die steigende Verschul-
dung der Kommunen und die größer 
werdende Kluft zwischen „reichen“ 
und „armen“ Städten in Nordrhein-
Westfalen. Vor diesem Hintergrund 
sollen Möglichkeiten diskutiert 
werden, wie sich das kommunale 
Investitionsprogramm aus dem 
Konjunkturpaket II nutzen lässt.
Anmeldung: Martina.Bause@dgb.de

interregio

Aufsichtsrat des Monats im Februar ist Karsten Koppe. Der 69-Jährige ist als 
„neutrale Person“ nach dem Montan-Mitbestimmungsgesetz Mitglied des Auf-

sichtsrats bei der Deutschen Edelstahlwerke GmbH. Als jahr-
zehntelanges IG BAU-Mitglied ist Koppe zwar ein „Exot“ bei dem Metall-Unternehmen – 
aber gleichermaßen geschätzt von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite: Er könne sich 
nicht erinnern, dass seine Stimme als „Neutraler“ bei einer Entscheidung im Aufsichtsrat 
tatsächlich den Ausschlag hätte geben müssen. Vielmehr komme ihm eine Vermittlerrolle 
zu. „Ich bemühe mich erfolgreich um das Vertrauen beider Seiten und muss möglichst 
frühzeitig erkennen, wenn Konflikte – auch solche persönlicher Art – drohen“, erklärt 
Koppe im Fragebogen zur DGB-Aktion: www.dgb.de/aufsichtsrat

„Für Vertrauen sorgen“
Aufsichtsrat
des Monats

Fo
to

: p
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Die Verfahrenszahlen des DGB 
Rechtsschutz in den ersten drei 
Quartalen des Jahres 2008 ließen 
von einer Krise auf dem Arbeits-
markt noch nichts vermuten. Im 
vierten Quartal erreichte die Finanz- 
und Wirtschaftskrise dann auch die 
Arbeitsgerichte: Im Vergleich zum 
Vorjahresquartal stieg die Zahl der 
Kündigungsschutzklagen in Ok-
tober, November und Dezember 
2008 um mehr als 50 Prozent – 
und auch die Zahl der Rechtsstreite 
um befristete Verträge hat sich fast 
verdoppelt. Das lässt sich mit einer 
leichten Konjunkturschwankung 
nicht mehr erklären.

Wenn sich die Auftragslage 
verschlechtert oder Aufträge ganz 
ausbleiben, greifen manche Unter-
nehmen offensichtlich gleich zum 
eigentlich „letzten Mittel“ – und 
kündigen „betriebsbedingt“. Das 
müssen ArbeitnehmerInnen aber 

nicht in jedem Fall einfach hinneh-
men. Der DGB Rechtsschutz hat 
Gewerkschaftsmitglieder auch in 
der aktuellen „Krisenzeit“ bereits 
erfolgreich bei Kündigungsschutz-
klagen vertreten.

Zum Beispiel Ende 2008 vor 
dem Arbeitsgericht Nürnberg: Ein 
Gewerkschaftsmitglied, das als 
Reinigungskraft bei einem Gebäu-
dereiniger angestellt war, erhielt 
die Kündigung. Die Begründung: 
Der Arbeitgeber hatte einen Rei-
nigungsauftrag verloren, machte 
eine Massenentlassungsanzeige 
bei der Bundesagentur für Arbeit 
und kündigte der Reinigungskraft. 
Die zog, vertreten durch den DGB 
Rechtsschutz, vor Gericht – und 
bekam Recht. Die Begründung des 
Arbeitgebers für die Kündigung sei 
zu pauschal, so das Urteil. Der Ar-
beitgeber habe nicht klar gemacht, 
wann genau er den für die Kündi-

gung angeführten Auftrag verlo-
ren habe – und vor allem sei nicht 
begründet worden, warum die 
Reinigungskraft nicht anderweitig 
beschäftigt werden könne. Das wä-
re der Firma sicherlich auch schwer 
gefallen: Denn nachdem der Auf-
trag bereits verloren war, hatte die 
Reinigungskraft zunächst weiter für 
das Unternehmen gearbeitet.

Auch in Krisenzeiten gibt es 
also die Chance, gerichtlich gegen 
eine Kündigung vorzugehen. Bei 
Gewerkschaftsmitgliedern über-

nehmen die Gewerkschaften die 
Verfahrenskosten, und der DGB 
Rechtsschutz vertritt sie vor Ge-
richt. Insgesamt über 138 000 
neue Verfahren vor Arbeits- und So-
zialgerichten hat die DGB Rechts-
schutz GmbH im vergangenen Jahr 
geführt und über 300 Millionen 
Euro für die von ihr vertretenen 
Gewerkschaftsmitglieder erstrit-
ten. Das sind im Schnitt 2200 
Euro pro Verfahren. Den größten 
Anteil bei Arbeitsrechtsverfahren 
hatten Klagen zum Arbeitsentgelt 
und zur Eingruppierung – wie üb-
rigens bereits in den vorangegan-
genen Jahren. Das zeige, „wie es 
mit der Zahlungsmoral mancher 
Arbeitgeber bestellt ist“, fasst der 
DGB Rechtsschutz diesen ungebro-
chenen Trend zusammen.   •

einblick 3/09

GEWERKSCHAFTEN
Höchstrichterlich

Der DGB Rechtsschutz 

vertritt Gewerkschaftsmit-

glieder in Arbeits- und Sozi-

alrechtsfragen vor Gericht – 

notfalls auch bis zur letzten 

Instanz.

So zum Beispiel beim 

Bundessozialgericht: Das 

viel beachtete Urteil, mit 

dem die Kasseler Richter 

im Januar die Vorschrift 

über abgesenkte ALG-II-

Regelleistungen für unter 

14-Jährige für verfassungs-

widrig erklärt haben, war 

der Abschluss eines Ver-

fahrens, das von Juristen 

des „Gewerkschaftlichen 

Centrums für Revision und 

Europäisches Recht“ der 

DGB Rechtsschutz GmbH 

geführt wurde.

Oder vor dem Bundesar-

beitsgericht: Die obersten 

Arbeitsrichter entschieden 

2008 zu Gunsten von Arbeit-

nehmerInnen des Deutschen 

Roten Kreuzes (DRK), denen 

„vorsorglich“ gekündigt 

worden war, weil ihr Arbeit-

geber es für unwahrschein-

lich hielt, bei einer öffent-

lichen Ausschreibung erneut 

den Zuschlag zu erhalten. 

Das interessante an dem Ur-

teil sei, „dass auch gemein-

nützige Vereine letztlich 

Arbeitgeber sind und als 

solche keine Ausnahme bei 

betriebsbedingten Kündi-

gungen beanspruchen kön-

nen“, erklärt Klaus Wester-

mann, Geschäftsführer der 

DGB Rechtsschutz GmbH.

www.dgbrechtsschutz.de

➜

Arbeitsrechts- und Sozialrechtsfälle des DGB Rechtsschutz 
nach Streitgegenstand 2008 (in Prozent)

* z.B. sonstige streitige Beendigungen des Arbeitsverhältnisses und 
Arbeitszeugnisse, ** z.B. Sozialhilfe, Kindergeld, Erziehungsgeld
Quelle:  DGB Rechtsschutz GmbH ©
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Arbeitsentgelt/
Eingruppierung

Arbeitslosenversicherung

Grundsicherung 
für Arbeitslose

Unfallversicherung

Kranken- u. Pflege-
versicherung

Renten-
versicherung

Schwerbehin-
dertenrecht

sonstiges**

betriebsbedingte
Kündigung

verhaltens- u.
personenbedingte
Kündigung

Befristung 1,2
betriebliche 
Altersvorsorge 1,3

sonstiges*

49,6

34,2

17,2
16,5

15,5

5,1
4,9

6,7

26,0

9,4

12,5

Arbeitsrecht

Sozialrecht

Häufigste Streitfälle: 
Arbeitsentgelt und Hartz IV

Anteil der Gewerkschaften am 
Fallaufkommen des DGB Rechtsschutz 
2008 (in Prozent)

Quelle: 
DGB Rechtsschutz GmbH ©
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IG Metall
32,9

ver.di
30,5

IG BAU
21,2

NGG

IG BCE

TRANSNET
1,5

GEW 1,3
GdP 0,6

6,9

5,1

Alle vertreten

Im Arbeitsrecht 
hat sich der An-
teil der Verfah-
ren zu Entgelt- 
und Eingrup-
pierungsfragen 
im Vergleich 
zu 2007 zwar 
leicht verrin-
gert, macht 
aber immer 
noch rund die 
Hälfte aller vom 
Rechtsschutz 
vertretenen Fäl-
le vor Arbeitsge-
richten aus. Die 
Verfahren vor 
Sozialgerichten 
befassen sich 
zu rund einem 
Drittel mit der 
Grundsicherung 
für Arbeitslose 
(„Hartz IV“).

D G B  R e c h t s s c h u t z

Krise erreicht Arbeitsgerichte
Die internationale Finanzkrise und der damit verbundene 
Konjunk tureinbruch haben die deutschen Arbeitsgerichte erreicht: 
Kündigungsschutzklagen haben in den vergangenen Monaten 
drastisch zugenommen – haben aber auch in Krisenzeiten 
durchaus Aussicht auf Erfolg.

Rund zwei Drittel aller vom 
Rechtsschutz vertretenen Gewerk-
schaftsmitglieder sind Mitglied bei 
IG Metall und ver.di, die übrigen 
sechs Gewerkschaften machen das 
weitere Drittel der Fälle aus.
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GEWERKSCHAFTEN

Mitte Februar hat der Bundesrat ei-
ner Reform der Krankenhausfinan-
zierung abschließend zugestimmt. 
Das neue Gesetz stellt den Kran-
kenhäusern rund 3,5 Milliarden 
Euro mehr Mittel zur Verfügung 
als noch 2008 – ein Erfolg der von 
ver.di initiierten Kampagne „Der 
Deckel muss weg“ (einblick 13/08). 
„Der Deckel ist aufgebohrt“, kom-
mentiert Niko Stumpfögger vom 

K r a n k e n h a u s f i n a n z i e r u n g

3,5 Milliarden mehr
ver.di-Fachbereich Gesundheits- 
und Sozialwesen die Bundesratsent-
scheidung. Die „prekäre finanzielle 
Ausstattung der Krankenhäuser“ 
werde deutlich abgemildert, „jetzt 
geht es ans Verteilen“. 2009 werde 
ver.di deshalb einen Schwerpunkt 
auf die Forderung „Mehr Personal 
für Krankenhäuser“ legen.   •
Info-Flyer zu den Erfolgen der Kampagne: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

E u r o p a w a h l

Prüfstein für das 
soziale Europa
Am 7. Juni wählen die Europäer-
Innen ein neues EU-Parlament. Die 
Gewerkschaften mobilisieren für 
eine hohe Wahlbeteiligung, um die 
soziale Dimension der EU zu stär-
ken. Über die „Herausforderung So-
ziales Europa – Bilanz und Perspek-
tiven im Wahljahr 2009“ diskutiert 
am 3. März Gabriele Bischoff, DGB-
Bereichsleiterin Europapolitik, mit 
der Bundestagsabgeordneten Eva 
Högl sowie mit Max Uebe, Mitglied 
im Kabinett des EU-Sozialkom-
missars Vladimir Špidla, auf einer 
Veranstaltung der EU-Kommission 
und der Friedrich-Ebert-Stiftung 
in Berlin. Im Vorfeld der Europa-
wahl wollen die Gewerkschaften 
Mitte Mai mit einem europawei-
ten Aktionstag ein starkes Signal 
geben, dass die Finanzkrise nicht 
auf Kosten der ArbeitnehmerInnen 
bewältigt werden kann. Neben 
Brüssel steht bereits Berlin (16. Mai) 
als Demonstrationsort fest.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Die GEW hat den 
Entwurf für ein 
Bildungs-Investitions-

programm in Höhe von 
38 Milliarden Euro vorge-
stellt, weitere fünf Milliar-
den sollten für den Einstieg 
in ein Schulsystem mit 
„einer Schule für alle“ auf-
gebracht werden.

Die NGG unterstützt 
den Forderungskata-
log von Aldi Nord zu 

Umwelt-, Verbraucher- und 
Tierschutz-Standards, den 
der Discounter seinen Lie-
feranten in der Lebensmit-
telindustrie vorgelegt hat. 
Der Katalog müsse aber um 
Arbeits- und Sozialstandards 
ergänzt werden.

ver.di fordert gemein-
sam mit Verbänden 
der Verkehrsbranche, 

den Öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) in den 
Gesetzentwurf „zur Umset-
zung von Zukunftsinvesti-
tionen der Kommunen und 
Länder“ einzuschließen. Im 
Rahmen des Konjunkturpa-
kets II solle auch der ÖPNV 
gestärkt und damit Arbeits-
plätze gesichert werden.

Unter dem Motto 
„alle anders, alle 
gleich“ fi ndet vom 

16. bis 29. März die Inter-
nationale Woche gegen 
Rassismus statt. Anlässlich 
der Aktionswoche ruft die 
IG BCE ihre Mitglieder zu 
verstärkten Aktivitäten ge-
gen Rassismus und Intole-
ranz auf – auch im Betrieb. 
Grundlage könne die von 
IG BCE und dem Chemie-
Arbeitgeberverband BAVD 
abgeschlossene Sozial-
partnervereinbarung zum 
Diversity-Management sein.

kurz&bündig

Meinen Sie, dass Sie unter den 
derzeitigen Anforderungen Ihre Tätig- 
keit bis zum Rentenalter ausüben 
können? Antworten von Beschäftigten 
im Rahmen der „DGB-Index Gute 
Arbeit“- Befragungen (in Prozent)

Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2008

*Gute Arbeit = DGB-Indexwert 80 und höher, 
schlechte Arbeit = DGB-Indexwert unter 50
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alle Befragten

ja, wahr-
scheinlich

Beschäftigte mit guter Arbeit*

Beschäftigte mit schlechter Arbeit*

51 33 16

79 11 9

25 55 20

nein, wahr-
scheinlich 
nicht

weiß
nicht

Nur jeder Zweite 
hält durch

Nur jeder Zweite glaubt, dass er in 
seinem Job bis zur Rente durchhält, 
von den Beschäftigten mit schlech-
ter Arbeit sogar nur ein Viertel. 
Das ist das Ergebnis einer Sonder-
auswertung des DGB-Index Gute 
Arbeit. Die Arbeitsbedingungen 
sind entscheidend für den Erhalt 
der Arbeitsfähigkeit. 
„Wir brauchen eine umfassende 
Initiative zur Humanisierung der 
Arbeit“, schlussfolgert IG Metall-
Vorstand Hans-Jürgen Urban. „Die 
Arbeitgeber sind in der Pflicht, 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, 
die ein Älterwerden im Betrieb 
leichter machen“, betont NGG-
Vorstand Claus-Harald Güster. 
Und: Die Rente mit 67 muss weg. 

O t t o - B r e n n e r - S t i f t u n g

Vision Europa
Die Finanzkrise stellt die „Regulie-
rungsfähigkeit“ der europäischen 
Politik auf den Prüfstand. Diese 
These steht im Mittelpunkt der 10. 
Internationalen Konferenz der Ot-
to-Brenner-Stiftung vom 15. bis 17. 

April in Brüssel. Aber die Krise bie-
tet auch Chancen, neue Visionen zu 
entwickeln. Unter dem Motto „Vi-
sion Europa – Solidarität, soziale 
Gerechtigkeit, vitale Demokratie“ 
diskutieren die TeilnehmerInnen 
die Zukunft der europäischen Inte-
gration. Im Mittelpunkt des ersten 
Tages steht eine Gesprächsrunde, 
in der junge GewerkschafterInnen 
ihre Ideen für ein soziales Europa 
vorstellen. Die Konferenz wird in 
Kooperation mit der Hans-Böckler-
Stiftung, der Friedrich-Ebert-Stiftung 
und dem Europäischen Gewerk-
schaftsinstitut veranstaltet.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

D G B - R a t g e b e r

Ein-Euro-Jobs
Ein-Euro-Jobs, so genannte Ar-
beitsgelegenheiten, sind derzeit 
das bevorzugte Instrument der 
Arbeitsförderung. Jährlich werden 
etwa 700 000 dieser Maßnahmen 
begonnen. Ein-Euro-Jobber gelten 
nicht als Beschäftigte im üblichen 
Sinne, aber auch sie haben Rechte. 
Über diese informiert umfassend 
ein neuer DGB-Ratgeber. Welche 
Regeln gelten für unter 25-Jährige? 
Wann drohen Sanktionen? Der Rat-
geber beantwortet alle relevanten 
Fragen und gibt viele Tipps. Ein Ka-
pitel zeigt, was Betriebs- und Perso-
nalräte tun können, wenn in ihrem 
Betrieb Ein-Euro-Jobber eingesetzt 
werden. Der Ratgeber kostet 0,50 
Euro plus Versandkosten.   •
www.dgb-bestellservice.de

8 .  M ä r z

Frauen bestimmt!
„Frauen bestimmt“ lautet im Su-
perwahljahr 2009 das Motto des 
DGB zum Internationalen Frauen-
tag am 8.März. Über Hintergründe 
und Themen informiert eine Son-
derausgabe des DGB-Infobriefs 
„Frauen geht vor“, die gerade 
erschienen ist. Auf der Veranstal-
tung „Frauen in der Welt der Ar-
beit: aktiv – kompetent – mitten-
drin – gleich bezahlt“, zu der der 
DGB NRW gemeinsam mit dem 
DGB-Bundesvorstand am 6. März 
nach Düsseldorf einlädt, wird unter 
anderem ein Resümee der gerade 
beendeten gewerkschaftlichen 
Frauenkampagne „Ich bin mehr 
wert“ gezogen.   •
www.dgb-frauen.de
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MEINUNG
Schulden-
begrenzung ins 
Grundgesetz

Die Föderalismuskommissi-

on hat sich am 12. Februar 

auf eine umfassende Schul-

denbegrenzung verständigt: 

Ab 2020 sollen die Länder 

sich nicht mehr verschulden 

dürfen. Die Neuverschul-

dung des Bundes darf ab 

2016 nur noch um 0,35 % 

steigen. Das sind jährlich 

etwa acht Milliarden Euro. 

Ausnahmen soll es nur in 

Konjunkturkrisen und bei 

Naturkatastrophen geben. 

Erforderlich ist dafür eine 

Änderung des Grundge-

setzes, die festlegen soll, 

dass die Haushalte von Bund 

und Ländern grundsätzlich 

ohne Kredite ausgeglichen 

werden müssen.

Die ärmeren Bundeslän-

der Berlin, Bremen, Saar-

land, Sachsen-Anhalt und 

Schleswig-Holstein sollen 

von 2011 bis 2019 jährlich 

Hilfen zum Schuldenabbau 

in Höhe von insgesamt 800 

Millionen Euro erhalten. Das 

Geld wird je zur Hälfte vom 

Bund und von den reicheren 

Ländern aufgebracht.

einblick 3/09

In der Krise macht der Staat Karriere. Ohne ihn geht 
nichts mehr. Er schnürt Konjunkturprogramme und 
spannt Rettungsschirme. Ohne diesen handlungsfä-
higen Staat würde der wirtschaftliche Absturz noch 
brutaler ausfallen. Ohne staatliches Krisenmanage-
ment würden die Kosten der Rezession explodieren. 
Ein Prozent weniger Wachstum kostet uns rund 25 
Mrd. Euro. 100 000 zusätzliche Arbeitslose kosten den 
Staat 1,8 Mrd. Euro. Nichts zu tun, wäre die denk-
bar teuerste Antwort auf die Krise. Die staatliche 
Nothilfe muss aber bezahlt werden. Hierfür nimmt 
der Staat neue Schulden auf. Dadurch wächst der 
1,5 Billionen Euro hohe öffentliche Schuldenberg. 
Damit soll künftig Schluss sein. In Zukunft soll der 
Staatshaushalt wie ein schwäbischer Privathaushalt 
geführt werden. Ausgegeben wird nur noch, was 
auch eingenommen wird. Zum Wohle zukünftiger 
Generationen versteht sich. 

Die geplante Schuldenbremse ist ein Rückfall 
in das tiefste Mittelalter neoliberaler Glau-
bensätze. Sie ist ökonomisch unsinnig und sozial 
ungerecht. Die Schuldenbremse wird die staatliche 
Handlungsfähigkeit untergraben. Der Staat wird 
zum Schaden zukünftiger Generationen geknebelt. 
Wichtige öffentliche Zukunftsinvestitionen in Bil-
dung, Gesundheit, Umwelt und Infrastruktur können 
mit der Schuldenbremse nicht mehr kreditfinanziert 
werden. Sie fallen dem Spardiktat zum Opfer. Der 
öffentliche Investitionsstau wird somit festgeschrie-
ben. Die Investitionsquote der öffentlichen Hand 
liegt aktuell bei historisch niedrigen 1,5 Prozent. 
Die Schuldenbremse wird diesen Zustand verschär-
fen. Der Konsolidierungszwang trifft immer zuerst 
die Investitionsmittel. Diese können im Vergleich zu 
mittelfristig festgelegten Personalausgaben auch 
kurzfristig gestrichen werden. 

Die Schuldenbremse untergräbt somit 
das Wachstumspotenzial der deutschen Volks-
wirtschaft. Aber vielleicht ist das Ganze auch nur 
politische Augenwischerei – wie schon die bereits 
jetzt im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse, 
nach der öffentliche Schulden nicht höher sein sol-
len als die Investitionen. Diese Regel haben noch 
alle Regierungen ausgehebelt – auch wenn das 
Verfassungsgericht das hinterher rügte. Strenge Ver-
schuldungsregeln verhindern auch, dass der Staat in 
gewöhnlichen Abschwungsphasen konjunkturpoli-
tisch gegensteuern kann. Mit dem Ergebnis, dass 
die Abschwünge länger und tiefer werden. 

Hinzu kommt, dass unser exportgetriebenes Mo-
dell des Wirtschaftens mit der aktuellen Finanzkrise 

gegen die Wand gefahren ist. Die USA werden auf 
absehbare Zeit als Weltkonjunkturlokomotive aus-
fallen. Eine zentrale Lehre aus der Krise 
ist, dass Deutschland seinen Binnenmarkt 
stärker entwickeln muss. Der Exportmotor 
allein kann es nicht mehr richten. Deswe-
gen brauchen wir in Zukunft nicht weniger, 
sondern mehr öffentliche Investitionen und 
Beschäftigung. Ohne eine stärkere Bin-
nenmarktorientierung werden wir 
schrumpfen. Die Schuldenbremse entpuppt sich 
bei näherer Betrachtung als Wachstumsbremse. 

Doch damit nicht genug. Die Schuldenbremse 
legt jetzt schon fest, wer die Zeche für die aktuelle 
Finanzkrise zahlen wird. ArbeitnehmerInnen sowie 
deren Kinder sollen die von zockenden Bankern auf-
getürmten Schulden mit maroden Schulen und Kran-
kenhäusern, überfüllten Universitäten und Sozialab-
bau abbezahlen. Soweit darf es nicht kommen.

Neue Schulden treiben eine Volkswirtschaft 
nicht in den Ruin. Entscheidend ist, was mit den 
Krediten finanziert wird. Neue Schulden rechnen 
sich, wenn die gesamtwirtschaftliche Rendite des 
öffentlichen Investitionsprojekts über dem aktu-
ellen Zinssatz liegt. So werfen kreditfinanzierte 
Bildungsinvestitionen Renditen von bis zu zehn 
Prozent ab. Ein Ausbau der Kindertagesstätten 
fördert zusätzliche Erwerbstätigkeit. Eine bessere 
personelle und technische Ausstattung der Univer-
sitäten reduziert die Abbrecherquote und erhöht 
die Qualifikation der Absolventen. Wer durch staat-
liche Förderung Schulabschlüsse nachholen kann, 
verbessert seine Berufschancen, erzielt später ein 
höheres Einkommen und zahlt mehr Steuern und 
Abgaben. Starre Verschuldungsregeln werfen 
diese ökonomische Vernunft über Bord.

Natürlich können wir auch ohne neue Schulden in 
die Zukunft investieren. Dann muss aber die Einnah-
mesituation des Staates verbessert werden. Dies geht 
natürlich nicht, wenn – wie jetzt im Konjunkturpaket II – 
munter weiter Steuern und Abgaben gesenkt werden. 
Hohe Einkommen, Unternehmensgewinne und Ver-
mögen müssen zukünftig wieder stärker zur Finan-
zierung staatlicher Aufgaben herangezogen werden. 
Der öffentlichen Armut (1,5 Billionen Euro Staats-
verschuldung) steht ein privater Reichtum von acht 
Billionen Euro (Nettovermögen) gegenüber. Die Ver-
mögensuhr tickt so schnell wie die Schuldenuhr. Die 
Verteilungsfrage und die Handlungsfähigkeit 
des Staates hängen unmittelbar zusammen. 
Hier sind jetzt politische Antworten gefragt.   •

K r i s e n m a n a g e m e n t

Schulden- gleich Wachstumsbremse

➜

Dierk Hirschel, 38, 
ist Chefökonom und 
Leiter des Bereichs 
Wirtschafts- und 
Steuerpolitik beim 
DGB-Bundesvor-
stand.
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„Ein tolles Buch. Und das Schöne: Jetzt gibt es sogar 
die Bank zum Buch. Die Hypo Real Estate.“

Tobias Schlegl, Moderator der NDR-Satiresendung „Extra 3“, am 5. Februar 
über „Das Kapital“ von Karl Marx.
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JUNGE HARTZ-IV-EMPFÄNGER: Starkes Ost-West-Gefälle

dieDGBgrafik

Etwa jeder zehnte Jugendliche zwischen 
15 und 24 Jahren bezieht Hartz-IV-
Leistungen. Das zeigt eine aktuelle 
Studie des DGB. Die höchsten Quoten 
gibt es in den ostdeutschen Bundes-
ländern und den drei Stadtstaaten, die 
geringsten in Bayern, Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz. Die „Hartz-
IV-Quote“ der 15- bis 24-Jährigen ist 
– außer in Bayern – in allen Bundeslän-
dern höher als der Anteil der Hartz-IV-
BezieherInnen unter allen erwerbs-
fähigen Personen (15 bis 65 Jahre). 
www.einblick.dgb.de/hintergrund ©
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Quelle: DGB* Anteil der HilfeempfängerInnen an allen 15- bis 24-Jährigen

Verarmungsrisiko* von 15- bis 24-Jährigen, Juni 2008 (in Prozent)
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Schlusspunkt●

27./28.2.  Heinrich-Böll-Stif-
tung, Fachtagung „Prekäre männ-
liche Lebenswelten – Männer im 
Prekariat“, Berlin

28.2.  DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main, Kundgebung und 
Demonstration zur Finanz- und Wirt-
schaftskrise, Frankfurt am Main

28.2.-1.3.  DIE LINKE, Bundes-
parteitag, Essen

1.3.  Sondergipfel der 
Europäischen Union zur Finanz- 
und Wirtschaftskrise, Brüssel

1.-6.3.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Seminar „Neue Trends auf 
dem Marktplatz CEBIT – Welche 
Kommunikationstechnologien 
brauchen wir und wie verändern 
sie unseren Alltag?“, Hamburg

3.3.  IMK, Konjunktur-
forum „Renaissance der Stabilisie-
rungspolitik“, Berlin

mensberatung, einer Wirtschafts-
entwicklungsgesellschaft und als 
Projektleiter der Hamburger Olym-
pia-Bewerbungsgesellschaft für die 
Olympischen Spiele 2012 tätig war. 
Sprute war bereits seit April 2008 
Leiter des Projektbüros Nachhaltig-
keit der Stiftung.

••• Egbert Biermann, 54, wur-
de Anfang Februar zum neuen Vor-
standsvorsitzenden der „Stiftung 
Arbeit und Umwelt“ der IG BCE 
gewählt. Biermann ist seit Novem-
ber 2008 Mitglied des geschäfts-
führenden Hauptvorstands der IG 
BCE, zuvor leitete er den Bereich 
„Öffentlicher Dienst und Beamte“ 
beim DGB-Bundesvorstand. Neu 
in den Beirat der Stiftung wur-
den Michael Vassiliadis, 44, 
Mitglied des geschäftsführenden 
Hauptvorstands der IG BCE, sowie 
Dr. Harry Lehmann, 54, vom 
Umweltbundesamt berufen. Neu-
er Geschäftsführer der Stiftung ist 
Christian Sprute, 40, der zuvor 
unter anderem in einer Unterneh-

25.2.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Braune Gefahr? 
Die rechtesextreme Bewegung in 
Deutschland“, Berlin

25.2.  IG Metall, Tagung 
„Neuer Generationenvertrag“, Han-
nover

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

3.3.  FES und EU-Kom-
mission, Diskussion „Herausforde-
rung Soziales Europa“, Berlin

3.3.  DGB Sachsen, Dis-
kussion und Workshop „Der Ge-
sundheitsfonds und der Leistungs-
katalog der GKV“, Dresden

6.-8.3.  Attac, Kapitalismus-
kongress „Kapitalismus am Ende?“, 
Berlin

8.3.  I n te rna t iona le r 
Frauentag

8.-13.3.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Workshop „Niedriglöhne 
– Hartz IV – Abstieg aus der Mit-
telschicht“, Hattingen

9.3.  ver.di-innotec, Work-
shop „Big Brother im Betrieb“, Berlin

10.3.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Veranstaltung für Betriebsräte 
„CSR-Arbeitskreis – Globale Arbeits- 
und Sozialstandards“, Düsseldorf

personalien
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B e t r i e b s b e d i n g t e Ä n d e r u n g s k ü n d i g u n g

Angebot muss klar sein
EineÄnderungskündigung ist unwirksam,wenn dasAngebot des

kündigenden Arbeitgebers unbestimmt ist. Der Arbeitnehmer muss
dem Änderungsangebot sicher entnehmen können, welcher Ver-
tragsinhalt zukünftig maßgeblich sein soll.

Der Fall: DerArbeitnehmer war bei dem Zeitarbeitsunternehmen
beschäftigt und wurde als Produktionshelfer „ausgeliehen“. Zwi-
schen den Parteien besteht keine Tarifgebundenheit. Das Unterneh-
men kündigte das Arbeitsverhältnis fristgemäß und bot dem Arbeit-
nehmer einen neuen Arbeitsvertrag an, der unter anderem eine Be-
zugnahme auf einen Tarifvertrag vorsah. Für den Fall, dass dieser Ta-
rifvertrag „unwirksam wird“, sollte ein anderer Tarifvertrag gelten.
Der Arbeitnehmer nahm die angebotene Änderung unter Vorbehalt
an und erhob Änderungsschutzklage. Damit hatte er Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht: Es brauchte nicht entschieden zu
werden, ob das beklagte Unternehmen denArbeitnehmer nicht mehr
dauerhaft zu den bisherigen Arbeitsvertragsbedingungen vermitteln
konnte und ob die angebotenen geänderten Vertragsbedingungen
verhältnismäßig waren. DieÄnderungskündigung war schon deshalb
unwirksam, weil das Änderungsangebot unklar war. Für den Arbeit-
nehmer war nicht ersichtlich, welche konkreten Arbeitsbedingungen
für ihn zukünftig gelten sollten.

B e t r i e b l i c h e A l t e r s v e r s o r g u n g

Beiträge zählen nicht als Einkommen
Die nach einer Gehaltsumwandlung durch den Arbeitgeber im

Rahmen der betrieblichen Altersversorgung an eine Pensionskasse
geleisteten Zahlungen sind kein zu berücksichtigendes Einkommen
und mindern daher nicht die Hilfebedürftigkeit eines Empfängers von
Arbeitslosengeld II.

Der Fall: Das Paar, das in einer nichtehelichen Lebensgemein-
schaft lebte und mittlerweile verheiratet ist, beantragte bei der zu-
ständigen ARGE die Gewährung von Arbeitslosengeld II, nachdem
der Arbeitslosengeldanspruch des Mannes ausgelaufen war. Dies
lehnte dieARGE ab, da die Frau in einem versicherungspflichtigenAr-
beitsverhältnis stand und ihr Einkommen ausreiche, um den Bedarf
des Paares zu decken. Dabei berücksichtigte die ARGE als Einkom-
men auch die Beiträge des Arbeitgebers an eine Pensionskasse. In-
sofern hatte die Frau einige Jahre zuvor einer Gehaltsumwandlung
zugestimmt. Die dagegen gerichtete Klage war erfolgreich.

Das Landessozialgericht: Die Beiträge zur betrieblichen Al-
tersversorgung stellen kein anrechnungsfähiges Einkommen dar.
Durch den Gehaltsverzicht zugunsten einer mit der Pensionskasse
abgeschlossenen Rentenversicherung kann die Frau für die gesamte
Dauer desArbeitsverhältnisses nicht mehr dieAuszahlung der Beträ-
ge verlangen.Auch ist ihr nach dem Gesetz zur Verbesserung der be-
trieblichenAltersversorgung ein vorzeitiger Zugriff auf die angespar-
ten Beträge verwehrt. Diese dienen vielmehr dem staatlich geförder-
ten Aufbau einer zusätzlichen betrieblichen Altersversorgung und
sind damit als zweckgebundene Einkünfte von einer Berücksichti-
gung ausgeschlossen. Darauf, ob die betriebliche Altersversorgung
zugleich auch die Anforderungen an eine so genannte Riester-Rente
erfüllt, kommt es nicht an.

H a r t z - I V - E m p f ä n g e r

Kein Anspruch auf Gleitsichtbrille
Der Träger der Grundsicherung hat neben den Leistungen zur Si-

cherung des Lebensunterhalts grundsätzlich auch Leistungen zur
Eingliederung erwerbsfähiger Hilfebedürftige in das Erwerbsleben zu
erbringen. Jedoch ist er im Rahmen der Eingliederungsleistungen
nicht verpflichtet, die Kosten einer Gleitsichtbrille zu übernehmen. Ei-
ne normale Brille ist, anders als eine Arbeitsschutzbrille, ein medizi-
nisches Hilfsmittel, das in die Zuständigkeit der gesetzlichen Kran-
kenversicherung fällt.
Da die Gleitsichtbrille nicht nur für den Beruf, sondern auch im tägli-
chen Leben zur Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse ge-
braucht wird, liegt das Schwergewicht ihrer Nutzung nicht im beruf-
lichen Bereich. Die Beschaffung einer Gleitsichtbrille anstelle von
zwei Brillen - eine Brille für die Nahsicht und eine Brille für die Fern-
sicht -, erleichtert lediglich die Benutzung der Sehhilfe, sie begrün-
det aber nicht deren Eigenschaft als Hilfe zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben.

I n n e r k i r c h l i c h e A n g e l e g e n h e i t e n

Staatliche Gerichte nicht zuständig
DieVersetzung eines Pfarrers in den Ruhestand wie auch Fragen,

die mit der Festsetzung seines Ruhegehalts zusammenhängen, sind
keine Akte der „öffentlichen Gewalt“, in die der Staat durch seine
Rechtsprechung korrigierend eingreifen darf. Jede Religionsgemein-
schaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig und
verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerli-
chen Gemeinde.

B e t r i e b l i c h e H i n t e r b l i e b e n e n r e n t e

Auch für eingetragene Lebenspartner
Überlebende einer eingetragenen Lebenspartnerschaft können

aus Gründen der Gleichbehandlung einen Anspruch auf Hinterblie-
benenrente haben,wenn für Ehegatten im Rahmen der betrieblichen
Altersversorgung eine dahingehende Zusage besteht.

P e r s o n a l r a t

Teilnahme an Sitzungen ist Pflicht
Zu den gesetzlichen Pflichten eines Personalratsmitgliedes gehört

es, an den Sitzungen des Personalrats teilzunehmen. Diese ist eine
höchstpersönliche Pflicht. Dem Personalratsmitglied steht es nicht
frei, sich nach seinem Gutdünken vertreten zu lassen. Ein Personal-
ratsmitglied, das häufig den Sitzungen des Personalrats unentschul-
digt fern bleibt, verletzt in grober Weise seine gesetzlichen Pflichten
und kann deshalb aus dem Personalrat ausgeschlossen werden.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 15. Januar 2009 - 2 AZR 641/07

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 25. November 2008 - L 3 AS 118/07

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 14. Januar 2009 - 3 AZR 20/07

Landessozialgericht Rheinlad-Pfalz,
Beschluss vom 16. Dezember 2008 - L 5 B 422/08 AS).

Bundesverfassungsgericht,
Beschluss vom 5. Dezember 2008 – 2 BvR 717/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 3/09
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Verwaltungsgericht Mainz,
Urteil vom 25. März 2008 – 5 K 790/07.MZ



S c h u l a b b r e c h e r

Bildungspolitik leicht gemacht
Es war eines der wenigen kon-
kreten Ergebnisse des Bildungs-
gipfels im vergangenen Jahr: Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und 
die Ministerpräsidenten der Länder 
einigten sich darauf, bis 2015 die 
Schulabbrecherquote zu halbieren 
– von acht auf vier Prozent. Alle 
bildungspolitischen Akteure wa-
ren sich einig: Um diese Zielmar-
ke zu erreichen, bedarf es in den 
kommenden Jahren erheblicher 
Anstrengungen – wesentlich ver-
besserter Förderbedingungen und 
vor allem einer Menge Geld.

„Das geht auch einfacher“, 
scheinen sich die Kultusminister 
gedacht zu haben. Die Kultusmini-
sterkonferenz (KMK) hat Pläne, die 
Schulstatistik zu verändern. Künftig 
sollen nicht mehr alle Sonderschü-
lerInnen (offiziell: Förderschüle-
rInnen) einfach als Schulabbrecher 
zählen, sondern es sollen auch die 
einzelnen Förderschul-Abschlüsse 
in der Statistik aufgeführt wer-
den. Konkret heißt das: Die statis-
tische Zählweise soll aufgesplittet 
werden. Statt der „hässlichen“ 
Zahl von derzeit rund 75 000 

an der Statistik. So könnten die 
Kultusminister dem „Halbierungs-
ziel“ schon im nächsten Jahr sehr 
nahe kommen.

Der DGB warnt die KMK ein-
dringlich davor, mit zweifelhaften 
Rechentricks die Statistik der 
Schulabbrecher zu schönen – und 
damit ein zentrales Versprechen 
des Bildungsgipfels zu unterlau-
fen. „Förderschüler müssen wei-
terhin in der Statistik der Jugend-
lichen ohne Schulabschluss gezählt 
werden“, fordert DGB-Vize Ingrid 
Sehrbrock. Denn die Diskussion um 
die Schulstatistik geht an den wirk-
lichen Problemen der Förderschüler 
vorbei. „Mehr als 400 000 Förder-
schüler sind die Verlierer des Bil-
dungssystems. Fast 80 Prozent von 
ihnen schaffen keinen Hauptschul-
abschluss, sie haben auf dem Ar-
beitsmarkt kaum Chancen“, erklärt 
Sehrbrock. „Wer den Förderschü-
lern wirklich helfen will, muss auf 
mehr individuelle Förderung setzen. 
Wir brauchen mehr Lehrkräfte und 
Sozialpädagogen in den Klassen.“

Das sind im Übrigen nicht nur 
Forderungen des DGB. Auch die 
UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderung, 
die in diesem Monat in Deutsch-
land völkerrechtlich verbindlich 
wird, fordert, „Menschen mit Be-
hinderung nicht vom allgemeinen 
Bildungssystem auszuschließen“. 
Für den DGB heißt das: Alle Kinder 
lernen gemeinsam, Kinder mit Be-
hinderungen dürfen nicht von den 
Regelschulen ausgegrenzt werden 
– aber in Deutschland werden zu 
viele Jugendliche mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf noch in 
„Förderschulen“ abgeschoben.   •

+  Grietje Staffelt (Grüne) 
fordert strengere Daten-

schutzregeln für „Online-
Netzwerke“ wie StudiVZ oder 
Facebook. Gewinne der 
Anbieter dürften nicht auf 
Kosten der Privatsphäre der 
NutzerInnen gehen. Der 
Verwendung personenbezo-
gener Daten müssten User 
ausdrücklich zustimmen.

- Unter Vorsitz von 
Hermann Otto Solms hat 

die FDP-Bundestagsfraktion 
eine Arbeitsgruppe zu Mana-
gervergütungen eingesetzt. 
Themen sollen die Verkleine-
rung von Aufsichtsräten und 
die Stärkung von Eigentümer-
rechten sein. Was das mit 
Managergehältern zu tun hat, 
verrät die FDP nicht.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.frauenlohnspiegel.de
Daten zur Einkommens-

situation von Frauen – 
aktualisiertes 

Online-Angebot von 
lohnspiegel.de

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Thesenpapier des 

DGB zum Verhältnis 
von Mitbestimmung 

und Corporate Social 
Responsibility (CSR)

Abbrechern ließe sich dann eine 
sanftere Rechnung aufmachen: 
Man könnte die Quote der Abbre-
cher fein säuberlich in Schüler der 
Förderschwerpunkte „Geistige Ent-
wicklung“ und „Lernen“ aufteilen. 
Bald schon könnten Kultusminister 
einzelne Gruppen als nicht „schul-
abschlussreif“ einstufen.

Mit der neuen Zählweise würde 
sich zwar nichts an Förderung, Un-
terricht und Arbeitsmarktchancen 
der Sonderschüler ändern – aber 

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 4

/0
9

Quelle: destatis, 
Kultusministerkonferenz

20,5 77,2

ohne Haupt-
schulabschluss

Hauptschul-
abschluss

mittlerer Ab-
schluss 2,2

Hochschul-
reife 0,2

Die meisten ohne 
Hauptschulabschluss
Abschlussqualifikationen von Förder-
schulabgängern 2006 (in Prozent)

84 Prozent der SchülerInnen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 
besuchten 2006 eine Förderschule.
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DGB-Vorstand Claus Matecki hat in 
einem Brief an die Abgeordneten 
der SPD-Bundestagsfraktion ein-
dringlich vor der geplanten „Schul-
denbremse“ für Bund und Länder 
gewarnt. Die Möglichkeit, Investi-
tionen auch über Kreditaufnahme zu 
finanzieren, sei Kernbestand staats-
politischer Verantwortung und „fis-
kalpolitischer Klugheit“. Die Schul-
denbremse, die Begrenzung der 
Kredit aufnahme auf maximal 0,35 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts, 
führe aber gerade in Krisenzeiten 
dazu, dass notwendige Rettungs-
maßnahmen durch einen öffent-
lichen Investitionsstau oder Sozial-
abbau erkauft werden müssten.

Außerdem zeige gerade die 
aktuelle Krise, wie wichtig es ist, 

ausreichende finanzpolitische 
Spielräume zu haben: Mit einer 
Schuldenbremse würde es künftig 
wesentlich schwieriger, adäquat auf 
wirtschaftliche Krisen zu reagieren, 
erklärt Matecki in dem Schreiben 
an die Parlamentarier.

Zwar soll die Schuldenbremse 
laut Koalitionsvereinbarung erst 
2015/16 starten, der Spardruck bei 
den öffentlichen Haushalten werde 
aber sofort einsetzen – zu einem 
Zeitpunkt, zu dem noch niemand 
wissen könne, „ob der Höhepunkt 
der Krise erreicht ist, geschweige 
denn, wie hoch die Verschuldung 
zum Zeitpunkt der ‚wirtschaftlichen 
Normalisierung’ sein wird“, kriti-
siert Matecki.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

H a r t z  I V

Keine Kürzung bei 
Lohndumping
Wer sich als Hartz-IV-EmpfänerIn 
weigert, zu Dumping-Löhnen zu 
arbeiten, muss nicht grundsätzlich 
Kürzungen beim Arbeitslosengeld II 
hinnehmen. Das entschied jetzt das 
Sozialgericht Dortmund (AZ: S 31 
AS 317/07).

Geklagt hatte eine Erwerbslose 
aus Bochum, die bei einem Tex-
tildiscounter eine Anstellung zu 
einem Stundenlohn von 4,50 Euro 
annehmen sollte. Mit Verweis auf 
die geringe Vergütung lehnte die 
Frau die Stelle als „unzumutbar“ 
ab. Daraufhin kürzte ihr die zu-

ständige Arbeitsgemeinschaft (Ar-
ge) den Hartz-IV-Satz für mehrere 
Monate um 30 Prozent. Die Betrof-
fene klagte – und bekam Recht. 
Die Dortmunder Richter urteilten: 
Der für den Bereich des Textildis-

counters geltende Tarifvertrag sehe 
einen untersten Tariflohn von 9,82 
Euro pro Stunde vor. 4,50 Euro seien 
deshalb „sittenwidriger Lohnwu-
cher“, die Stelle könne als „unzu-
mutbar“ abgelehnt werden.   •

POLITIK AKTUELL

I n i t i a t i v e

Breites Bündnis 
für Mindestlohn
Die Gewerkschaften bekommen im 
Superwahljahr 2009 weitere Unter-
stützung für ihre Forderung nach 
einem gesetzlichen Mindestlohn. 
Die Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di und die Gewerkschaft Nah-
rung-Genuss-Gaststätten (NGG) 
haben Anfang März gemeinsam 
mit der Arbeiterwohlfahrt (AWO), 
dem Sozialverband Deutschland 
(SoVD) und dem Sozialverband 
VdK die Initiative „Bündnis sozi-
ales Deutschland – Stimmen für 
den Mindestlohn“ gestartet. Die 
Verbände wollen sich gemeinsam 
gegen zunehmende Armut und 
Niedriglöhne in Deutschland enga-
gieren, ihre Mitglieder mobilisieren 
und weitere Bündnispartner in der 
Gesellschaft und vor allem in der 
Politik gewinnen.

Mit seiner Forderung für einen 
gesetzlichen Mindestlohn lehnt 
sich das neue Bündnis bewusst an 
die von ver.di und NGG anlässlich 

IG Metall und ver.di haben auf der 
Computermesse CeBIT gemeinsam 
an die Arbeitgeber der IT-Branche 
appelliert, in der aktuellen Krise auf 
Entlassungen zu verzichten. „Wenn 
IT-Unternehmen ihre Beschäftigten 
nicht mit Kurzarbeit und flexibler 
Arbeitszeit an Bord halten, droht 
bald ein noch größerer Mangel 
an qualifizierten IT-Fachleuten“, 
warnte IG Metall-Vorstandsmit-
glied Helga Schwitzer. Auch ver.di-
Vorstand Lothar Schröder kritisier-
te kurzsichtige „Hire and Fire“-
Strategien: „In Boomzeiten bleibt 
den Beschäftigten für Qualifizie-
rung keine Zeit, und das Gerangel 
um Fachkräfte geht nach der Krise 
wieder von vorne los.“

des Bundestagswahljahres gestar-
teten Initiative „Stimmen für den 
Mindestlohn“ an. Zur Initiative 
des Bündnisses gehört auch eine 
Plakataktion. Plakate und weitere 
Infos zur Initiative gibt es auf der 
Homepage des Bündnisses.   •
www.mindestlohn09.de/service/
buendnis-soziales-deutschland

Die beiden Gewerkschaften legten 
ein gemeinsames Sechs-Punkte-
Programm vor, wie Fachkräfte auch 
in Krisenzeiten in IT-Unternehmen 
gehalten und gleichzeitig besser 
qualifiziert werden können. Unter 
anderem sollten die IT-Arbeitgeber 
die verbesserten Kurzarbeit-Pro-
gramme nutzen, die Weiterbildung 
„älterer IT-Profis“ verstärken und 
die Möglichkeit zur Kombination 
von Studium und betrieblicher 
Ausbildung verbessern. Letzteres 
könne mit tariflichen Regelungen 
unterstützt werden, so das Ange-
bot von IG Metall und ver.di an die 
Arbeitgeber.   •
Das Sechs-Punkte-Programm zum Download: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Nach wie vor verdienen Frauen 
überall in Europa weniger als 
Männer. Im Schnitt liegen die 
Frauenlöhne in der EU um 17,4 
Prozent unter denen der Männer, 
in Deutschland gar um 23 Prozent. 
Mit einer Informationskampagne 
will die EU jetzt gegen das ge-
schlechtsspezifische Lohngefälle, 
den „Gender Pay Gap“, vorgehen. 
EU-Sozialkommissar Vladimír 
Špidla forderte zum Start der Kam-
pagne gleiche Löhne und Chancen 
für Männer und Frauen auch als 
Mittel gegen die Wirtschaftskrise. 
Nach einer französischen Studie 
meisterten Unternehmen mit mehr 
Frauen in Führungspositionen 
Krisen besser, erklärte er. Es gebe 
nicht nur moralische, sondern auch 
wirtschaftliche Argumente gegen 
das Lohngefälle. Mit vielfältigen 
Aktionen will ein breites Aktions-
bündnis am 20. März, dem „Equal 
Pay Day“, an vielen Orten in Deutschland auf die Entgeltungleichheit 
zwischen Frauen und Männern aufmerksam machen. Der Equal Pay 
Day wird unter anderem vom Deutschen Frauenrat, dem der DGB 
angehört, von der BDA und dem Verband der Unternehmerinnen ge-
tragen. Infos und Links zum Thema: www.einblick.dgb.de

Geschlechtsspezifisches Lohngefälle 
in ausgewählten EU-Mitgliedstaaten 
2007 (in Prozent)

Quelle: Eurostat ©
 D
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Italien

Polen

Belgien

Frankreich

EU 27

Schweden

Großbritannien

Deutschland

Österreich

Estland

4,4

7,5

9,1

15,8

17,4

17,9

21,1

23,0

25,5

30,3

EU: Aktiv gegen 
Gender Pay Gap

F i n a n z p o l i t i k

Schuldenbremse erschwert 
Krisenmanagement

I T - B r a n c h e

Kurzarbeit gegen Fachkräftemangel
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und Wirtschaftsregierung, die nicht 
zwischen Regierungen und Banken 
hinter verschlossenen Türen ausge-
handelt wird.

Die Reaktionen der in Washing-
ton anwesenden Regierungsdele-
gationen auf das Gewerkschafts-
papier waren sehr positiv. Insbe-
sondere die Forderung nach einer 
gewerkschaftlichen Präsenz bei 

POLITIK AKTUELL
Europäische 
Aktionstage

Die Folgen der Finanzkri-

se dürfen nicht allein den 

ArbeitnehmerInnen aufge-

bürdet werden. Darin sind 

sich die Gewerkschaften 

in Europa einig. Mit Euro-

päischen Aktionstagen im 

Mai geht der Europäische 

Gewerkschaftsbund (EGB) 

in die Offensive. Das Motto: 

„Fight the crisis: Put people 

first!“ Zwischen dem 14. 

und 16. Mai ruft der EGB zu 

Aktionen und Demonstra-

tionen in europäischen Me-

tropolen auf, unter anderem 

in Brüssel, Berlin und Prag. 

An der Großdemonstration 

am 16. Mai in Berlin werden 

auch GewerkschafterInnen 

aus anderen europäischen 

Staaten teilnehmen.

Die europäischen Gewerk-

schaften fordern einen 

neuen „Social Deal“ in 

Europa. Dazu gehört etwa 

ein erweitertes Konjunk-

turprogramm für mehr und 

bessere Arbeitsplätze. Die 

Gewerkschaften fordern 

außerdem eine europäische 

Krisenbewältigung ohne 

Protektionismus sowie eine 

stärkere Regulierung der 

Finanzmärkte. Den sozialen 

Grundrechten muss Vorrang 

eingeräumt werden vor den 

Binnenmarktrechten. Das 

europäische Sozialmodell 

soll in der Krise gestärkt 

und das Prinzip „Gleicher 

Lohn für gleiche Arbeit am 

gleichen Ort“ durchgesetzt 

werden. 

www.etuc.org/a/5871

einblick 4/09

Anlässlich des G20-Gipfels ruft der 
britische Gewerkschaftsdachver-
band TUC unter dem Motto „Put 
People First“ für den 28. März zu 
einer Demonstration in London 
auf, an der auch ein breites Bünd-
nis nationaler Nicht-Regierungs-
organisationen beteiligt ist. Der 
EGB und der IGB unterstützen den 

A u f r u f . 
Tei lneh-
merInnen 
aus ande-

ren Ländern haben sich bereits 
angekündigt, auch der DGB wird 
sich mit einer Delegation an der 
Demonstration beteiligen. 
www.putpeoplefirst.org.uk

Demo in London

G e w e r k s c h a f t e n  i n t e r n a t i o n a l

Platz am Verhandlungstisch
Am 2. April treffen sich die G20-Staaten zum Weltfinanzgipfel 
in London. Um die Interessen der ArbeitnehmerInnen in das inter-
nationale Krisenmanagement einbringen zu können, fordern die 
Gewerkschaften einen Platz am Verhandlungstisch. Das muss in 
London endlich verbindlich vereinbart werden.

allen weiteren G20-Beratungen 
fand breite politische Unterstüt-
zung – bislang allerdings ohne 
konkrete Folgen: Die von den 
G20-Regierungen eingerichteten 

vier Facharbeitsgrup-
pen tagen bisher oh-
ne gewerkschaftliche 
Beteiligung. Der DGB-
Vorsitzende Micha-
el Sommer hat dies 
vor kurzem in einem 
Schreiben an Bun-
deskanzlerin Angela 
Merkel und Finanzmi-
nister Peer Steinbrück 
kritisiert.

Der Internationale 
Gewerkschaftsbund 
(IGB) und die Global 
Unions haben in den 
vergangenen Wochen 
die Chance genutzt, 
ihre Positionen in Spit-
zentreffen mit der Welt-
bank und dem Inter-
nationalen Währungs-
fonds, im Rahmen der 
Sitzungen der Interna-
tionalen Arbeitsorgani-

sation ILO und auf dem Weltwirt-
schaftsforum in Davos darzulegen. 
Und auch in London wird es wie-
der – wie bereits in Washington – 
einen Gipfel der Vorsitzenden der 
Gewerkschaften aus den G20-Län-
dern geben, an dem auch Michael 
Sommer teilnimmt. Der britische 
Premier Gordon Brown hat bereits 
zugesagt, die internationalen Ge-
werkschaftsführer zu einem Ge-
spräch zu empfangen. TUAC, der 
gewerkschaftliche Beratungsaus-
schuss bei der OECD, bereitet eine 
aktualisierte Stellungnahme vor, die 
am 23. März den G20-Regierungen 
zugeleitet werden soll. Die Gewerk-
schaften wollen außerdem die So-
zialpartnerkonsultationen beim 
G8-Arbeitsministertreffen in Rom 
am 29. März nutzen, um vor dem 
Londoner Gipfel für die Gewerk-
schafts-Vorschläge zu werben.   •

Auch die internationale Gewerk-
schaftsarbeit steht 2009 ganz im 
Zeichen der Krise. Damit die nicht 
auf dem Rücken der Arbeitnehmer-
Innen bewältigt wird, wollen die 
Gewerkschaften am Verhandlungs-
tisch des weltweiten Krisenmanage-
ments präsent sein. „Keine Sitzung 
der G20 ohne Präsenz der interna-
tionalen Gewerkschaftsbewegung, 
kein internationales politisches 
Forum zur Weltfinanzkrise ohne 
die Stimme der Gewerkschaften“, 
heißt es in einem DGB-Papier.

Mit ihrer „Washingtoner Erklä-
rung“ zum ersten G20-Krisengipfel 
im November 2008 hat die interna-
tionale Gewerkschaftsbewegung 
bereits konkrete Vorschläge zur 
Regulierung des Weltfinanzsystems 
und zur Belebung des Wirtschafts-
wachstums gemacht. Die Gewerk-
schaften fordern etwa Zinssen-
kungen, staatliche Infrastrukturpro-
gramme zur Wachstumsförderung, 
einen „New Green Deal“ zur För-
derung von umweltgerechten Jobs, 
Steuererleichterungen für mittlere 
und untere Einkommen und einen 
Verzicht auf Kürzungen bei der 
Entwicklungshilfe. Die Gewerk-
schaften wollen zudem ein neues 
„Bretton Woods“ – eine neue 
Struktur einer weltweiten Finanz- 

Wert von Weltfinanzvolumen*, Kreditderivaten und 
weltweiter Realwirtschaft im Vergleich (in Billionen 
Euro), Zahlen von 2007

©
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Weltfinanzvolumen
65-mal Realwirtschaft

Kreditderivate
17-mal

Realwirtschaft

weltweite
Realwirtschaft

610,8

2307,6

35,3

Quelle: Gewerkschaft Unia, Schweiz/ Fahrni, Cargo3
*Gesamtheit aller Kredite, Finanzprodukte, Devisenmärkte etc.

Profit auf Pump

Profit auf Pump ist die goldene Regel des Finanz-
kapitalismus. In den letzten 30 Jahren ist so die 
Geldmenge auf das Fünfzigfache gestiegen, das 
Weltfinanzvolumen auf den 65-fachen Wert der 
Realwirtschaft. „Der gegenwärtige Kapitalismus 
leidet nicht an einer Kreditblase. Er ist eine Bla-
se“, schreibt die Schweizer Gewerkschaft Unia in 
einer Broschüre zur Krise.
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Die Arbeit als Betriebsrat ist an-
spruchsvoll. Was von Arbeitgebern 
häufig kritisch beäugt wird, gilt in 
vielen Belegschaften als selbst-
verständliche Dienstleistung. Statt 
Anerkennung bekommen Betriebs-

„ D e u t s c h e r  B e t r i e b s r ä t e - P r e i s “

Preisgekrönte Mitbestimmung

räte manchmal den Unmut beider 
Seiten zu spüren. Um Betriebsräten 
die Anerkennung zukommen zu las-
sen, die ihnen gebührt, vergibt die 
Zeitschrift Arbeitsrecht im Betrieb 
in diesem Jahr erstmals den „Deut-

schen Betriebsräte-Preis“. Nomi-
niert werden können Einzelper-
sonen, ganze Betriebsräte und Be-
triebsräte-Netzwerke, die zwischen 
2007 und 2009 aktiv Beschäftigung 
in ihren Betrieben gesichert haben. 
Schirmherr ist Arbeitsminister Olaf 
Scholz (SPD). Einsendeschluss für 
Nominierungen ist der 30. April. •
www.DeutscherBetriebsraete-Preis.de

PROJEKTE UND PARTNER
neueBücher

Den Absturz eines Spielsüch-
tigen beschreibt Klaus F. Schmidt 
in seinem Buch Nichts geht mehr 
– es ist sein eigener Absturz. 
Schmidt hatte in den 1990er 
Jahren ein Vermögen gemacht: 
mit den „Sodastream“-Geräten, 
die auf Knopfdruck Mineralwas-
ser produzieren. Dann besucht 
Schmidt eines Tages die Spiel-
bank in Bremen – und erfährt 
schon bald als „Vielspieler“, 
der hohe Beträge setzt, eine 
Exklusiv-Behandlung des staat-
lichen Casinos: Einladungen zu 
Formel-Eins-Rennen und Bun-
desligaspielen sind nur die Spitze 
des Eisbergs, um den „Kunden“ 
unter allen Umständen zu halten. 
Als Schmidt bereits den Großteil 
seines Vermögens verspielt hat, 
unterschreibt er eine „Selbst-
Sperre“ und erhält trotzdem wei-
terhin „persönliche Einladungen“ 
ins Casino. Schmidt verklagt die 

S p i e l b a n k 
und verliert – 
auch vor Ge-
richt. Sein Buch 
schildert au-
tobiografisch 
– ergänzt um 
Dokumente, 

Presseberichte und Informati-
onen zur Spielsucht – den Ab-
stieg eines Multimillionärs zum 
Hartz-IV-Empfänger. Am Mitleid 
der LeserInnen ist Schmidt nicht 
gelegen, er sei für seine Entschei-
dungen selbst verantwortlich. 
Vielmehr ist sein Buch eine Ankla-
ge gegen die – aus seiner Sicht – 
staatlich geförderte Spielsucht.

Klaus F. Schmidt: Nichts geht mehr. 
Vom Sodastream-Multimillionär zum 
Hartz-IV-Empfänger. Mankau Verlag, 
Murnau 2009, 209 Seiten, 12,95 Euro.

Beteiligung macht stark: Wie 
wichtig eine starke, beteiligungs-
orientierte Unternehmenskul-
tur – auch in Zeiten von Krisen, 

Übernahmen und Umstrukturie-
rungen – ist, zeigt nicht zuletzt 
das Beispiel von Schaeffler: Das 
Unternehmen hat kürzlich über 
eine „Zukunftsvereinbarung“ mit 
der IG Metall die Mitbestimmung 
im Unternehmen eingeführt und 
will ein Beteiligungsprogramm 
für die Beschäftigten auflegen: 
ein Beispiel guter Praxis. Wei-
tere Beispiele zeigt der aktuell 
erschienene Band Beteiligungs-
orientierte Unternehmenskultur. 
Neben Übersichtsbeiträgen zu 
Themen wie „Unternehmenskul-
tur und Internationalisierung“ 
oder „Erfolgsfaktor Unterneh-
menskultur“ schildern die Au-
torInnen Beispiele erfolgreicher 
Beteiligungsstrukturen in sieben 
deutschen Unternehmen.

Friedemann W. Nerdinger, Peter Wilke 
(Hrsg.): Beteiligungsorientierte Unterneh-
menskultur. Erfolgsfaktoren, Praxisbei-
spiele und Handlungskonzepte. Gabler 
Edition Wissenschaft, Wiesbaden 2009, 
255 Seiten, 49,90 Euro.

S
un
au
ric
sc
to
– e
Do

P b i ht d

V e r b r a u c h e r s c h u t z 

Finanz-TÜV 
muss kommen
Eine aktuelle Studie des Bundesver-
braucherschutzministeriums belegt: 
Der Vertrieb von Finanzprodukten 
wird vor allem durch Provisionen 
der Anlageberater und nicht durch 
die Bedürfnisse der Kunden gesteu-
ert. Viel zu oft werde „das Vertrau-
en von Anlegern in den Rat von Fi-
nanzvermittlern enttäuscht“, meint 
Ilse Aigner (CSU), Bundesministerin 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. „Zum Beispiel 
dann, wenn unter dem Deckmantel 
von Kompetenz und Seriosität un-
geeignete Investments als sichere 
Anlage für die Altersvorsorge ver-
kauft werden.“

Der Verbraucherzentrale Bun-
desverband (vzbv) und der Deut-
sche Gewerkschaftsbund fordern 
aus diesem Grund mehr Schutz für 
Anleger und Sparer. Die Finanzkri-
se zeige, dass die Finanzmärkte im 
Interesse der Verbraucher kontrol-
liert werden müssen, betont vzbv-
Vorstand Gerd Billen. Er empfiehlt 
unter dem Dach der Verbraucher-
zentralen einen unabhängigen 
Marktwächter nach britischem 
Vorbild zu installieren.

Auch DGB-Vorstandsmitglied 
Claus Matecki nimmt die Bundesre-
gierung in die Pflicht. Es sei richtig 
und überfällig, die Verjährungsfrist 
für Klagen nach einer mangelnden 
Beratung von drei auf zehn Jahre 
hoch zu setzen, die Beratung besser 
zu dokumentieren und risikoreiche 
Finanzprodukte zu kennzeichnen. 
Doch diese Schritte reichten bei 
weitem nicht aus, betont Matecki. 
„Der DGB fordert seit langem die 
Einführung eines Finanzdienstlei-
stungs-TÜVs in Deutschland.“ Zu-
dem müsste die unabhängige Ver-
braucher- und Finanzberatung der 
Verbraucherzentralen der Länder 
mit staatlichen Mitteln ausgebaut 
werden, so Matecki.   •
Die Studie des Ministeriums und die 
Forderungen des DGB: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

••• Die DGB-Region Emscher-
Lippe und die IG Metall Gel-
senkirchen laden am 30. März 
zur Konferenz „Ein Europa für 
Kapital und Konzerne oder ein so-
ziales Europa für ‚Gute Arbeit’?“ 
ein. Im Fokus stehen im Jahr der 
Europawahl die Fragen: Was sind 
die Anforderungen der Gewerk-
schaften an ein soziales Europa? 
Wie müssen europäische Gesetze 
beschaffen sein, um den Hand-
lungsspielraum der Gewerkschaften 

interregio
zu vergrößern? Unter anderem dis-
kutieren Frank Baranowski, Ober-
bürgermeister von Gelsenkirchen, 
Reiner Hoffmann, stellvertretender 
Generalsekretär des Europäischen 
Gewerkschaftsbunds (EGB) und 
Bart Samyn, stellvertretender Ge-
neralsekretär des Europäischen 
Metallgewerkschaftsbundes.
www.gelsenkirchen.igmetall.de/
veranstaltungen.html

••• Die DGB-Region Bonn/
Rhein-Sieg-Kreis/Oderberg-

Kreis zeigt im Bonner Gewerk-
schaftshaus die Dauerausstel-
lung „Aufbau – Zerschlagung – 
Neugründung“. Anlässlich des 
60-jährigen Jubiläums der DGB-
Gründung in diesem Jahr ist die vor 
25 Jahren konzipierte Ausstellung 
komplett überarbeitet, ergänzt und 
aktualisiert worden. Die Sammlung 
zeigt in Exponaten die Geschichte 
der deutschen Gewerkschaften seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts bis zu den 
1950er Jahren.      www.bonn.dgb.de
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GEWERKSCHAFTEN
I G  M e t a l l - K a m p a g n e

Gemeinsam für 
ein gutes Leben
Am 1. April startet die IG Metall 
die Kampagne „Gemeinsam für 
ein gutes Leben“. Kern der Kam-
pagne ist eine groß angelegte Bür-
gerumfrage: 500 000 ausgefüllte 
Fragebögen will die IG Metall sam-
meln, es soll die größte Befragung 
ihrer Art in Deutschland werden. 30 
Fragen gilt es zu beantworten – zu 
den Themen Arbeit und Einkommen, 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
Bildung, Mitbestimmung, Rente, 
Mindestlohn und Leiharbeit.

Die IG Metall will wissen, was 
die Menschen bewegt. Politik sei 

„gegen die Mehrheit der Bevöl-
kerung“ gemacht worden, „für 
Gutverdienende, Raffkes und Fi-
nanzhaie“, sagt IG Metall-Vize 
Detlef Wetzel mit Blick auf die 
Wirtschaftskrise. Dieser Politik will 
die IG Metall im Jahr der Bundes-
tagswahl „ein neues Politikmodell“ 
entgegenstellen. Dabei sollen die 
Interessen der Menschen, Werte 
wie Gerechtigkeit, Solidarität und 
Würde im Mittelpunkt stehen, nicht 
die so genannten Sachzwänge des 
globalen Kapitalismus.

Damit die Befragung kein 
Selbstzweck bleibt, verbindet die 
Gewerkschaft die Umfrage mit ei-
ner ungewöhnlichen Aktion: Jede 
IG Metall-Verwaltungsstelle erhält 
vom IG Metall-Vorstand für jeden 

ausgefüllten Fragebogen einen Eu-
ro, um damit ein soziales Projekt 
vor Ort zu unterstützen.

Mit der Befragung startet auch 
eine bundesweite Road-Show, ein 
Info-Truck fährt Marktplätze, Fuß-
gängerzonen und Einkaufszentren 
an. Vorrangig richtet sich die Kam-
pagne an Menschen bis 35 Jahre. 
Am 25. April findet im Berliner 
E-Werk der Kongress „Junge Ge-
neration“ statt, am 5./6. Mai eine 
Konferenz zum Thema „Neuer Ge-
nerationenvertrag“. Höhepunkt der 
Kampagne ist eine Protestkundge-
bung am 5. September in der Com-
merzbank-Arena in Frankfurt/Main, 
zu der 50 000 TeilnehmerInnen er-
wartet werden.   •
www.gutes-leben.de

Die IG BAU hat einen 
Info-Flyer zur Europa-
wahl herausgegeben. 

Unter dem Titel „Moderne 
Sklaverei oder gleiche Rech-
te für alle Beschäftigten – 
Europa muss sozial werden!“ 
wird für ein soziales Europa 
und eine Stärkung des Euro-
paparlamentes geworben.
Download: www.igbau.de

Die GEW fordert ge-
meinsam mit anderen 
Bildungsverbänden 

die Bundesregierung und den 
Bundesrat auf, die Mittel des 
Konjunkturpakets für den 
Bildungsbereich nicht nur in 
Baumaßnahmen zu investie-
ren. Schuleinrichtungen, 
Lehr- und Lernmittel müssten 
ebenfalls modernisiert wer-
den, um die Bildungsqualität 
weiterzuentwickeln.

Die GdP spricht 
sich für die erneute 
Prüfung eines NPD-

Verbotsverfahrens aus. Im 
Kampf gegen Rechts sei der 
Konsens der Demokraten 
besonders wichtig. Alle 
Bundesländer müssten daher 
ihre Erkenntnisse zusam-
mentragen und von Sachver-
ständigen prüfen lassen, ob 
ein neues Verbotsverfahren 
erfolgversprechend sei.

ver.di-Vorstand Uwe 
Foullong fordert von 
der Bundesregie-

rung ein Kündigungsverbot 
bei Unternehmen, die über 
Rettungspakete staatliche 
Finanztransfers in Anspruch 
nehmen. Sonst könnten 
Steuergelder „faktisch dop-
pelt missbraucht werden“, 
wenn auch noch die Arbeits-
losigkeit von entlassenen 
Beschäftigten fi nanziert 
werden müsste.

kurz&bündig

s o l i  e x t r a

Für ein soziales 
Studium
An deutschen Hochschulen hat 
sich viel verändert – Einiges eher 
zum Nachteil der Studierenden. 
Ob Bologna-Prozess, Bachelor- und 
Master-Studiengänge oder die Ein-
führung von Studiengebühren – die 
aktuelle Ausgabe des DGB-Jugend-
Magazins soli extra nimmt die 
Hochschulpolitik der letzten Jahre 
unter die Lupe. Unter dem Mot-
to „Was Gewerkschaften an den 
Hochschulen bewegen können?“ 
widmet sich soli extra dem Campus-
leben. Soziale Selektion, Studienfi-
nanzierung und Mitbestimmung an 
der Uni sind nur einige der Schwer-
punkte. Die Ausgabe kann im Inter-
net heruntergeladen werden.   •
www.dgb-jugend.de

F a c h k o n f e r e n z

Fachkräfte im 
Dreiländereck
Im Dreiländereck Deutschland-
Tschechien-Polen wird in den 
kommenden Jahren die Zahl der 
Erwerbspersonen deutlich sinken. 

Die „International Labour Univer-
sity“ (GLU) bietet gewerkschaft-
lich Aktiven aus Deutschland in 
diesem Jahr die Möglichkeit, über 
„International Union Friendships“ 
den Austausch mit internationalen 
GLU-TeilnehmerInnen zu suchen.

Die GLU ist eine von verschie-
denen nationalen und internatio-
nalen Organisationen unterstützte 
Bildungseinrichtung. Zu den Part-
nern der „internationalen Univer-
sität“ gehören unter anderem der 
DGB, die Hans-Böckler-Stiftung 
sowie die Internationale Arbeits-
organisation (ILO). In vier Ländern 
bietet die GLU Masterstudiengän-
ge an, darunter in Deutschland den 
Studiengang „Labour Policies and 
Globalisation“. Von April bis Sep-

I n t e r n a t i o n a l e s

Gewerkschafter aufs Tandem setzen

tember 2009 sind internationale 
GLU-TeilnehmerInnen (u.a. aus den 
USA, Brasilien, Südkorea und der 
Türkei) zu Gast in Berlin. Die GLU 
sucht für diese Zeit in der deutschen 
Hauptstadt „Tandem-Partner“ – 
gewerkschaftlich Aktive, die sich 
mit den GLU-Studenten treffen, 
um sich über gewerkschaftliche 
Themen und Aktivitäten auszutau-
schen und mit ihnen gemeinsam 
öffentliche GLU-Veranstaltungen 
zu besuchen. Die deutschen Tan-
dem-PartnerInnen sollten Englisch 
sprechen, „perfekte“ Englisch-
kenntnisse sind aber nicht notwen-
dig. Interessierte können sich per 
E-Mail an Luciole Sauviat von der 
GLU wenden.   •
luciole.sauviat@global-labour-university.org

Ein wesentlicher Grund ist der demo-
grafische Wandel: Ein verschärfter 
Wettbewerb um qualifizierte Fach-
kräfte der drei Länder ist bereits jetzt 
absehbar. Der DGB Sachsen veran-
staltet deshalb mit tschechischen 
und polnischen Partnergewerk-
schaften im Rahmen des EURES-
Programms der EU am 16. und 17. 

März in Bautzen die Fachkonferenz 
„Demografischer Wandel und Fach-
kräfteentwicklung im Dreiländereck“. 
Gemeinsam wollen die Gewerkschaf-
terInnen Handlungsansätze disku-
tieren und sich über die unterschied-
lichen nationalen Arbeitsmarkt-
instrumente austauschen.   •
www.dgb-sachsen.de
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INTERVIEW „Krisen-Tsunami“
Deutschland steht vor einem 

Abschwung, der mindestens 

doppelt so heftig wird 

wie die bisher schlimmste 

Wirtschaftskrise Mitte der 

70er Jahre. Davon geht IMK-

Direktor Gustav Horn im 

einblick-Interview aus. 

Weder Politik noch Öffent-

lichkeit hätten das Ausmaß 

dieser Rezession bisher 

voll erfasst, sie befänden 

sich in einer Schockstarre, 

meint Horn. Die Talsohle der 

Krise werde vielleicht im 

Laufe des nächsten Jahres 

erreicht. 

Das Konjunkturpaket II 

genüge nicht allein, um die 

Wirtschaft wieder anzukur-

beln. Wahrscheinlich werde 

ein drittes Konjunkturpaket 

notwendig, so Horn. Das 

IMK prognostiziert eine 

Erhöhung der Arbeitslosen-

zahlen um 550 000 auf 3,8 

Millionen im Jahresdurch-

schnitt.

www.einblick.dgb.de

Langfassung des Interviews

einblick 4/09

■ Um wie viel Prozent sackt das Wachstum ab?
■ Unsere Prognose lautet, dass die Wirtschaft in 
diesem Jahr um 2,4 Prozent schrumpft.
■ Im Dezember hat das IMK minus 1,8 Prozent pro-
gnostiziert. Wie belastbar ist die neue Prognose?
■ Wir erleben eine Vielzahl von Abwärtsspiralen, 
die sich wechselseitig verstärken und schwer vo-
rauszuberechnen sind. Unsere neue Prognose hat 
eine Wahrscheinlichkeit von mehr als 50 Prozent, 
wir werden sie Mitte März aktualisieren.
■ Die bisher schlimmste Krise hat Mitte der 70er 
Jahre stattgefunden, das Wachstum sank auf minus 
0,9 Prozent. Wir rauschen also in ein Unwetter, das 
mindestens doppelt so heftig wird. Ist das im Be-
wusstsein der Öffentlichkeit schon angekommen?
■ Nein. Das ist wie nach einem Schock. Man 
braucht Zeit, um die Realität zu begreifen. Es hat ein 
Paradigmenbruch stattgefunden. Wir haben uns auf 
ein Finanzsystem verlassen, das nicht verlässlich war. 
Es ist zusammengebrochen und wird nur durch die 
Zentralbanken und Regierungen am Leben erhalten, 
es liegt auf der Intensivstation. 
■ Muss der Finanzmarkt reguliert werden?
■ Die These war doch, dass ein unregulierter Markt 
am besten läuft; er produziert die höchsten Wachs-
tumsraten, man muss ihn nur machen lassen. Diese 
Sichtweise war gängig, aber falsch. Und das hat, 
wenn es sich um das Finanzsystem handelt, weit 
reichende Konsequenzen – dieses System ist der 
Blutkreislauf der Wirtschaft. Bricht es zusammen, 
bricht alles zusammen. 
■ Aber wir erleben doch nicht zum ersten Mal, dass 
Spekulationsblasen entstehen und platzen.
■ Wir müssen lernen, dass die Menschen nicht nur 
rational handeln. Man ist Illusionen aufgesessen, hat 
geglaubt, am Finanzmarkt könnten höhere Renditen 
erzielt werden als in der Realwirtschaft. 
■ Das stimmte doch.
■ Ja, eine Zeit lang. Aber irgendwann ist die – völ-
lig überbewertete – heiße Luft raus, und das ganze 
Gebilde kollabiert. Zudem weltweit. In den USA 
sind die Menschen verleitet worden, Häuser auf 
Kreditbasis zu bauen, auf Pump zu konsumieren. 
Das war extrem riskant, aber dieses Risiko war den 
Menschen nicht bewusst. 
■ Siehst du schon Licht am Ende des Tunnels?
■ Anders als in der Weltwirtschaftskrise 1929/30 
wissen wir, wie solche Krisen zu bekämpfen sind. 
Und sie wird ja auch bekämpft. Das stimmt mich op-

timistisch, dass wir vielleicht im Laufe des nächsten 
Jahres die Talsohle erreichen und es dann allmählich 
wieder aufwärts geht. 
■ Die Politik hat reagiert und das Konjunkturpaket II 
aufgelegt – deine Hauptkritik?
■ 50 Milliarden Euro sind ein beträchtliches Volu-
men. Leider sind viele seiner Wirkungen aufs zwei-
te Halbjahr terminiert worden, Krise ist aber jetzt. 
Warum hat man zum Beispiel die Steuersenkungen 
nicht rückwirkend in Kraft gesetzt und mit Pauschal-
beträgen ausgezahlt? Andererseits sind Steuersen-
kungen ein Problem: Sie sind konjunkturell nicht be-
sonders wirksam, weil die Menschen in Krisenzeiten 
sparen.
■ Was denn nun: Steuersenkungen ja oder nein?
■ Wenn ich sie schon habe, hätte ich sie gerne frü-
her gehabt. Aber am liebsten hätte ich sie gar nicht, 
denn sie belasten den Bundeshaushalt auch nach 
der Krise noch. Und sie sind kontraproduktiv, denn 
den Kommunen entgehen Steuereinnahmen. Besser 
wäre ein höherer Kindergeldzuschlag gewesen, weil 
er zielgenauer und effektiver ist.
■ Hältst du ein drittes Konjunkturpaket für nötig?
■ Wahrscheinlich ja. Denn wir können doch nicht 
zusehen, wie unsere Wirtschaft einfach abschmiert. 
Wir haben noch ein wenig Zeit, weil unser Arbeits-
markt sehr verzögert reagiert. Wirklich schlimm wird 
es, wenn es zu Entlassungen kommt.
■ Krisenbekämpfung per Neuverschuldung, ist das 
nicht wie Löschen mit Benzin? Wer soll das alles 
bezahlen?
■ Selbstverständlich der Steuerzahler. Und das ist 
auch richtig so, denn er profitiert auch davon. Wür-
de der Staat kein Geld in die Hand nehmen, würde 
die Wirtschaft noch tiefer abstürzen, und dann wür-
den die Staatsschulden auch wachsen, weil Steuern 
ausfallen und Sozialausgaben steigen.
■ Brauchen wir billigeres Geld, sollte die Europä-
ische Zentralbank den Leitzins von zwei Prozent 
weiter senken?
■ Auf jeden Fall, sie kann sich diesem Krisen-Tsuna-
mi nicht anders stellen. Der Zinssatz muss Richtung 
Null sinken, natürlich nicht dauerhaft, aber als kurz-
zeitige Stimulanz ist das unerlässlich. 
■ Kurzarbeit soll Arbeitslosigkeit verhindern. Wie 
lange hält dieser Damm?
■ Ich gebe ihm noch ein halbes Jahr.
■ Die Bundesregierung geht von einer durch-
schnittlichen Zunahme der Arbeitslosenzahlen um 
250 000 auf 3,5 Millionen in diesem Jahr aus.
■ Das halte ich für untertrieben. Wir sagen 3,8 Mil-
lionen im Schnitt, zum Jahresende können es aber 
auch vier Millionen oder mehr sein.   •

W i r t s c h a f t s k r i s e

„Talsohle wird erst 
2010 erreicht“

➜

Prof. Dr. Gustav 
A. Horn, 54, ist 
Wissenschaft-
licher Direktor 
des Instituts für 
Makroökonomie 
und Konjunktur-
forschung (IMK) 
in der Hans-Böck-

ler-Stiftung. Das 2005 gegrün-
dete Institut stützt sich – 
im Unterschied zur herrschen-
den, angebotsorientierten 
Volkswirtschaftslehre – auf 
keynesianisch geprägte Ansät-
ze moderner, nachfrageorien-
tierter Wirtschaftstheorie. 
Gustav Horn nimmt am Kapi-
talismus-Kongress des DGB 
am 14./15. Mai in Berlin teil. 
Der Kongress soll die Aufar-
beitung der Krise vorantreiben 
und eine Diskussion eröffnen, 
an deren Ende eine „wirklich 
soziale Marktwirtschaft“ steht, 
so der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer.
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 Vertrieb durch PrintNetwork pn GmbH, Stralauer Platz 33-34, 10243 Berlin, PVSt, DPAG, Entg. bez., A 45918

„Felix Austria. In Österreich ist der Schaeffler-Huber eine Wirtschaft 
am Pfarrberg, in Deutschland eine Seilschaft am Schuldenberg.“

Die Internetseite „Kommunikation & Arbeit“ (www.kommunikation-und-
arbeit.de) über die Berghütte und Gastwirtschaft „Schäffler-Huber“ am 
Pfarrberg auf 1059 Meter in der Steiermark und die erfolgreiche Eini-
gung der IG Metall und ihres Ersten Vorsitzenden Berthold Huber mit der 
Schaeffler Gruppe über eine „Zukunftsvereinbarung“: Mit der Verein-
barung konnte die IG Metall die Einführung der Mitbestimmung bei 
Schaeffler durchsetzen. Außerdem wird ein „Beteiligungsprogramm“ für 
die Beschäftigten aufgelegt.

8

IMPRESSUM                     einblick erscheint vierzehntäglich   Herausgeber: DGB   
Verlag: Graewis Verlag GmbH   GeschäftsführerInnen: Anne Graef, Dr. Peter Wilke   
Redaktion: Udo Böhlefeld, Anne Graef (verantw.), Sebastian Henneke, Timm Steinborn   
Redaktionelle Mitarbeit: Lena Clausen, Norbert Hüsson, Luis Ledesma   Redakti-
onsanschrift: Wallstraße 60, 10179 Berlin, Tel. 030/308824-0, Fax 030/30882420, 
Internet: www.einblick.dgb.de, E-Mail: redaktion@einblick.info Anzeigen: Bettina 
Mützel, Tel. 030/859946-240, Fax 030/859946-100, E-Mail: bettina.muetzel@berlin.de   
Layout: zang.design    Infografik: Klaus Niesen   Druck und Vertrieb: PrintNetwork 
Berlin   Abonnements: Änderungen schriftlich an Redaktion einblick (Adresse s.o.)
Nachdruck frei für DGB und Gewerkschaften bei Quellenangabe und zwei Beleg-
exemplaren. Alle Anderen nur nach schriftlicher Genehmigung durch den Verlag. 
Nachdruck von namentlich gezeichneten Artikeln nur nach Genehmigung durch Ver-
lag und Autor.

SCHWERBEHINDERTE: Auch im Aufschwung benachteiligt

dieDGBgrafik

Trotz der positiven Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt zwischen 2005 und 
2008 konnten schwerbehinderte Ar-
beitslose davon nicht im gleichen Um-
fang profitieren wie Nicht-Schwerbe-
hinderte. Während in diesem Zeitraum 
die Gesamt-Arbeitslosenzahl um über 
32 Prozent zurückging, sank die der 
Schwerbehinderten nur um knapp 14 
Prozent. Im Dezember 2008 ist die Zahl 
der schwerbehinderten Arbeitslosen 
erstmals wieder leicht gestiegen, wie 
eine DGB-Studie belegt.
www.einblick.dgb.de/hintergrund ©
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit/DGB

Entwicklung der Arbeitslosenzahlen von arbeitslosen Schwerbehinderten und allen Arbeitslosen 
im Vergleich zum jeweiligen Vorjahr (in Prozent)

alle Arbeitslosen

2006

-7,7

-15,9

+0,9

-5,7

-13,4

-9,9

2007 2008

Schwerbehinderte

Schlusspunkt●

10.3.  DGB-Arbeitskreise 
„Schule und Arbeitswelt“, Seminar 
„Schulpolitik in schweren Zeiten – Wo-
hin geht der Weg“, Haltern am See

11.3.  ver.di-Bi ldungs-

Trendbüro Hamburg, der Odeon 
Zwo Werbeagentur und der Flas-
kamp AG. Dabei hat er Kampagnen, 
Kommunikations- und Marketing-
maßnahmen für Institutionen, Or-
ganisationen und Unternehmen be-
treut, geleitet und umgesetzt, etwa 
für ver.di, die Bundesregierung, die IG 
Metall, Greenpeace oder die SPD.

••• Jendrik Scholz, 37, Diplom-
Sozialwissenschaftler, ist seit Fe-
bruar Fachreferent für Handwerks-
politik und Sozialversicherungen 
beim Bundesvorstand der IG BAU. 
Scholz war zuvor bei der Hand-
werkskammer Trier in der Abteilung 
Wirtschaftsförderung für Technolo-
gie-, Bildungs-, Strukturpolitik zu-
ständig. Davor arbeitete er für die 
Kölner Bundestagsabgeordnete 
Lale Akgün (SPD).
••• Emanuel Gronostay, 46, ist 
seit Oktober 2008 Leiter Kommuni-
kation und Marketing beim ver.di-
Bundesvorstand. Gronostay hat 
über viele Jahre hinweg als Berater 
und Projektleiter in Kommunikati-
onsagenturen gearbeitet, u.a. beim 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

für die Gleichberechtigung am Ar-
beitsmarkt der Zukunft“, Hannover

20.3.  ver.di und DGB-
Region Bodensee-Oberschwaben, 
Diskussion „Frauen und Geld – 
gleicher Lohn für alle!“, Konstanz

20.3.  DGB-Bezirk Nie-
dersachsen-Bremen-Sachsen-An-
halt, „Aktionstag zur Alterssiche-
rung“, Hannover

20.3.  DGB-Bezirk Nord, 
„Equal Pay in Mecklenburg-Vor-
pommern – Entgeltgleichheit schaf-
fen, Ursachen angehen“, Ros tock

21.3.  Internationaler Tag 
für die Beseitigung der Rassendis-
kriminierung

werk und Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Tagung „Arbeitswelt ohne Diskri-
minierung“, Hannover

12./13.3.  IG Metall, „Ge-
werkschafts- und Gesellschaftspo-
litisches Forum“, Berlin

15.3.  Weltverbrauchertag
17.3.  DGB-Region Mün-

chen, „Betriebs- und Personalrä-
tekonferenz zur Alterssicherung“, 
München

19./20.3.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, „Forum zum Arbeits- und 
Sozialrecht“, Berlin

20.3.  Equal Pay Day 2009
20.3.  IG BCE u.a., Kon-

gress „Fair p(l)ay – neue Spielregeln 

personalien
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S o z i a l h i l f e

Für Sex gibt es kein Geld
Sozialhilfeempfänger müssen die Kosten für die Befriedigung se-

xueller Bedürfnisse durch den jeweiligen Regelsatz abdecken.
Der Fall: Der Bezieher von Erwerbsunfähigkeits- und Unfallren-

te ist schwer behindert mit einem Grad der Behinderung von 100. Er
war verheiratet, hat zwei Kinder und lebt von der Familie getrennt. Er
hat verschiedene Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen beantragt, unter anderem die Übernahme der Kosten für
Hausbesuche von Prostituierten (pro Besuch in Höhe von 160,- Eu-
ro). Er begründete dies damit, dass wegen seiner Körperbehinderung
keine Frau bereit sei, mit ihm sexuelle Handlungen vorzunehmen. Da-
her müsse er die Dienstleistungen von Prostituierten nutzen.Mit sei-
nemAntrag hatte er keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Der Antragssteller hat keinen An-
spruch auf die Finanzierung von Prostituiertenhausbesuchen.Aufga-
be der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu ver-
hüten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder
zu mildern und die behinderten Menschen in die Gesellschaft ein-
zugliedern. Die beantragte Maßnahme ist hierzu nicht geeignet. Die
Förderung von Prostituiertenbesuchen würde weder die Alltagskom-
petenz des Behinderten noch seine Einbindung in das Gemeinwesen
verbessern.

Der sozialhilferechtliche Regelbedarf umfasst nebenAufwendun-
gen für Hobby, Freizeit-, Sport- und Kulturveranstaltungen ebenso
das Sexualleben. Die Finanzierung des Sexuallebens gehört zu den
Bedürfnissen des täglichen Lebens, die vom Einkommen des Hilfebe-
ziehers selbst abzudecken sind. Ein Sozialhilfeempfänger muss seine
sexuellen Bedürfnisse an den Möglichkeiten und Grenzen der Regel-
satzhilfe ausrichten und seine Mittel entsprechend einteilen.

I m p f u n g g e g e n G e b ä r m u t t e r h a l s k r e b s

Beihilfe nur für Mädchen bis 17 Jahre
Ein Beamter erhält zu den Kosten der Impfungen seiner 19 bzw.

21 Jahre alten Töchter gegen Gebärmutterhalskrebs keine Beihilfe.
Der Fall: Die Töchter eines Landesbeamten erhielten im Alter

von 19 bzw. 21 Jahren die erste der auf drei Dosen angelegten Imp-
fung gegen Gebärmutterhalskrebs (HPV-Impfung). Den diesbezügli-
chen Beihilfeantrag lehnte die Zentrale Besoldungs- und Versor-
gungsstelle ab, da die Ständige Impfkommission die HPV-Impfung
nur für Mädchen imAlter von zwölf bis 17 Jahren empfohlen hat. Die
hiergegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg.

Das Oberverwaltungsgericht: Die notwendigenAufwendun-
gen für Schutzimpfungen sind zwar beihilfefähig.Als notwendig kön-
nen jedoch nur die Impfungen angesehen werden, die von der Stän-
digen Impfkommission empfohlen wurden. Die Ständige Impfkom-
mission hält die Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs lediglich bei
Mädchen imAlter von zwölf bis 17 Jahren für sachgerecht, da nur für
diese Zielgruppe eine guteWirksamkeit der Impfung wissenschaftlich
nachgewiesen sei. Bei Frauen, die älter als 17 Jahre sind, sei die Imp-
fung zwar möglicherweise sinnvoll, Behandlungserfolge konnten bis-
her aber noch nicht belegt werden. Deshalb würde es dem Gebot der
Sparsamkeit der öffentlichen Verwaltung widersprechen, die Kosten
einer solchen Behandlung zu erstatten.

K a b e l f e r n s e h e n

Kosten sind nicht zu erstatten
Die Gebühren für Kabelfernsehen gehören nicht zu den zu er-

stattenden angemessenen Kosten der Unterkunft, wenn die Nutzung
mietvertraglich freigestellt und ein anderer Zugang zum Fernseh-
und Radioempfang gewährleistet ist.

W i t t e r u n g s b e d i n g t e K ü n d i g u n g

Das Wetter muss auch der Grund sein
Nach dem Rahmentarifvertrag für gewerbliche Arbeitnehmer im

Maler- und Lackiererhandwerk kann dasArbeitsverhältnis in der Zeit
vom 15. November bis zum 15.März ausnahmsweise im Laufe eines
Tages zum Beginn des übernächsten Tages ordentlich gekündigt wer-
den, wenn die Arbeitsausführung wegen schlechter Witterung für
voraussichtlich längere Zeit undurchführbar wird und auf dem Ar-
beitszeitkonto kein Guthaben vorhanden ist. Der Arbeitgeber darf
sich aber nicht unter dem Etikett einer witterungsbedingten Kündi-
gung von den Arbeitnehmern trennen, um eine wegen witterungs-
unabhängigen Auftragsrückgangs notwendige Personalreduzierung
ohne Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist durchzuführen.

G e s e t z l i c h e K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Keine Prämie für Verzicht
Die gesetzlichen Krankenkassen dürfen ihre Versicherten mit ei-

ner Bonusregelung nur für gesundheitsbewusstes Verhalten finan-
ziell entlasten. Der Verzicht auf medizinische Leistungen hingegen
darf in diesem Rahmen nicht belohnt werden.

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Aufhebungsvertrag ist nichtig
Schließt im Falle eines Betriebsübergangs ein Arbeitnehmer mit

seinem bisherigenArbeitgeber einenAufhebungsvertrag und verein-
bart zugleich mit dem Erwerber ein neues Arbeitsverhältnis, ist dies
eine Umgehung der gesetzlichen Regelung eines Betriebsübergangs.
Das hat die Nichtigkeit des Aufhebungsvertrages zur Folge.

Z e i t u n g s v e r l a g e

Kein Zuschlag für Samstagsarbeit
Geschäftsstellen im Zeitungsverlagsgewerbe sind die Orte, an de-

nen Mitarbeiter im persönlichen Kundenkontakt Verkauf und Bera-
tung ausführen, Anzeigen aufnehmen, Verlagsware vertreiben und
Abonnementgeschäfte abwickeln. Nimmt ein Tarifvertrag die Be-
schäftigten in Geschäftsstellen von der Zahlung der Zuschläge für
Samstagsarbeit aus, kann das wegen der Üblichkeit von Samstags-
arbeit bei entsprechenden Tätigkeiten gerechtfertigt sein.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Thüringer Landessozialgericht,
Beschluss vom 22. Dezember 2008 - L 1 SO 619/08 ER

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 9. Februar 2009 - 2 A 11125/08.OVG

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 4. Dezember 2008 – L 1 KR 150/08 KL

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 21. Mai 2008 - 8 AZR 481/07

Bundessozialgericht,
Urteil vom 19. Februar 2009 - B 4 AS 48/08 R

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 11. Dezember 2008 - 26 Sa 1440/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 4/09
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Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 5. November 2008 - 5 AZR 56/08
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Die Lücke muss weg
Noch immer werden Frauen schlech-
ter bezahlt als ihre männlichen 
Kollegen – in Deutschland verdie-
nen Frauen im Schnitt 23 Prozent 
weniger als Männer. Gegen diese 
Ungleichheit hat sich ein breites 
Aktionsbündnis formiert und den 
20. März zum Equal Pay Day aus-
gerufen. Auch die Gewerkschaften 
machen mobil gegen geschlechts-
spezifische Lohndiskriminierung.

Mehr als 160 000 Euro verdie-
nen Frauen in einem durchschnitt-
lichen Berufsleben weniger als Män-
ner. Dass es ein Skandal ist, dass 
Frauen nach wie vor beim Entgelt 
benachteiligt werden, ist inzwischen 
in allen politischen Lagern ange-
kommen. Doch über Ursachen und 
Gegenmaßnahmen herrscht noch 
lange keine Einigkeit. Nach wie vor 
wird immer wieder die These vertre-
ten, dass Frauen letztendlich selbst 
die Verantwortung für ihre schlech-
tere Bezahlung tragen, weil sie zum 
Beispiel den „falschen Beruf“ ge-
wählt hätten, ihre Erwerbstätigkeit – 
etwa wegen der Geburt ihrer Kin-
der – zu lange unterbrochen hätten 
oder sie bei Gehaltsforderungen zu 

werkschaften eine besondere Ver-
antwortung bei diesem komplexen 
Thema“, erklärt DGB-Vize Ingrid 
Sehrbrock. „Aber auch die Politik 
ist gefordert, entsprechende Rah-
menbedingungen zu schaffen.“ 

Neben der unzureichenden 
Kinderbetreuungssituation setzten 
Ehegattensplitting, das ständig 
ausgeweitete Angebot an Minijobs 
und die beitragsfreie Mitversiche-
rung in der Sozialversicherung An-
reize zur Nichterwerbstätigkeit bzw. 
zu eingeschränkter Erwerbstätig-
keit, beschreibt ver.di-Vize Margret 
Mönig-Raane. Zudem sei der Ar-
beitsmarkt geschlechtsspezifisch 
gespalten: Frauen arbeiten über-
wiegend in Berufen und Branchen, 
die am unteren Ende der Verdienst-
skala angesiedelt sind oder gar 
zum Niedriglohnbereich gehören.

Derzeit kämpft ver.di beispiels-
weise für die Aufwertung der So-
zial- und Erziehungsberufe. Die 
Beschäftigten in diesen Berufen, 
natürlich überwiegend weiblich, 
sind einerseits einer extrem hohen 
Arbeitsbelastung ausgesetzt, an-
dererseits verdienen sie wesentlich 
weniger als Beschäftigte in tech-
nischen Berufen, die eine ähnlich 
lange Ausbildung voraussetzen.

Die Gewerkschaftsfrauen sind 
sich einig: Freiwillige Maßnahmen – 
von der Verbreitung von Best-Prac-
tise-Beispielen bis hin zum jähr-
lichen Girls’ Day – reichen allein 
nicht aus, den Gender Pay Gap zu 
verringern. „Wir fordern die Bun-
desregierung auf“, erklärt Mönig-
Raane, „endlich eine politische 
Gesamtstrategie gegen die Entgelt-
ungleichheit zu entwickeln, die an 
allen Ursachen ansetzt.“   •

+  Dagmar Enkelmann (DIE 
LINKE) kritisiert Aus-

sagen aus der großen Koali-
tion, die Bundesagentur 
für Arbeit könne durch die 
Krise in finanzielle Schwie-
rigkeiten geraten. Dafür 
habe die Koalition mit der 
drastischen Senkung der 
Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung selbst gesorgt.

- Patrick Meinhardt (FDP) 
will, dass sich der Staat 

aus der Bildungsfinanzierung 
verabschiedet. Statt mehr 
Bildungsinvestitionen durch 
Steuererhöhungen zu finan-
zieren, müsse man Eltern 
steuerlich entlasten, „damit 
sie selbst entscheiden können, 
welche Bildung sie für ihre 
Kinder bezahlen“.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.entgeltgleichheit.de
DGB-Frauen: Positionen, 

Hintergründe und 
Checklisten zur 

Entgeltgleichheit

www.chancen-foerdern.de
„Chancen fördern – 

Anerkennung fordern“: 
ver.di-Portal zum 

Schwerpunkt „Soziale 
Berufe sind mehr wert“

zögerlich seien. Das ist falsch – sa-
gen die Gewerkschaften und ver-
weisen auf zahlreiche strukturelle 
Benachteiligungen. „Als Tarif- und 
Sozialpartner tragen die DGB-Ge-
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Quelle: DGB, Infratest Dimap

Ja, selbst erlebt

Nein
43

10

33

13

Weiß nicht
1

Ja, bei Familie, 
Freunden oder 
Bekannten 
mitbekommen

Ja, selbst erlebt 
und bei Familie, 
Freunden oder 
Bekannten 
mitbekommen

Lohndiskriminierung: 
Eigene Erfahrungen
Haben Sie bereits selbst erlebt, dass 
Ihr Arbeitgeber Unterschiede bei der 
Entlohnung zwischen Frauen und 
Männern macht, oder haben Sie das 
in Ihrer Familie, bei Freunden oder 
bei Bekannten mitbekommen? 
Repräsentative Umfrage von Infratest 
Dimap im Auftrag des DGB, 
März 2009 (Antworten in Prozent)

Geschlechtsspezifische Lohndis-
kriminierung ist Alltag: 56 Prozent 
aller über 18-Jährigen haben das 
bereits selbst oder in ihrem nähe-
ren persönlichen Umfeld erfahren.

einblick 5/09
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POLITIK AKTUELL

Aufsichtsrat des Monats März ist Reiner Hoffmann, 53, im Hauptberuf 
stellvertretender Generalsekretär des Europäischen Gewerkschaftsbundes 

(EGB). Das IG BCE-Mitglied sitzt als einer von zwei externen 
Arbeitnehmervertretern im zwölfköpfigen Aufsichtsrat von Sasol Germany, Teil des Sasol-
Konzerns, einem global agierenden Unternehmen der Erdöl- und chemischen Industrie 
unter südafrikanischer Führung. Der weltweit größte Hersteller von Ölprodukten aus 
Kohle beschäftigt insgesamt rund 30 000 MitarbeiterInnen, davon mehr als 2000 an den 
deutschen Standorten. Auch bei Sasol steht derzeit die Bewältigung der Auswirkungen 
der Finanzkrise auf das Unternehmen im Mittelpunkt. Dabei seien heute alle froh, dass 
der geplante Verkauf von Unternehmensteilen an einen Finanzinvestor vor zwei Jahren 

scheiterte – nicht nur die Arbeitnehmerseite, die massive Vorbehalte gegen das Vorhaben hatte, sondern 
auch die Anteilseigner. Für die südafrikanischen Manager war es erstmal gewöhnungsbedürftig, an den 
Entscheidungsprozessen im Unternehmen die Arbeitnehmervertreter zu beteiligen. „Aber auch sie haben 
mittlerweile die deutsche Mitbestimmung schätzen gelernt“, erklärt Hoffmann im Fragebogen der DGB-
Aktion „Aufsichtsrat des Monats“: www.dgb.de/aufsichtsrat

„Manager schätzen Mitbestimmung“
Aufsichtsrat
des Monats

Die IG Metall hat einen Aktionsplan 
zur Bewältigung der Wirtschafts-
krise vorgelegt, der einen „öffent-
lichen Rettungsschirm“ für Unter-
nehmen der Realwirtschaft in Höhe 
von 100 Milliarden Euro vorsieht. 
„Industrielle Wertschöpfungsket-
ten und industrielle Kerne sind für 
den Wohlstand und die politische 
Stabilität mindestens ebenso sys-
temisch, wie die Banken und die 
Finanzmärkte“, erklärte der Erste 
Vorsitzender der Gewerkschaft, 
Berthold Huber. Finanziert werden 
soll der Fonds über eine Zukunfts-
anleihe auf private Vermögen von 
über 750 000 Euro. Die Bundesre-
gierung müsse außerdem mit den 
Planungen eines dritten Konjunk-
turpaktes beginnen.

Als weitere kurzfristige Maß-
nahme fordert die IG Metall, die 
„Abwrackprämie“ auf das gesamte 
Jahr 2009 auszudehnen. Über den 
vorgestellten Aktionsplan hinaus 

hat die Gewerkschaft in einem 
Schreiben an Bundesumweltmi-
nister Sigmar Gabriel zudem an-
geregt, ein staatliches Impulspro-
gramm für Haushaltsgeräte wie 

D G B - K a m p a g n e

Abstrampeln 
für die Rente
Mit zahlreichen Aktionen und 
Veranstaltungen im Rahmen der 
DGB-Kampagne „Rente muss zum 

Kühlschränke (die „Weißen Wa-
ren“) aufzulegen: Der Kauf ener-
giesparender, umweltschonender 
Geräte soll pro Gerät mit 100 Euro 
vom Staat gefördert werden. Das 
sei nicht nur konjunktur-, sondern 
auch klima- und umweltpolitisch 
sinnvoll, so die IG Metall.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Leben reichen“ machen die Ge-
werkschaften für ihre Forderungen 
zur Stärkung der solidarischen Al-
terssicherung mobil. 

Vom 28. März bis zum 4. April 
werben GewerkschafterInnen im 
Rahmen einer Fahrradtour von 
Mannheim nach Berlin in zahl-
reichen Städten für das DGB-
Rentenkonzept. Aktuelle Infos von 
der Tour gibt es in einem Weblog, 
erreichbar von der Homepage der 
Kampagne. Dort finden sich nicht 
nur jede Menge Infos zum Thema, 
wer will kann auf der Website auch 
ein persönliches Kampagnenplakat 
kreieren – mit eigenem Statement 
und Foto.   •
www.ichwillrente.net
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Quelle: Hans-Böckler-Stiftung, 2008

Nicht mitbestimmte Unternehmen

Mitbestimmte Unternehmen

97,0

3,0

10,5

89,5

Männer

Frauen

Männer

Frauen

Deutlich in der 
Minderheit
Frauenanteil in den Aufsichtsräten 
nicht mitbestimmter und 
mitbestimmter Unternehmen in 
Deutschland (in Prozent)

Frauen im Aufsichtsrat – in 
Deutschland die Ausnahme.

Am 1. Mai 2008 machte die Türkei 
weltweit unrühmliche Schlagzeilen: 
Mit massivem Polizeieinsatz und 
erheblicher Gewaltanwendung 
wurde eine zuvor weitgehend fried-
liche Gewerkschafts-Demonstration 
zum Tag der Arbeit in Istanbul auf-
gelöst und nach Medienberichten 
bis zu 500 Personen festgenom-
men. Dabei sind Versammlungs- 
und Vereinigungsfreiheit Grund-
rechte, zu deren Einhaltung sich 

T ü r k i s c h e  G e w e r k s c h a f t e n

NGG organisiert Solidarität

I G  M e t a l l

100 Milliarden für Realwirtschaft

auch die Türkei über die Ratifizie-
rung der Kernarbeitsnormen der 
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) verpflichtet hat. Damit 
sich die staatlichen Übergriffe am 
1. Mai 2009 nicht wiederholen, 
hat die NGG Dortmund gemeinsam 
mit Gewerkschaften aus anderen 
westeuropäischen Ländern einen 
Solidaritätsaufruf verfasst und eine 
Unterschriftenaktion gestartet.   •
www.ngg-dortmund.de

A u f s i c h t s r ä t e

Frauenquote 
gefordert
Nur knapp jeder zehnte Sitz in 
Aufsichtsräten mitbestimmter 
Unternehmen ist von einer Frau 
besetzt – in nicht mitbestimmten 
Unternehmen ist der Anteil sogar 
noch geringer. Der SPD-Vorsitzende 
Franz Müntefering unterstützt jetzt 
eine Resolution, die sich für eine 
verbindliche Frauenquote von 40 
Prozent einsetzt – nach norwe-
gischem Vorbild.

Der Vorschlag ist nicht neu: Ver-
treterInnen anderer Parteien haben 
immer wieder ähnliche Forderungen 
aufgestellt. Die Grünen wollen die 
40-Prozent-Quote in ihr Programm 
zur Bundestagswahl aufnehmen.

Auch der DGB spricht sich ein-
deutig für eine Erhöhung des Frau-
enanteils in Aufsichtsräten aus – al-
lerdings ohne starre Quote. Vielmehr 

solle der Frauenanteil im Aufsichts-
rat den Frauenanteil im gesamten 
Unternehmen widerspiegeln. In mit-
bestimmten Unternehmen sorgt üb-
rigens vor allem die Arbeitnehmer-
bank für mehr Frauen in Aufsichts-
räten (AR): Vier von fünf weiblichen 
AR-Mitgliedern werden von der Ar-
beitnehmerseite benannt, nur eine 
von fünf von den Anteilseignern.   •
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einen werde die „Zwei-Klassen-
Betreuung“ – Langzeitarbeitslose 
im Hartz-IV-System, die übrigen in 
der Arbeitslosenversicherung – ver-
festigt. Zum anderen widerspreche 
der Kompromiss der grundlegenden 
Zielsetzung der Föderalismuskom-
mission: Statt Verwaltungsschnitt-
stellen und Mischverwaltungen 
von Bund und Ländern abzubau-
en, würden sogar neue aufgebaut. 
Bundesarbeitsministerium und Län-
der würden mit dem Gesetzentwurf 
schlicht zu kurz springen, denn die 
Chance, grundlegende Fehler des 
Hartz-IV-Systems im Zuge der oh-
nehin notwendigen Reform zu be-
heben, wird nicht genutzt. Zudem 
sei immer noch nicht sichergestellt, 

POLITIK AKTUELL
Die Zukunft 
der ARGEn…

…ist noch nicht geklärt. In 

einem Punkt aber hat die 

Politik zumindest für eine 

gewisse Entlastung gesorgt: 

Die ARGEn sollen im Jahr 

2009 insgesamt 1900 neue 

MitarbeiterInnen bekommen 

und der Anteil des befri-

steten Personals wird auf 

rund zehn Prozent gesenkt.

Druck und Dialog

Ganz gleich, wie die Struk-

tur der Hartz-IV-Verwaltung 

künftig gestaltet wird: Wie 

effektiv die Betreuung der 

Arbeitssuchenden tatsäch-

lich ist, wird auch in den 

kommenden Jahren im 

Mittelpunkt der Diskussi-

onen stehen. In ihrem Buch 

„Arbeitslose als Kunden? – 

Beratungsgespräche in der 

Arbeitsvermittlung zwi-

schen Druck und Dialog“ 

nehmen die beiden Autoren 

Volker Hielscher und Peter 

Ochs die konkrete Bera-

tungs- und Vermittlungstä-

tigkeit genauer unter die 

Lupe: eine lohnenswerte 

Lektüre – auch wenn man 

nicht alle Schlussfolge-

rungen teilen muss.

Volker Hielscher, Peter Ochs: 

Arbeitslose als Kunden? – Bera-

tungsgespräche in der Arbeits-

vermittlung zwischen Druck und 

Dialog. edition sigma, Berlin 

2009, 153 Seiten, 14,90 Euro
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H a r t z  I V

Machtpoker um die ARGEn
Eigentlich stand er bereits im Februar: der Kompromiss zwischen 
Bundesarbeitsminister Olaf Scholz und den Ländern über eine 
Neuordnung der Grundsicherung für Arbeitssuchende – also über 
die „Hartz-IV-Verwaltung“. Doch jetzt blockiert die Unionsfraktion 
im Bundestag den Kompromiss.

dass – soweit erforderlich – allen 
Hilfebedürftigen die kommunalen 
Leistungen wie Schuldnerberatung 
oder Kinderbetreuung tatsächlich 
gewährt würden.

Kaum stand der Kompromiss 
von Scholz und Ländern, zeichnete 
sich aber schon ab, dass die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion ihn nicht 
mittragen würde. Das Argument: 
Man dürfe einen verfassungswid-
rigen Zustand nicht einfach durch 
eine Verfassungsänderung behe-
ben. Das ist wohl eher ein vorge-
schobenes Argument. Denn die 
Union – wie im Übrigen auch die 
FDP in den Ländern – favorisiert für 
die Hartz-IV-Verwaltung das Modell 
der „Optionskommunen“, das seit 
Einführung der Hartz-Gesetze in 
69 Regionen als eine Art „Feldver-
such“ praktiziert wird: Hier über-
nehmen die Städte und Gemeinden 
in alleiniger Verantwortung die Be-
treuung der Langzeitarbeitslosen. 
Der „Einspruch“ der Unionsfrakti-
on richtet sich dabei auch gegen 
eigene „Parteifreunde“ – vor allem 
die von der CDU gestellten Mini-
sterpräsidenten, die den Kompro-
miss mittragen.

Das Modell der Optionskom-
munen bundesweit einzuführen, 
ist für den DGB aber keine Al-
ternative. Schon deshalb nicht, 
weil die Begleitforschung zu den 
Hartz-Reformen gezeigt habe, 
„dass die Optionskommunen bei 
der Betreuung per Saldo schlech-
ter abschneiden als die ARGEn“, 
meint Wilhelm Adamy, Bereichslei-
ter Arbeitsmarktpolitik beim DGB-
Bundesvorstand und Mitglied im 
Verwaltungsrat der BA. Zudem ge-
be der Bund bei diesem Modell die 
Verantwortung für die Betreuung 
der Langzeitarbeitslosen vollkom-
men aus der Hand, obwohl er das 
Betreuungssystem zum überwie-
genden Teil finanziere.

Außerdem kritisiert der DGB 
das politische Machtpoker um die 
ARGEn auch deshalb, „weil die 
Beschäftigten des Hartz-IV-Systems 
jetzt praktisch in der Luft hängen“, 
wie Adamy meint.   •

Ende 2007 hatte das Bundesverfas-
sungsgericht die Zusammenarbeit 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
und der Kommunen bei der Betreu-
ung von LeistungsbezieherInnen 
nach dem Sozialgesetzbuch II in so 
genannten „ARGEn“ für verfas-
sungswidrig erklärt und damit ein 
Kernstück der „Hartz-Reformen“ 
gekippt. Bis 2010 haben die Karls-
ruher Richter der Politik Zeit gege-
ben, ein alternatives Modell für die 
Betreuung zu entwickeln.

Diese Alternative hat Bundes-
arbeitsminister Olaf Scholz mit 
den Ministerpräsidenten Kurt Beck 
(SPD) und Jürgen Rüttgers (CDU) 
im Februar ausgehandelt: Im Kern 
soll sich an der Zusammenarbeit 
von BA, Städten und Gemeinden 
nichts ändern: Statt den ARGEn 
sollen künftig „Zentren für Arbeit 
und Grundsicherung“ (ZAG) die 
Betreuung nach Hartz IV überneh-
men. BA und Kommunen arbeiten 
dort weiterhin zusammen. Die ZAG 
sollen aber eigenständige, rechtsfä-
hige Anstalten öffentlichen Rechts 
werden – mit eigenem Personal. 
Die bisher bei Kommunen oder 
BA angestellten MitarbeiterInnen 
der ARGEn können, müssen aber 
nicht in die Belegschaft der ZAG 
wechseln. Zum Kompromiss gehört 
außerdem eine Grundgesetzände-
rung, die diese „Mischverwaltung“ 
von Bund und Ländern beziehungs-
weise Kommunen ausnahmsweise 
zulässt.

Der DGB kritisiert am vorlie-
genden Gesetzentwurf vor allem, 
dass damit zwar ein Kompromiss 
gefunden sei, der auch im Bundes-
rat Unterstützung finden würde 
– sich aber nicht an den tatsäch-
lichen arbeitsmarktpolitischen 
Notwendigkeiten orientiere: Zum 
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*Bundesagentur 
für Arbeit
Quelle: BMAS/eigene 
Berechnungen, Stand: 2008

69

21

353

ARGEN

Options-
kommunen

BA* und
Gemeinden
in getrennter
Trägerschaft

Über 350 brauchen 
Neuregelung
Die Betreuung der Leistungs-
bezieherInnen und Arbeitslosen nach 
Hartz IV erledigen auf regionaler 
Ebene …

Derzeit gibt es drei Modelle der 
„Hartz-IV-Verwaltung“: die ARGEn, 
die Optionskommunen und Re-
gionen, in denen Bundesagentur 
und Kommunen ihre Aufgaben in 
getrennter Trägerschaft wahrneh-
men. Für die über 350 ARGEn muss 
spätestens 2010 ein neues Modell 
gefunden werden. Die im Gesetz-
entwurf des Arbeitsministeriums 
geplanten „Zentren für Arbeit und 
Grundsicherung“ (ZAG) sollten 
laut Bund-Länder-Kompromiss die 
ARGEn ersetzen und auch in den 21 
Regionen mit getrennter Träger-
schaft eingeführt werden.
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N e w s l e t t e r

Was tun bei 
Insolvenz?
In der Krise steigt die Zahl der Un-
ternehmensinsolvenzen. Arbeitneh-
merInnen und Betriebsräte stehen 
in solchen Situationen vor großen 
Herausforderungen. Im aktuellen 
Newsletter des Online-Portals 
arbeitsrecht.de zeigt der Arbeits-
rechtsexperte Marc-Oliver Schulze 
Maßnahmen und Perspektiven für 
den Insolvenzfall auf. Was müssen 

Betriebsräte bei Insolvenzverfahren 
beachten? Was bedeutet die Insol-
venz für die ArbeitnehmerInnen? 
Diese Leitfragen greift der News-
letter auf und gibt Antworten zu 
zentralen Problemstellungen von 
Krisenunternehmen. Ein kosten-
loses Newsletter-Abonnement 
kann online bestellt werden.    • 
www.arbeitsrecht.de

D G B - B i l d u n g s w e r k

Gesundheit 
fördern
Ein berufstätiger Mensch verbringt 
einen Großteil seines Lebens am Ar-
beitsplatz. Das ist Grund genug, die 
betriebliche Gesundheitsförderung 
stärker zu beachten. Unter dem 
Titel „Beteiligung für Beschäftigte: 
Gesundheit ist nicht alles, aber 
ohne Gesundheit ist alles nichts!“ 
bietet das DGB-Bildungswerk einen 
Workshop (21. bis 24. Juni) und ein 
Vertiefungsseminar (24. bis 26. Ju-
ni) zum Thema an. ExpertInnen aus 
Wissenschaft, Politik und dem be-
trieblichen Umfeld berichten über 
Strategien und Beispiele guter 
Praxis. Veranstaltungsort ist die 
DGB-Bildungsstätte in Starnberg 
am See.   •
www.einblick.dgb.de/links

D G B - B i l d u n g s w e r k

Krise weltweit
Die Krise ist da – und sie trifft 
ArbeitnehmerInnen weltweit. Ver-
antwortlich sind undurchsichtige 

Geschäfts-
prakt iken 
im Finanz- 
und Kre-
ditbereich 
u n d  d i e 
jahrelange 
Deregul ie-
rung der Fi-
nanzmärkte. 
Doch  Le i -

tragende sind nicht nur die Be-
schäftigten in reicheren westlichen 
Ländern. Auch der Fortschritt der 
Entwicklungs- und Schwellenlän-
der in Afrika und Asien wird unter 
der Krise leiden. Eine Fachtagung 
von ver.di, dem DGB-Bildungswerk, 
„terres des hommes“ und weiteren 
Verbänden lenkt den Fokus auf 
diesen internationalen Aspekt des 
jetzt notwendigen weltweiten Kri-
senmanagements: Welche Folgen 

sind für die Entwicklungsländer zu 
erwarten? Und vor allem: Welche 
institutionellen Reformen und wel-
che neuen internationalen Regeln 
für Unternehmen und Banken sind 
künftig notwendig? Unter dem 
Motto „Freiwillig in die Krise – 
reguliert wieder heraus“ werden 
ExpertInnen darüber am 26. März 
in Berlin diskutieren und politische 

Lösungsstrategien vorstellen. Die 
Fachtagung findet unmittelbar vor 
dem G20-Weltfinanzgipfel in Lon-
don statt und versteht sich als Teil 
der weltweiten Mobilisierung für 
eine neue weltweite Finanzord-
nung und eine soziale Gestaltung 
der Globalisierung im Vorfeld des 
Gipfels.    
Mehr: www.gute-arbeit-weltweit.de

PROJEKTE UND PARTNER
neueBücher

Leiharbeit mag Vieles sein – 
gerecht ist sie nicht. Immer 
noch sind die meisten Leiharbei-
terInnen nicht mit den Beschäf-
tigten der Stammbelegschaft 
gleichgestellt, immer noch versu-
chen Arbeitgeber, mit christlichen 
Gewerkschaften Dumping-Tarif-
verträge für die Zeitarbeitsbran-
che aufzustellen. Und immer noch 
hat sich viel zu wenig getan, um 
diese Situation zu verbessern. 
„Fleißig, billig, schutzlos“ – so 
könnte man die Lage der Leih-
arbeiterInnen in Deutschland 
zusammenfassen. Fleißig, billig, 
schutzlos ist auch der Titel des 
aktuellen Buches von Gerhard 
Schröder, Autor und Kommenta-
tor der Wirtschaftsredaktion des 
Deutschlandfunks.

Schröder analysiert wie Leihar-
beit zu dem werden konnte, was 
sie ist: Ein billiger Ersatz für regu-
läre Beschäftigung. Und Schröder 

hat bei Be-
troffenen 
n a c h g e -
fragt: Wie 
v ie l  ve r-
dienen sie 
tatsächlich, 
wie werden 

sie behandelt, wie empfinden sie 
ihre Situation. Im Gegensatz zu 
vielen anderen AutorInnen, die in 
letzter Zeit das Thema Leiharbeit 
zu Recht kritisch aufgegriffen ha-
ben, fragt Schröder aber nicht nur 
nach den Ursachen der Leiharbeit 
und den gesellschaftlichen Verän-
derungen, die sie mit sich bringt. 
Er zeigt auch politische Perspekti-
ven auf – damit es vielleicht bald 
heißt: „Fleißig, gleich bezahlt, 
abgesichert“.

Gerhard Schröder: Fleißig, billig, 
schutzlos. Leiharbeiter in Deutschland. 
Fackelträger Verlag, Köln 2009, 
224 Seiten, 16,95 Euro.
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••• Der DGB Nordrhein-
Westfalen lädt am 24. März 
zum „1. Düsseldorfer Krisen-
Gespräch“ ein. Angesichts der 
weltweiten Finanzkrise sollen ge-
werkschaftliche Impulse für eine 
nachhaltige Krisenbewältigung 
gesetzt werden. Dabei geht es da-
rum die strukturellen Ursachen der 
Krise zu beleuchten und nachhal-
tige Konzepte zu ihrer Bewältigung 
zu entwerfen. Im Mittelpunkt des 
Gesprächs steht daher die Frage, 

interregio
wie die Lasten der Krise sozial ge-
recht verteilt und finanziert werden 
können.
www.einblick.dgb.de/hintergrund

••• Der DGB Thüringen hat 
im Namen der Thüringer Gewerk-
schaften die Thüringer Allianz 
zur Fachkräftesicherung mit 
der Thüringer Landesregierung, 
der Bundesagentur für Arbeit und 
Wirtschaftsverbänden des Frei-
staats unterzeichnet. Diese Allianz 

soll der Abwanderung von Arbeits-
kräften aus dem Bundesland (mit 
dem bundesweit niedrigsten Lohn-
niveau) begegnen. Gleichzeitig kri-
tisierte der DGB die Vereinbarung 
als nicht weitreichend genug, die 
Vorhaben hätten klarer definiert 
werden können. Dazu gehöre, 
dass die geforderte frühkindliche 
Bildung und der Bildungsplan fi-
nanziell und personell unterlegt 
werden müssten. Im Bereich des 
Übergangs von Schule zu Beruf 

müssten die Akteure eng zusam-
menarbeiten, um eine belastbare 
Arbeitsstruktur aufzubauen. Au-
ßerdem müsse das lebenslange 
Lernen in die Aktivitäten integriert 
werden. Weiterbildung dürfe dabei 
aber nicht allein den Interessen der 
Unternehmen folgen. Außerdem sei 
die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns die beste Garantie 
zum Erhalt des Fachkräftepotenzi-
als in Thüringen, betont der DGB.
www.thueringen.dgb.de
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Neue Regeln

Einige strittige Punkte zur 

Neuregelung von Vorstands-

vergütungen und des Akti-

engesetzes will die große 

Koalition noch klären – ein 

Großteil der Regelungen 

steht aber bereits fest und 

soll bis zur Sommerpause 

im Bundestag beschlossen 

werden:

* Die Vorstandsbezüge sol-

len langfristige Verhaltens-

anreize zur nachhaltigen 

Unternehmensentwicklung 

setzen.

* Aktienoptionen können 

erst nach vier Jahren – und 

nicht mehr nach zwei – 

eingelöst werden.

* Der Aufsichtsrat kann 

die Vergütungen bei einer 

„Verschlechterung der Lage 

des Unternehmens“ nach-

träglich reduzieren.

* Über die Höhe und Ge-

staltung der Vergütungen 

muss der gesamte Aufsichts-

rat abstimmen – nicht mehr 

nur ein Ausschuss.

* Die Haftung des Auf-

sichtsrats im Falle der 

Festsetzung unangemes-

sener Vergütungen wird 

verschärft.

* Ehemalige Vorstands-

mitglieder sollen erst drei 

Jahre nach dem Ausscheiden 

aus dem Vorstand Mitglied 

eines Prüfungsausschusses 

werden können, um Interes-

senskonflikte zu vermeiden.

M a n a g e r g e h ä l t e r

Nachhaltigkeit im Vordergrund
Vieles in der Wirtschaft und auf den Finanzmärkten kann nicht mehr so weiterlaufen wie bisher – das ist 
in der Krise auch der Politik bewusst geworden. Beim Umgang – und auch bei der Begrenzung – von 
Managergehältern haben Positionen, die der DGB schon geraume Zeit vertritt, in der großen Koalition 
heute Hochkonjunktur. Ein von Union und SPD ausgehandelter Gesetzentwurf soll noch vor der 
politischen Sommerpause durch den Bundestag.

Besonders die präzisierte Definiti-
on der Angemessenheit von Vor-
standsgehältern findet die Zustim-
mung des DGB. Dass es im Entwurf 
gelungen ist, „die Vergütungen an 
die langfristige Entwicklung der 
Unternehmen zu binden“, sei ein 
Erfolg, so DGB-Vorstand Dietmar 
Hexel. Zu den konkreten Rege-
lungen aus dem Koalitionsentwurf 
gehört etwa, dass Aktienoptionen 
erst nach vier Jahren – und nicht 
wie bisher nach zwei – eingelöst 
werden können. Besonders posi-
tiv bewertet der DGB auch, dass 
die abschließende Entscheidung 
über Vorstandsvergütungen nicht 
mehr wie bisher vom Aufsichtsrat 
an einen Ausschuss delegiert wer-
den kann. Zwar kann die Beratung 
über die Vergütung auch weiterhin 
in Ausschüssen erfolgen – die letz-
te Entscheidung und Abstimmung 
liegt aber beim gesamten Plenum 
des Aufsichtsrats.

Der DGB spricht sich außerdem 
dafür aus, das Gesetz in jedem 
Fall noch vor der Bundestagswahl 
zu verabschieden. Die Chancen 
dafür stehen gut: Der von einer 
Koalitions-Arbeitsgruppe ausge-
handelte Entwurf bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrats – und 
erklärtes Ziel von Union und SPD ist 
es, ihn noch vor der Sommerpause – 
also spätestens bis Anfang Juli – 
durchs Parlament zu bringen. In 
einer weiteren Arbeitsgruppe ver-
sucht die Koalition derzeit, einige 
strittige Punkte zu klären – und 
gegebenenfalls noch ins Gesetz-
gebungsverfahren einzubringen.

Daran wäre dem DGB sehr 
gelegen, denn zwei aus Sicht des 
Gewerkschaftsbunds wesentliche 
Punkte fehlen bisher im Gesetzent-
wurf. Vor allem geht es darum, im 

Aktiengesetz festzuschreiben, dass 
Unternehmen nicht nur im Interes-
se der Anteilseigner, sondern auch 
im Interesse des Gemeinwohls und 

der Beschäftigten zu führen sind. 
Doch ein Koalitionspartner sperrt 
sich derzeit noch gegen eine solche 
Festlegung: Es sei unverständlich, 
„dass ausgerechnet die CDU das 
Gemeinwohl als Kernbegriff der 
sozialen Marktwirtschaft nicht in 
das Aktiengesetz schreiben will“, 
erklärte dazu Dietmar Hexel.

Bei einem weiteren Punkt muss 
aus Sicht des DGB noch nachge-
bessert werden: Die steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Managerge-
hältern und -abfindungen müsse 
begrenzt werden. Bisher können 
Unternehmen diese Kosten als 
„Betriebsausgaben“ von der Kör-

perschaftssteuer abziehen. Doch 
auch bei diesem Punkt blockiert 
derzeit noch die Union.

Dafür melden sich CDU-Vertre-
terInnen in der aktuellen Debatte 
um die Rolle der Aufsichtsräte 
mit ganz anderen Vorschlägen 
zu Wort: Häufiges Stichwort ist 
dabei die Verkleinerung der Kon-
trollorgane. Angesichts der Krise 
seien solche Vorstöße besonders 
kontraproduktiv, meint der DGB – 
denn so würden die Aufsichtsräte 
eines wichtigen Teils ihres Know-
hows beraubt, das auch für ein 
erfolgreiches Krisenmanagement 
von Bedeutung ist: Eine aktuelle 
Studie des Wissenschaftszentrums 
Berlin für Sozialforschung (WZB) 
kommt zu dem Ergebnis, dass jede 
im Aufsichtsrat deutscher Kapital-
gesellschaften vertretene Gruppe 
über ein spezifisches Wissensprofil 
verfügt, dass nicht ohne Weiteres 
durch eine andere Gruppe ersetzt 
werden kann. Die Wissenschaftle-
rInnen warnen deshalb davor, dass 
eine Verkleinerung der Gremien 
„notwendigerweise mit einem 
Verlust wichtiger Kompetenzen“ 
einhergehen würde.

„Es ist unverantwortlich, dass 
Stimmen aus Wirtschaftsverbän-
den und Union eine Verkleinerung 
der Aufsichtsräte fordern“, meint 
deshalb Rainald Thannisch vom 
Bereich Mitbestimmung und Un-
ternehmenspolitik beim DGB-Bun-
desvorstand. „Eine Verkleinerung 
der Gremien würde ihre Kompe-
tenz und Effektivität vermindern. 
Wir sollten jeden Schritt vermei-
den, der zu einer Schwächung der 
Kontrollfunktion der Aufsichtsräte 
führen könnte. Das gilt erst recht 
in der gegenwärtigen Wirtschafts-
krise.“   •

einblick 5/09
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*Mindestforderung von 
  DGB und Gewerkschaften

9,49

8,71

8,65

8,47

8,41

7,50*

7,20

Luxemburg

Frankreich

Irland

Niederlande

Belgien

Deutschland

Großbritannien

Mindestlöhne erhöht
Höhe der gesetzlichen Mindest-
stundenlöhne in Westeuropa (in Euro)

Am oberen Ende der Gehaltsskala 
– bei den Managergehältern – 
gibt es Bewegung für eine 
gesetzliche Regelung. Am unte-
ren Ende tut sich in Deutschland 
auf dem Weg zu einem gesetz-
lichen Mindestlohn immer noch 
zu wenig. Dabei haben fast alle 
europäischen Nachbarn in den 
vergangenen Monaten ihre 
gesetzlichen Mindestentgelte 
noch einmal erhöht: Der durch-
schnittliche Mindestlohn pro 
Stunde liegt in Westeuropa 
jetzt bei etwa 8,40 Euro.
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GEWERKSCHAFTEN
v e r . d i

Beratung für 
„Papierlose“
Der ver.di-Landesbezirk Berlin-
Brandenburg hat im März eine 
„Anlaufstelle für undokumentierte 
ArbeitnehmerInnen“ eröffnet. Sie 
soll Beratungsstelle für Beschäf-
tigte sein, die ohne gültigen Auf-
enthaltstitel in Deutschland leben – 
für die so genannten „Papierlosen“ 
und „Illegalen“. Denn obwohl sie 
keine gültige Aufenthaltserlaubnis 
haben, haben sie an ihren Arbeits-
stellen – zum Beispiel als Haushalts-
hilfen – meist zumindest mündliche 
Arbeitsverträge abgeschlossen und 
damit dieselben Rechte wie andere 
ArbeitnehmerInnen.

Die Anlaufstelle, die im Haus 
des ver.di-Landesbezirks angesie-
delt ist, wird von Ehrenamtlichen 

betreut und setzt die Arbeit des 
„Arbeitskreises undokumentierte 
Arbeit“ fort, in dem neben ver.di 
das Netzwerk „respect“ und wei-
tere Interessengruppen für Flücht-
linge und Antirassismus-Initiativen 
aktiv sind. Berlin ist damit nach 
Hamburg die zweite Stadt, in der 
ver.di ein Beratungsangebot für 
„Papierlose“ eingerichtet hat. Sie 
können sich in der Anlaufstelle 
nicht nur beraten lassen: Wenn sie 
Gewerkschaftsmitglieder werden, 
bekommen sie bei Bedarf auch ju-
ristische Unterstützung gemäß der 
ver.di-Rechtsschutzrichtlinie.   •
Öffnungszeiten der Anlaufstelle: jeden 
zweiten Mittwoch im Monat von 9 bis 
11 Uhr und jeden vierten Mittwoch im 
Monat von 18 bis 20 Uhr.
Anlaufstelle für „undokumentierte 
ArbeitnehmerInnen“, ver.di Landesbezirk 
Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 
10179 Berlin, Ansprechpartner: Jürgen 
Stahl, Tel. 030 / 8866-5618

Die IG BCE will mit 
der Publikationsreihe 
„BR-Stichworte“ eine 

umfassende Themen-Biblio-
thek für Betriebsräte aufbau-
en. Bisher sind Broschüren zu 
den Themen Leiharbeit, pre-
käre Beschäftigungsverhält-
nisse und „Ältere Arbeitneh-
merInnen“ erschienen. Sie 
stehen im Mitgliederbereich 
der IG BCE-Homepage zum 
Download zur Verfügung.
www.igbce.de

Die NGG unterstützt 
die Vorschläge zur Re-
duzierung der Mehr-

wertsteuer im Gastgewerbe 
auf sieben Prozent – wenn 
die Beschäftigten davon 
profi tieren. Die Steuersen-
kung wäre ein „Konjunktur-
programm“ für die Branche, 
meint die NGG. Das müsse 
sich jedoch auch in den Tarif-
verträgen widerspiegeln.

Die GdP fordert eine 
rückhaltlose Verfol-
gung von Verdachts-

momenten im Zusammen-
hang mit der Finanzkrise. 
Es müsse klar werden, dass 
die Verantwortlichen der 
Krise nicht „ungeschoren“ 
davonkämen, sondern zivil- 
und strafrechtlich verfolgt 
würden.

Die IG BAU fordert 
die öffentlichen 
Forstbetriebe auf, 

sich dem Schutz des Waldes 
ebenso zu verpfl ichten wie 
der Holzproduktion. Laut 
Waldbericht des Bundes-
landwirtschaftsministeriums 
für 2008 ist ein Viertel der 
Waldbäume schwer geschä-
digt. Gerade die öffentliche 
Waldbewirtschaftung müsse 
daher Vorbild für eine ökolo-
gische Forstwirtschaft sein.

kurz&bündig

D G B  N i e d e r s a c h s e n

Forum gegen 
Dumping-Löhne
Der DGB Niedersachsen hat auf 
seiner Homepage ein „Niedrig-
lohn-Forum“ eröffnet. Das Online-
Forum bietet Informationen und 
Fakten rund um den Niedriglohn-
bereich, dokumentiert Fälle von 
Dumpinglöhnen in verschiedenen 
Branchen Niedersachsens und bie-
tet Kontakt- und Serviceadressen 
für Beschäftigte aus dem Niedrig-
lohnsektor.

Darüber hinaus bietet das Forum 
Betroffenen die Möglichkeit, ihre 
Situation – auch anonymisiert – 
zu schildern und sich mit anderen 
„Niedriglöhnern“ auszutauschen. 
Die im Forum beschriebenen Fälle 
von Niedrig- und Dumping-Löhnen 
will der DGB in einer Broschüre 
sammeln, die allen niedersäch-
sischen BundestagskandidatInnen 
zugeschickt werden soll, um sie 
auf die Niedriglohnproblematik 
aufmerksam zu machen. Außer-
dem wird der DGB Niedersachsen 
im Vorfeld der Bundestagswahl 

T a g u n g

Jung und prekär
Atypische und prekäre Beschäfti-
gung ist auch auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt längst kein Randphä-
nomen mehr: Inzwischen machen 
diese Arbeitsverhältnisse rund ein 
Viertel aller Stellen aus. Besonders 
von prekärer Beschäftigung betrof-
fen: Frauen, MigrantInnen – und 
junge Beschäftigte.

Nicht selten arbeiten die „Pre-
kären“ in Bereichen, die bisher 
kaum gewerkschaftlich organisiert 
sind. DGB-Jugend und Hans-Böck-
ler-Stiftung wollen deshalb auf ei-
ner gemeinsamen Tagung mit dem 
Titel „Interessen und Interessenver-
tretung von jungen Prekären“ am 
1. April in Berlin Strategien entwi-
ckeln, wie sich junge Beschäftigte 
in prekären und atypischen Be-
schäftigungsverhältnissen von den 
Gewerkschaften besser ansprechen 
und organisieren lassen. In Arbeits-
gruppen soll unter anderem disku-
tiert werden, welches Verständnis 
junge Beschäftigte von Solidarität 
und Interessenvertretung haben 
und welche Strategien zur Organi-
sation von „jungen Prekären“ es in 
anderen Ländern gibt.   •
Mehr: www.einblick.dgb.de/links

Neben dem DGB-
Maiplakat mit dem 
offiziellen Mai-Motto 
„Arbeit für alle bei 
fairem Lohn!“ (einblick 
01/2009) gibt es in 
diesem Jahr ein wei-
teres Plakatmotiv zum 
Tag der Arbeit: Unter 
der Überschrift „Kein 
Lohnpreiskrieg!“ 
nimmt es verschie-
dene Phänomene von 
Ungleichbehandlung 
bei Entgelten und 
aus dem Niedriglohn-
Sektor satirisch aufs 
Korn. Mehr zum 
1. Mai 2009: 
www.dgb.de/2009/
erster_mai
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alle KandidatInnen dazu befra-
gen, wie sie zur Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohns stehen 
und was sie nach der Wahl gegen 
Niedriglöhne tun wollen. Auch die 
Befragungsergebnisse sollen im 
Niedriglohn-Forum veröffentlicht 
werden.   •
www.niedersachsen.dgb.de/forum
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MEINUNG Verkehrte Welt

Als „Wertegemeinschaft, 

pragmatisch und links“ 

bezeichnet der IG Metall-

Vorsitzende Berthold Huber 

seine Organisation. Auf 

einer Veranstaltung der IG 

Metall am 13. März in Berlin 

lieferte Huber auch eine 

Erklärung dafür, warum die 

Kritik am Turbokapitalismus 

„so merkwürdig leise“ ist: 

„Es waren zu viele betei-

ligt.“ Der größte Teil der 

Wirtschaftswissenschaften, 

die meisten Kommenta-

toren in den Medien und die 

Sprecher vieler Parteien und 

Verbände hätten „den Neoli-

beralismus gefeiert und die 

Deregulierung bejubelt“. 

Welche Lehren aus der Sys-

temkrise gezogen werden, 

sei „noch lange nicht klar“, 

sagte Huber. Eine Neuauf-

lage des Neoliberalismus 

sei nicht auszuschließen. 

Vielleicht würden nur einige 

seiner Auswüchse beseitigt – 

und die Marktradikalen kehr-

ten mit gleicher Aggressivi-

tät zurück. „Das darf nicht 

sein!“ 

Die Gewerkschaften sollten 

sich deshalb offensiver in 

die gesellschaftlichen De-

batten einschalten, forderte 

Huber. Das Verhältnis von 

Politik und Ökonomie müsse 

wieder auf die Füße gestellt 

werden. Die Ökonomie 

haben den Menschen zu 

dienen – nicht umgekehrt. 

Huber: „Wir, die Betrof-

fenen, haben der Ökonomie 

die Ziele vorzugeben.“

www.gutes-leben.de

einblick 5/09

Der Finanzmarkt-Kapitalismus hat die Welt in die 
schwerste Wirtschaftskrise seit 50 Jahren getrieben. 
Wir stecken in einer tiefen Systemkrise. Sie setzt 
die Frage nach einer grundlegenden Alterna-
tive auf die Tagesordnung. 

Die IG Metall kämpft zuallererst gegen die Kri-
senfolgen an und vertritt die Interessen der Be-
schäftigten: Arbeitsplätze, Einkommen, tarifliche 
Standards. Sie setzt sich jedoch zugleich für ein 
Wirtschaftsmodell ein, das demokratisch und sozial 
ist, das sich von hemmungsloser Profitmaximierung 
ebenso verabschiedet wie von Deregulierung und 
Privatisierung öffentlicher Aufgaben. Was wir 
dringend brauchen, ist ein demokratischer, 
sozialer und ökologischer New Deal. 

Beides hängt eng zusammen: Denn die Interes-
sen der Beschäftigten und der großen Mehrheit der 
Gesellschaft sind in einer anderen Wirtschaftsord-
nung grundsätzlich besser aufgehoben. 

Optimisten meinen, der Marktradikalismus sei 
am Ende. Das ist ein gefährlicher Irrtum. Seine He-
gemonie ist angeschlagen, aber nicht gebrochen. 
Bürgschaften, Verstaatlichungen und zaghaft re-
gulierende Eingriffe des Staates bedeuten 
keineswegs, dass wir vor einer Zeitenwende 
stehen, die in ein besseres Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsmodell mündet. Kanzlerin Merkel gibt die 
Linie vor: Die Exzesse zwingen uns, einige Grenzen 
neu zu ziehen. Aber sonst gilt: Weiter wie bisher. 

Wir stehen vor einer glasklaren Alternative: Ent-
weder setzt sich als Konsequenz aus der Krise er-
neut ein rein renditeorientiertes Gesellschaftsmodell 
durch. Oder wir erkämpfen den Einstieg in eine ande-
re Gesellschaft mit Mitbestimmung und einer demo-
kratischen Wirtschaftsordnung, mit einer gerechten 
Verteilung des Wohlstandes und einem leistungsfä-
higen und solidarischen Sozialstaat. Der Kampf ist er-
öffnet und noch lange nicht entschieden. Es geht um 
die Meinungsführerschaft in dieser Gesellschaft. 

Die Politik der Marktradikalen hat gravierende 
Folgen: Sie spaltet die Gesellschaft und för-
dert ihren Zerfall. Die Politik der Gewerkschaften 
mehrt Solidarität und mindert Ausgrenzung. So wird 

Der Marktradikalismus ist gescheitert, aber nicht 
am Ende, warnt Martin Allespach von der 
IG Metall. Der Kampf um eine grundlegend 
andere Wirtschaftsordnung sei eröffnet. Wenn 
die Gewerkschaften ihn gewinnen wollen, 
müssten sie jetzt deutlich machen, welche 
Grundwerte ihr Handeln bestimmen.

deutlich, wer im Sinne der Allgemeinheit handelt: 
die Gewerkschaften. 

Um diesen entscheidenden Anspruch zu stärken, 
müssen die Gewerkschaften sagen, welche Grund-
werte ihr Handeln leiten. Nur so werden die Konflikte 
politisiert, nur so gewinnen wir auch BürgerInnen, 
deren Interessen wir unmittelbar nicht vertreten. 
Nur so können wir den Widerspruch zwischen dem, 
was wir wollen und dem, was geschieht, offenlegen 
und nutzen, um die Menschen zu mobilisieren. 

Wenn wir unsere Werte zur Waffe im Kampf um 
die Deutungshoheit machen, können wir beispiels-
weise besser klarmachen, wie die Neoliberalen 
den Freiheitsgedanken verfälscht haben. Wirkliche 
Freiheit meint, Menschen zu befähigen, dass sie ihr 

Leben selbst in die Hand neh-
men können. Wer jeden Tag 
ums Überleben bangt, ist 
nicht frei. Freiheit braucht ein 
Fundament: materielle Sicher-
heit, gute Arbeit und Bildung, 
Mitbestimmung. Freiheit kann 
es dort nicht geben, wo Eliten 
eine Krise auslösen und welt-
weit Existenzen vernichten. Sie 
vernichten so auch Freiheit. 

Als Helmut Kohl Anfang 
der 80er Jahre die „geistig-
moralische Wende“ ausrief, 
lachte die Linke. Das war ein 

Fehler, den sie bitter bereuen sollte. Denn neolibe-
rale Wirtschaftspolitik wurde durch ihre kulturell-
ideologische Hegemonie entscheidend befördert.

Diesen Fehler dürfen wir nie mehr wie-
derholen. Deshalb vertreten wir Interessen und 
begründen sie mit Werten. Die Werte der IG Metall 
sind verwurzelt in der sozialistischen Arbeiterbewe-
gung, der christlichen Soziallehre, in Kämpfen der 
Bürgerrechtler und denen der sozialen Bewegungen: 
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Gleichheit 
ebenso wie Anerkennung, Respekt und Würde. Sie 
lassen sich in einem Begriff der Philosophie bün-
deln: das gute, gelungene Leben. Unsere Werte sind 
konkret: Die Rente mit 67 bekämpfen wir, weil sie 
Renten kürzt und die Solidarität zwischen Genera-
tionen verletzt. „Equal Pay“ bei Leiharbeit ist nicht 
nur eine Frage der Ökonomie, sondern auch der 
Gerechtigkeit. 

Werte und Interessen – so schaffen wir eine 
Brücke zwischen Verstand, Erfahrungen und 
Gefühlen.   •

M e i n u n g s f ü h r e r s c h a f t

Der Kampf um Köpfe und Herzen

➜

Martin Allespach, 
47, ist Leiter des 
Funktionsbereichs 
Grundsatzfragen 
und Gesellschafts-
politik beim IG 
Metall-Vorstand in 
Frankfurt/M.
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„Währenddessen dementiert die SPD, dass 
es bei ihr auch Kurzarbeit gebe. Richtig sei 
vielmehr, dass Franz Müntefering seit Oktober 
2008 Kurts Arbeit mache.“

Aus einer Meldung der Satire-Rubrik „Glasauge“ auf www.welt.de, 
Februar 2009.
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HARTZ IV: Langzeit-Abhängigkeit verfestigt sich

dieDGBgrafik

Eine Studie des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) 
belegt: Der Anteil von Hartz-IV-Lang-
zeitbezieherInnen ist zwischen 2005 
und 2007 deutlich gestiegen. Damit 
waren im Dezember 2007 drei Viertel 
der Bedarfsgemeinschaften und über 
drei Viertel der Einzelpersonen zwölf 
oder mehr Monate am Stück auf Hartz 
IV angewiesen. Zudem stellt die Studie 
fest: 40 Prozent der Personen, die den 
Absprung aus Hartz IV schaffen, müs-
sen nach spätestens einem Jahr wieder 
auf Unterstützung zurückgreifen. ©

 D
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*Ununterbrochener Bezug von 12 und mehr Monaten Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)

Entwicklung des Anteils der Hartz IV-LangzeitbezieherInnen* (in Prozent)

Bedarfsgemeinschaften

2005

62 66
72 74 75 78

2006 2007

Einzelpersonen

Schlusspunkt●

personalien
24.3.  DGB Hamburg, Vor-

trag „Die Rente ist sicher – wenn 
sie nicht den Börsenspekulanten 
geopfert wird!“, Hamburg

24.3.  DGB Berlin-Bran-
denburg, Fachtagung „Gesund alt 
werden im Betrieb – mit Guter Ar-
beit“, Berlin

25.3.  DGB-Region Nieder-
sachsen-Mitte u.a., Abendveran-
staltung „Armut und Gesundheit oder 
sterben Arme früher?“, Barnstorf

26.3.  ver.di, DGB-Bil-
dungswerk, u.a., Tagung „Freiwil-
lig in die Krise – reguliert wieder 
heraus. Die globale Finanzkrise und 
die Verantwortung von Unterneh-
men und Banken“, Berlin

28.3.  Britischer Gewerk-

••• Dr. Gerhard Timm, 51, ist 
seit dem 1. März neuer Geschäfts-
führer der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege. 
Zuvor war Timm als Bundesge-
schäftsführer des Bundes für Um-
welt und Naturschutz Deutschland 
e.V. (BUND) tätig.
••• Dr. Christian Weis, 40, 
Kupferschmied und Wirtschafts-
geograph, bisher Berater bei der 
PCG Project Consult GmbH, Es-
sen, und Projektexperte der Social 
Development Agency des EGB in 
Brüssel, gehört ab April zum Eu-
ropäischen-Betriebsräte-Team des 
Funktionsbereichs Betriebs- und 
Mitbestimmungspolitik beim IG 
Metall-Vorstand. Er ergänzt das 
Team während der Elternzeit von 
Aline Hoffmann.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
14TAGE

Gender-Fachdialog: Die Finanz- und 
Wirtschaftskrise – neue Chance für 
Genderperspektiven?“, Berlin

31.3.  G20 Trade Union 
Summit, London

31.3.-2.4.  UNESCO, Weltkon-
ferenz „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“, Bonn

1.4.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Tagung „Interesse und 
Interessenvertretung von jungen 
Prekären“, Berlin

1.4.  IG Metall, Kampag-
nenstart „Gemeinsam für ein gutes 
Leben“

2.4.  Weltfinanzgipfel 
der G20-Staaten, London

2.4.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Workshop „Gestaltungs-
spielräume der Arbeitsmarktpolitik 
im SGB II“, Berlin

schaftsbund TUC, Demonstration 
„Put People First“ im Vorfeld des 
G20-Weltfinanzgipfels, London

28.3.-4.4.  Fahrrad-Tour im 
Rahmen der DGB-Aktionswochen 
Alterssicherung 2009 von Mann-
heim nach Berlin

29.3.-3.4.  DGB-Bildungswerk, 
Workshop „Billiger – Besser – Bür-
gernäher: Was steckt hinter der welt-
weiten Privatisierung von öffent-
lichen Dienstleistungen?“, Hattingen

30.3.  DGB West, Europa-
Konferenz, Trier

30.3.  connexx.av, Ver-
anstaltung „FFS – Tarifvertrag für 
Film- und Fernsehschaffende“, 
Frankfurt am Main

31.3.  ver.di, Tagung „5. 
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F r i s t l o s e K ü n d i g u n g

Kundenbonus nicht selbst kassieren
Einer Kassiererin kann fristlos gekündigt werden, wenn diese in

erheblichem Umfang unberechtigt Kundeneinkäufe über ihre Kun-
denbonuskarte abgerechnet hat.

Der Fall: Eine über 50 Jahre alte Arbeitnehmerin war seit über
20 Jahren als Kassiererin in einem Kaufhaus beschäftigt. Sie und ih-
re Tochter waren im Besitz von Kundenbonuskarten, die der Arbeit-
geber an seine Kunden herausgibt. Die Käufer können sich bei jedem
Einkauf Punkte (ein Cent pro Euro) in derWeise gutschreiben lassen,
dass der Wert des Einkaufs auf ihre Karte eingescannt wird. Die
Punkte können in Form von Einkaufsgutscheinen – auch bei demAr-
beitgeber und angeschlossenen Partnerunternehmen - eingelöst
werden. Die Kassiererin hatte in einem Zeitraum von 13 Monaten
unberechtigt Kundeneinkäufe imWarenwert von über 20.000 Euro
auf ihre Kundenbonuskarte und imWert von mehr als 13.000 Euro
auf die Karte ihrer Tochter eingegeben. Die gegen die fristlose Kün-
digung erhobene Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht:Vollendete oder auch nur versuch-
te Eigentums- oderVermögensdelikte zum Nachteil desArbeitgebers
sind grundsätzlich geeignet, eine außerordentliche Kündigung zu
stützen. Das Bonussystem stellt ein Kundenbindungssystem undAn-
reiz zu Folgekäufen für die Kunden dar. Die Mitarbeiter sind nicht be-
rechtigt, die Kundenpunkte auf ihre Kundenkarten zu buchen.Von ei-
ner Duldung dieser Vorgehensweise durch den Arbeitgeber ist hier
nicht auszugehen. Eine Duldung dieser Praxis setzt voraus, dass der
Arbeitgeber von dieser Praxis der Kassiererinnen Kenntnis gehabt hat
und nicht eingeschritten ist. Für diese Annahme gibt es keine An-
haltspunkte. Eine vorherige Abmahnung ist aufgrund der Schwere
der Pflichtverletzung entbehrlich gewesen. Die langjährige Beschäf-
tigungsdauer und das Lebensalter mit den damit verbundenen
Schwierigkeiten, wieder einen adäquaten Arbeitsplatz zu finden,
wiegen zwar schwer. Der Vertrauensmissbrauch und die Erschütte-
rung des Glaubens an ihre Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit überwie-
gen jedoch die Arbeitgeberinteressen an der sofortigen Auflösung
des Arbeitsverhältnisses.

A u s b i l d u n g s v e r h ä l t n i s

Praktikum zählt nicht zur Probezeit
Die Zeiten eines Praktikums vor Beginn der Berufsausbildung

werden nicht auf die Probezeit in der Berufsausbildung angerechnet.
Denn das Praktikum hat einen anderen Inhalt als ein Ausbildungs-
verhältnis, in dem gegenseitige Pflichten bestehen.

V e r h a l t e n s b e d i n g t e K ü n d i g u n g

Zuhälterei kann Kündigungsgrund sein
Die Verurteilung eines Arbeitnehmers wegen Zuhälterei kann ei-

ne verhaltensbedingte Kündigung rechtfertigen. Das gilt vor allem
dann, wenn derArbeitnehmer in der Öffentlichkeit äußert, das Motiv
für die Nebentätigkeit im Rotlichtmilieu sei das zu geringe Entgelt bei
seinem namentlich genannten Arbeitgeber gewesen.

K r a n k e n k a s s e n

Kredit aufnehmen verboten
Eine Krankenkasse darf nicht 100 Millionen Euro ihrer Betriebs-

mittel festverzinslich in 6-Monats-Geld anlegen, wenn sie infolge-
dessen selbst kurzfristig Kredite aufnehmen muss.

„ K e i n e L u s t m e h r z u m A r b e i t e n “

Kein Kündigungsgrund
Erklärt ein Arbeitnehmer seinem Vorgesetzten im Zorn und ohne

ernsthaft erkennbaren Abkehrwillen, keine Lust mehr zum Arbeiten
zu haben, rechtfertigt dies noch keine fristlose Kündigung.
Solange nicht nachgewiesen werden kann, dass der Arbeitnehmer
derartige Äußerungen aus Überzeugung und mit entsprechender
Ernsthaftigkeit getätigt hat, kommt eine fristlose Kündigung nicht
Betracht.

A r b e i t s l o s e n g e l d I I

Angemessenheit von Unterkunftskosten
Zur Bestimmung des angemessenen Mietzinses ist auf den aktu-

ellen örtlichen Mietspiegel abzustellen; die durchschnittlichen war-
men Betriebskosten sind nach den vom Deutschen Mieterbund mit
dem Betriebskostenspiegel veröffentlichtenAngaben zu ermitteln. In
Berlin ist für eine aus fünf Personen bestehende Bedarfsgemein-
schaft grundsätzlich eine Wohnung mit einer Größe bis zu 97 qm
und einer Bruttowarmmiete bis zu 690,64 Euro angemessen.
Hat der Hilfebedürftige aufgrund eigener Suchbemühungen doku-
mentiert, dass es im Vergleichsgebiet keine angemesseneWohnung
anzumieten gibt, ist der Grundsicherungsträger verpflichtet, selbst
aktiv zu werden und ein konkretesWohnungsangebot zu unterbrei-
ten.

S o z i a l v e r s i c h e r u n g

LKW-Fahrer muss Beiträge entrichten
Ein Lkw-Fahrer, der nur seine Arbeitskraft zur Verfügung stellt, ist

regelmäßig abhängig beschäftigt. Die Möglichkeit, konkrete Ange-
bote abzulehnen, macht ihn nicht zum selbstständig Tätigen.

B e t r i e b s t e i l ü b e r g a n g

Auch wenn Identität nicht bewahrt ist
Ein Betriebsübergang kann auch dann vorliegen, wenn der über-

tragene Betriebsteil beim Erwerber seine organisatorische Selbst-
ständigkeit nicht bewahrt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landesarbeitsgericht,
Urteil vom 11. Dezember 2008 - 9 Sa 1075/08

Arbeitsgericht Duisburg,
Urteil vom 19. Februar 2009 - 1 Ca 3082/08

Sozialgericht Berlin,
Urteil vom 17. Februar 2009 – S 75 AS 18815/07

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 24. Februar 2009 - L 1 KR 249/08

Bundessozialgericht,
Urteil vom 3. März 2009 - B 1 A 1/08 R

Arbeitsgericht Frankfurt/Main,
Urteil vom 27. August 2008 - 7 Ca 2301/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 5/09

einein

einblick 5/09
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Europäischer Gerichtshof,
Urteil vom 12. Februar 2009 - C-466/07

Landesarbeitsgericht Hamm,
Urteil vom 12. Februar 2009 - 17 Sa 1567/08



F i n a n z -  u n d  W i r t s c h a f t s k r i s e

Ausbildung und Übernahme in Gefahr
Die Finanz- und Wirtschaftskrise er-
reicht den Ausbildungsmarkt. Das 
belegen die aktuellen Zahlen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA). Die 
Gewerkschaften fordern deshalb 
einen Schutzschirm für Ausbil-
dung. Laut Bundesagentur wurden 
von Oktober 2008 bis März 2009 
insgesamt knapp über 330 000 
Ausbildungsstellen gemeldet, das 
sind 26 600 oder sieben Prozent 
weniger als im Vorjahreszeitraum. 
Der Deutsche Industrie- und Han-
delskammertag (DIHK) prognosti-
ziert allein für seinen Wirtschafts-
bereich den Wegfall von 36 000 
Ausbildungsplätzen.

Die stellvertretende DGB-Vor-
sitzende Ingrid Sehrbrock bezeich-
nete die Entwicklung auf dem 
Ausbildungsmarkt als „Besorgnis 
erregend“. „Wir dürfen nicht nur 
über Banken und Autos reden, son-
dern müssen konkrete und schnelle 
Maßnahmen zum Schutz der Lehr-
linge ergreifen“, sagte Sehrbrock. 
Der Ausbildungspakt sei mit seinen 
üblichen unverbindlichen Absichts-
erklärungen und beschönigenden 
Bilanzen dafür nicht geeignet, kri-

Dass die Krise nun auch die 
Übernahme gefährdet, machen 
Beispiele aus der Autobranche 
deutlich. Die Daimler AG kündigte 
in diesem Jahr an, 20 Prozent der 
rund 1100 Auszubildenden im 
Sommer nicht übernehmen zu wol-
len. Als Grund nannte das Manage-
ment die aktuelle Krise. Doch die 
Auszubildenden, Betriebsräte und 
die IG Metall machen mobil. Im Fe-
bruar versammelten sich 3000 De-
monstranten vor den Werkstoren in 
Untertürkheim, um gegen die Pläne 
zu protestieren – weitere Aktionen 
sind geplant. Gegenwehr lohnt 
sich. Das zeigt das Beispiel des Au-
tozulieferers Grammer in Bayern. 
Dort haben die von Arbeitslosig-
keit bedrohten Azubis gemeinsam 
mit der IG Metall eine vorläufige 
Übernahme über zwei Monate 
plus eine mündliche Zusage für 
weitere vier Monate erkämpft. 
Bereits vor der Krise hatte die 
IG Metall-Jugend die Kampagne 
„Operation Übernahme“ geplant 
und im Januar 2009 gestartet. Auf 
dem Internetportal zur Kampagne 
dokumentieren Auszubildende aus 
ganz Deutschland ihre Initiativen 
und Aktionen für die Übernahme 
in ein Arbeitsverhältnis – auch und 
vor allem in Zeiten der Krise.   •

+  Johannes Kahrs (SPD) 
fordert, Homophobie 

international als Diskriminie-
rungsmerkmal anzuerkennen 
und die Verfolgung von 
Schwulen und Lesben welt-
weit zu ächten. Außenminis-
ter Frank-Walter Steinmeier 
(SPD) müsse sich dafür 
gemeinsam mit den europäi-
schen Partnern einsetzen. 

- Nach Meinung von 
Christian Ruck (CSU) hat 

der Papst in der Kondomfrage 
„nicht unrecht“. Zwar könn-
ten Kondome die Zahl der 
HIV-Infektionen verringern, 
böten aber keinen vollstän-
digen Schutz: „Wer den Papst 
für diese Mahnung kritisiert, 
hat andere Motive als die 
Bekämpfung der Pandemie.“

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.operation-
uebernahme.de
Kampagne der 

IG Metall-Jugend

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB-Vorschläge für 

einen „Schutzschirm für 
Ausbildungsplätze“

tisierte die stellvertretende DGB-
Vorsitzende. ver.di-Bundesjugend-
sekretär Ringo Bischoff nimmt 
Politik und Unternehmen in die 
Pflicht und fordert ein Grundrecht 
auf Ausbildung. „Niemand käme 
auf die Idee, einem Sechsjährigen 
das Recht auf Schulbildung zu ver-
weigern. Es kann nicht sein, dass 
diesen jungen Menschen zehn Jah-
re später das Recht auf Ausbildung 
verweigert wird.“
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

-5,4
-5,9

-2,4

Deutschland
gesamt

West-
deutschland

Ost-
deutschland

Weniger Stellen 
für Bewerber
Entwicklung der gemeldeten betrieb-
lichen Ausbildungsstellen (Oktober 
2008 bis März 2009) im Vergleich 
zum Vorjahr (in Prozent)

Im aktuellen Beratungszeit-
raum der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) sind bundesweit 
bisher 5,4 Prozent weniger 
Ausbildungsstellen gemeldet 
worden als im Vorjahreszeit-
raum. Der DGB geht davon 
aus, dass sich die Krise im 
laufenden Jahr noch stärker 
auf den Ausbildungsmarkt 
auswirken wird.

einblick 6/09
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Boni für Gewerkschafter
Mit „Differenzierungsklau-

seln“ können bestimmte 

tarifliche Leistungen nur 

Gewerkschaftsmitgliedern 

zugesprochen werden. 

Das Bundesarbeitsgericht 

hat diese Klauseln jetzt 

für zulässig erklärt
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Umdenken
„Umdenken – Gegenlenken“ 

ist das Motto des Kapitalis-

muskongresses des DGB am 

14. und 15. Mai in Berlin
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Handlungsbedarf groß
Die Bundesregierung fordert 

verbindliche internationale 

Arbeitsnormen in Sonntags-

reden ein – hinkt aber bei 

deren Umsetzung hinterher, 

meint Klaus Lörcher
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POLITIK AKTUELL

Das Projekt Alternsrobuste Betriebsstrukturen im Verbund lädt ein:
Öffentliche Abschlussveranstaltung am 15.06.2009, 10-16 Uhr

Ort: Deutsche Arbeitsschutzausstellung (DASA), Dortmund
Weitere Informationen über die Veranstaltung und das Projekt:

www.alternsgerechtes-arbeiten.de
Anmeldung: info@bit-bochum.de

Veranstalter: Gefördert durch:

S t e u e r p o l i t i k

Steuerflucht schnell verhindern

F ö d e r a l i s m u s r e f o r m  I I

Massive Kritik an Schuldenbremse

Im Rahmen der Föderalismusre-
form II haben sich die große Koa-
lition sowie Bund und Länder auf 
die Aufnahme einer Schuldenbrem-
se ins Grundgesetz verständigt. 
Die Kreditaufnahme des Bundes 
würde danach ab 2015/2016 auf 
maximal 0,35 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts begrenzt werden. 
Für die Länder soll es ab 2020 
eine „Null-Schulden-Grenze“ ge-
ben. Die Einigung sei „kein gutes 

A r b e i t s l o s e n v e r s i c h e r u n g

Defizite 
absichern

Der DGB fordert, die Defizithaf-
tung des Bundes in der Arbeitslo-
senversicherung wieder einzufüh-
ren. Diese war 2006 abgeschafft 
worden – bis dahin musste der 
Bund Defizite der Bundesagentur 
für Arbeit ausgleichen. Es sei nicht 
zu rechtfertigen, „dass der Bund 
gegenüber den Banken finanziell 
in die Haftung geht, während die 
beitragsfinanzierte Arbeitslosen-
versicherung mit den Folgen der 
Krise am Arbeitsmarkt im Regen 
stehen gelassen wird“, erklärte 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach.   •

Die große Koalition schafft es der-
zeit nicht, sich auf ein Gesetz gegen 
internationale Steuerhinterziehung 
und Steuerflucht zu einigen. Ein 
Gesetzentwurf von Bundesfinanz-
minister Peer Steinbrück (SPD) 
liegt zwar vor, die Union hat aber 
ihre Ablehnung angekündigt – der 
Entwurf wird jetzt vom Finanz- und 
Wirtschaftsministerium weiter dis-
kutiert, liegt aber vorerst auf Eis.

Anlässlich einer Anhörung im 
Finanzausschuss des Bundestags 
Ende März hat der DGB die Koali-
tion aufgefordert, dass Gesetz noch 
vor der Bundestagswahl zu verab-
schieden. Grenzüberschreitende 
Mitteilungen über Kapitalerträge 
von Privaten und Unternehmen 

im Ausland müssten „unter de-
mokratischen Staaten eine Selbst-
verständlichkeit sein“, so die Stel-
lungnahme des DGB. „Davon sind 
wir im europäischen und noch 
viel mehr im internationalen Rah-
men jedoch weit entfernt“, meint 
DGB-Vorstand Claus Matecki. Die 
Blockadehaltung aus Teilen der Ko-
alition ist für Matecki unverständ-
lich. Wer bei 100 Milliarden Euro 
Steuerverlust durch Steuerflucht 
und -hinterziehung pro Jahr „nicht 
unruhig wird, muss zur Staatsver-
schuldung für immer schweigen“.

Der DGB regt darüber hinaus an, 
neben internationalen Regelungen 
auch national mehr gegen Steuer-
hinterziehung zu unternehmen – mit 

Anlässlich des G-20-Gipfels am 2. April in London haben die internationa-
len Gewerkschaften eine neue Wirtschafts- und Finanzordnung gefor-
dert. Eine entsprechende gemeinsame Erklärung (www.einblick.dgb.de) 
wurde den Staats- und Regierungschefs der G20 übergeben. Gefordert 
werden unter anderem ein international abgestimmter Sanierungsplan 
für nachhaltiges Wachstum und eine verbindliche globale Regulierung 
der Finanzmärkte. Im Vorfeld des Gipfels gingen Zigtausende auf die 
Straße, um ein besseres Krisenmanagement der Regierungen einzufor-
dern. Die größte Demonstration fand mit 35 000 TeilnehmerInnen 
in London statt. Unter dem Motto „Put the people first“ demons-
trierte ein breites Bündnis von Gewerkschaften, Umwelt- und Friedens-

organisationen sowie 
religiösen Gruppen 
für eine gerechtere 
Weltwirtschaft. Mit 
dabei: eine Delegation 
des DGB, gebildet vor 
allem aus ehrenamt-
lichen Kollegen vom 
Niederrhein sowie 
aus dem DGB-Bereich 
Europapolitik.

Ergebnis für Demokratie und So-
zialstaat“, kritisiert DGB-Vorstand 
Claus Matecki. 

Der DGB widerspricht auch der 
Argumentation, die Schuldenbrem-
se wirke als „Steuersenkungsbrem-
se“. „Das ist Selbstbetrug“, erklärt 
Matecki. Es würden – wie auch in 
den vergangenen Jahren – „Sparor-
gien folgen, die zu Lasten der oh-
nehin gesellschaftlich benachteilig-
ten und der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer gehen“. Der 
Staat beraube sich mit der Schul-
denbremse selbst der Möglichkeit, 
„schnell auf ökologische und sozi-
ale Herausforderungen zu reagieren 
und infrastrukturell für die Zukunft 
vorzusorgen“. Gerade die aktuelle 
Krise zeige aber, wie wichtig es sei, 
ausreichend finanzielle Spielräume 
zu haben.

Der ver.di-Vorsitzende Frank 
Bsirske äußerte darüber hinaus 
verfassungsrechtliche Bedenken: 
Die Schuldenbremse widerspreche 
der wirtschaftspolitischen Funktion 
der Haushaltsgesetze.   •

deutlich mehr Personal für Betriebs-
prüfung und Steuerfahndung.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Fo
to

: A
nn

e 
G

ra
ef



3

tigkeitsempfinden“ verletzt werde. 
Bisher wurde das in der Regel be-
jaht. In Zeiten, in denen Dumping-
Gewerkschaften Gefälligkeitsta-
rifverträge abschließen und die 
Tarifbindung sinkt, verletze es aber 
vielmehr das Gerechtigkeitsempfin-
den, „wenn Nicht-Organisierte auf 
den Zug aufspringen, den andere 
für sie in Bewegung gesetzt ha-
ben“, findet Helmut Platow, Leiter 
der Rechtsabteilung beim ver.di-

Bundesvorstand. Das hat inzwi-
schen auch das BAG erkannt.

Beispiele für Differenzierungs-
klauseln finden sich inzwischen 
immer häufiger: Nur die TRANS-
NET-Mitglieder erhalten etwa bei 
der Deutschen Bahn Zuschüsse 
für Weiterbildung. Die NGG hat 
durchgesetzt, dass ihren Mitglie-
dern bei Coca-Cola nicht betriebs-
bedingt gekündigt werden darf, 
und der IG Metall-Bezirk NRW 
hat bereits 2004 erklärt, möglichst 
keine Tarifverträge mehr ohne 
„Mitglieder-Bonus“ abschließen 
zu wollen. Mit einigem Erfolg: Bei 
einem Bochumer Stahlbetrieb wur-
de etwa eine Jahressonderzahlung 
für IG Metall-Mitglieder in Höhe 
eines Monatslohns durchgesetzt, 

POLITIK AKTUELL
Differenziert

Differenzierungsklauseln 

sind Regelungen in Tarif-

verträgen, die bestimmte 

tarifliche Leistungen nur für 

Gewerkschaftsmitglieder 

vorsehen.

Bei einfachen Differenzie-

rungsklauseln haben nur 

Gewerkschaftsmitglieder 

auch tatsächlich einen ma-

teriellen Anspruch auf die 

Sonderzahlungen oder Boni. 

Der Tarifvertrag setzt aber 

keine Schranken dafür, dass 

der Arbeitgeber – freiwillig 

– auch Nicht-Mitgliedern die 

entsprechenden Leistungen 

gewähren kann.

Bei qualifizierten Diffe-

renzierungsklauseln sieht 

das anders aus – sie gehen 

weiter als die einfachen 

Klauseln: Laut Definition 

des Bundesarbeitsgericht 

(BAG) regeln qualifizierte 

Klauseln, „dass im Ergeb-

nis dem gewerkschaftlich 

organisierten Mitarbeiter in 

jedem Falle mehr zusteht“, 

als Mitarbeitern, die nicht 

Mitglied „der tarifschlie-

ßenden Gewerkschaft“ sind. 

Wenn die Leistungen also 

auch an Nicht-Mitglieder 

ausgezahlt werden, müssen 

Gewerkschaftsmitglieder 

immer einen entsprechend 

höheren Betrag bekommen 

(deshalb auch: „Abstands-

klausel“).

Das BAG hat im März 

einfache Differenzierungs-

klauseln grundsätzlich für 

zulässig erklärt (4 AZR 64/08 

vom 18. März 2009).

einblick 6/09
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Boni für GewerkschafterInnen
„Differenzierungsklauseln“ in Tarifverträgen sorgen dafür, dass von be-
stimmten tariflichen Leistungen nur Gewerkschaftsmitglieder profitieren 
– Boni für die KollegInnen. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat diese 
Klauseln jetzt grundsätzlich für zulässig erklärt.

bei einer Motorenfabrik in Viersen 
durften Mitglieder nicht betriebs-
bedingt gekündigt werden, und 
bei einer Maschinenbaufirma nahe 
Gummersbach erhielten die ge-
werkschaftlich organisierten Kol-
legInnen 5000 Euro pro Jahr, um 
Nachteile aus Arbeitszeitverlänge-
rungen auszugleichen. 

Aber gibt es auch Rechtssi-
cherheit für diese Regelungen? 
Die Richter des BAG werden sich 
demnächst mit einer weiteren 
Klage zu Differenzierungsklauseln 
beschäftigen. Es geht um einen 
Haustarifvertrag, den ver.di mit 
der Hamburger Hafen und Logistik 

AG (HHLA) abgeschlossen hat. Be-
standteil des Tarifvertrags ist eine 
„Erholungsbeihilfe“ von 260 Euro 
pro Kalenderjahr – nur für ver.di-
Mitglieder. 

Mit einer so genannten „Fest-
stellungsklage“ will die HHLA jetzt 
die Rechtmäßigkeit der Differen-
zierungsklausel prüfen lassen. Das 
Hamburger Arbeitsgericht bestä-
tigte die Klausel in erster Instanz, 
jetzt geht der Fall direkt vors BAG. 
Spannend ist der Fall deshalb, weil 
es – anders als beim AWO-Tarifver-
trag – um eine „qualifizierte Dif-
ferenzierungsklausel“ geht (siehe 
Randspalte). Wenn das BAG auch 
diese Klausel für zulässig erklärt, 
gäbe es für alle Differenzierungs-
klauseln Rechtssicherheit.   •

Bis zur letzten Instanz hatte eine 
Pflegerin der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) geklagt. In einem Tarifver-
trag hatte ver.di mit der AWO eine 
Sonderzahlung für die Beschäf-
tigten in Höhe von 535 Euro brut-
to vereinbart – allerdings nur für 
die gewerkschaftlich organisierten 
Beschäftigten. Die Klägerin, selbst 
nicht Gewerkschaftsmitglied, fühlte 
sich davon benachteiligt. 

Im März entschied das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) in Erfurt: Die 
Klausel mit der Sonderzahlung ist 
grundsätzlich zulässig. Eine Trend-
wende in der Rechtssprechung 
– denn bisher hatte das BAG ent-
sprechende Tarifregelungen für 
unzulässig erklärt. Im Kern ging es 
um die Frage, ob durch die Sonder-
zahlung ein unzulässiger („nicht 
mehr hinnehmbarer“) Druck auf 
Nicht-Gewerkschaftsmitglieder 
ausgeübt wird, in die Gewerkschaft 
einzutreten. Denn das würde ihr 
Recht auf „negative Koalitions-
freiheit“ – also das Recht, keiner 
Gewerkschaft beitreten zu müssen 
– verletzen. Das sei bei der Höhe 
der Sonderzahlung der AWO aber 
nicht der Fall, urteilten die Erfurter 
Richter.

Die Gewerkschaften begrüßten 
das Urteil. „Die Entscheidung be-
stätigt unsere Rechtsauffassung 
und stützt die grundsätzlich ge-
schützte Gewerkschaftsfreiheit“, 
erklärt etwa der Zweite Vorsitzende 
der IG Metall, Detlef Wetzel. Seine 
Gewerkschaft habe vor allem bei 
Firmentarifverträgen eine Besser-
stellung von Mitgliedern durch-
gesetzt und werde „diesen Weg 
fortsetzen“.

Das BAG prüfte bei Verfahren 
zu Differenzierungsklauseln bisher 
auch immer die Frage, ob durch 
die Boni das allgemeine „Gerech-
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Tarifbindung rückläufig
Anteil der Beschäftigten, für die ein Tarifvertrag gilt (in Prozent)
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Im Osten 
Deutschlands 
stagniert der An-
teil der Beschäf-
tigten, für die ein 
Tarifvertrag gilt, 
bei knapp über 
50 Prozent – in 
Westdeutschland 
ist der Anteil 
leicht rückläufig.
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Betriebsrenten 
sichern
Die Finanzkrise wirft viele existen-
zielle Fragen für ArbeitnehmerInnen 

G i r l s ´  D a y  2 0 0 9

DGB öffnet 
seine Türen
Am 23. April ist Girls´ Day. Zum 
neunten Mal haben junge Frauen 
in Deutschland die Chance, sich in 
Unternehmen und Organisationen 
über unterschiedliche Berufsbilder 
zu informieren. Ziel ist es, Mädchen 
zukunftsorientierte Berufe – unter 
anderem in technischen Berufen, 
im Handwerk sowie in Ingenieurs- 
und Naturwissenschaften – näher 
zu bringen. Dafür öffnen bundes-
weit viele Unternehmen, Organi-
sationen und Hochschulen ihre Tü-
ren. Auch der DGB lädt dieses Jahr 
wieder Mädchen in die Bundesvor-

O t t o - B r e n n e r - S t i f t u n g

Leiharbeit als 
Druckmittel
Die Gewerkschaften haben es 
schon lange vermutet – jetzt ist 
der wissenschaftliche Beweis da: 
Leiharbeit wird in vielen Betrieben 
als strategisches Mittel eingesetzt, 
um die Stammbelegschaften unter 
Druck zu setzen. Dies belegen er-
ste Zwischenergebnisse einer Stu-
die der Otto-Brenner-Stiftung. Der 
Industriesoziologe Hajo Holst hat 
insgesamt 80 Interviews mit Per-
sonalverantwortlichen, Leiharbei-
terInnen, Angehörigen der Stamm-
belegschaften und Betriebsräten 
aus zwölf Unternehmen geführt. 
Sein Fazit: Betriebe, die Leiharbeit 
strategisch einsetzen, reagieren 
damit nicht nur auf Auftragsspit-
zen. Sie wollen in erste Linie so 
wenig feste Verpflichtungen ein-
gehen, wie möglich. Damit werde 
bei Absatzschwierigkeiten faktisch 

auf. Neben der Sorge um den Ar-
beitsplatz rücken Aspekte der so-
zialen Sicherung, wie die Zukunft 
der betrieblichen Altersversorgung, 
in den Fokus. Deshalb veranstalten 
die Hans-Böckler-Stiftung und die 
Friedrich-Ebert-Stiftung gemein-
sam mit weiteren Partnern am 28. 
und 29. Mai in Berlin eine Tagung 
unter dem Motto: „Steuerung der 
betrieblichen Altersversorgung in 
Europa: garantierte Sicherheit?“. 
Ziel ist es, die wesentlichen interna-
tionalen Elemente, wirksame Kon-
trollmechanismen und die Perspek-
tive der betrieblichen Altersversor-
gung zu analysieren. ExpertInnen 
aus Wissenschaft, Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden stellen 
ihre Ergebnisse und Ansichten zum 
Thema vor.   •
Anmeldungen bis zum 14. Mai an: 
Katharina-Kruse@boeckler.de
Link zum Programm: 
www.einblick.dgb.de/links

Anzeige

Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz

Ein Leitfaden für 
die arbeitsrechtliche 
Praxis

Dr. Sebastian Hopfner 
Valerie Naumann 
et al.

3. Auflage, 2009 
XII u. 111 S.,  
17 x 24 cm, kart., 
16,50 €

ISBN 978-3-89952-427-7

www.vvw.de

der gesetzliche Kündigungsschutz 
ausgehebelt, so Holst. Zudem füh-
re der hohe Konkurrenzdruck zwi-
schen der Stammbelegschaft und 
den LeiharbeiterInnen dazu, dass 
LeiharbeiterInnen zu angepassten 
Einzelkämpfern würden, die sowohl 
untereinander als auch gegen die 
fest angestellten KollegInnen kon-
kurrieren. Holst konstatiert, dass 
LeiharbeiterInnen, die stets mit 
einem Bein in der Arbeitslosigkeit 
stehen, quasi als Ventil fungieren, 
durch das der Druck des Arbeits-
marktes in die Unternehmen gelei-
tet wird.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

standsverwaltung nach Berlin ein. 
Neben Gesprächen mit der stellver-
tretenden DGB-Vorsitzenden Ingrid 
Sehrbrock und DGB-Vorstandsmit-
glied Annelie Buntenbach erwartet 
die rund 30 Mädchen ein Einblick 
in verschiedene Abteilungen des 
DGB. Unter anderem lassen sich die 
MitarbeiterInnen in der Pressestel-
le sowie in den Bereichen Jugend, 
Frauen- und Gleichstellungspoli-
tik und Grundsatzfragen über die 
Schultern schauen.   •
www.girls-day.de

PROJEKTE UND PARTNER

••• Der DGB Hamburg lädt zu-
sammen mit der Beratungsstelle 
„handicap“ zur Tagung „Inte-
gration von Menschen mit 
Behinderung“ am 16. April 
nach Hamburg ein. Unter dem 
Motto „Wege in die Arbeitswelt 
– Integration ist machbar“ wird 
über Chancen diskutiert, die sich 
aus dem demografischen Wandel 
für Menschen mit Behinderung er-
geben. Klar sei, dass die demogra-
fische Entwicklung zu einer Verän-

interregio
derung der Beschäftigungsstruktur 
führen werde, meinen DGB und 
„handicap“. Im Fokus der Tagung 
steht deshalb die Frage, ob diese 
Entwicklung neue Perspektiven 
für Menschen mit Behinderung 
und Betriebe bietet. Unter ande-
rem diskutieren Olaf Scholz (SPD), 
Bundesminister für Arbeit und So-
ziales, und DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach. Die Teilnahme 
kostet 30 Euro.
www.einblick.dgb.de/links

Aufsichtsrat des Monats April ist Dieter Scholz, 62. Der Vorsitzende des 
DGB-Bezirks Berlin-Brandenburg ist seit 1986 in diversen Aufsichtsräten aktiv, 

zurzeit bei der ArcelorMittal Eisenhüttenstadt GmbH. Das Un-
ternehmen ist Teil des transnationalen Stahlkonzerns ArcelorMittal. Der weltweit größte 
Stahlproduzent mit Firmensitz in Luxemburg betreibt etwa 60 Werke in über zwanzig 
Ländern mit über 300 000 Beschäftigten weltweit. Am Standort Eisenhüttenstadt ar-
beiten 3000 MitarbeiterInnen. Der internationale Aspekt der Aufsichtsratsarbeit spielt 
deshalb für Scholz eine besondere Rolle: Die Mitbestimmung müsse auch „international 
verbreitet werden“, erklärt er im Fragebogen zur Aktion „Aufsichtsrat des Monats“: 
www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats
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„Mitbestimmung international verbreiten“
D G B - R a t g e b e r

Arbeitszeitkonten 
in der Praxis
Seit dem 1. Januar 2009 gilt das 
Flexi II-Gesetz zum verbesserten 
Schutz von Arbeitszeitkonten. Mit 
einer aktuellen Broschüre gibt der 
DGB ArbeitnehmerInnen, Betriebs-
räten und aktiven Gewerkschaf-
terInnen Tipps für die praktische 
Umsetzung im Betrieb an die 
Hand. Unter anderem widmet sich 
der Ratgeber dem Schutz der Ar-
beitszeitkonten bei Insolvenz des 
Unternehmens, Maßnahmen bei 
fehlendem Insolvenzschutz und 
der Mitnahme von Arbeitszeitgut-
haben zu einem neuen Arbeitgeber. 
Die Broschüre kann für 3,35 Euro 
inklusive Porto und Verpackung 
(Preis für Einzelexemplar) online 
bestellt werden.   •
www.dgb-bestellservice.de
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Die Krise 
bekämpfen

Im Rahmen der Aktionstage 

des Europäischen Gewerk-

schaftsbunds (EGB) vom 

14. bis zum 16. Mai findet 

am 16. Mai in Berlin eine 

Demonstration unter dem 

Motto „Die Krise bekämp-

fen“ statt. „Die Politik muss 

endlich dafür sorgen, dass 

die Menschen wieder im 

Mittelpunkt stehen“, heißt 

es im gemeinsamen Demo-

Aufruf von EGB und DGB. 

„Deshalb fordern wir: Die 

Krise nachhaltig bekämpfen. 

Wir wollen einen Sozialpakt 

für Europa! Die Verursacher 

müssen zahlen.“

Zu den konkreten Forde-

rungen der Gewerkschaften 

gehören unter anderem 

ein erweitertes Konjunk-

turprogramm für mehr und 

bessere Jobs und Ausbil-

dungsplätze sowie eine 

strenge Regulierung der 

Finanzmärkte.

In drei weiteren europä-

ischen Großstädten finden 

im Rahmen der EGB-Aktions-

tage ebenfalls Großdemos 

statt: in Madrid (14. Mai), in 

Brüssel (15. Mai) und in Prag 

(16. Mai).

Treffpunkte für die Teilneh-

merInnen der Berliner Demo 

am 16. Mai sind der Berliner 

Hauptbahnhof und der Berli-

ner Breitscheidplatz (jeweils 

11.30 Uhr), die Hauptkund-

gebung beginnt um 14 Uhr 

an der Siegessäule.

Mehr Infos: 

www.einblick.dgb.de/links

D G B - K a p i t a l i s m u s k o n g r e s s

Alternativen zum Casinokapitalismus
„Umdenken – Gegenlenken“ ist das Motto des Kapitalismuskongresses 
des DGB am 14./15. Mai in Berlin. Gemeinsam mit internationalen 
Gästen aus Wissenschaft, Politik, Gewerkschaften, Betrieben und 
Kirchen wollen die DGB-Gewerkschaften auf dem Kongress 
Handlungsoptionen für eine Marktwirtschaft für Menschen als 
Alternative zum „Casinokapitalismus“ entwickeln.

Klar ist: Ein „Weiter so“ kann es 
angesichts der aktuellen Finanz- 
und Wirtschaftskrise nicht geben. 
Und: Die Krise kann nur internatio-
nal bekämpft werden, Protektionis-
mus ist keine Lösung. Es ist kaum 
zu erwarten, dass die bisherigen 
Eliten in Wirtschaft und Politik 
die notwendigen Änderungen im 

System initiieren – schließlich hat 
ihr Handeln dafür gesorgt, dass 
sich die Weltwirtschaft zurzeit in 
der wohl schwersten Krise seit 
1929 befindet. Alternativen zum 
bisherigen Kurs sollen auf dem 
DGB-Kapitalismuskongress ent-
wickelt werden. Im Plenum und 
in verschiedenen Foren wird nicht 

nur die Krise des Marktradikalis-
mus analysiert, sondern es werden 
auch Handlungsoptionen diskutiert 
und ganz konkrete Maßnahmen 
entwickelt, mit denen die Gewerk-
schaften einen Prozess des „Um-
denkens“ und „Gegenlenkens“ 
befördern können.

Eine illustre Schar von interna-
tionalen Gästen hat bereits ihre 
Teilnahme am Kongress zugesagt. 
So wird der US-amerikanische So-
ziologe Richard Sennett, Professor 
an der New York University und der 
London School of Economics, be-
kannt vor allem durch seine Bücher 
„Verfall und Ende des öffentlichen 
Lebens“ und „Der flexible Mensch“, 
das Eröffnungsreferat halten. Und 
auch die internationalen Gewerk-
schaften sind mit Guy Ryder, Ge-
neralsekretär des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes (IGB), Phil 
Jennings, Generalsekretär der Uni-
on Network International (UNI) 
und John Evans, Generalsekretär 
der TUAC, dem gewerkschaftlichen 
Beratungsausschuss bei der OECD, 
prominent vertreten.

Da der Veranstaltungsort, das 
Radialsystem in Berlin-Mitte, nur 
über begrenzte Raumkapazitäten 
verfügt, ist die Teilnehmerzahl des 
Kongresses auf 500 beschränkt. 
Aber auch diejenigen, die nicht 
persönlich am Kongress teilnehmen 
können, werden dennoch bestens 
informiert. Unter www.kapitalis-
muskongress.de können sie den 
Kongress live im Internet verfol-
gen. Zudem sind weitere aktuelle 
Informationsmedien zum Kongress 
geplant. Aktuelle Infos zum Kon-
gress gibt es ab dem 9. April auf 
der Kongress-Homepage, auch der 
einblick wird in den nächsten Aus-
gaben laufend über Neuigkeiten 
berichten.   •
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?...nachgefragt

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften set-
zen sich in dieser wohl schwersten Wirtschaftskrise 
seit 1929 dafür ein, dass es ein „Weiter so“ nicht 
gibt, und wir diskutieren wie ein neues Leitbild, 
ein gewerkschaftliches Projekt für eine zukunfts-

fähige, soziale Gesellschaft weltweit aussehen kann.
Noch kann niemand das wahre Ausmaß der Finanz- und Wirtschafts-
krise absehen, wir sind Zeugen eines Epochenbruchs. Einige in Wirt-
schaft und Politik als nahezu unumstößlich geltende Glaubenssätze 
haben sich als Irrlehren erwiesen – mit katastrophalen Auswirkungen 
für die Menschen in allen Teilen der Welt. Klar ist in dieser Situation 
vor allem eines: Jeder Lösungsversuch erfordert gewaltige gesellschaft-
liche Kraftanstrengungen. Es müssen national und international klare 
Konsequenzen gezogen werden, und die Regeln, nach denen unser 
Zusammenleben, unsere Wirtschaft- und Finanzmärkte, ja sogar unsere 
Gesellschaft funktioniert, müssen neu justiert werden: Wir brauchen 
eine Marktwirtschaft mit sozialem Gesicht – eine Marktwirtschaft für 
Menschen. Es ist höchste Zeit, ökologisch verträgliche, sozial gerechte 
und solidarische Wege aus der Krise aufzuzeigen und durchzusetzen. 
Voraussetzung ist ein grundlegender Wandel im Verhältnis von Politik 
und Ökonomie: Wir müssen den Vorrang demokratisch legitimierter 
Politik vor der Wirtschaft durchsetzen.
Auf unserem Kapitalismuskongress im Mai wollen wir gemeinsam 
mit internationalen Gästen aus Wissenschaft, Kirchen und Parteien, 
aus Verbänden und Betrieben die Ursachen der Krise analysieren und 
fragen, wer die Zeche für die aktuelle Krise zu zahlen hat. Wir wollen 
Handlungsoptionen entwickeln und darüber diskutieren, wie wir eine 
Marktwirtschaft für Menschen als Alternative zum „Casinokapitalis-
mus“ gestalten können.

einblick hat den DGB-Vorsitzenden 
Michael Sommer nach den Zielen 
des Kapitalismuskongresses gefragt.
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Gewerkschafter 
wählen mit
Am 23. Mai tritt die Bundesver-
sammlung zur Bundespräsiden-
tenwahl zusammen. Neben den 
Abgeordneten des Bundestages 
entsenden auch die Landesparla-
mente VertreterInnen zur Wahl in 
Berlin – unter ihnen Prominente 
aus Kultur, Sport, Wirtschaft und 
Gewerkschaften. So wurden von 
der SPD unter anderem nominiert: 
der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer, der IG Metall-Vorsitzende Ber-
thold Huber, der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg und die 
DGB-Bezirksvorsitzenden Stefan 
Körzell (Bezirk Hessen-Thüringen), 
Dietmar Muscheid (Bezirk West) 
und Guntram Schneider (Bezirk 
NRW). Auch mehrere Betriebsräte 
werden bei der Wahl ihre Stimme 
abgeben – etwa die Schlecker-
Betriebsrätin Antje Treptow und 
die Conti-Gesamtbetriebsratsvor-
sitzende Bärbel Bruns – beide von 
der SPD nominiert.   •
Delegierte aus dem gewerkschaftlichen 
Umfeld: www.einblick.dgb.de/hintergrund

„Der konjunkturelle Abschwung 
wirkt sich zunehmend auf den Ar-
beitsmarkt aus“, fasste Frank-Jür-
gen Weise, Vorstandsvorsitzender 
der Bundesagentur für Arbeit, 
Ende März die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt zusammen. Die von 
vielen Unternehmen massiv ge-
nutzte Möglichkeit zur Kurzarbeit 
habe dem aber bisher „stabilisie-
rend entgegengewirkt“. Mit dem 
zweiten Konjunkturpaket wurden 
umfangreiche Änderungen zum 
Kurzarbeitergeld beschlossen. 
So hat die Bundesregierung, um 
Entlassungen vorzubeugen, für die 
Unternehmen finanzielle Anreize 
gesetzt, wenn sie Kurzarbeit mit 
Qualifizierung kombinieren. All 
das stellt auch Betriebsräte wie Be-
schäftigte vor neue Herausforderungen. Ein aktueller DGB-Ratge-
ber zum Thema „Kurzarbeit und Weiterbildung“ hilft ihnen weiter. 
Der Ratgeber kann unter www.dgb-bestellservice.de angefordert 
werden. Einzelexemplare kosten ein Euro plus Versandkosten.

B a u b r a n c h e

Von Ost nach 
West
Fast 40 Prozent der ostdeutschen 
Bauunternehmen sind laut einer 
Studie auch in Westdeutschland 
tätig. Die IG BAU ist aber skeptisch, 
ob diese Firmen immer auch den 
geltenden Tariflohn zahlen. Denn ei-

gentlich gilt der Tariflohn der jewei-
ligen Baustelle, Ost-Unternehmer 
müssten also auf West-Baustellen 
auch West-Löhne zahlen. „Ich frage 
mich, an welcher Stelle die Unter-
nehmen sparen – bei identischen 
Materialkosten und zusätzlichen 
Transport- und Übernachtungskos-
ten“, meint der stellvertretende IG 
BAU-Vorsitzende Dietmar Schäfers. 
„Die Rechnung geht nur auf, wenn 
ostdeutsche Bauunternehmen ih-
ren Arbeitnehmern erheblich we-
niger zahlen.“

Die IG BAU bemüht sich in den 
aktuellen Tarifverhandlungen, die 
Lohnschere zwischen West und Ost 
zu schließen.   •

Die IG BAU hat mit 
den wichtigsten Ver-
bänden der Baubran-

che das „Leitbild Bau“ mit 
Qualitätszielen und Koo-
perationsvereinbarungen 
unterzeichnet. Das Grund-
satzpapier, das die Zukunfts-
chancen und das Image der 
Branche verbessern soll, 
wurde Bundesbauminister 
Tiefensee übergeben.

Die GEW fordert 
einen Kurswechsel 
im Bologna-Prozess. 

Das Ziel, einen europäischen 
Hochschulraum auf hohem 
Niveau zu schaffen, sei noch 
nicht erreicht . Nun müsse 
der Prozess „entschleunigt“ 
werden, denn „Qualität 
geht vor Tempo“, erklärt 
GEW-Hochschulexperte 
Andreas Keller.

Die IG Metall fordert 
die Bundesregierung 
auf, mit Gewerkschaf-

ten und Industrieverbänden 
Zukunftsszenarien für die 
Auto-Branche zu entwickeln. 
Dazu müsse ein Branchenrat 
„Automobile Zukunft“ ein-
gerichtet werden. Angesichts 
der aktuellen Krise sei ein 
nachhaltiger Strukturwech-
sel im Sinne der Menschen 
notwendig.

Die GdP hat sich 
gegen die Auswei-
tung des Mandats 

der deutschen Polizei in 
Afghanistan ausgespro-
chen. Die Durchführung von 
Polizeivollzugsaufgaben in 
einem Kriegsgebiet könne 
nicht Aufgabe der deutschen 
Polizei mit ihrem zivilen und 
rechtsstaatlichen Wesen 
sein. Stattdessen müsse drin-
gend eine zivile afghanische 
Polizei aufgebaut werden.
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N e u e r  D G B - N e w s l e t t e r

Europa konkret
Rechtzeitig vor der Europawahl 
am 7. Juni hat der DGB-Bereich 
Europapolitik einen neuen E-Mail-
Newsletter gestartet. „Blickpunkt 
Europa“ informiert kurz, präzise 
und allgemein verständlich über 
Entwicklungen in der Europapoli-
tik und europapolitische Positionen 
des DGB. Die gerade erschienene 
erste Ausgabe beleuchtet unter 
anderem die Ergebnisse des G20-
Gipfels aus gewerkschaftlicher 
Sicht, präsentiert die Vorschläge 
der Gewerkschaften zur Lösung 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 
und stellt den Gewerkschaften 
nahe stehende KandidatInnen zur 
Europawahl vor.

Der Bereich Europapolitik hat 
außerdem gerade einen Reader er-

ver.di unterstützt die Initiative von 
Bundesarbeitsminister Olaf Scholz, 
den Zugang zum Arbeitslosengeld I 
(ALG I) für kurzzeitig beschäftigte 
Kultur- und Medienschaffende 
zu verbessern. Bisher hat diese 
Beschäftigtengruppe nach einem 
abgelaufenen Projekt oder Auftrag 
meist nur Anspruch auf Hartz-IV-
Leistungen: Denn wer ALG I bezie-
hen will, muss in den zwei Jahren 
vor der Arbeitslosigkeit mindestens 

stellt, der insbesondere regionalen 
gewerkschaftlichen Gliederungen 
jede Menge Hintergrundmaterial 
zur Europawahl zur Verfügung 
stellt.   •
Abonnement: www.dgb.de/newsletter

M e d i e n b r a n c h e

Verbesserung beim ALG I überfällig

zwölf Monate in die Arbeitslosen-
versicherung eingezahlt haben – 
bei Medienschaffenden ist das 
meist nicht der Fall. Diese „Rah-
menfrist“ soll für Beschäftigte aus 
Kultur und Medien jetzt auf fünf 
Monate verkürzt werden. Diese 
Gesetzesänderung sei „überfällig“, 
meint der stellvertretende ver.di-
Vorsitzende Frank Werneke. Auch 
die CDU/CSU-Fraktion müsse die 
Initiative jetzt mittragen.   •
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MEINUNG 90 Jahre ILO

Die Internationale Arbeits-

organisation (International 

Labour Organization ILO) ist 

eine Sonderorganisation der 

Vereinten Nationen (UN), die 

1919 gegründet wurde. Sie 

verfügt über eine dreiglied-

rige Struktur, die im UN-Sys-

tem einzigartig ist: Die 180 

Mitgliedstaaten sind durch 

Repräsentanten sowohl von 

Regierungen als auch von 

ArbeitnehmerInnen und Ar-

beitgebern in den Organen 

der ILO vertreten.

Schwerpunkte ihrer Arbeit 

sind die Formulierung und 

Durchsetzung internatio-

naler Arbeits- und Sozial-

normen, insbesondere der 

Kernarbeitsnormen, die so-

ziale Gestaltung der Globali-

sierung sowie die Schaffung 

von menschenwürdiger 

Arbeit („decent work“). 

Zum 90. Jahrestag ihrer 

Gründung führen das Bun-

desministerium für Arbeit 

und Soziales und die ILO in 

Berlin am 23. April 2009 eine 

Konferenz zur „ sozialen Di-

mension der Globalisierung“ 

durch, an der neben Vertre-

tern der ILO, PolitikerInnen 

und WissenschaftlerInnen 

auch Vertreter der Sozial-

partner, unter anderem der 

DGB-Vorsitzende Michael 

Sommer, teilnehmen.

In Kürze erscheint außerdem 

eine DGB-Broschüre zur ILO. 

Ihr Thema: „Internationale 

Arbeitsnormen: Ihre Rolle 

für das deutsche und euro-

päische Recht“.

www.ilo.org
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Wie können die Beschäftigten in der globalen Wirt-
schaftskrise geschützt werden? Weltweite Mindest-
standards sind eine Antwort darauf. Seit 1919 verab-
schiedet die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) in-
ternationale Arbeitsnormen. Diese „Übereinkommen“ 
betreffen fast alle Bereiche des Arbeits- und Sozial-
lebens. Sie bilden eine internationale Richtschnur. 

Das „Herzstück“ sind die so genannten Kernarbeits-
normen. Sie beinhalten die Koalitionsfreiheit; sie schüt-
zen vor Diskriminierung, Zwangs- und Kinderarbeit. 
Die zugrunde liegenden acht Übereinkommen gelten 
als allgemeingültige weltweite Mindeststandards.

Rechtlich verbindlich sind die ILO-Übereinkommen 
aber nur, wenn sie vom jeweiligen Staat auch 
ratifiziert worden sind. Große Staaten wie die 
USA oder China haben nur sehr wenige der inzwi-
schen knapp 190 Übereinkommen ratifiziert (14 bzw. 
25). Wie sieht es in Deutschland aus? Zunächst nicht 
schlecht: Immerhin 82 Übereinkommen wurden ra-
tifiziert. Der zweite Blick zeigt deutliche Defizite. 
Gerade in jüngerer Zeit hat die Bundesrepublik die 
meisten grundlegenden Übereinkommen bisher nicht 
anerkannt – weder das zum Kündigungsschutz noch 
die Übereinkommen zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz oder zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Der Nachholbedarf ist groß.

Wichtiges Prinzip: Die ratifizierten Übereinkommen 
müssen in Gesetzgebung und Praxis auch eingehal-
ten werden. Daran hapert es hierzulande selbst 
bei den wichtigen Kernarbeitsnormen – 
und dies schon seit vielen Jahren. Die im Übereinkommen 
Nr. 100 garantierte Entgeltgleichheit zwischen Män-
nern und Frauen ist bekanntlich bei weitem nicht er-
reicht. Einschränkungen des Streikrechts, nicht zuletzt 
bei Beamtinnen und Beamten, stehen im Widerspruch 
zum Übereinkommen Nr. 87.  Auch das im Übereinkom-
men Nr. 98 vorgesehene Recht auf Kollektivverhand-
lungen wird ihnen vorenthalten. Die ILO hat die man-
gelhafte Umsetzung der Übereinkommen in Deutsch-
land immer wieder angemahnt.

Aber auch neue Probleme tun sich auf. Stehen 
alle Elemente der Hartz-Gesetzgebung mit dem Ver-

Weltweite Mindeststandards schützen die Beschäf-
tigten gerade in Krisenzeiten. Die Bundesregierung 
fordert solche verbindlichen Normen in Sonntags-
reden immer wieder ein – und hinkt dennoch selbst 
bei deren Ratifizierung und Umsetzung hinterher. 
Klaus Lörcher beschreibt den Handlungsbedarf.

bot der Zwangsarbeit im Übereinkommen Nr. 29 im 
Einklang? Ein Gutachten der Hans-Böckler-Stiftung 
verneint dies. Wie weit ist der Abbau der Sozialver-
sicherungsleistungen mit den entsprechenden ILO-
Übereinkommen vereinbar? Erste Reaktionen der 
ILO lassen erhebliche Zweifel daran aufkommen.

Nicht nur die ILO, sondern auch andere internatio-
nale Organisationen wie die UNO und der Europarat 
haben wichtige internationale Standards verabschie-
det. Erfreulicherweise hat die Bundesrepublik jüngst 
die UNO-Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen ratifiziert. Allerdings steht die An-
erkennung anderer Konventionen wie etwa die zum 
Schutz der WanderarbeitnehmerInnen noch aus. Auch 
die deutlich verbesserte „revidierte“ Europäische So-
zialcharta des Europarates hat Deutschland nach wie 
vor nicht ratifiziert. Gleiches gilt für das so genannte 
kollektive Beschwerdeprotokoll, das Gewerkschaften 

ein eigenständiges Beschwerderecht vor dem Europä-
ischen Ausschuss für Soziale Rechte gibt.

Und wenn die Kontrollgremien die Einhaltung 
der ratifizierten Konventionen und Übereinkommen 
in Deutschland überprüfen, kommen leider viel 
zu häufig erhebliche Defizite zu Tage. Jüngstes 
Beispiel ist das Ergebnis der Prüfung durch den UN-
Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung von 
Frauen (CEDAW). Im Februar hat er – neben einigen 
positiven Punkten – eine lange Liste von Besorgnis-
sen erstellt und diese mit konkreten Empfehlungen 
verbunden. So fordert der CEDAW-Bericht etwa die 
Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG), die Beseitigung der Entgeltungleichheit 
oder gegebenenfalls ein Gleichstellungsgesetz für die 
Privatwirtschaft.

Die Botschaft geht vor allem an die Bundes-
regierung. Sie war in früheren Jahren aktiver. Jetzt 
muss sie endlich wieder dafür sorgen, dass mehr und 
wichtigere Übereinkommen ratifiziert werden und dass 
sie vor allem auch umfassend eingehalten werden.

Aber auch wir Gewerkschaften sind aufgerufen, 
internationale Normen ernst zu nehmen und uns für 
sie einzusetzen. Sei es auf politischer Ebene, sei es im 
Rahmen des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes. Nicht 
nur aus Anlass des neunzigsten Jubiläums der ILO – 
gerade auch in der Krise sind Mindeststandards und 
ihre konsequente Umsetzung wichtiger denn je.   •

I n t e r n a t i o n a l e  A r b e i t s n o r m e n

Handlungsbedarf 
auch hierzulande

➜

Klaus Lörcher, 60, war bis 2005 
Justiziar des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes und Leiter 
des Bereichs Europäisches und 
Internationales Recht beim 
ver.di-Bundesvorstand und 
von 2005 bis 2008 Referent am 
Gericht für den öffentlichen 
Dienst der Europäischen Union.Fo
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„Ich zahle nicht gute Löhne, weil ich eine Menge 
Geld habe. Ich habe eine Menge Geld, weil ich 
gute Löhne zahle.“

Robert Bosch (1861 – 1942), deutscher Industrieller und Gründer der „Werk-
stätte für Feinmechanik und Elektrotechnik“ (später Robert Bosch GmbH).

8

KRISE: Prognosen verschlechtern sich

dieDGBgrafik

Noch im Februar rechnete das Institut 
für Makroökonomie und Konjunktur-
forschung (IMK) bei der Hans-Böckler-
Stiftung für 2009 damit, dass die 
deutsche Wirtschaft um 2,4 Prozent 
schrumpft. Jetzt hat das IMK seine Pro-
gnose aktualisiert – das Bruttoinlands-
produkt werde um ganze fünf Prozent 
sinken. Auch bei fast allen anderen 
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-Kenn-
zahlen wird ein Minus prognostiziert – 
bei den Exporten sogar ein Rückgang um 
über 15 Prozent. Nur eines wird deut-
lich steigen: die Arbeitslosenquote. ©
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*in Prozent der Erwerbspersonen

Quelle: IMK

Verschiedene Eckdaten der IMK-Konjunkturprognose für 2009
(Veränderungen gegenüber Vorjahr, in Prozent)
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Schlusspunkt●

personalien

6./7.4.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Fachtagung „Unterneh-
mensfinanzierung“, Lohr/Main

••• Ulrich Janßen, 53, wurde am 
24. März zum neuen Vorsitzenden 
der Deutschen Journalistinnen- und 
Journalisten-Union (dju) in ver.di 
gewählt. Er tritt die Nachfolge von 
Malte Hinz, 55, an, der Chefre-
dakteur der „Westfälischen Rund-
schau“ in Dortmund wird. Janßen 
ist Sportjournalist und freigestellter 
Betriebsratsvorsitzender der Olden-
burger „Nordwest-Zeitung“.
••• Hanna Piotter, 31, Diplom-
politologin, ist seit März Gewerk-
schaftssekretärin für jugendpoli-
tische Aufgaben beim DGB-Bezirk 
Niedersachsen – Bremen – Sach-
sen-Anhalt. Piotter, die zuvor un-
ter anderem für den Deutschen 
Bundesjugendring und den Lan-

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

21TAGE

gebiet und Sozialinstitut Kom-
mende Dortmund, Veranstaltung 
„LebensWert – im Mittelpunkt der 
Mensch“, Dortmund

23.4.  Girls´ Day – Mäd-
chenzukunftstag

23.4.  Internationale Ar-
beitsorganisation, Jubiläum „90 
Jahre ILO“

23.4.  Arbeit und Leben e.V., 
Fachtagung „Arbeitsrecht Rhein-
Ruhr“, Essen

23./24.4.  WSI und DGB, Sym-
posium „60 Jahre Tarifvertragsge-
setz – Zukunft der Tarifautonomie“, 
Berlin

25.-29.4.  GEW, 26. Ordent-
licher Gewerkschaftstag, Nürnberg

27./28.4.  DGB-Bildungswerk, 
Fachtagung „Ratschlag Bürgerfunk 
2009“, Hattingen

desjugendring Niedersachsen tätig 
war, ergänzt damit die Abteilung 
Jugend des Bezirks, weil Bezirks-
jugendsekretär Frank Ahrens befri-
stet in einem von der Hans-Böckler-
Stiftung geförderten Projekt an der 
Universität Hannover mitarbeitet.
••• Elke Hannack, 47, Mitglied 
im ver.di-Bundesvorstand, ist Ende 
März als Beisitzerin in den Landes-
vorstand der Berliner CDU gewählt 
worden.

7.4.  Weltgesundheitstag
15.-17.4.  Otto-Brenner-Stif-

tung, 10. Internationale Konferenz, 
Brüssel

19.-24.4.  DGB-Bildungswerk, 
e-learning-Seminar „Gläsern im Inter-
net? Wie man sich vor Viren, Spam und 
Betrug schützen kann“, Hattingen

20.4.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Vorstandsver-
gütung in Deutschland“, Köln

20.4.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Die Wirtschaftskri-
se als Chance?“ mit DGB-Cheföko-
nom Dierk Hirschel und Eugen Roth, 
DGB-Region Saar, Saarbrücken

20.-22.4.  DGB und DGB-Bil-
dungswerk, Fachtagung „5. Fachfo-
rum für Betriebsräte: Schwierige Zei-
ten = Betriebsratszeiten“, Hamburg

21.4.  DGB-Östliches Ruhr-
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A r b e i t s l o s e n g e l d I I

Abfindungen gelten als Einkommen
Wird in einem arbeitsgerichtlichen Vergleich die Zahlung einer

Abfindung vereinbart, so ist diese beim Arbeitslosengeld II als Ein-
kommen leistungsmindernd zu berücksichtigen.

Der Fall: Der Arbeitnehmer war bis Juni 2003 beschäftigt. Seit-
her ist er arbeitslos. Im Kündigungsschutzprozess gegen seinen frü-
heren Arbeitgeber schloss er mit diesem vor dem Arbeitsgericht im
April 2005 einen Vergleich. Darin verpflichtete sich der Arbeitgeber,
eine Abfindung von 6.500 Euro für den Verlust des Arbeitsplatzes zu
zahlen. Erst nach Einleitung der Zwangsvollstreckung kam der Ar-
beitgeber Ende 2006 seiner Zahlungspflicht nach. Daraufhin forder-
te der Grundsicherungsträger die Rückzahlung von bereits erbrach-
ten Leistungen. Die dagegen gerichtete Klage blieb ohne Erfolg.

Das Bundessozialgericht: Der Gesetzgeber hat bewusst dar-
auf verzichtet, Abfindungszahlungen bei der Ermittlung des Bedarfs
von der Anrechnung als Einkommen auszunehmen. Abfin-
dungszahlungen fallen auch nicht unter die „zweckbestimmten Leis-
tungen“, die per Gesetz berücksichtigungsfrei sind.An einem beson-
derenVerwendungszweck fehlt es bei Abfindungen. Der Arbeitgeber
zahlt die Abfindung, weil der Arbeitnehmer seinen Arbeitsplatz ver-
loren hat und sich der Arbeitgeber zur Abfindungszahlung verpflich-
tet hat. DemArbeitgeber ist es aber gleichgültig, wie der Empfänger
die Zahlung verwendet.

A u s s i c h t a u f A r b e i t s v e r t r a g

Keine Zurückstellung im Zivildienst
Die Chance, nach einem befristetenArbeitsvertrag einen unbefri-

steten zu erhalten, rechtfertigt es nicht, einen Zivildienstpflichtigen
trotz der bevorstehenden Vollendung des 25. Lebensjahres vom Zi-
vildienst zurückzustellen.

Der Fall: Der Antragsteller wird im Frühjahr 2009 25 Jahre alt.
Nach seiner dreijährigen Berufsausbildung schloss das Ausbildungs-
unternehmen mit ihm einen Einjahresvertrag ab, der Ende Juni 2009
ausläuft. Im Januar 2009 berief ihn das Bundesamt für den Zivil-
dienst zum 2. März 2009 zum Zivildienst ein.

Der Mann wandte ein, dass er einenAnspruch auf Zurückstellung
habe.Wenn er bereits vier Monate vor Beendigung seines befristeten
Vertrages den Zivildienst antreten müsse, verliere er die Chance, im
Anschluss an das befristete Arbeitsverhältnis einen unbefristetenAr-
beitsvertrag zu erhalten. Sein Begehren, die sofortigeVollziehung des
Einberufungsbescheides auszusetzen, hatte keinen Erfolg.

DasVerwaltungsgericht: Eine Zurückstellung über dieAlters-
grenze des 25. Geburtstages hinaus, bis zu der eine Heranziehung
zum Zivildienst möglich ist, setzt eine unzumutbare Härte voraus. Die
ist bei dem vom Antragsteller befürchteten Verlust der Chance, sein
befristetesArbeitsverhältnis in ein unbefristetes umzuwandeln, nicht
gegeben. Es ist insbesondere nicht zu erwarten, dass der Antragstel-
ler unter Berücksichtigung seiner Berufsausbildung und seiner ein-
jährigen Berufserfahrung nicht die Möglichkeit hätte, nach dem Zivil-
dienst eine seiner Ausbildung entsprechende Stelle zu finden, sei es
bei seinem bisherigen Arbeitgeber, sei es bei einem anderen.

H a r t z I V

Keine Zulage bei Laktoseintoleranz
Die wegen der Laktoseintoleranz gebotene Vermeidung von

Milchprodukten führt nicht zwangsläufig zu einer kostenaufwändi-
geren Ernährung. Darum kann die Krankenkostzulage nicht gewährt
werden.

K r a n k h e i t u n d U r l a u b s a n s p r u c h

Abgeltungsanspruch bleibt bestehen
Kann der Urlaubsanspruch wegen Krankheit des Arbeitnehmers

bis zum Ende des Übertragungszeitraums nicht erfüllt werden, so hat
der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Urlaubsabgeltung. Ansprüche
auf Abgeltung gesetzlichen Teil- oder Vollurlaubs erlöschen nicht,
wenn der Arbeitnehmer bis zum Ende des urlaubsjahres und/oder
des Übertragungszeitraums erkrankt und deshalb arbeitsunfähig ist.

G e s e t z l i c h e K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Künstliche Befruchtung nur unter 40
Die gesetzliche Einschränkung für den Anspruch auf Leistungen

zur Herbeiführung einer Schwangerschaft („Künstliche Befruch-
tung“), dass die Ehefrau das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben darf, verstößt nicht gegen das Grundgesetz. Die ungleiche Be-
handlung von Ehefrauen vor und nach Vollendung ihres 40. Lebens-
jahres ist sachlich gerechtfertigt. Denn bereits bei Frauen jenseits des
30. Lebensjahres nimmt die wahrscheinlichkeit einer Befruchtung ab
und jenseits des 40. Lebensjahres ist sie gering.

1 / 3 u n t e r T a r i f

Ist Lohnwucher
Wird in einemArbeitsvertrag eineVergütung vereinbart, die mehr

als 1/3 unterhalb der ortsüblichenVergütung liegt, so ist diese Rege-
lung sittenwidrig und damit nichtig. Der Arbeitnehmer kann dann
den für ihn maßgeblichen Tariflohn verlangen.

C a n n a b i s k o n s u m

Führerschein kann entzogen werden
EinemVerkehrsteilnehmer, der täglich oder nahezu täglich Cann-

abis konsumiert, ist die Fahrerlaubnis wegen fehlender Fahreignung
zu entziehen.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundessozialgericht,
Urteil vom 3. März 2009 - B 4 AS 47/08 R

Bundessozialgericht,
Urteil vom 3. März 2009 - B 1 A 1/08 R

Arbeitsgericht Wuppertal,
Urteil vom 24. Juli 2008 - 7 Ca 1177/08

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 24. Oktober 2008 - L 25 B 1731/08 AS ER

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 24. März 2009 - 9 AZR 983/07

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 6/09

einein
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Bundesverwaltungsgericht,
Urteil vom 26. Februar 2009 - 3 C 1.08

Verwaltungsgericht Mainz,
Beschluss vom 18. März 2009 - 6 L 109/09.MZ
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L e i h a r b e i t

„Christliche“ nicht tariffähig
Anfang April stellte das Berliner 
Arbeitsgericht fest: Die „Tarifge-
meinschaft Christlicher Gewerk-
schaften für Zeitarbeit und Per-
sonalserviceagenturen“ (CGZP) 
– ein Zusammenschluss von vier 
Gewerkschaften des Christlichen 
Gewerkschaftsbunds (CGB) – ist 
nicht tariffähig. Im Herbst 2008 
hatten der Berliner Senat und ver.di 
gemeinsam eine entsprechende 
„Feststellungsklage“ gestartet. Der 
CGZP fehle die „Sozialmächtigkeit 
im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts“, heißt es 
im Urteil. Das Gericht konnte also 
nicht feststellen, dass die CGZP 
über die notwendige Durchset-
zungskraft gegenüber der Arbeit-
geberseite verfügt. Dass die CGZP 
Tarifverträge abgeschlossen habe, 
sei dafür noch kein Indiz – denn die 
Arbeitgeberseite selbst habe in der 
Zeitarbeitsbranche ein deutliches 
Interesse an einem Tarifabschluss, 
da das die einzige Möglichkeit ist, 
das im Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz (AÜG) vorgesehene „Equal-
Pay-Gebot“ zu umgehen.

hatte die Union Mindestlöhne in 
der Leiharbeit mit dem Argument 
boykottiert, sie wolle die angeb-
liche Tarifhoheit und -autonomie 
der „christlichen“ CGZP nicht 
untergraben. Und auch an die Ar-
beitgeberseite ist es ein deutliches 
Signal und wird den Abschluss 
weiterer Dumping-Tarife deutlich 
erschweren: Schließlich kann jeder 
mit der CGZP abgeschlossene Ta-
rifvertrag ein potenziell nichtiger 
Tarifvertrag sein, sobald das Urteil 
rechtskräftig wird.

Wenn LeiharbeiterInnen auf-
grund nichtiger Tarifverträge jah-
relang zu wenig Geld erhalten 
haben, würden zunächst die Ver-
leihunternehmen für nicht gezahl-
te Sozialversicherungsbeiträge und 
Lohnsteuern haften. Wenn die Ver-
leihunternehmen das nicht zahlen 
können, haften die Entleihbetriebe: 
Auch sie sollten also ein Interesse 
an klaren Tarifverhältnissen in der 
Leiharbeit haben. Die Sozialversi-
cherungsträger könnten die ihnen 
entgangenen Beiträge, die bei 
Lohnnachzahlungen fällig würden, 
auch auf eigene Initiative einfor-
dern. Es bleibt abzuwarten, ob sie 
diese Courage zeigen und bereits 
vor einer rechtskräftigen Entschei-
dung zumindest Ermittlungen auf-
nehmen.   •

+  Verbraucher-Expertin 
Nicole Maisch (Grüne) 

kritisiert: Wem Lehman-Brot-
her-Zertifikate untergescho-
ben wurden und wer sich bei 
der isländischen Kaupthing-
Bank auf eine Einlagensiche-
rung verlassen habe, sei 
immer noch nicht entschädigt 
worden. „Hier muss die 
Bundesregierung handeln.“

- Das Verteidigungsmini-
sterium von Franz Josef 

Jung (CDU) kauft aus den 
Mitteln der Konjunkturpakete 
unter anderem 1000 Maschi-
nenpistolen sowie Nachtsicht-
technik für die Tornado-Kampf-
flugzeuge. Über eine halbe 
Milliarde Euro aus den Kon-
junkturpaketen wurde an die 
einzelnen Ministerien verteilt.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

http://alba-blog.de/
ver.di-„Watchblog“ zu den 
Arbeitsbedingungen beim 

Müllunternehmen Alba

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB: Neuregelungen 

zum Insolvenzschutz von 
Arbeitszeitkonten

DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki sieht mit dieser Entschei-
dung eine „langjährige Position der 
DGB-Gewerkschaften“ bestätigt: 
Die CGZP habe jahrelang Gefäl-
ligkeitstarifverträge für die Arbeit-
geber abgeschlossen – und damit 
Tarife der DGB-Gewerkschaften 
immer wieder unterlaufen.

CGB und CGZP haben angekün-
digt, in Berufung zu gehen – damit 
ist das Urteil noch nicht rechtskräf-
tig. Trotzdem ist die Entscheidung 
der Berliner Richter ein großer 
Erfolg. Denn vor allem in Richtung 
CDU/CSU ist es in der Mindest-
lohndebatte ein „Weckruf“: Bisher 
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Quelle: Hans-Böckler-Stiftung 2009

4,2
6,4

3,6
3,1

Prekaritätslöhnen

Arbeitslosigkeit im ersten 
Jahr der Beschäftigung

Frauen
Männer

Frauen
Männer

Immer im Nachteil
So viel Mal höher als bei unbefristeten
Vollzeitbeschäftigten ist für Leih-
arbeiterInnen das Risiko von…

Die Zahlen sprechen für sich: 
häufiger prekäre Löhne – 
schneller arbeitslos. Dass Leih-
arbeit eine prekäre Form der 
Beschäftigung ist, kann niemand 
ernsthaft leugnen. Und auch in 
der Krise sind es in der Regel 
die LeiharbeiterInnen, die als 
erste ihren Job verlieren 
(siehe Seite 5).
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G e s u n d h e i t s s c h u t z

Immer öfter krank durch Stress

F i n a n z a r c h i t e k t u r

Reförmchen 
statt Reform
Monatelang hat eine Expertengrup-
pe unter dem ehemaligen Chef des 
Internationalen Währungsfonds 
(IWF), Jacques de Larosière, über 
Vorschläge zur Reform der EU-
Finanzarchitektur gebrütet. Doch 
was die Gruppe Anfang April der 
Öffentlichkeit vorstellte, ist leider 
kein großer Wurf. Höchstens sei es 
ein „Reförmchen“, so die Financial 
Times Deutschland, mit dem Laro-
sière nur zaghafte Trippelschritte auf 
dem Weg hin zu einer einheitlichen 
Finanzaufsicht in der EU setzt.

Aus Rücksicht vor den Befind-
lichkeiten der Mitgliedstaaten soll 
die Dominanz der nationalen Struk-
turen erhalten bleiben. Die Kontrolle 
grenzüberschreitender Banken, Ver-
sicherungen und Wertpapierfirmen 
soll weiterhin national organisiert 
sein. Die nationalen Aufsichtsbe-
hörden werden lediglich aufgefor-
dert, in einem europäischen System 
der Aufsichtsbehörden den Infor-
mations- und Erfahrungsaustausch 
zu organisieren. „Die Vorschläge 
werden den gegenwärtigen Anfor-
derungen nicht gerecht und kön-
nen daher das Gefahrenpotenzial 
der Finanzmärkte nicht bändigen“, 
urteilt der Bereich Wirtschaftspoli-
tik beim DGB-Bundesvorstand.   •
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*Repräsentativ für Betriebe mit 
mehr als 20 Beschäftigten
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zu enge Personaldecke

Abhängigkeit von Kundenvorgaben

hohe Eigenverantwortlichkeit
der Beschäftigten

Stress im Job
Am häufigsten genannte Auslöser 
für Arbeitsstress laut WSI-Betriebs-
rätebefragung* (in Prozent)

Arbeitsstress lässt sich nicht singulär 
erklären: Zu wenig Personal in den 
Unternehmen belastet die Beschäf-
tigten ebenso, wie neue Formen der 
Arbeitsorganisation und Druck von 
Kunden und Auftraggebern.In vier von fünf deutschen Betrieben 

stehen die Beschäftigten ständig 
unter hohem Zeit- und Leistungs-
druck – und ebenfalls in vier von 
fünf Betrieben hat die psychische 
Belastung der MitarbeiterInnen in 
den vergangenen drei Jahren zuge-
nommen. Das zeigen erste Ergeb-
nisse der aktuellen Betriebsrätebe-
fragung des Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung.

Verantwortlich für diese Ent-
wicklung ist vor allem fehlendes 
Personal – aber auch neue Formen 
der Arbeitsorganisation (siehe Gra-
fik): „Flache Hierarchien“ galten in 
den vergangenen Jahren häufig als 
Zaubermittel für flexiblere, eigen-
verantwortlichere und damit mo-
tiviertere Beschäftigte – aber das 

Gegenteil ist der Fall. „Für die Beschäf-
tigten ist es ein zweischneidiges 
Schwert“, meint die WSI-Gesundheits-
expertin Elke Ahlers. „Die neuen Frei-
heiten bezahlen viele mit Arbeits-
verdichtung und Leistungsdruck.“ 
Die Wirtschaftskrise dürfte das 
Problem der arbeitsbedingten psy-
chischen Belastungen noch weiter 
verschärfen, prognostiziert Ahlers.

Psychische Belastung ist zwar 
noch nicht gleich psychische Erkran-
kung – dennoch zeigen Zahlen der 
Krankenkassen auffällige Parallelen 
zu den Zahlen der WSI-Befragung: 
Erstmals seit Jahren sind Fehlzeiten 
am Arbeitsplatz und der Kranken-
stand in Deutschland 2008 wieder 
gestiegen. Und fast alle Kranken-
kassen sind sich in ihren Fehlzei-
tenberichten einig: Der Grund ist 

Jahr im Schnitt fast zwei Tage 
wegen psychischer Erkrankungen 
am Arbeitsplatz fehlte. Und das 
Wissenschaftliche Institut der AOK 
(WIdO) erklärt in einem aktuellen 
Bericht: „Während andere Erkran-
kungsarten in den letzten zehn 
Jahren stetig abgenommen haben, 
sind die Fehlzeiten aufgrund psy-
chischer Erkrankungen seit 1995 
um 80 Prozent gestiegen.“   •

A r b e i t s m a r k t

Gute Arbeit für 
Alleinerziehende
Das Bundesarbeitsministerium 
startet einen „Ideenwettbewerb“ 
für Projekte, die alleinerziehende 
Hartz-IV-EmpfängerInnen wieder 
ins Berufsleben integrieren. Dafür 
stehen insgesamt 60 Millionen Euro 
aus dem Europäischen Sozialfonds 
(ESF) zur Verfügung, mit denen 
rund 60 lokale und regionale Pro-
jekte gefördert werden können.

Konkret geht es um Projekte, 
die von den so genannten Grund-
sicherungsstellen (also ARGEn 
oder Optionskommunen) angebo-
ten werden oder an denen sich die 
Grundsicherungsstellen beteiligen. 
Interessierte Stellen und Organisa-
tionen können bis zum 8. Mai ihr 
Interesse an einer Teilnahme am 
Wettbewerb beim Arbeitsministe-
rium bekunden – bis Ende Juni 
erfolgt dann die Auswahl der För-
derprojekte.

Ob der Ideenwettbewerb Erfolg 
hat, bleibt abzuwarten. Notwendig 
ist eine bessere berufliche Integrati-
on von Alleinerziehenden in jedem 
Fall. Ende 2008 hatte eine Untersu-
chung des DGB gezeigt: 43 Prozent 
aller Alleinerziehenden-Haushalte 
sind auf Hartz IV angewiesen.   •
Link zum Ideenwettbewerb: 
www.einblick.dgb.de/links

die deutliche Zunahme psychischer 
Erkrankungen. Die Techniker Kran-
kenkasse etwa meldet, dass jeder 
ihrer Versicherten im vergangenen 
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der Bildungsbereich auf längere 
Sicht schlechte Karten haben. 
■ Wie will die GEW gegensteuern?
■ Die Konsequenz muss sein: Ge-
meinsam sind wir stark. Darin sind 
wir uns im DGB einig. Mit dem The-
ma Bildung beschäftigt sich nicht 
nur die GEW. Die Bildung unserer 
Kinder und der nachwachsenden 

Generation betrifft alle Arbeitneh-
mer. Im vergangenen Jahr sind wir 
mit den zehn Thesen, die wir als 
Gewerkschaften gemeinsam zum 
Bildungsgipfel formuliert haben, 
einen großen Schritt vorangekom-
men. Wir haben ein gemeinsames 
Programm – und dieses Programm 
ist sehr gut.
■ Provokant könnte man behaup-
ten: Der Bildungsbereich gehört 
auch zu den „Krisengewinnlern“. 
Immerhin sieht das Konjunkturpa-
ket II neue Investitionen vor.
■ Dabei geht es um Investitionen 
zur Sanierung und Modernisierung 
von Gebäuden, etwa maroder 
Schulen, die dem Bildungsbereich 
zugerechnet werden, aber weit 
hinter dem zurückbleiben, was not-
wendig wäre. Das Deutsche Institut 
für Urbanistik hat errechnet, dass 
allein für die Sanierung der Schulen 
bis 2020 73 Milliarden Euro erfor-
derlich sind. In den nächsten bei-
den Jahren sollen aber nur sieben 
Milliarden Euro in diesen Bereich 
fließen. Ich will das nicht schlecht 
reden, aber es ist zu wenig. Im 
Kern werden nur Altlasten ange-
gangen. Der große Sanierungsbe-

GEWERKSCHAFTEN
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G E W - G e w e r k s c h a f t s t a g

Recht auf Bildung
„Bildung ist MehrWert!“ ist das Motto des GEW-Gewerkschaftstages 
vom 25. bis 29. April in Nürnberg. Im einblick-Interview beschreibt der 
GEW-Vorsitzende Ulrich Thöne die Schwerpunkte des Kongresses und 
den Stellenwert von Bildung in der Wirtschaftskrise.

darf resultiert aus den Versäumnis-
sen der Vergangenheit. Davon zu 
reden, dass diese Maßnahmen In-
vestitionen in Bildung sind, macht 
sich zwar im Wahlkampf gut, aber 
echte Investitionen in den Bildungs-
bereich sehen anders aus.
■ Aber der Bereich Weiterbildung 
müsste durchaus einen neuen 
Schub bekommen, etwa durch die 
Förderung von Qualifizierung wäh-
rend der Kurzarbeit.
■ Ja, auch das ist eine wichtige 
Maßnahme, die ich nicht missach-
ten will. Aber bei der Weiterbildung 
müsste man weiterdenken. Wir 
müssen nach dem künftigen ge-
sellschaftlichen Bedarf fragen. Für 

welche Aufgaben sollen die Kurzar-
beitenden weitergebildet werden? 
Wenn es beispielsweise stimmt, 
dass wir auf dem Automobilmarkt 
Überkapazitäten haben, würde es 
sinnvoll sein, die Weiterbildung 
auch im Sinne einer Weiterent-
wicklung, einer Umstrukturierung 
der Industrie, zu nutzen, als eine 
Weiterbildung für neue Qualifika-
tionsanforderungen. Die Frage ist: 
Was wollen wir mit dem Geld, das 
wir jetzt ausgeben, erreichen? 
■ Eine solche Zukunftsdebatte 
findet zurzeit aber nicht statt. 
■ Da sehe ich keinen Ansatz im 
Augenblick. Die Gewerkschaften 
gehören zu den wenigen Organi-
sationen, in denen diese Diskussion 
geführt wird. Ich sehe kaum Bereit-
schaft, über einen demokratischen 
Umbau der Wirtschaft nachzuden-
ken. Dabei wäre es dringend erfor-
derlich, beispielsweise die starke 
Orientierung der Wirtschaft auf 
den Export oder die Konzentration 
auf den Ausbau des Niedriglohn-
sektors zu korrigieren.
■ In Sachen Mitgliederentwick-
lung ist die GEW Klassenprimus 
unter den DGB-Gewerkschaften 

■ Was sind die Themen des Ge-
werkschaftstages?
■ Erstens: Das Recht auf gute Bil-
dung für alle Menschen verwirkli-
chen. Zweitens: Gute Bildung braucht 
gute Arbeitsbedingungen und eine 
solide Finanzierung. Drittens: Dafür 
wollen wir uns stark machen und 
noch besser aufstellen.
■ Das Thema Bildung hat seit 
Jahren Hochkonjunktur. Und als 
Krönung im letzten Jahr – Merkels 
Bildungsgipfel. Hat sich auch real 
etwas verändert? 
■ Ja. Die Debatten haben eine 
neue Qualität und Ernsthaftigkeit. 
Immer mehr Menschen sagen: Stu-
dien, die den Änderungsbedarf be-
stätigen, reichen nicht. Wir wollen 
auch tatsächliche Veränderungen. 
Das ist allerdings noch nicht wirk-
lich in der Politik angekommen. 
Zwischen Sonntagsreden über den 
hohen Stellenwert der Bildung und 
Realpolitik klafft immer noch eine 
große Lücke. Zudem wirkt sich die 
Wirtschaftskrise auch auf den Bil-
dungsbereich aus. 
■ Welche Auswirkungen hat die 
Krise auf den Bildungsbereich?
■ Wir brauchen mehr gut quali-
fizierte Pädagogen und Wissen-
schaftler: in den Kitas, Schulen 
und Hochschulen. Das kostet 
Geld. Aber wo soll das herkom-
men? Wir müssen wieder stärker 
die Frage der Umverteilung stellen. 
Die öffentlichen Haushalte sind 
stark belastet, weil sie enorme 
Mittel aufbringen müssen, um die 
Finanzmärkte zu sichern. Dafür 
werden über kurz oder lang Mittel 
für die notwendigen Investitionen 
im Bildungsbereich gestrichen. 
In einer solchen Situation will die 
Bundesregierung jetzt auch noch 
die Schuldenbremse beschließen. 
Setzt sich diese Politik fort, wird 

Ulrich Thöne, 57, ist seit 2005 Vorsitzender der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW). 
In Nürnberg kandidiert er erneut für den Vorsitz. 
Auch die anderen Vorstandsmitglieder stellen sich 
wieder zur Wahl. 432 Delegierte entscheiden in 
Nürnberg über Grundsatzfragen der GEW-Politik. 
Dabei wird es u.a. um die Forderung gehen, das 
Recht auf Bildung im Grundgesetz zu verankern.

Langfassung des Interviews: 
www.einblick.dgb.de

und hat die Trendwende erreicht. 
Was ist euer Erfolgsgeheimnis?
■ Ja, wir sind im Plusbereich. Aber 
ich bin nicht so vermessen, zu be-
haupten, dass die positive Mitglie-
derentwicklung allein das Verdienst 
unserer Organisation ist. Alle Ge-
werkschaften haben den Abwärts-
trend gebremst. Wir werden wieder 
mehr akzeptiert. Das Gerede man-
cher Arbeitgeberfunktionäre, dass 
Gewerkschaften sich überholt hät-
ten, hat sich als Unsinn entpuppt. 
Gerade in der Krise zeigt sich, wie 
notwendig Gewerkschaften sind. 
Wir sind der Faktor, die Kraft der 
Schwachen in dieser Gesellschaft, 
durch die sie Stärke zeigen können. 
Dieses veränderte Klima spüren alle 
Gewerkschaften. Unser Vorteil ist 
sicher, dass wir bei der Mitglieder-
entwicklung nie ganz unten im Kel-
ler waren. Für uns ist es etwas leich-
ter, den Abwärtstrend umzukehren. 
Zudem haben Mitgliederwerbung, 
-bindung und -aktivierung bei uns 
schon seit Längerem Priorität. Wir 
haben uns in diesem Bereich – eben-
so wie andere Gewerkschaften – 
stark engagiert. Jetzt ernten wir 
die Früchte unserer Arbeit. 
■ Du kandidierst wieder für den 
Vorsitz. Was steht ganz oben auf 
deiner persönlichen Agenda?
■ Welche Schwerpunkte die GEW 
in den nächsten Jahren setzen wird, 
entscheidet der Gewerkschaftstag. 
Dem will ich nicht vorgreifen. Aber 
natürlich habe ich Wünsche. Ers-
tens: Wir müssen unsere Teamfä-
higkeit verbessern und das Team 
GEW stärken. Zweitens: Ich hoffe, 
dass es uns gelingt, mit einem groß 
angelegten bundesweiten Aktions-
tag den hohen Stellenwert von Bil-
dung zu zeigen und die Diskussion 
vor allem um die Finanzierung von 
Bildung voranzutreiben. Hier wol-
len wir endlich Taten sehen, statt 
immer nur Worte zu hören. Drit-
tens wünsche ich mir ein neues 
Bündnis aus Wissenschaft, Politik 
und Gewerkschaft mit dem Ziel, 
ein gemeinsames Konzept für eine 
Bildungsreform zu entwickeln.   •
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Kritischen Journalismus fördern
K u r z a r b e i t

Weiterbildung 
nutzen
Im Rahmen der beiden Konjunktur-
programme der Bundesregierung 
wurden auch die Regelungen zur 
Kurzarbeit und zum Kurzarbei-
tergeld verbessert. Besonders die 
Möglichkeit, Beschäftigte während 
der Kurzarbeit weiterzuqualifizie-
ren, ist für viele Betriebe attraktiv: 

Kurzarbeit si-
chert Arbeits-
plätze in der 
Krise – Wei-
t e r b i l d u n g 
qual i f i z ie r t 
für die Zu-
kunft. Doch 
was bedeu-
tet das für 
die betrof-
fenen Arbeit-
nehmerInnen 
in der Praxis? 
Was müssen 
Betriebsräte 

beachten und wie kann Weiter-
bildung während der Kurzarbeit 
umgesetzt werden? Diese und 
viele weitere Fragen erläutert ein 
aktueller Ratgeber des DGB. Unter 
dem Titel „Kurzarbeit und Weiter-
bildung – Tipps für die betriebliche 
Praxis“ werden alle relevanten Fra-
gen aufgegriffen und die praktische 

Im November prämiert die Otto-
Brenner-Stiftung zum fünften Mal 
hochkarätige journalistische Bei-
träge mit dem Otto-Brenner-Preis – 
Bewerbungen und Nominierungen 
können ab sofort eingereicht wer-
den. Auch 2009 steht der Otto-

D G B  /  H B S

Zum Leben 
nicht genug
Unfreiwillige Teilzeitarbeit und Mi-
nijobs sind Beschäftigungsformen, 
die in Deutschland deutlich zuneh-
men. Ein Grund: Das Angebot an 
Existenz sichernden Vollzeitstellen 
sinkt kontinuierlich. Dabei han-
delt es sich nicht mehr nur um ein 
Randphänomen, sondern um ein 
strukturelles Problem. Eine Veran-
staltung des DGB und der Hans-
Böckler-Stiftung setzt sich am 27. 
Mai in Berlin mit diesem Themen-
komplex auseinander. Unter dem 

Anwendung der neuen Regelungen 
beschrieben. Der Ratgeber kann 
für 3,35 Euro (Preis für ein Einzele-
xemplar inklusive Porto und Verpa-
ckung) bestellt werden.   •
www.dgb-bestellservice.de

Motto „Einfach nicht genug zum 
Leben – unfreiwillige Teilzeitarbeit 
und Minijobs!“ diskutieren Exper-
tInnen aus Gewerkschaften, Wis-
senschaft und der betrieblichen 
Praxis mögliche Gegenmaßnah-
men und Perspektiven. Im Fokus 
stehen die geschlechterspezifische 
Dimension der Entwicklung, regio-
nale Unterschiede und bisherige 
Erfahrungen von Betriebs- und 
Personalräten.   •
Programm: www.einblick.dgb.de/hintergrund

Anmeldungen: Christiane-Borsch@boeckler.de

Brenner-Preis unter dem Motto „Kri-
tischer Journalismus – Gründliche 
Recherche statt bestellter Wahr-
heiten“. Ziel des Wettbewerbs ist 
es, gesellschaftlich relevante – aber 
im Medien-Mainstream vernachläs-
sigte – Themen stärker ins Blickfeld 

zu rücken. Insgesamt vergibt die Stif-
tung Preise und Recherchestipen-
dien in Höhe von 45 000 Euro. Mit-
glieder der prominent besetzten Jury 
sind unter anderem der IG Metall-
Vorsitzende Berthold Huber sowie 
die Journalisten Sonia Mikich (WDR, 
Monitor) und Heribert Prantl (Süd-
deutsche Zeitung). Bewerbungs-
schluss ist der 14. August.   •
www.otto-brenner-preis.de
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Neuer Ratgeber 
des DGB: wich-
tige Infos zur 
Kurzarbeit

PROJEKTE UND PARTNER

A u t o  C l u b  E u r o p a

Effizient 
zur Arbeit
Über 82 Prozent aller Beschäftigten 
fahren mit dem Auto zur Arbeit. Da-
bei gibt es in vielen Fällen Energie 
schonendere, umweltverträglichere 
und günstigere Alternativen – für 

••• Der DGB Niedersachsen 
– Bremen – Sachsen-Anhalt 
fordert vom Land Niedersachsen, 
ein langfristiges Energie-
konzept und eine Strategie für 
den endgültigen Ausstieg aus der 
Atomenergie zu entwickeln. Vor 
dem Hintergrund der Ereignisse im 
Forschungslager für Atomabfälle 
Asse II und der ungeklärten Frage 
der Endlagerung von radioaktiven 
Abfällen sei ein geregelter Atom-
ausstieg unumgänglich, meint der 
Ausschuss für Umweltfragen (AfU) 
des DGB-Bezirks. Der AfU hat ein 

interregio
16 Punkte umfassendes Positions-
papier mit Anforderungen an die 
(End-)Lagerung von „Atommüll“ 
veröffentlicht. Mit gleich drei Stand-
orten – Asse II, Schacht Konrad und 
Gorleben – wird in keinem anderen 
Bundesland so viel Atommüll gela-
gert wie in Niedersachsen.   Link zum 

Positionspapier: www.einblick.dgb.de/links

••• Der DGB NRW hat in Ko-
operation mit dem Landesarbeits-
ministerium und der Technologie-
Beratungsstelle (TBS) beim DGB 
NRW die „Hotline Zeitarbeit 
in NRW“ geschaltet. Die Mitar-

beiterInnen am Service-Telefon 
helfen den LeiharbeitnehmerInnen 
mit erstem Rat weiter, die weiter-
gehende Beratung übernehmen 
die zuständigen Gewerkschaften 
vor Ort. Gemeldete Verstöße ein-
zelner Firmen werden an zentraler 
Stelle ausgewertet, um „schwarze 
Schafe“ in der Zeitarbeitsbranche 
lokalisieren zu können.
Erreichbar ist der neue Telefon-
Service dienstags und donnerstags 
von 14 bis 18 Uhr sowie mitt-
wochs von 16 bis 20 Uhr. Hotline: 
01803100218 (9 Cent/Minute aus 

dem Festnetz). www.zeitarbeit.nrw.de

••• Der DGB Sachsen infor-
miert mit einem Flyer und mit ei-
ner Internet-Themenseite die 
BürgerInnen im Freistaat über alles 
Wissenswerte zur Europawahl – 
von Porträts der sächsischen Kan-
didatInnen fürs EU-Parlament über 
wichtige Termine im Vorfeld der Wahl 
bis zu den Positionen der Gewerk-
schaften. Auch interaktiv können 
sich die User an der Site beteiligen 
und ein Statement abgeben zum 
Thema: „Ich gehe wählen, weil…“
www.wahlen2009.dgb-sachsen.de

ArbeitnehmerInnen, Arbeitgeber 
und die Kommunen. Zusammen 
mit dem Bundesverkehrsministe-
rium startet der ACE Auto Club 
Europa nun die Initiative „effizient 
mobil – Das Aktionsprogramm für 
Mobilitätsmanagement“. Ziel ist 
es, Beschäftigte und BürgerInnen 
für einen Umstieg auf öffentliche 
Verkehrsmittel, Fahrräder oder 
Fahrgemeinschaften zu motivie-
ren. So könnten zehn bis 20 Pro-
zent aller Autofahrten vermieden 
werden, bei denen nur eine Person 
im Fahrzeug sitzt, schätzen die Ini-
tiatoren. Als lokale Träger der Akti-
onsmaßnahmen stehen vor allem 
Unternehmen und Kommunen im 
Fokus des Programms. Außerdem 
prämiert „effizient mobil“ Maßnah-
men zum Mobilitätsmanagement 
von Betrieben und Kommunen, die 
bereits umgesetzt sind oder gerade 
realisiert werden.   •
www.effizient-mobil.de
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Jobs sichern – 
Kurzarbeit nutzen

Nach Angaben der Zeit-

arbeitsverbände sind seit 

Sommer letzten Jahres 

270 000 Arbeitsplätze in 

der Leiharbeitsbranche 

abgebaut worden. Bundes-

weit ist damit die Zahl der 

LeiharbeiterInnen in diesem 

Zeitraum um fast ein Drittel 

zurückgegangen.

Eine Möglichkeit, den mas-

siven Arbeitsplatzabbau 

zu bremsen, ist Kurzarbeit. 

Denn mit dem Konjunk-

turpaket II kann jetzt auch 

in der Leiharbeitsbranche 

Kurzarbeit angemeldet wer-

den. Bei Kurzarbeit trägt die 

Bundesagentur für Arbeit 50 

Prozent der Sozialabgaben 

des Arbeitgebers.

Besonders attraktiv wird 

Kurzarbeit für die Unter-

nehmen wie auch für die 

Beschäftigten dann, wenn 

das Unternehmen während 

der Kurzarbeit Weiterbil-

dung anbietet. Dann können 

auf Antrag die gesamten 

Abgaben erstattet werden. 

Nachgewiesen werden muss 

ein Arbeitsausfall von zehn 

Prozent.

Im Internet

www.einsatz-fuer-arbeit.de
Allgemeine Infos zur 

Kurzarbeit 

www.hessen.dgb.de
Infos zu BinZ.he

K u r z a r b e i t  u n d  Q u a l i f i z i e r u n g  i n  d e r  L e i h a r b e i t

Projekt mit Modellcharakter
Mit dem Projekt „Bildung in Zeit-
arbeit Hessen“ (BinZ.he) machen 
sich DGB, IG Metall und Zeitar-
beitgeberverbände dafür stark, 
mit Kurzarbeit und Weiterbildung 
Arbeitsplätze von Leiharbeitneh-
merInnen zu sichern. 

Die Krise legt einmal mehr die Me-
chanismen der Leiharbeitsbranche 
frei. In der Industrie brechen die 
Aufträge ein, die Unternehmen 
schicken die LeiharbeitnehmerInnen 
zurück zu ihren Verleihfirmen, und 
die entlassen sie in die Arbeitslosig-
keit. Dass es auch anders geht, soll 
die Initiative „Bildung in Zeitarbeit 
Hessen“ beweisen. 

Der IG Metall-Bezirk Frank-
furt und der DGB-Bezirk Hessen-
Thüringen wollen gemeinsam mit 
den Zeitarbeitsverbänden iGZ (In-
teressenverband Deutscher Zeit-
arbeitsunternehmen) und dem 
BZA (Bundesverband Zeitarbeit) 
dafür sorgen, dass Kurzarbeit und 
Weiterbildung auch in der Leihar-
beitsbranche eingesetzt werden. 
Ihr gemeinsames Ziel ist es, Ar-

beitsplätze in der Krise zu schützen 
und Know-how für die Zukunft zu 
sichern.

Das Projekt startet am 1. Mai, 
wird von der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) unterstützt und läuft bis 
zum 31. Dezember 2010 in Hessen. 
Weitere Länder sollen einbezogen 
werden. BinZ.he funktioniert so: 
Die Zeitarbeitsunternehmen ermit-
teln den Bildungsbedarf ihrer Mit-
arbeiterInnen und melden ihn der 
Regiestelle – dem Herzstück von 
BinZ.he. Diese sondiert die Ange-
bote der Bildungsträger und stellt 
Seminare und Workshops zusam-
men, in denen sich die Arbeitneh-
merInnen während der Kurzarbeit 
qualifizieren können. Die teilneh-
menden Firmen erhalten außerdem 
die notwendigen Informationen 
zur Aufstockung des Kurzarbeiter-
geldes. Ein Beirat, besetzt mit Ver-
treterInnen der Gewerkschaften 
und Verbände, begleitet die Arbeit 
der Regiestelle. 

Alle Beteiligten sehen BinZ.he 
als Projekt mit Modellcharakter. IG 
Metall-Bezirksleiter Armin Schild 

erwartet, dass die Zeitarbeitsun-
ternehmen es ernst meinen mit 
ihrem Engagement: „Jetzt wird 
sich zeigen, was aus der Zeitarbeit 
wird. Entweder Billigkonkurrenz 
oder faire Zeitarbeit.“ Nach den 
lukrativen Boomjahren, in denen 
die Firmen viel Geld verdient ha-
ben, müssten die Arbeitgeber nun 
Verantwortung übernehmen, for-
dert Schild.

Die Ankündigungen der Ar-
beitgeberverbände lassen hoffen. 
Georg Sommer, stellvertretender 
iGZ-Vorsitzender, bekräftigt: „Jetzt 
gilt es, das Schreckgespenst der 
Arbeitslosigkeit zu verjagen.“ Ziel 
sei es, mit zusätzlicher Qualifizie-
rung den MitarbeiterInnen bessere 
Perspektiven für eine fundierte be-
rufliche Zukunft zu bieten, betonte 
Sommer. Dass der Bedarf da ist, 
bestätigt der Hauptgeschäftsfüh-
rer der BZA, Ludger Hinsen: „Auch 
in Zeiten der Krise können viele 
unserer Mitgliedsfirmen Aufträge 
nicht realisieren, weil ihnen Mitar-
beiter mit der richtigen Qualifikati-
on fehlen.“   •

einblick 7/09

GEWERKSCHAFTEN

➜

?...nachgefragt

„LeiharbeitnehmerInnen trifft die Krise unmittelbar – 
sie sind beim Einbruch der Konjunktur als Erste auf 
die Straße gesetzt worden. Gerade in der Krise muss 
der DGB als Dachverband allen ArbeitnehmerInnen 
mit konkreten Maßnahmen zum Schutz von Arbeits-
plätzen zur Seite stehen. Da sind wir uns in unserem 
Bezirk einig – und haben dies im Dezember in un-
serer „Frankfurter Erklärung“ deutlich gemacht. 
Mit BinZ.he wollen wir gemeinsam mit dem IG 
Metall-Bezirk Frankfurt, den Zeitarbeit-Arbeitgeber-
verbänden iGZ und BZA und der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) konsequent gegen die negativen Folgen 

der Krise vorgehen. Für die Gewerkschaften stand 
von Anfang an fest: Auch in der Leiharbeit muss das 
Prinzip „Qualifizieren statt Entlassen“ gelten. Leihar-
beitnehmerInnen sollen Kurzarbeit in ihren Entleih-
unternehmen zur Weiterbildung und Qualifizierung 
nutzen können. BinZ.he bietet dazu passgenaue Be-
ratung und Koordination. 
Gerade im konjunkturellen Abschwung müssen Ak-
zente für die Zukunft gesetzt werden – Weiterbil-
dung ist dafür unerlässlich. Darüber sind sich auch 
die Arbeitgeber der Leiharbeitsbranche im Klaren. 
Sie haben nun die Chance, das „Schmuddelimage“ 
ihrer Branche zu verbessern. Gerade jetzt können 
sie zeigen, dass sie sich als seriöse Arbeitgeber für 
ihre MitarbeiterInnen, für krisensichere Jobs und für 
bessere Qualifizierung einsetzen. Ich bin der festen 
Überzeugung, dass BinZ.he dazu beitragen kann, Ar-
beitsplätze zu sichern, und dass dieses Pilotprojekt 
dann auch bundesweit Nachahmer findet.“ 

Stefan Körzell, Vorsitzen-
der des DGB Bezirks Hessen-
Thüringen, erklärt im einblick, 
um was es den Gewerkschaften 
bei BinZ.he geht und was er 
von den Arbeitgebern der 
Leiharbeitsbranche erwartet. 
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Fragen an den 
Kongress
Endspurt für die Vorbereitungen 
zum Kapitalismuskongress des 
DGB am 14. und 15. Mai in Ber-
lin: Das Programm steht. Interna-
tionale Gäste werden gemeinsam 
mit den 500 TeilnehmerInnen im 
Plenum und in zehn Themenforen 
Handlungsoptionen für faires Wirt-
schaften sowie Alternativen zum 
Casinokapitalismus diskutieren 

D G B - R a t g e b e r

Lohnsteuer-ABC
Um in Sachen Lohnsteuer den 
Überblick nicht zu verlieren, müs-
sen ArbeitnehmerInnen mit einer 
Vielzahl von Begriffen vertraut sein. 
Ob Abwrackprämie, Abfindung, Ei-
genheimzulage oder Elterngeld – 
im aktuellen Ratgeber „Das ABC 
von 43 Lohnsteuerbegriffen 2009“ 
erläutert der DGB die wichtigsten 
Aspekte. Dabei beschreibt die Bro-
schüre nicht nur die grundlegenden 
Elemente des deutschen Steuersy-
stems, sondern ordnet auch die 
verschiedenen Formen prekärer 
Beschäftigung mit ein. Minijobbe-
rInnen, kurzfristig Beschäftigte und 
Hartz-IV-EmpfängerInnen erhalten 
wichtige Tipps und Hinweise, um 
alle Leistungen und Rechte in An-
spruch nehmen zu können.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

D e m o

Verursacher 
müssen zahlen
„Die Krise nachhaltig bekämpfen. 
Wir wollen einen Sozialpakt für 
Europa! Die Verursacher müssen 
zahlen.“ – unter diesem Motto ru-
fen DGB und Europäischer Gewerk-
schaftsbund (EGB) am 16. Mai in 
Berlin zu einer Demonstration im 
Rahmen der Europäischen Akti-
onstage des EGB auf. Neben der 
Kundgebung in Berlin werden auch 
in Madrid (14. Mai), in Brüssel (15. 
Mai) und in Prag (16. Mai) Men-
schen für eine sozialere Zukunft auf 
die Straße gehen. DGB und EGB 
fordern unter anderem ein erwei-
tertes Konjunkturprogramm, eine 
Neuausrichtung der Europäischen 
Zentralbank auf Wachstum und 
Vollbeschäftigung, eine strengere 
Regulierung der Finanzmärkte, ei-
nen starken Sozialstaat und den Vor-
rang sozialer Grundrechte vor den 
Binnenmarktfreiheiten in der EU.

Demonstrieren werden am 16. 
Mai in Berlin nicht nur deutsche 
GewerkschafterInnen: Aus mehre-
ren anderen europäischen Ländern 
haben sich bereits TeilnehmerInnen 
angekündigt und zeigen damit: Die 
Krise lässt sich nur international 
und gemeinsam lösen. Für die De-
monstration in Berlin setzt der DGB 
von vielen Orten in Deutschland 
Busse oder Sonderzüge ein.   •
Infos zur Anreise: www.dgb.de

und entwickeln – getreu dem Mot-
to des Kongresses „Umdenken – 
Gegenlenken“.

Da die Teilnehmerzahl begrenzt 
ist, werden voraussichtlich nicht 
alle Interessierten teilnehmen 
können. Wer nicht live in Berlin 
mit dabei ist, kann aber trotzdem 
Inhaltliches zum Kongress beisteu-
ern und mitdiskutieren: Auf der 
Internetseite zum Kongress kön-
nen unter dem Punkt „Fragen an 
den Kongress“ bereits jetzt Anre-
gungen für die Diskussionen gege-
ben werden. Die Homepage bietet 

außerdem eine Übersicht über das 
komplette Programm, Kurz-Porträts 
der Referentinnen und Referenten 
sowie Hintergrundmaterial und 
Statements aus der internationalen 
Gewerkschaftsbewegung zur Wirt-
schafts- und Finanzkrise. Journalis-

tInnen können sich noch bis zum 
12. Mai über die Homepage für 
den Kongress akkreditieren.   •
www.kapitalismuskongress.de

Der von TRANSNET 
mit initiierte Verein 
„mobifair“ vergibt 

ab sofort „Sozialzertifi kate“ 
an Verkehrsunternehmen. 
Zertifi zierte Unternehmen 
müssen Lohn- und Sozial-
standards einhalten. Die 
ersten ausgezeichneten 
Unternehmen sind „Regio-
nalverkehr Köln“ (RKV) und 
dessen Tochterunternehmen 
Regio-Bus-Rheinland (RBR).

ver.di fordert ange-
sichts der aktuellen 
Krise eine Verlänge-

rung der Altersteilzeitför-
derung, bei der die durch 
Altersteilzeit frei werdenden 
Stellen durch Auszubildende 
neu besetzt werden. Die Re-
gelung läuft zum Jahresende 
aus, man brauche aber in der 
derzeitigen Stuation eine 
„krisenfeste Organisation 
von Ausbildungsplätzen“, er-
klärte der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske.

In ihrem Mitte April 
veröffentlichten 
„Frankfurter Appell“ 

wirbt die IG Metall für eine 
„neue Idee für das Zusam-
menwirken von Politik und 
Ökonomie“ sowie „für das 
Zusammenleben der Men-
schen“. Der Appell kann on-
line unterzeichnet werden.
www.igmetall.de

Die IG BAU begrüßt 
das Verbot des Anbaus 
und des Verkaufs der 

Genmais-Sorte MON 810 
durch Landwirtschaftsminis-
terin Ilse Aigner. Die Entschei-
dung sei konsequent und 
richtig, da der Verdacht, Gen-
mais schädige Natur und Um-
welt, nicht ausgeräumt sei. 
Daher müssten auch Menschen 
davor geschützt werden.

kurz&bündig

UMDENKEN 
GEGENLENKEN

Der DGB-Kapitalismuskongress

v e r . d i

DAWAG verkauft
Die Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di hat ihre Betei-
ligung an der Deutschen Ange-
stellten-Wohnungsbaugesellschaft 
(DAWAG) mit einem Immobilien-
bestand von etwa 6000 Einheiten 
verkauft. Der in einem Bieterver-
fahren ausgewählte Käufer ist 
die „meravis Wohnungsbau- und 
Immobilien GmbH“, die vom Sozi-
alverband Deutschland als Gesell-
schafter betrieben wird. „meravis“ 
passe von der unternehmerischen 
Zielsetzung und dem gesellschafts-
politischen Anspruch „hervorra-
gend zur DAWAG“, erklärte der 
stellvertretende Vorsitzende und Fi-
nanzchef von ver.di, Gerd Herzberg. 
Zum Schutz von DAWAG-Mietern 
und -beschäftigten wurde vor dem 
Verkauf eine umfangreiche Sozial-
charta vereinbart.   •

v e r . d i

Fernsehpreise 
an WDR
Die Preisträger des diesjährigen 
ver.di-Fernsehpreises stehen fest: 
Sowohl in der Sparte Drehbuch als 
auch in der Sparte Regie werden 
Produktionen des Westdeutschen 
Rundfunks (WDR) ausgezeichnet. 
Eva und Volker Zahn erhalten den 
Preis für ihr Drehbuch zum Film 

„Ihr könnt euch niemals sicher 
sein“. Das Fernsehspiel schildert 
die Gefühls- und Lebenswelt eines 
Jugendlichen, der verdächtigt wird, 
einen Amoklauf an seiner Schule 
geplant zu haben. Der Regie-Preis 
geht an Hermine Huntgeburth für 
den Zweiteiler „Teufelsbraten“ 
über den Emanzipationskampf einer 
jungen Frau aus einer Kölner Arbei-
tersiedlung in den Nachkriegsjah-
ren. „Teufelsbraten“ ist in diesem 
Jahr bereits mit dem Grimme-Preis 
ausgezeichnet worden   •
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MEINUNG
Arbeitsminister 
als Verbündeter

Vor 60 Jahren trat das Tarif-

vertragsgesetz in Kraft. Auf 

seiner Grundlage wurden 

seitdem rund 370 000 Ta-

rifverträge abgeschlossen. 

„Das Tarifvertragsgesetz 

ist ein Kernstück unserer 

sozialen Marktwirtschaft. “, 

urteilt Bundesarbeitsmini-

ster Olaf Scholz (SPD).

Doch seit geraumer Zeit be-

findet sich der Tarifvertrag 

auf dem Rückzug. „Dass wir 

derzeit eine Debatte über 

Mindestlöhne nach dem Ar-

beitnehmer-Entsendegesetz 

oder gar über gesetzliche 

Mindestarbeitsbedingungen 

in schwach organisierten 

Bereichen führen, ist Ergeb-

nis dieser Abwendung von 

einem guten Instrument“, 

sagt Scholz und betont: 

„Der Flächentarif ist ein 

starkes Stück Deutschland. 

Wer ihn wieder stärken will, 

der hat im Arbeitsminister 

einen engagierten Verbün-

deten.“
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Quelle: BMA Tarifregister, Berechnungen des 
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Immer seltener
allgemeinverbindlich
Anteil der Tarifverträge, die für 
allgemeinverbindlich erklärt werden 
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Seit Mitte der 1990er Jahre befindet sich das 
deutsche Tarifvertragssystem in einem 
schleichenden Erosionsprozess: Tarifpolitisch 
gut regulierte Kerne werden kleiner, während die 
tarifvertragsschwachen und -freien Zonen wachsen. 
Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfältig: 
der rückläufige gewerkschaftliche Organisations-
grad, die wachsende Unterbietungskonkurrenz – 
etwa durch die so genannten 
christlichen Gewerkschaften, 
eine zunehmende Ausdifferen-
zierung der Tarifpolitik oder die 
abnehmende Tarifbindung der 
Unternehmen.

Die Gewerkschaften 
steuern gegen – sie haben in 
den letzten Jahren erhebliche 
Anstrengungen unternommen, um neue Mitglieder 
zu gewinnen und die Tarifbindung auf Branchen- 
oder auch Betriebsebene zu sichern. Doch stoßen 
sie bei all ihren Bemühungen an Grenzen. Denn 
eine wichtige Stütze des Tarifsystems, die Möglich-
keit der Allgemeinverbindlicherklärung (AVE), wird 
immer weniger genutzt – mit fatalen Folgen für die 
Tarifbindung.

Die AVE soll tarifvertragliche Schmutzkonkurrenz 
und damit sozial unfaire Wettbewerbsvorteile 
verhindern und nimmt bei der Stabilisierung des 
Tarifsystems eine Schlüsselstellung ein. Das zeigt der 
europäische Vergleich. Während hierzulande noch 
63 Prozent aller Beschäftigten in einem tarifgebun-
denen Unternehmen arbeiten, liegt die Tarifbindung 
in fast allen anderen „alten“ EU-Staaten stabil zwi-
schen 80 und 99 Prozent, obwohl auch dort Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände Mitglieder 
verlieren.

Die Erklärung ist einfach – in den meisten Län-
dern ist ein Großteil der Tarifverträge allgemein-
verbindlich. In der Bundesrepublik ist der Anteil 
der allgemeinverbindlichen Tarifverträge dagegen 
gering und seit Jahren rückläufig. Mittlerweile sind 
nur noch 1,5 Prozent aller Tarifverträge allgemein-
verbindlich, darunter nur wenige Lohn- und Gehalts-
tarifverträge.

Der Blick nach Europa zeigt: Ein Nachlassen 
der Tarifbindung ist keineswegs unvermeid-
lich. Die Politik hat es in der Hand, die Erosion des 

Um die Erosion des Tarifvertragssystems zu stoppen, muss die Politik handeln und dafür 
sorgen, dass wieder mehr Tarifverträge für allgemeinverbindlich erklärt werden. Das fordern 
die beiden Tarifexperten Reinhard Bispinck und Thorsten Schulten.

Tarifvertragssystems zu stoppen. Wir brauchen auch 
in Deutschland eine deutlich stärkere politische Un-
terstützung des Tarifvertragssystems. Das heißt: Das 
Verfahren, um Tarifverträge für allgemeinverbindlich 
zu erklären, muss geändert werden.

Denn damit ein Tarifvertrag allgemeinverbindlich 
werden kann, muss heute der Bundestarifausschuss 
zustimmen, in dem auch die Bundesvereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) sitzt. Die 
BDA legt bei der AVE fast grundsätzlich ein Veto 
ein. Die Blockadehaltung der BDA geht sogar 
so weit, dass sie schon Allgemeinverbindlicherklä-
rungen gegen ihre eigenen Fachverbände blockiert 
hat. Diese Haltung war auch der Grund dafür, 
dass beim Arbeitnehmer-Entsendegesetz Ende der 
1990er Jahre ein neues AVE-Verfahren eingeführt 
wurde, bei dem nicht mehr der Tarifausschuss, son-
dern das Bundesministerium für Arbeit das letzte 
Entscheidungsrecht hat. 

Ein erster Reformschritt wäre, künftig bei allen 
AVE-Fällen generell nach dem Vorbild des Ent-
sendegesetzes zu verfahren. Eine grundle-
gende Reform des AVE-Verfahrens könnte sich dann 
beispielsweise an den Niederlanden orientieren. Das 
niederländische Tarifsystem weist viele Ähnlich-
keiten mit dem deutschen auf. Gleichzeitig wird die 
Mehrheit der Branchentarifverträge für allgemein-
verbindlich erklärt. Das wird auch von der Mehrheit 
der niederländischen Arbeitgeber gewürdigt – aus 
gutem Grund: Nur ein allgemeinverbindlich erklärter 
Tarifvertrag kann seine ordnungspolitische Funktion 
erfüllen, allen Unternehmen gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen zu bieten und Unternehmensstrategien, 
die auf Lohndumping beruhen, zu unterbinden. Eine 
politische Re-Stabilisierung des Tarifvertragsystems 
ist deshalb nicht nur im Interesse von Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmern, sondern im Interesse 
der Gesellschaft insgesamt.   •

Z u k u n f t  d e s  T a r i f v e r t r a g s

Die Politik muss handeln

➜

Dr. Reinhard Bispinck, 57, (links) 
leitet das WSI-Tarifarchiv in 
der Hans-Böckler-Stiftung. 
Dr. Thorsten Schulten, 42, ist 
Referatsleiter für Arbeits- und 
Tarifpolitik in Europa beim WSI, 
dem Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Institut in der 
Hans-Böckler-Stiftung.
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„Der Staat darf nicht die Kasinos renovieren, 
die Verluste sozialisieren und den Märkten 
anschließend das renovierte Kasino zur 
Fortsetzung des Spielbetriebs übergeben.“

Der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske am 27. März in einem Interview mit 
der Berliner Zeitung.

8

DEUTSCHE EXPORTE: Fast überall deutlicher Einbruch

dieDGBgrafik

Ein europäisch und international 
koordiniertes Vorgehen gegen ne-
gative Auswirkungen der Krise wird 
immer wichtiger: Deutschland ist zwar 
Exportweltmeister, aber die Exporte 
brechen ein – bei einigen Handelspart-
nern um über 15 Prozent. Gesteigert 
werden konnten 2008 die Exporte nur 
in die Länder, deren Bruttoinlands-
produkt trotz Krise noch wächst. Das 
gleicht die Einbrüche bei anderen 
Ländern aber nicht aus: Im weltweiten 
Schnitt gab es für Deutschland 2008 
ein Export-Minus von sechs Prozent. ©

 D
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Veränderung der deutschen Exporte in die zehn wichtigsten Empfängerländer unter den G20-Staaten 
in Prozent (Vergleich des 4. Quartals 2007 mit dem 4. Quartal 2008)
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Schlusspunkt●

personalien
25.-29.4.  G E W - G e w e r k -

schaftstag, Nürnberg
28.4.  DGB Sachsen, BMW-

Werk Leipzig, Fachkonferenz zum 
Arbeits- und Jugendarbeitsschutz 
„Gute Arbeit – für Sachsen“, Leipzig

29.4.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung, Medien-Fachkonferenz 
„Meinungs-Vielfalt“, Berlin

1.5.  Tag der Arbeit, 
Zentrale DGB-Kundgebung mit 
dem DGB-Vorsitzenden Michael 
Sommer in Bremen

1.5.  DGB, Mai-Kundge-
bung und Konzert mit Konstantin 
Wecker „Zeichen gegen Rechts“, Ulm 

1.5.  DGB, Demonstrati-
on „Bunt statt Braun“, Hannover

3.-8.5.  DGB-Bildungswerk, 

••• Volker Scharlowsky, 56, 
ehemals Leiter des Bereichs Bil-
dung, Qualifizierung und Forschung 
beim DGB-Bundesvorstand, arbei-
tet künftig als freiberuflicher Sozial-
wissenschaftler – derzeit an einem 
von der Hans-Böckler-Stiftung ge-
förderten Zeitzeugenprojekt über 
den Beitrag christlich-sozialer Ge-
werkschafterInnen zur Entwicklung 
der Mitbestimmung.
••• Hannelore Buls, 58, ist seit 
dem 10. April Leiterin des ver.di-
Bereichs Frauen- und Gleichstel-
lungspolitik. Buls war zuvor Refe-
rentin des Bereichs. Sie folgt Vera 
Morgenstern.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
14TAGE

6./7.5.  ver.di-innotec, Work-
shop „Eigenlob stimmt“, Gladen-
bach

6./7.5.  DGB/Friedrich-Ebert-
Stiftung/NSZZ/OPZZ, Deutsch-pol-
nisches Gewerkschaftsforum, Danzig

8.5.  Tag der Befreiung – 
Jahrestag des Endes des Zweiten 
Weltkriegs

7./8.5.  euro-betriebsrat.de, 
Fachtagung „Die neue EBR-Richtli-
nie – Was kommt da auf uns zu?“, 
Rom

8.-10.5.  IG BCE-Bundesju-
gendkonferenz, Halle an der Saale

9.5.  DGB Berlin-Bran-
denburg u.a., Kabarett und Dis-
kussion mit Europawahl-Kandidat-
Innen „Geht’s noch?“, Berlin

Workshop „Immer noch nicht im In-
ternet? – Surfer zwischen Kommerz 
bei Ebay, E-Banking und Informati-
onsüberflutung“, Hattingen

4.5.  DGB-Jugend und 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Tagung 
„Wege in den Arbeitsmarkt für 
Jugendliche mit schlechteren Bil-
dungschancen – Zukunftswerk-
statt: Integration benachteiligter 
Jugendlicher“, Berlin

4.5.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Die Europäische 
Aktiengesellschaft“, Düsseldorf

6./7.5.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Seminar „Freiwillige Verant-
wortung von Unternehmen – Neue 
Handlungsfelder für Betriebsräte“, 
Düsseldorf
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G e s e t z l i c h e U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Hortkinder auch beim Essen geschützt
Schüler stehen während ihrer Betreuung in Horteinrichtungen

auch beim Essen unter dem erweiterten Schutz der gesetzlichen Un-
fallversicherung.

Der Fall: Die Horteinrichtung hatte ein gemeinsames Schwim-
men mit den von ihr betreuten Schülern in einem Hallenbad organi-
siert. Nach dem Schwimmen sammelten sich die Kinder im Vorraum
des Schwimmbades. Eine Erzieherin verteilte dort an die Kinder mit-
gebrachte Lebensmittel, unter anderem Pfannkuchen. Nach einer
Weile entdeckte sie den damals 7-jährigen Jungen leblos am Boden.
Trotz eingeleiteter Wiederbelebung und Notarzteinsatz leidet der
Junge seitdem unter einer schweren Mehrfachbehinderung. Die Lan-
desunfallkasse hatte bezweifelt, dass der Herzstillstand des Jungen
überhaupt durch eingeatmete Pfannkuchenreste ausgelöst worden
war, und sich darüber hinaus gegen einen so weit reichenden Unfall-
versicherungsschutz von Kindern in Betreuungseinrichtungen ge-
wandt, wenn die Kinder bereits das Schulalter erreicht haben. Die
dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Auch das gemeinsame Essen
während der Betreuung des Schülers durch die Horteinrichtung hat
unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung gestanden.
Demgegenüber ist das Essen und Trinken bei Erwachsenen regel-
mäßig dem persönlichen Lebensbereich zuzuordnen, so dass hierbei
kein gesetzlicher Unfallversicherungsschutz besteht. Der Unfall ist
mit an Sicherheit grenzenderWahrscheinlichkeit durch das Einatmen
von Pfannkuchenteilen herbeigeführt worden. Dies ist unter ande-
rem daraus zu schließen, dass man Krümel im Mund des Jungen ge-
funden hat, als dieser reglos am Boden lag, und dassVeränderungen
im Röntgenbild der Lunge erkennbar geworden sind, die typisch für
die Einatmung von Fremdkörpern sind.

S o z i a l v e r s i c h e r u n g s p f l i c h t

Erfasst LKW-Fahrer ohne eigenen LKW
Derjenige, der sich als “selbstständiger” LKW-Fahrer an verschie-

dene Auftraggeber vermietet, ohne über einen eigenen LKW zu ver-
fügen, übt eine abhängige Beschäftigung aus und unterliegt damit
der Sozialversicherungspflicht.

Der Fall: Der LKW-Fahrer hatte in einer „Werbeanzeige“ ge-
worben, dass er als Aushilfsfahrer Klasse 2 für nationalen und inter-
nationalern Fernverkehr zurVerfügung steht. Er „vermietete“ sich für
die Durchführung von Transporten zu einem Stundenpreis von DM
25,00 (Fahrten bis zehn Stunden) bzw. zu einer Pauschale von DM
250,00 (Fahrten ab zehn Stunden), wobei er über keinen eigenen
LKW verfügte. Im Rechtsstreit um die Versicherungspflicht vertrat er
die Auffassung, er sei nicht abhängig beschäftigt, konnte damit aber
das Gericht nicht überzeugen.

Das Landessozialgericht: Anders als ein Unternehmer hat der
Betroffene nur seine Arbeitskraft und keine eigenen Sachmittel ein-
gesetzt. Auch hat er als Gegenleistung für seine Tätigkeit einen fest-
en Stundenlohn bzw. eine feste Pauschale entsprechend seinem Zeit-
aufwand erhalten, was einer typischen Entlohnung eines abhängigen
Beschäftigten entspricht und gerade kein unternehmerisches Risiko
in sich trägt.

A r b e i t s l o s e n g e l d I I

Anteilige Übernahme von Wohnkosten
Wird der Antrag auf Leistungen für Unterkunft und Heizung ver-

spätet erst zur Monatsmitte gestellt, so sind diese Leistungen antei-
lig für die zweite Monatshälfte zu erbringen, auch wenn die Miet-
zahlung bereits zum Monatsbeginn erfolgt ist.

G e w e r k s c h a f t s e i g e n s c h a f t

Die CGZP ist nicht tariffähig
Die Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit

und Personalserviceagenturen (CGZP) ist nicht tariffähig im Sinne
des Gesetzes.

B a h n b e a m t e

Können in Ruhestand versetzt werden
Wie alle Bundesbeamten können die der Deutschen Bahn zuge-

wiesenen Bundesbeamten vor Erreichen der gesetzlichenAltersgren-
ze in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie dienstunfähig sind
und nicht im Bereich des Dienstherrn auf einer anderen Stelle be-
schäftigt werden können.

K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Scalamobil ist zu teuer
EinVersicherter, der auf einen Rollstuhl angewiesen ist und eben-

erdig wohnt, hat keinen Anspruch auf Kostenübernahme für eine
Treppensteigehilfe (Scalamobil), wenn er maximal 4 Mal jährlichÄrz-
te aufsucht, deren Praxen nur über Treppenstufen zu erreichen sind.
Er kann aus Gründen derWirtschaftlichkeit auf die Inanspruchnahme
eines Fahrdienstes verwiesen werden.

M i t b e s t i m m u n g d e s B e t r i e b s r a t e s

Arbeitszeiterhöhung ist Einstellung
Eine für die Dauer von mehr als einem Monat vorgesehene Er-

höhung der Arbeitszeit eines Arbeitnehmers von mindestens zehn
Stunden proWoche ist eine mitbestimmungspflichtige Einstellung im
Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes.

R a u c h v e r b o t

Verstoß berechtigt zur Kündigung
Verstößt ein Arbeitnehmer mehrfach und trotz Abmahnung ge-

gen ein betriebliches Rauchverbot, kann dies eine ordentliche Kündi-
gung rechtfertigen.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen,
Urteil vom 24. Februar 2009 - L 9 U 41/06

Landessozialgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 21. November 2008 - L 4 KR 4098/06

Bundesverwaltungsgericht,
Urteile vom 26. März 2009 - 2 C 46.08 und 2 C 73.08

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 3. März 2009 – L 1 KR 39/08

Landessozialgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 27. Februar 2009 - L 12 AS 3990/08

Arbeitsgericht Berlin,
Beschluss vom 1. April 2009 - 35 BV 17008/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 7/09
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Bundesarbeitsgericht,
Beschluss vom 9. Dezember 2008 - 1 ABR 74/07

Landesarbeitsgericht Köln,
Urteil vom 1. August 2008 - 4 Sa 590/08
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Erst Personalabbau, dann Kredit
Die Kredit-Praxis der deutschen Ban-
ken in der Krise gerät zunehmend 
in die Kritik. Mal fordert eine Bank 
die Verschiebung der – am 1. Mai 
fälligen – Metalltariferhöhung, mal 
fordert eine Bank Personalabbau, 
bevor sie einer Firma Kredite ge-
währt. Das berichtet der IG Metall-
Bevollmächtigte von Siegen, Hart-
wig Durt. Die betroffenen Unter-
nehmen möchte er nicht nennen. 
„Die müssten anderntags Insolvenz 
anmelden.“ Empörend findet Durt, 
dass die Banken einerseits „ein ge-
rüttelt Maß an Verantwortung für 
die Krise tragen“, andererseits von 
den Firmen fordern, „Menschen in 
die Arbeitslosigkeit zu entlassen“.

Ob das nur Auswüchse einer 
fragwürdigen Kredit-Praxis sind 
oder die Spitze des Eisbergs, hat 
bisher niemand ermittelt. Fest 
steht: Die Banken verschärfen ihre 
Kreditrichtlinien. Laut Bundesbank 
haben im ersten Quartal dieses 
Jahres 50 Prozent der Geldinstitute 
ihre Kredithürden erhöht – so viele 
wie seit Anfang 2003 nicht mehr. 
Großunternehmen sind davon so-
gar etwas mehr betroffen als klei-
ne und mittlere Unternehmen. Als 

tralbank (EZB) seit Monaten den 
Leitzins. Er hat mittlerweile den hi-
storischen Tiefstand von 1,00 Pro-
zent erreicht. Das soll eigentlich die 
Kredite verbilligen, geschieht aber 
nur teilweise. 

Die Banken entschuldigen sich 
damit, dass sie mehr Eigenkapi-
tal vorweisen müssen, wenn sie 
Geschäfte mit anderen Instituten 
machen wollen. Nach internatio-
nalen Bilanzvorschriften muss ih-
re so genannte Kernkapitalquote 
mindestens vier Prozent betragen, 
sprich vier Prozent ihres Kreditvo-
lumens müssen durch Eigenkapital 
gedeckt sein. „Unter acht Prozent 
ist es aber derzeit schwer, sich Geld 
zu beschaffen“, schreibt der Berli-
ner Tagesspiegel.

Alarm schlägt auch die Förder-
bank KfW. Ihr zufolge könnte die 
Krise „gravierende Auswirkungen 
auf die Innovationstätigkeit kleiner 
und mittlerer Unternehmen haben 
und die zukünftige Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft 
nachhaltig schwächen“. Der Grund: 
Finanzierungsschwierigkeiten. Sie 
seien „mit Abstand das häufigste 
Hindernis, weshalb Mittelständler 
geplante Produkt- oder Prozess-
neuerungen nicht in die Tat umset-
zen können“. 

Für den Europa-Chefvolkswirt 
der Citigroup, Jürgen Michels, ent-
wickeln sich die Kreditbeschrän-
kungen zu einem „immer stärkeren 
Gegenwind für die Konjunktur“. 
KfW-Chefvolkswirt Norbert Irsch 
sieht das noch dramatischer: „Es 
droht die Gefahr einer Abwärtsspi-
rale aus schlechter Geschäftslage, 
mangelnder Finanzierung und un-
terlassener Innovation.“   •

+  Bundeswahlleiter und 
Präsident des Statisti-

schen Bundesamts Roderich 
Egeler sagt, er könne den Un-
mut bei WählerInnen über die 
Politik verstehen – nicht nach-
vollziehen könne er aber, des-
halb auf das Recht zu wählen 
zu verzichten: „Nichtwählen 
ist die falsche Konsequenz.“

- FDP-Generalsekretär 
Dirk Niebel meint: Wenn 

Mindestlöhne eingeführt 
werden, werden Beschäftigte 
„durch Maschinen ersetzt“. 
Bleibt die Frage, wer für Herrn 
Niebel die Friseur-Maschinen 
und Kellner-Roboter entwi-
ckelt, damit sein Argument 
tatsächlich stichhaltig wird.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.igbce-blogs.de/conti/
IG BCE: Weblog zur Lage 

beim Reifenhersteller 
Continental

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB: Argumente gegen 

die Verkleinerung von 
Aufsichtsräten

Grund geben die meisten Banken 
die Konjunkturaussichten an. 

Die Selbsteinschätzung der Ban-
ken deckt sich weitgehend mit den 
Angaben ihrer Kunden: 42 Prozent 
der Unternehmen beurteilen laut 
Ifo-Institut das Kreditgebaren der 
Finanzinstitute als restriktiv, im 
verarbeitenden Gewerbe sind es 
sogar 51 Prozent der Befragten. 
Dabei senkt die Europäische Zen-
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Tief wie noch nie
Leitzinssatz der Europäischen 
Zentralbank (in Prozent pro Jahr)
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Die Europäische Zentralbank (EZB) 
hat ihren Leitzins im Zuge der Krise 
innerhalb weniger Monate mehr-
fach deutlich gesenkt – inzwischen 
auf einen historischen Tiefstand.
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B e r u f s b i l d u n g s b e r i c h t

Schön gerechnet 
und gescheitert
Das Bundesbildungsministerium 
hat den aktuellen Berufsbildungs-
bericht 2009 vorgelegt – und zieht 
selbst eine moderat positive Bilanz. 
Die Entwicklung des Ausbildungs-
marktes in 2008 zeige, „dass 
das Engagement der Paktpartner 
wirkt“. Gemeint sind die Partner 

des Ausbildungspaktes: Politik und 
Arbeitgeber. Der Bericht rechnet 
vor, dass es erstmals seit 2001 
wieder mehr Ausbildungsplätze als 
BewerberInnen gibt – angeblich. 
„Regierung und Wirtschaft rech-
nen sich die Lage schön“, meint die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Ingrid Sehrbrock. 

Die Arbeitnehmerbank im 
Hauptausschuss des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung (BIBB) prä-
sentiert in ihrer Stellungnahme zum 
Bericht die realistischen Zahlen –  
und zeigt, wie das „Schönrechnen“ 
funktioniert: Die Ausbildungspakt-
partner stellen den am 30. Septem-
ber noch gemeldeten 14.479 un-
versorgten BewerberInnen die über 
18.000 gemeldeten unbesetzten 
Ausbildungsplätze gegenüber. Was 
sie dabei ignorieren: Zigtausende 
Jugendliche, die bis zum Schuljah-
resbeginn keinen Ausbildungsplatz 
gefunden haben, müssen wegen 

der (Teilzeit-)Schulpflicht in den 
Schulgesetzen der Länder Berufs-
schulen besuchen. Im vergangenen 
Jahr haben mehr als 80 000 dieser 
Jugendlichen der Bundesagentur 
für Arbeit angezeigt, dass sie wei-
ter einen regulären Ausbildungs-
platz suchen. Da der Schulbeginn 
in allen Bundesländern vor dem 
30. September liegt, tauchen die-
se Jugendlichen in den Statistiken 
größtenteils nicht mehr auf. Das 
löst aber nicht das Problem: „In 

Deutschland haben mehr als 1,5 
Millionen Menschen im Alter zwi-
schen 20 und 29 Jahren keine Aus-
bildung“, erklärt Sehrbrock.

Und die Krise wird Auswir-
kungen auf den Ausbildungsmarkt 
haben: Laut einer aktuellen Um-
frage des BIBB will jeder vierte 
Betrieb in diesem Jahr weniger 
Ausbildungsverträge abschließen 
als bisher.

DGB-Vize Sehrbrock fordert 
deshalb erneut einen „Schutz-
schirm für Ausbildung“. Der Aus-
bildungspakt sei „an zu niedrigen 
Zielmarken und seiner bloßen 
Freiwilligkeit gescheitert“. Zum 
Schutzschirm-Konzept des DGB 
gehört unter anderem eine „Über-
nahmeprämie“: Unternehmen, die 
Auszubildende aus Insolvenzbetrie-
ben übernehmen, sollen monatlich 
von der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) 250 Euro bekommen.  •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

POLITIK

Unsere Gewerkschaft TRANSNET
braucht Verstärkung. Wir suchen 
Menschen, die sich aktiv für unsere
Kolleginnen und Kollegen einsetzen
und mit politischen und sozialen 
Engagement ihren Teil dazu beitragen
wollen, dass es den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern in unseren
Branchen besser geht. 

Und wir suchen Menschen, die 
unserer Gewerkschaft TRANSNET ein 
Gesicht geben, die unseren Weg in 
die Zukunft begleiten und tragen.

Wir bieten eine 
Stelle ab sofort als

Gewerkschaftssekretär/in
für Sozialpolitik

Arbeitsort ist Frankfurt am Main.

Näheres zur Stellenbeschreibung und
das Anforderungsprofil finden Sie un-
ter www.transnet.org.

Die Arbeitsbedingungen und die 
Vergütung richten sich nach den für 
die TRANSNET Beschäftigten gültigen 
Bedingungen. Bitte senden Sie Ihre
aussagekräftigen Bewerbungsunter-
lagen bis spätestens 25.05.2009 an 

Gewerkschaft TRANSNET  
Zentrale Frankfurt am Main

Bereich Personal
Weilburger Straße 24 
60326 Frankfurt.

Fragen werden gern vorab unter 
0 69 7 53 63 94 beantwortet.

2009 TRANSNET Stellenausschreibung:Layout 1 28.04.2009 17:
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*berufliche sowie allgemeine Weiterbildung in Kursen und Seminaren, ** inklusive „informellen Lernens“
Quelle: Berufsbildungsbericht 2009
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Beteiligung an formalisierter
Weiterbildung*

Zielmarke 2015

Beteiligung von Geringqualifizierten
an formalisierter Weiterbildung

Beteiligung an allen Weiterbildungs-
und Lernformen**

Weiter Weg zum Ziel
Weiterbildungsquote von Beschäftigten und die von der Bundesregierung 
bis 2015 angestrebten Quoten im Vergleich (in Prozent aller erwerbstätigen 
25- bis 64-Jährigen)

Auch Weiterbildung ist ein Thema des Berufsbildungsberichts 2009. Das 
Bundesbildungsministerium bekräftigt die Zielmarken der Bundesregie-
rung für höhere Weiterbildungsquoten der deutschen Beschäftigten, die 
bis 2015 erreicht werden sollen. Dafür müsste sich noch viel ändern: Denn 
statt zu steigen, sinken die Ausgaben für Weiterbildung in Deutschland –  
allein bei der Bundesagentur für Arbeit zwischen 1999 und 2005 um  
70 Prozent, bei den Unternehmen im selben Zeitraum um 16 Prozent.
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Die Rente ist…

…sicher? Zumindest wird 

sie vorerst nicht sinken. Die 

große Koalition einigte sich 

auf eine „Rentengarantie“: 

Auch in konjunkturell und 

wirtschaftlich schlechten 

Zeiten soll es keine Renten-

kürzungen geben. Die Oppo-

sitionsparteien kritisierten 

den Beschluss einhellig als 

reinen Wahlkampf-Trick.

Der DGB begrüßt, dass die 

Bundesregierung Renten-

kürzungen künftig mit einer 

neuen Sicherungsklausel 

ausschließen will. DGB-

Vorstandsmitglied Anne-

lie Buntenbach, die auch 

alternierende Vorsitzende 

der „Deutschen Rentenver-

sicherung Bund“ ist, hält 

darüber hinaus noch viel 

grundlegendere Maßnah-

men für nötig: „Wir fordern 

Reformen für mehr Sicher-

heit im Alter.“ Nötig sei eine 

„Aufwertung der Renten-

versicherung, weil die Rente 

für eine wachsende Zahl von 

Menschen nicht mehr zum 

Leben reicht“, sagte Bunten-

bach der Leipziger Volkszei-

tung. Außerdem müsse die 

Rentenversicherung zu einer 

Erwerbstätigenversicherung 

weiterentwickelt werden.

Mehr dazu auf der Homepage 
der DGB-Kampagne „Rente muss 
zum Leben reichen“:
http://ichwillrente.net/

ist akut. Der derzeitige BA-Verwal-
tungsratsvorsitzende Peter Clever 
meint: „Nach meiner Einschätzung 
könnten wir Ende 2010 bei einem 
Defizit zwischen 15 bis 20 Milli-
arden Euro landen.“ Die 17-Mil-
liarden-Reserve könnte ebenso 
schnell wieder weg schmelzen, 
wie sie aufgebaut worden ist.

Bisher sieht die große Koalition 
für Schulden der Arbeitslosen- und 

Krankenversicherung lediglich Dar-
lehensregelungen vor – Darlehen, 
die zurückgezahlt werden müssten. 
Für den DGB nicht genug: Der Ge-
werkschaftsbund fordert die Wie-
dereinführung der Defizithaftung 
bei der BA und ihre Einführung bei 
der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV). „Der Staat übernimmt 
eine finanzielle Haftung für die 
Banken, also für die Verursacher 
der Krise, und lässt das mit den 
Folgen der Krise konfrontierte so-
ziale Sicherungssystem alleine“, 
kritisiert Adamy. „Deshalb muss 
der Staat jetzt Steuermittel in die 
Hand nehmen und die Defizithaf-
tung wieder einführen, damit nicht 

POLITIK AKTUELL

einblick 8/09

➜

S o z i a l v e r s i c h e r u n g

Wer haftet für Finanzlöcher?
Die Krise ist definitiv auch bei den Sozialversicherungen angekommen. 
Vor allem bei der Arbeitslosen- und der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung wird es in diesem Jahr ein erhebliches Minus geben. Der DGB 
fordert deshalb vom Bund, das Sozialsystem mit den finanziellen Folgen 
der Krise nicht allein zu lassen – und für die Defizite zu haften.

die Beitragszahler und die Arbeits-
losen die Zeche zahlen.“

Die gesetzlichen Krankenkassen 
erwarten nach eigenen Angaben 
für 2009 ein Loch von 2,9 Milli-
arden Euro im Gesundheitsfonds. 
Auch hier sagt der Bund zwar ein 
Darlehen zu – das die Kassen aber 
bereits bis 2011 zurückzahlen sol-
len. Die Vorsitzende des „Spitzen-
verband Bund der Krankenkassen“, 
Doris Pfeiffer, geht aber nicht davon 
aus, dass die Kassen das tatsächlich 
leis ten können. Die Politik müsse 
sich über die Rückzahlungsmoda-
litäten „noch einmal Gedanken 
machen“. Annelie Buntenbachs 

Warnung fällt noch eindringlicher 
aus: „Wenn die Politik diesen 
Druck nicht entschärft, steigt auch 
die Gefahr eines großflächigen 
Kassensterbens.“ Aber können ge-
setzliche Krankenkassen überhaupt 
„Pleite gehen“? Ja – seit einer Ge-
setzesänderung im vergangenen 
Jahr. Auch für Krankenkassen ist 
jetzt ein Insolvenzverfahren mög-
lich. In einer Stellungnahme hatte 
der DGB diese Pläne der großen 
Koalition bereits 2008 scharf kriti-
siert: Die Bundesregierung müsse 
sich im Klaren sein, was das für die 
Akzeptanz des Sozialstaates be-
deute. „Der Eindruck, der dadurch 
entstehen könnte, ist, dass die Ab-
sicherung des Krankheitsrisikos zur 
Disposition steht“, hieß es in einer 
DGB-Stellungnahme.   •

Bis 2006 hatte es eine solche „De-
fizithaftung“ des Bundes gegenü-
ber der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) gegeben. Dann wurde sie von 
der großen Koalition abgeschafft. 
Selbstständiger sollte die BA wirt-
schaften – und die Politik ging da-
von aus: In guten Zeiten baut sich 
die BA selbst Rücklagen auf, die 
dann für Krisenzeiten reichen.

Tatsächlich konnte die BA in 
den Jahren 2006 und 2007 Reser-
ven von rund 17 Milliarden Euro 
ansammeln. Das weckte Begehr-
lichkeiten: Immer wieder kamen 
Forderungen nach einer Senkung 
der Beiträge zur Arbeitslosenversi-
cherung auf – und wurden von der 
Politik meist erfüllt. Bereits im ver-
gangenen Sommer warnte der DGB 
vor einer diskutierten Senkung der 
Beiträge von 3,3 auf 3,0 Prozent. 
Zwar seien die 17 Milliarden auf 
den ersten Blick ein gutes Polster, 
der DGB warne aber „angesichts 
der konjunkturellen Risiken“ vor ei-
ner „übereilten Beitragssenkung“, 
erklärte damals DGB-Arbeitsmarkt-
experte und BA-Verwaltungsrats-
mitglied Wilhelm Adamy im einblick 
(14/08). Es half nichts: Der Beitrag 
sank sogar auf 2,8 Prozent.

Jetzt droht genau das, wovor die 
Gewerkschaften gewarnt haben: 
Mitten in der Krise könnte die BA 
einen riesigen Schuldenberg auf-
bauen oder Beiträge müssten stei-
gen, beziehungsweise Leistungen 
gekürzt werden. „Die Bundesregie-
rung darf nicht tatenlos zusehen, 
wie die Bundesagentur für Arbeit 
oder die Krankenkassen Schul-
denberge auftürmen, von denen 
sie nie wieder herunterkommen 
werden“, fordert deshalb DGB-
Vorstandsmitglied Annelie Bun-
tenbach. Und die Schuldengefahr 
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   *regulärer, nicht erhöhter 
     Beitragssatz 
** für 2008 teilweise 
     Jahresdurchschnitt aus 
     verschiedenen 
     BeitragssätzenQuelle: BMAS, BMG, Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Insgesamt leicht gesunken
Entwicklung der Beitragssätze zu den Sozialversicherungen (in Prozent)

Pflegeversicherung*
Gesamt

Arbeitslosenversicherung

Krankenversicherung

Rentenversicherung19,50 19,50 19,90 19,90 19,90

13,78 13,38 13,97 14,00 15,50

6,50
1,70

41,48

6,50
1,70

4,20
1,70

3,30
1,83 2,80

1,95
41,08 39,77 39,03 40,15

2005 2006 2007 2008** 2009

Seit 2005 wurden vor allem die 
Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung massiv gesenkt.
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Sieger gekürt
Der Wahlpflichtkurs Geschichte der 
8. Klasse der Realschule Osterode 
im Harz hat den Schülerwettbewerb 
zur Geschichte des 2. Mai 1933, 
dem Tag, an dem die Nazis die Ge-
werkschaftshäuser überfielen, ge-
wonnen. Der Lohn: 1000 Euro. Der 
zweite Preis, dotiert mit 750 Euro, 
ging an ein Team der 10. Klasse des  
Otto-Hahn-Gymnasiums in Gifhorn. 
Den dritten Preis und 500 Euro be-
kamen zwei Schüler des Gymnasi-
ums Kronwerk in Rendsburg. Alle 
Preisträger waren außerdem für 
zwei Tage nach Berlin eingeladen.

Ausgeschrieben hatte den Wett- 
bewerb die GIRO, die Gewerkschaft-
liche Immobiliengesellschaft für Re-
stitutionsobjekte. Die geschichtliche 
Erinnerung wach zu halten und 
das kritische Bewusstsein gegen  

v e r . d i - J u g e n d

Was soll Politik?
2009 ist ein Superwahljahr. Es ste-
hen an: die Europawahl, drei Land-

Neonazis zu stärken, seien die 
Ziele des Wettbewerbs, erklärte 
der GIRO-Geschäftsführer Nikolaus 
Hüwe. SchülerInnen der achten bis 
elften Klasse sollten motiviert wer-
den, sich mit der lokalen Geschich-

tagswahlen und im September die 
Bundestagswahl. In Talksendungen 
beziehen bereits jetzt alle Protago-
nisten Stellung – doch eine Stimme 
kommt nur selten zu Wort: die der 
jungen Generation. Das möchte 
die ver.di-Jugend ändern. Mit der 
Kampagne „Was soll Politik“ will 
sie den Anliegen junger Menschen 
Gehör verschaffen. 

Die ver.di-Jugend will keine 
vorgefertigten Antworten liefern, 
sondern stellt zunächst Fragen. 
Was bewegt junge Menschen in 
unserer heutigen Welt voller Un-
sicherheiten und Zukunftsäng-
ste? Die Meinungen werden auf 
Veranstaltungen und im Internet 
zusammengetragen und in einer 
zweiten Phase in die Debatten der 
Wahlkampf-Zeit eingebracht. Ziel 
ist es, PolitikerInnen mit den The-
men und Forderungen der jungen 
Generation zu konfrontieren. Die 
Kampagne setzt gezielt auf das 
Organizing-Konzept und bietet auf 
der Kampagnen-Homepage alle 
nötigen Materialen und Infos, um 
sich zu beteiligen.   •
www.was-soll-politik.de

te der Arbeiterbewegung einerseits 
und des Nationalsozialismus ande-
rerseits auseinander zu setzen. Der 
Wettbewerb wird auch in diesem 
Jahr wieder ausgeschrieben.   •
www.zweiter-mai-1933.de

Die Arbeit der 
SchülerInnen 
aus der 8. Klasse  
der Realschule 
Osterode über 
die Erstürmung 
des Büros des 
Deutschen 
Metallarbeiter-
Verbandes 
durch die Nazis 
überzeugte nicht nur die Jury. Auch die Schirmherrin des Schüler-
wettbewerbs, die sächsische Kultusministerin Eva Maria Stange,  
und der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske fanden anerkennende  
Worte für die Sieger-Teams bei der Preisverleihung am 2. Mai in  
der Berliner ver.di-Zentrale. Foto: Klaus Merbitz

PROJEKTE UND PARTNER
v e r . d i

Mitgliedernetz 
ist online
Der Boom von Online-Commu-
nities wie Facebook oder studivz 
ist ungebrochen. Millionen von 
NutzerInnen kommunizieren täg-
lich mit Freunden und Bekannten 
weltweit. Das neue ver.di-Mitglie-
dernetz ist nach einem ähnlichen 
Konzept aufgebaut. Name, E-Mail-
Adresse und Mitgliedsnummer rei-
chen aus, um sich anzumelden und 
am digitalen Gewerkschaftsleben 
teilzunehmen. Das Mitgliedernetz 
greift dabei auf die Web-2.0-Tech-
nik und -Strategien zurück und 
ermöglicht es den NutzerInnen, 
Beiträge zu bewerten, zu kom-
mentieren oder weiter zu empfeh-
len. Zudem werden Tarifverträge, 
Broschüren und Materialien zum 
Download angeboten.  •
https://mitgliedernetzregistrierung.verdi.de/

••• Die Frauenabteilungen von 
DGB NRW, ver.di NRW sowie 
„Arbeit und Leben“ NRW laden 
am 12. Mai gemeinsam zu ei-
ner Veranstaltung „20 Jahre 
Gleichstellung in NRW“ ein: 
1989 trat in Nordrhein-Westfalen 
das „Frauenfördergesetz“ in Kraft, 
1999 wurde es vom Landesgleich-
stellungsgesetz NRW abgelöst. Ist 
die „Frauenfrage“ damit beant-
wortet? Das wollen die Gewerk-
schaftsfrauen gemeinsam mit vier 
Gleichstellungsbeauftragten aus 
Kommunal- und Landesbehörden 

interregio
diskutieren – ganz im Sinne des 
etwas provokanten Untertitels der 
Veranstaltung „Gleichstellungs-
arbeit heute: keine Zeit für Femi-
nismus?“. Die Diskussionsrunde 
soll Auftaktveranstaltung für eine 
Veranstaltungsreihe sein, die sich 
an Gleichstellungsbeauftragte und 
„engagierte Frauen“ richtet.
www.nrw.dgb.de/termine

••• Mit einem Kunstprojekt in 
Erfurt informiert der DGB Thürin-
gen Bürgerinnen und Bürger über 
die Positionen der Parteien zur an-
stehenden Landtagswahl im Frei-

staat (30. August). In der Fußgän-
gerzone des Erfurter Angers steht 
seit Ende April ein „Wahlkubus“ – 
ein begehbarer Würfel, in dem auf 
drehbaren Rollen die Programme 
der Parteien zur Landtagswahl in 
Kurzform präsentiert sind und mit 
den Anforderungen des DGB an 
die Landespolitik verglichen wer-
den können. Bilder des Wahlkubus 
sowie die Texte der im Kubus aus-
gestellten Rollen können auch auf 
der Homepage des DGB Thüringen 
herunter geladen werden.
www.thueringen.dgb.de

T a g u n g

Gute Arbeit im 
Betrieb
„Gute Arbeit“ ist das zentrale 
Leitmotiv der Gewerkschaften. Be-
sonders Betriebs- und Personalräte 
setzen sich täglich für gute Arbeit 
in Unternehmen und Verwaltungen 
ein. Eine ver.di-Tagung bietet am 

18. und 19. Juni in Berlin Arbeit-
nehmervertreterInnen die Gelegen-
heit für einen Erfahrungsaustausch. 
Das Themenspektrum reicht von 
Work-Life-Balance, Leistungsver-
dichtung und betrieblicher Weiter-
bildung bis hin zu beispielhaften 
Brancheninitiativen für „Gute Ar-
beit“. ExpertInnen aus der Praxis 
erläutern in Workshops Handlungs-
optionen und geben praxisnahen 

Rat. Anmeldung bis zum 1. Juni 
an ver.di-innotec, Lyoner Str. 14, 
60528 Frankfurt.   •
www.verdi-gute-arbeit.de
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Sozialpakt 
für Europa

Damit sich die Finanz- und 

Wirtschaftskrise nicht zur 

sozialen Krise ausweitet, 

fordern die europäischen 

Gewerkschaften einen 

Sozialpakt für Europa, der 

die Menschen schnell und 

nachhaltig schützt. Er muss 

verbindliche Vorgaben für 

mehr und bessere Jobs und 

eine nachhaltige Sozialpo-

litik beinhalten. Zentraler 

Bestandteil: eine „soziale 

Fortschrittsklausel“ in allen 

EU-Verträgen, die den Vor-

rang der sozialen Grund-

rechte vor den Binnenmarkt-

freiheiten sicherstellt.

Mehr dazu im DGB-Info zur 
Europawahl, das diesem 
einblick beiliegt.

Demo-Anreise 
am 16. Mai

Der DGB setzt am 16. Mai 

von vielen Orten in Deutsch-

land Busse und insgesamt 

17 Sonderzüge nach Berlin 

ein. Wer dieses Angebot 

nutzen möchte, kann sich an 

alle DGB-Gewerkschaften 

und DGB-Regionen wenden. 

Jeder kommt mit: DGB-

Regionen, die noch weitere 

Busse benötigen, können 

notfalls auch noch am Vor-

tag der Demo zusätzliche 

Busse ordern. 

Im Internet

www.dgb.de
Aktuelle Infos zur Demo 

und zu den Europäischen 
Aktionstagen

E u r o p ä i s c h e  A k t i o n s t a g e

Demonstrieren für einen Politikwechsel
Ein „Weiter so“ kann nicht die Lösung der Krise sein. Gerade jetzt brau-
chen wir ein starkes, soziales Europa, das klare Regeln für die Märkte 
setzt und wirksame Maßnahmen zum Schutz der ArbeitnehmerInnen 
verabredet. Doch von einem effizienten Krisenmanagement ist die EU 
weit entfernt. Um den Druck für einen Politikwechsel zu erhöhen, rufen 
DGB und EGB zur Demonstration am 16. Mai in Berlin auf.

Viele Worte, wenig Taten: Die eu-
ropäische Politik scheint den Ernst 
der Krise noch nicht erkannt zu 
haben. Jüngstes Beispiel ist der 
Mini-Jobgipfel der EU am 7.Mai 
in Prag: Gerade mal ein paar Stun-
den nahm sich eine Handvoll EU-
Spitzenpolitiker, darunter Kommis-
sionspräsident José Barroso und 
der derzeitige Ratspräsident Mirek 
Topolanek, Zeit, um mit den Sozial-
partnern über Maßnahmen gegen 
die wachsende Arbeitslosigkeit in 
Folge der Krise zu beraten. Vom 
ursprünglich geplanten Beschäf-
tigungsgipfel aller 27 EU-Staaten 
war kaum etwas übrig geblieben. 
Wenig überraschend blieb es denn 
auch bei einem vagen Diskus-
sionspapier und generellen Be-
kenntnissen zum Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit. Für Unmut sorgte 
vor allem Topolanek: Auf die Frage 
eines Journalisten nach seiner Bot-

schaft an die 8,5 Millionen Europä-
er, die wahrscheinlich ihren Job in 
Folge der Krise verlieren, erklärte er: 
„Wer Arbeit sucht, findet sie auch.“

Von einer solchen Ignoranz ha-
ben die Gewerkschaften endgültig 
die Nase voll. Sie verlangen einen 
Politikwechsel, um in Zukunft Kri-
sen zu verhindern, deren Zeche 
vor allem die ArbeitnehmerInnen 
zahlen. In Madrid, Brüssel, Prag 
und am 16. Mai in Berlin gehen 
europäische GewerkschafterInnen 
gemeinsam auf die Straße, um 
von den nationalen Regierungen 
und der EU zu fordern: „Die Krise 
nachhaltig bekämpfen. Wir wollen 
einen Sozialpakt für Europa! Die 
Verursacher müssen zahlen.“

DGB und EGB fordern unter 
anderem ein erweitertes Konjunk-
turprogramm, eine Neuausrichtung 
der Europäischen Zentralbank auf 
Wachstum und Vollbeschäftigung, 

eine strenge Regulierung der Fi-
nanzmärkte und einen starken 
Sozialstaat.

Die Demonstration in Berlin 
beginnt mit zwei Auftaktkundge-
bungen um 11 Uhr – zum einen am 
Kapelleufer (Hauptbahnhof) und 
zum anderen am Breitscheidplatz 
(Nähe Bahnhof Zoo). Dort werden 
neben GewerkschafterInnen auch 
VertreterInnen sozialer Bewe-
gungen wie attac, von Erwerbslo-
seninitiativen sowie von weiteren 
Verbänden und Organisationen 
wie der AWO, der Katholischen 
Arbeitnehmer-Bewegung oder 
dem Paritätischen Gesamtverband 
sprechen. Die Demonstrationszüge 
setzen sich um 12.30 Uhr in Be-
wegung. Die Hauptkundgebung 
beginnt um 14 Uhr an der Sieges-
säule (Straße des 17. Juni). Dort re-
den neben dem DGB-Vorsitzenden 
Michael Sommer und dem EGB-
Generalsekretär John Monks die 
Vorsitzenden von IG Metall, ver.di 
und der IG BAU, Berthold Huber, 
Frank Bsirske und Klaus Wiesehü-
gel sowie Agnes Jongerius, die 
Vorsitzende des niederländischen 
Gewerkschaftsbundes FNV.   •
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„… wir drin-
gend einen 
neuen Sozial-
pakt in Euro-
pa und mehr 
Zusammenhalt 
brauchen.“

Maciej Jankowski, stellvertretender 
Vorsitzender von NSZZ Solidarnosc, 
Polen 
„… Europa meine Heimat ist. 
Die europäischen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
können nur etwas erreichen, 
wenn sie sich zusammen-
schließen.“
Nicoletta Rocchi, CGIL, Italien
„… ich ein deutliches Zeichen 
für die Einheit und Solidarität 

der Beschäftigten in Europa und 
der Welt setzen will, die nicht 
die Verursacher, sondern die 
größten Opfer der Krise sind.“
Bernard Thibault, Vorsitzender der 
CGT, Frankreich

„… wir ge-
meinsam dafür 
sorgen müssen, 
dass nicht die 
Beschäftigten 
in Europa die 
Zeche für den 

Bankrott des neoliberalen 
Irrwegs zahlen.“
Wolfgang Katzian, Vorsitzender der 
Gewerkschaft der Privatangestellten, 
Druck, Journalismus, Papier (GPA-
djp), Österreich 

„… ich solidarisch mit allen 
europäischen Gewerkschaften 
für ein soziales Europa mit men-
schenwürdigen Jobs kämpfe.“
Agnes Jongerius, Vorsitzende der 
FNV, Niederlande

„… wir zeigen 
wollen, dass 
die verschiede-
nen Demons-
trationen im 
Rahmen der 

EGB-Aktionstage zusammenge-
hören: von Madrid über Brüssel 
und Prag bis Berlin setzen die 
europäischen Gewerkschaften 
gemeinsam ein deutliches Zei-
chen für einen Politikwechsel.“ 
Rafael Lamas, FTGB, Belgien

Wir demonstrieren in Berlin, weil …
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Für eine 
gerechte Rente
Die Rentenreformen der ver-
gangenen Jahre haben sich vor 
allem als eines erwiesen: als er-
hebliche Kürzungsmaßnahmen. Ein 
gesicherter und würdiger Lebens-
standard im Alter ist damit für viele 
Menschen nicht mehr möglich, viel-
mehr droht ein massiver Anstieg 
der Altersarmut. Besonders in der 
Kritik steht dabei die „Rente mit 
67“. Mit dem zweiten Monitoring-

I G  M e t a l l

Jung, prekär, 
ausgebremst
Praktika, Leiharbeit und befristete 
Jobs prägen immer mehr die Ar-
beitswelt der jungen Generation – 
das zeigt eine aktuelle Studie von 
TNS Infratest im Auftrag der IG 
Metall. Der Zweite Vorsitzende der 
IG Metall, Detlef Wetzel, kritisiert: 
„Das Normalarbeitsverhältnis ist 
auf dem Rückzug. 30 Prozent der 
Erwerbstätigen unter 35 Jahren 
arbeiten in prekären Arbeitsver-
hältnissen.“ Bei Berufseinsteigern 
unter 24 Jahren sind sogar vier von 
zehn Beschäftigten in befristeten 
Arbeitsverhältnissen, stellt Wetzel 
fest. Dabei sei die junge Generation 
sehr motiviert, werde aber durch 
die vorherrschenden Arbeitsbedin-
gungen ausgebremst. 

Die Studie belegt außerdem, 
dass die soziale Herkunft weiterhin 
ganz entscheidend für den Verlauf 
der beruflichen Karriere ist. Haupt-
schülerInnen hätten fast keine 
Chance, den Abstieg ins „Prekari-
at“ zu vermeiden. Der Erste Vorsit-
zende der IG Metall Berthold Huber 
fordert deshalb: „Es muss Schluss 
sein mit der Generation Praktikum, 
Schluss mit der Generation Leih-
arbeit, Schluss mit der Generation 
Befristung.“   •
www.einblick.dgb.de/links

bericht „Rente mit 67 – Erhöhtes 
Risiko von Einkommenseinbußen 
und Altersarmut“ weist das „Netz-
werk für eine gerechte Rente“ er-
neut auf diese Problematik hin. Im 
Fokus des Berichtes stehen eine 
empirische Analyse der Einkom-
menslage, das Armutsrisiko im Al-
ter und eine fundierte Prognose zur 
zukünftigen Entwicklung des Alters-
einkommens. Mitglied im Netzwerk 
sind neben dem DGB unter anderem 
der Paritätische Gesamtverband, 
der Sozialverband Deutschland 
VdK sowie die Volkssolidarität.   •
Download: www.einblick.dgb.de/hintergrund

D G B - J u g e n d

Kampagne für 
gute Ausbildung
Unter dem Motto „Gute Ausbil-
dung, gute Arbeit, gutes Leben“ 
startet die DGB-Jugend eine neue 
Kampagne. Zentrale Forderung für 
das Superwahljahr 2009 ist ein 
Grundrecht auf Ausbildung in der 
Verfassung. Ein weiterer Schwer-
punkt: Die junge Generation sieht 
sich an vielen Punkten ihres Be-
rufslebens mit prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen konfrontiert. 
Darum macht sich die DGB-Jugend 
auch für gerechte und soziale Le-
bens- und Arbeitsverhältnisse 
stark. Ein erster Höhepunkt in der 
Mobilisierung der Kampagne ist die 
Demonstration von DGB und EGB 
am 16. Mai in Berlin (siehe Seite 5). 
Die DGB-Jugend ruft alle Mitglieder 
zur Teilnahme auf.   •
www.dgb-jugend.de

Die GEW fordert 
die Einstellung von 
bundesweit 47 000 Er-

zieherInnen und Kinderpfl e-
gerInnen für die Umsetzung 
des Kita-Krippenprogramms 
bis 2014. Das sei der kon-
krete Bedarf an Neueinstel-
lungen, den die Arbeitsstelle 
für Kinder- und Jugendhilfe 
der TU Dortmund im Auftrag 
der GEW berechnet habe.

Die IG BAU sieht in 
der Förderung des 
Mietwohnungsbaus 

eine Möglichkeit, in der Krise 
weitere Investitionsanreize 
zu schaffen. Als Zusatzmaß-
nahme zu den staatlichen 
Konjunkturpaketen könne 
das einen Einbruch der Bau-
investitionen nach Ablauf 
der Konjunkturpakete in 
2010 verhindern. Der Bedarf 
an bezahlbarem Wohnraum 
sei hoch, bekräftigte der 
IG BAU-Vorsitzende Klaus 
Wiesehügel.

Im Rahmen der 
Kampagne „Sicher 
unterwegs“ haben 

TRANSNET und GDBA an meh-
reren Bahnhöfen in Deutsch-
land Reisende zu ihrem Sicher-
heitsempfi nden in Zügen be-
fragt. Die Ergebnisse der Um-
frage, in der es auch um Fra-
gen wie Videoüberwachung 
oder mehr Personal für die 
Sicherheit ging, werden jetzt 
zentral ausgewertet.

Die NGG warnt vor 
einem „Vernichtungs-
wettbewerb“ in der 

Ernährungswirtschaft – vor 
allem in der Milchwirtschaft. 
Es müssten Regeln „im 
Interesse der Menschen“ 
aufgestellt werden, um die 
Preisspirale nach unten zu 
stoppen.

kurz&bündig

D G B

Verbindliche 
Regeln für alle
Für viele Unternehmen ist Cor-
porate Social Responsibilty (CSR) 
wenig mehr als eine freiwillige 
Selbstverpflichtung. DGB und 
Gewerkschaften stellen dem ihr 
10-Punkte-Papier „Verbindliche 
Regeln, die für alle gelten“ mit 

„ F a l l  E m m e l y “

Petition 
eingereicht
Mit scharfer Kritik aus Politik, 
Medien und Gewerkschaften ist 
im Februar das Urteil des Berliner 
Landesarbeitsgerichts im Fall der 
gekündigten Supermarkt-Kassiere-
rin („Fall Emmely“) aufgenommen 
worden. Das Komitee „Solidarität 
mit Emmely“ hat nun eine Petition 
beim Deutschen Bundestag einge-
reicht, um Kündigungen aus Ba-
gatellgründen ohne vorherige Ab-
mahnungen künftig gesetzlich aus-

zuschließen. Der Hintergrund: Der 
Arbeitgeber hatte der 51-Jährigen 
Mitarbeiterin gekündigt, weil sie 
angeblich Pfandbons im Wert von 
1,30 Euro nicht ordnungsgemäß 
eingelöst hatte. Im Komitee enga-
gieren sich vor allem Mitglieder und 
Aktive aus der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di.

ver.di forderte die Politik auf, 
notwendige Änderungen im Ar-
beitsrecht, speziell im Kündigungs-
recht, auf den Weg zu bringen. 
Außerdem hofft ver.di, dass die öf-
fentliche Diskussion zu mehr Sensi-
bilität bei JuristInnen führt.   •
www.einblick.dgb.de/links

Forderungen zur gesellschaftlichen 
Verantwortung von Unternehmen 
entgegen. Besonders wichtig ist 
den Gewerkschaften, dass frei-
willige CSR-Konzepte kein Ersatz 
für nationale, europäische und 
internationale Rechtsvorschriften 
sein können. Außerdem sind DGB 
und Gewerkschaften überzeugt: 
Glaubwürdig sind CSR-Strategien 
von Unternehmen nur dann, wenn 
auch arbeitnehmerfreundliche Ar-
beits- und Mitbestimmungsstruk-
turen existieren. Das setze beson-
ders auf internationaler Ebene ein 
verbindliches Regelwerk voraus. 
Um die Einhaltung solcher Regeln 
zu gewährleisten, fordert der DGB 
Haftungsregeln bei Verstößen.   •
Download: www.einblick.dgb.de/hintergrund
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MEINUNG
In beide Richtungen

Das noch von der grünen 

Verbraucherschutzministerin 

Renate Künast vorgelegte 

Verbraucherinformationsge-

setz (ViG) trat im Mai 2008 

unter der großen Koalition 

in Kraft.

Verbraucher haben durch 

das ViG Anspruch auf 

(Behörden-)Informationen 

zu bestimmten Produkten 

(derzeit Lebensmittel, Kos-

metika und „Bedarfsgegen-

stände“ wie Spielzeug).

Außerdem haben Behörden 

ihrerseits das Recht, aktiv 

über ihnen vorliegende und 

für VerbraucherInnen wich-

tige Sachverhalte zu diesen 

Produkten zu informieren – 

auch ohne Verbraucheran-

frage.

Mehr zum ViG und zum 
10-Punkte-Papier des DGB zu CSR:
www.einblick.dgb.de/hintergrund

einblick 8/09

Finanzmärkten gehört auch: Mehr Rech-
te für Verbraucher. Wir brauchen drin-
gend einen TÜV für Finanzprodukte, eine 
klare Risikokennzeichnung sowie eine 
klare Information der Verbraucher über 
alle Kosten des Finanzprodukts – von 
Abschluss- und Verwaltungs- bis zu den 
Kapitalanlagekosten. Und wir brauchen 
einen Ausbau von Angeboten an unab-
hängiger Finanzberatung. Denn: Provi-
sionsgetriebene Anlageberater sind die 
falschen Ratgeber. Eine verbraucher- und 
arbeitnehmerorientierte Finanzberatung 
muss durch qualifizierte Anlageberater 
durchgeführt werden. Bankmitarbeite-
rInnen brauchen faire Gehälter, jedoch 
keine ausufernden Provisionsbestand-
teile in ihrem Einkommen. Dann wird 
endlich der Zwiespalt zwischen eigener 
Einkommensmaximierung und einer 
Risiken abwägenden Anlageberatung 
beendet.   •

➜

„Jetzt gilt es: Fragen Sie nach!“ So pries das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz im Mai 2008 das neue Verbrau-
cherinformationsgesetz (ViG) an: Alle Verbrauche-
rinnen und Verbraucher sollten die Möglichkeit 
erhalten, sich gezielt über Produkte zu informieren 
– bei speziellen Internetangeboten oder direkt bei 
Behörden. Das ViG sollte Verbrauchern die Mög-
lichkeit geben, selbst aktiv zu werden. Auf Anfrage 
müssen Behörden mitteilen, welche Informationen 
ihnen über bestimmte Produkte vorliegen.

Ein Jahr ViG – was hat es gebracht? Es gewährlei-
stet erstmals individuelle Informationsansprüche der 
Verbraucherinnen und Verbraucher. Und es schützt 
gewissenhafte Anbieter und Produzenten vor „schwar-
zen Schafen“. Ein Meilenstein für die Verbrau-
cherpolitik ist das ViG aber bisher nicht.

Das liegt nicht an seiner politischen Zielsetzung, 
sondern vielmehr an seiner konkreten Umsetzung: 
Zu lange Bearbeitungszeiten, zu hohe Gebühren für 
eine Anfrage, keine alltagstauglichen Auskünfte – 
das sind die Erfahrungswerte. Auch der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband (vzbv) hat in einem 
bundesweiten Behördentest diese Kritik bestätigt: 
Das ViG führt noch nicht zur gewünschten Ver-
braucheraufklärung oder zu erhöhter Transparenz. 
Außerdem fehle eine klare Zuständigkeit auf 
Behördenseite: In vielen Fällen ist schlicht nicht 
klar, an welche Behörde Verbraucher sich wenden 
müssen. Und die angekündigten Informationsange-
bote im Internet sind bisher eher dürftig.

Aber ist ein Verbraucherinformationsgesetz in 
Zeiten einer weltweiten Wirtschaftskrise wirklich 
ein Thema für die aktuelle politische Agenda? 
Und sollten Gewerkschaften sich gerade jetzt mit 
Verbraucherpolitik beschäftigen? Die Antwort auf 
beide Fragen: eindeutig ja. Diverse Beispiele der 
vergangenen Jahre zeigen: Verbraucherschutz 
bleibt aktuell. Fleisch- und Lebensmittelskandale, 
unlautere und unerwünschte Telefonwerbung – aber 
eben auch eine für viele Kundinnen und Kunden ver-
heerende Anlageberatung bei hochriskanten Finanz-
produkten, die in der aktuellen Krise reihenweise 

Ein Jahr Verbraucherinformationsgesetz: Was es 
gebracht hat, was noch verbessert werden muss 
und warum Verbraucherschutz auch in der Krise 
ein Thema für die Gewerkschaften ist, beschreibt 
Christoph Hahn: Gerade beim Schutz vor riskanten 
Finanzprodukten hätten bessere Regelungen 
helfen können.

platzen – sind Themen, die wirksamen Verbrau-
cherschutz notwendig machen. Und ein besserer 
Verbraucherschutz ist immer auch ein „Mehr“ an 
Schutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Nicht zuletzt sind umfassende und transparente 
Produkt-, Herstellungs- und Marktinformationen 
auch ein wesentlicher Aspekt, um gute Arbeit durch-
zusetzen. Stichwort: Corporate Social Responsibility 
(CSR) – die „gesellschaftliche Verantwortung von 
Unternehmen“. DGB und Gewerkschaften haben 
aktuell in einem 10-Punkte-Papier zu CSR klare 
Positionen formuliert. Unternehmen müssen sich 
verbindlich dazu verpflichten, Arbeits- und Lebens-
bedingungen zu verbessern, zum dauerhaften Er-
halt der Umwelt beizutragen und die Verbraucher zu 
schützen. Solche CSR-Selbstverpflichtungen dürfen 
aber keine „Kosmetikmaßnahme“ für Image 
und Profil der Unternehmen bleiben.

Einen Wettbewerbsvorteil bei kritischen Verbrau-
chern sollte nur nachweislich sozial und ökologisch 
verantwortungsbewusst handelnden Unternehmen 
zu Gute kommen. Und dafür brauchen die Verbrau-
cher entsprechende Informationen. Freiwillige Be-
richterstattung – und hier schließt sich der Bogen zum 
ViG – reicht nicht aus. Nur mit umfassender Transpa-
renz und nur mit einer durch staatliche Institutionen 
garantierten Überprüfbarkeit der Unterneh-
mensauskünfte können Kunden gut informiert sein 
und daraus folgend gut und nachhaltig konsumie-
ren. Der geschützte und der mündige Verbraucher 
sind hierbei zwei Seiten derselben Medaille.

Der Gesetzgeber muss das ViG jetzt einer Funk-
tionsanalyse unterziehen. Aus Sicht des DGB wären 
folgende Verbesserungen wichtige erste Schritte. 
Erstens: Der Informationszugang muss kostenfrei 
werden. Zweitens: Die Anfrageverfahren müssen 
grundlegend abgekürzt werden. Wenn Unter-
nehmen gegen Lebensmittelvorschriften verstoßen, 
darf ihnen nicht eine zu lange Zeit eingeräumt wer-
den, um auf Behördenanfragen zu antworten. Drit-
tens: Bürokratische Hürden wie die ungeklärte Be-
hördenzuständigkeit müssen abgebaut werden.

Darüber hinaus muss der Geltungsbereich des 
ViG dringend erweitert werden. Informationsrechte 
und Auskunftspflichten über Finanzmarktprodukte 
müssen einbezogen werden – denn bisher gilt das 
ViG nur für bestimmte Produkte wie Lebensmittel, 
Spielzeug oder Kosmetika. Zu neuen Regeln auf den 

V e r b r a u c h e r i n f o r m a t i o n s g e s e t z

Noch kein Meilenstein

Christoph Hahn, 31, 
ist Referatsleiter für 
Verbraucherpolitik, 
Wohnungs- und 
Städtebaupolitik, 
OECD-Leitsätze und 
CSR beim DGB-Bun-
desvorstand.
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„Was bitte macht diese Krise mit uns? Müssen wir 
gar zurück auf die Bäume? Oder reicht es, wenn 
wir die Entdeckung Amerikas rückgängig machen? 
Damit wäre dann immerhin Opel gerettet.“

Thomas Becker, MDR 1 Radio Thüringen, in seinem „satirischen Wochen-
rückblick“, 26. April.

8

TEILZEIT: Im Osten überwiegend unfreiwillig

dieDGBgrafik

„Für die große Mehrheit der Betrof-

fenen in Ostdeutschland ist Teilzeitar-

beit offensichtlich eine Notlösung“, 

kommentiert DGB-Vorstandsmitglied 

Claus Matecki aktuelle Zahlen des 

Statistischen Bundesamtes: Denn fast 

zwei Drittel der Teilzeitbeschäftigten 

in den neuen Bundesländern und 

Berlin geben an, eigentlich Vollzeit 

arbeiten zu wollen – allerdings finden 

sie schlicht keine Vollzeitstelle.  

Der häufigste Grund für unfreiwillige 

Teilzeit im Westen: fehlende Kinder-

betreuungsangebote. ©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 0

8/
09

Quelle: Statistisches Bundesamt

* an 100 fehlende Prozentpunkte: 
Schulausbildung oder sonstige Aus- 
und Fortbildung, Krankheit, Unfallfolgen

Hauptgrund von Teilzeitbeschäftigten für die Teilzeittätigkeit (in Prozent)*

West

Vollzeittätigkeit
nicht zu finden

Vollzeittätigkeit
nicht gewünscht

Betreuung von Kindern oder
pflegebedürftigen Personen

Sonstige persönliche oder
familiäre Verpflichtungen

17,3

64,2

29,3

7,8

27,7

6,2

20,5

14,6

Ost (inkl. Berlin)

Schlusspunktl

••• Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) hat auf 
ihrem Gewerkschaftstag vom 25. 
bis 29. April einen neuen Vor-
stand gewählt – und dabei alle 
bisherigen Vorstandsmitglieder 
in ihrem Amt bestätigt. Alter und 
neuer Vorsitzender ist Ulrich 
Thöne, 57, der 78,6 Prozent der 
Delegiertenstimmen erhielt. Als 
stellvertretende Vorsitzende wurde 
Marianne Demmer, 62, wieder-
gewählt (65,4 Prozent). Demmer 
ist außerdem für den Organisati-
onsbereich Schule zuständig. Die 
weiteren Mitglieder des Vorstands: 
Petra Grundmann, 51, (Arbeits-
bereich Finanzen, 82,6 Prozent), 
Anne Jenter, 56, (Arbeitsbereich 

14./15.5.  DGB-Kapitalismus-
kongress „Umdenken – Gegenlen-
ken“, Berlin

15.-17.5.  DGB-Jugend, An-
tragsworkshop zur Bundesjugend-
konferenz, Berlin

16.5.  DGB und EGB, De-
monstration „Die Krise bekämpfen. 
Sozialpakt für Europa! Die Verursa-
cher müssen zahlen“, Berlin

19./20.5.  ver.di und Hans-
Böckler-Stiftung, Potsdamer Forum 
für Führungskräfte, Potsdam

21.-24.5.  GEW, Maimeeting 
2009, Steinbach/Taunus

23.5.  13. Bundesversamm-
lung – Bundespräsidentenwahl

26.5.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Innovation – ein 
Thema im Aufsichtsrat“, Göttingen

Frauenpolitik, 61,6 Prozent), Ilse 
Schaad, 60, (Arbeitsbereich Ange-
stellten- und Beamtenpolitik, 86,3 
Prozent), Norbert Hocke, 56, 
(Organisationsbereich Jugendhilfe 
und Sozialarbeit, 65,7 Prozent), 
Stephanie Odenwald, 59, (Or-
ganisationsbereich Berufliche Bil-
dung und Weiterbildung, 83,5 Pro-
zent), sowie Andreas Keller, 43, 
(Organisationsbereich Hochschule 
und Forschung, 92,4 Prozent).
••• Bernd Steinmann, 55, ist 
seit dem 1. Mai neuer Leiter der 
ver.di-Internetredaktion. Er folgt 
Hermann Schmid, 57, der in Al-
tersteilzeit gegangen ist.
••• Dr. Erich Standfest, bis 
zu seinem Ruhestand im Jahr 

2002 Leiter der Abteilung Sozi-
alpolitik sowie Vorstandssekretär 
beim DGB-Bundesvorstand, ist im 
April im Alter von 66 Jahren ver-
storben. Standfest war über 30 
Jahre für die deutschen Gewerk-
schaften aktiv: zunächst ab 1972 
beim Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Institut (WSI), ab 
1984 beim DGB-Bundesvorstand. 
Erich Standfest vertrat den DGB in 
diversen Selbstverwaltungsgremien 
der Sozialversicherungen – auch 
noch nach seinem Eintritt in den 
Ruhestand. „Wir verlieren mit Erich 
Standfest einen Menschen, der mit 
Leib und Seele Gewerkschafter 
war und sich stets für die sozialen 
Belange der Menschen eingesetzt 
hat“, würdigte DGB-Vorstand Diet-
mar Hexel in einem Nachruf.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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U n f a l l v e r s i c h e r u n g I

Brötchen holen nicht versichert
Wer denWeg zur Arbeit unterbricht, um sich Verpflegung zu ho-

len, genießt dabei nicht den Schutz der gesetzlichen Unfallversiche-
rung.

Der Fall: In der Frühe verließ die Arbeitnehmerin das Haus, um
mit ihrem PKW zur Arbeitsstelle zu fahren.Vor dem Fahrtantritt ging
sie in die gegenüber der Wohnung gelegene Metzgerei. Nach dem
Einkauf einer Brotzeit für die Arbeit rutschte sie bei Glatteis auf dem
Weg zu ihrem PKW im Hof der Metzgerei aus. Dabei brach sie sich
das rechte Schien- und Wadenbein. Der als Zugang zur Metzgerei
dienende Hof grenzt unmittelbar an die Dorfstraße an. Die Berufsge-
nossenschaft lehnte die Anerkennung als Arbeitsunfall ab. Die dage-
gen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg.

Das Bundessozialgericht: Die Arbeitnehmerin hat keinen Ar-
beitsunfall erlitten; denn nur der direkteWeg zurArbeit ist versichert.
Die Frau befand sich zum Zeitpunkt des Unfallereignisses nicht auf
demWeg von ihrerWohnung zu ihrer Arbeitsstätte, sondern auf dem
Hofgelände der Metzgerei und damit auf dem Rückweg vom Einkauf
zu dem üblichen Hinweg zur Arbeit. Dieser eingeschobeneWeg zum
und vom Einkauf ist nicht dem versicherten Weg von der Wohnung
zum Betrieb zuzurechnen. Die konkrete Verrichtung zum Unfallzeit-
punkt „Überqueren des Hofbereichs nach dem Erwerb der Brotzeit“
steht in keiner sachlichen Beziehung zum versicherten Zurücklegen
desWeges zur Arbeitsstätte.

U n f a l l v e r s i c h e r u n g I I

Helfer steht unter Versicherungsschutz
Wer auf einem Spielplatz inAbsprache mit der Mutter einem Kind

hilft und sich dabei verletzt, kann unter den Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung fallen.

Der Fall: Der zum Unfallzeitpunkt 14jährige wollte auf einem
Spielplatz einem fünfjährigen Mädchen helfen. Das Kind war hinter
einen Metallzaun auf das anliegende Betriebsgelände geraten und
kam aus eigener Kraft nicht wieder auf den höher gelegenen Spiel-
platz zurück. Es gelang dem jungen Helfer inAbsprache mit der Mut-
ter des Mädchens zwar, über den Zaun zu klettern und das laut wei-
nende Kind wieder zu seiner Mutter zu bugsieren. Beim an-
schließenden Zurückklettern blieb der 14jährige aber unglücklich mit
der Hand hängen und verletzte sich dabei so schwer, dass ihmÄrzte
im Krankenhaus den rechten Mittelfinger amputieren mussten. Seine
Klage auf Anerkennung des Unfalls als Arbeitsunfall hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Der Jugendliche kann zwar nicht als
Nothelfer angesehen werden; denn es hat keine erhebliche gegen-
wärtige Gefahr für die körperliche oder seelische Gesundheit des
Mädchens bestanden. Ihm kommt trotzdemVersicherungsschutz zu,
weil er mit seiner Hilfsaktion für die Mutter des Mädchens wie ein
abhängig Beschäftigter tätig geworden ist. Die kurze Dauer und der
geringe – wirtschaftliche – Wert der Hilfeleistung stehen nicht ent-
gegen. Über unversicherte Hilfeleistungen wie Anschwung geben,
Auffangen eines Kindes nach einem Sprung oder Trösten eines Klein-
kindes nach einem Sturz ist das Handeln des Jugendlichen nach Art
und Umfang deutlich hinausgegangen.

H a r t z I V

Lebensversicherung ist kein Vermögen
Eine Lebensversicherung muss nicht ohne weiteres zur Finanzie-

rung des Lebensunterhalts eingesetzt werden. Der Versicherte darf
das Geld behalten, wenn er damit nachweislich den Kauf oder den
Erhalt eines Grundstücks finanzieren will.

H a r t z I V

Verspätete Arbeitslosenhilfe verschont
Eine Nachzahlung von Arbeitslosenhilfe darf nicht als Einkom-

men oder Vermögen auf einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II
(Hartz IV) angerechnet werden.

T a x i s c h e i n

Bei Prüfung Hörgerät zulässig
Bei der Erteilung von Fahrerlaubnissen zur Fahrgastbeförde-

rung an Schwerhörige müssen moderne Hörhilfen berücksichtigt
werden.
Die bundesweit geltenden Begutachtungsleitlinien für die Kraft-
fahrereignung, die eine Messung des Hörverlustes ohne Hörhilfen
vorschreiben, müssen im Lichte der neuen Entwicklung im Bereich
der Hörgeräteakustik mit der Einführung volldigitaler Hörsysteme
großzügiger ausgegelegt werden.

Ä n d e r u n g s k ü n d i g u n g

Kann unverhältnismäßig sein
Eine verhaltensbedingte außerordentliche Kündigung, die mit

dem Angebot der Weiterbeschäftigung in einer niedrigeren Entgelt-
gruppe verbunden wird, ist nicht rechtens. Sie verstößt gegen den
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, da zwischen demVerhalten (Ver-
tragsstörung) und der Herabgruppierung kein innerer Zusammen-
hang besteht.

G l e i c h b e h a n d l u n g

Frauen bei Rente nicht bevorzugen
Eine gesetzliche Regelung, die vorsieht, dass Frauen ein Recht auf

Eintritt in den Ruhestand mit einem anderen Alter als Männer und
unter anderen Voraussetzungen in Bezug auf die erforderliche Min-
destdienstzeit haben, verletzt den Grundsatz des gleichen Entgelts
für Männer und Frauen.
Eine solche Regelung leistet nicht nur keinen Beitrag zur Lösung der
Probleme der Frauen im Beruf, sondern fördert sogar ihrAusscheiden
aus demArbeitsmarkt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundessozialgericht,
Urteil vom 2. Dezember 2008 – B 2 U 15/07 R

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 27. Januar 2009 –L 15 U 37/08

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 26. März 2009 - OVG 1 B 9.07

Landesarbeitsgericht Nürnberg,
Urteil vom 10. März 2009 - 7 Sa 31/08

Sozialgericht Koblenz,
Urteil vom 11. Februar 2009 - S 6 AS 734/07

Sozialgericht Düsseldorf,
Urteil vom 9. März 2009 - S 35 AS 12/07

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 8/09

einein
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blick

Europäischer Gerichtshof,
Urteil vom 16. März 2009 - C-559/07
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Das war erst der Auftakt
Es waren erfolgreiche drei Tage, 
mit denen die Gewerkschaften in 
Deutschland ein deutliches Signal 
gesetzt haben: Der DGB-Kapitalis-
muskongress am 14. und 15. Mai 
und die Großdemonstration von 
DGB und Europäischen Gewerk-
schaftsbund (EGB) am 16. Mai in 
Berlin mit 100 000 Demonstran-
tInnen haben klar gezeigt: Ein 
„Weiter so“, eine Rückkehr zur 
Tagesordnung darf es nach dieser 
Krise nicht mehr geben.

Doch genau das scheint bei vie-
len in Politik und Wirtschaft noch 
nicht angekommen zu sein. Es ge-

zufordern. „Wir wollen den Elan 
des erfolgreichen Kapitalismus-
Kongresses und der beeindru-
ckenden Großdemonstration ins 
Land tragen“, erklärt Sommer. Es 
gelte jetzt, „vor Ort und in Berlin 
Druck auf Politik, Wirtschaft und 
Arbeitgeber auszuüben mit den 
Zielen, Massenentlassungen zu 
vermeiden, Finanzmärkte zu regu-
lieren, eine neue Wirtschaftsord-
nung zu schaffen und die enormen 
Kosten der Krisenbewältigung von 
denen zahlen zu lassen, die uns 
die Misere eingebrockt haben.“ 
Er habe den Eindruck, „dass ei-
nige führende Politiker begriffen 
haben, dass der DGB und seine 
Einzelgewerkschaften mit diesen 
Zielen machtvoll die Interessen der 
großen Mehrheit der Bevölkerung 
vertreten. Diese Chance gilt es zu 
nutzen“.

Und Gelegenheit dafür gibt es 
genügend – nicht nur national, 
sondern vor allem auch auf euro-
päischer und internationaler Ebene. 
Schon die Europawahl am 7. Juni 
bietet allen Bürgerinnen und Bür-
gern die Chance, ein Zeichen für 
die soziale Bewältigung der Krise 
zu setzen – ebenso wie die Bun-
destagswahl im September.

Und auch international geht 
das „Krisenmanagement“ weiter. 
Ab dem 3. Juni findet in Genf die 
Jahreskonferenz der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) statt. 
„Wir werden auf der ILO-Konferenz 
einen globalen Pakt für Jobs ver-
handeln“, kündigte Guy Ryder, 
Generalsekretär des Internationa-
len Gewerkschaftsbundes (IGB), 
an. Außerdem sind Anfang Okto-
ber 120 Gewerkschaftsvorsitzende 
aus aller Welt zur IGB-Exekutive zu 
Gast in Berlin: die beste Gelegen-
heit, das internationale gewerk-
schaftliche Krisenmanagement 
weiter voranzutreiben.   •

+  Frank Spieth (DIE LINKE) 
erinnert anlässlich der 

Debatten um Praxisgebühr 
und Zuzahlungen an den von 
Deutschland ratifizierten 
UN-Sozialpakt, der „ärztliche 
Betreuung für alle“ garan-
tiert. Das könnten sich wegen 
diverser Zuzahlungen jetzt 
schon nicht mehr alle leisten.

- Ungeachtet staatlicher 
Milliardenbürgschaften, 

für die letztlich alle Steuerzah-
ler aufkommen, bleibt die CDU 
beim Nein zu einer Vermögens- 
abgabe. CDU-Wirtschaftsexper- 
te Michael Meister fürchtet gar 
„Umverteilung“ von oben nach 
unten. Die führe dazu, „dass 
wir alle am Ende ärmer sind“.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.fair-heisst-mehr.de
Neue ver.di-Kampagne für 

faire Löhne im Handel

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB: 60 Jahre 

Grundgesetz aus 
gewerkschaftlicher Sicht

Am 16 Mai demonstrierten in Berlin 100 000 Menschen, darunter  
EGB-Generalsekretär John Monks, der DGB-Vorsitzende Michael  
Sommer, Grünen-Fraktionsvorsitzende Renate Künast und  
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske (v.l.n.r.).

be „unglaublich viele kleine Anzei-
chen dafür, dass in Wahrheit nicht 
viel geändert werden soll“, meint 
der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer. Beispiel G20: Es sei „bizarr“, 
mit welchem Aufwand Wirtschafts-
gipfel vorbereitet und andererseits 
mit wie viel Elan ihre Ergebnisse 
nicht umgesetzt würden, kritisiert 
Sommer mit Blick auf die Beschlüs-
se des Londoner G20-Gipfels.

In den kommenden Wochen 
und Monaten wird es deshalb 
darum gehen, die Umsetzung der 
diversen Versprechen aus Politik 
und Wirtschaft konsequent ein-

einblick 9/09

gewerkschaftlicher Info-Service vom 25.05.2009 9/09

inhalt

 
Seite 2/3

Druck gemacht
Die Aktionstage des Euro-

päischen Gewerkschaftsbunds 

und die DGB-Demo am 16. Mai  

in Berlin waren ein voller  

Erfolg: Europaweit demons-

trierten Hunderttausende

 
Seite 4

Jobpotenziale nutzen
Den sozialen Dienstleistungen 

droht ein Fachkräftemangel.  

Der DGB fordert bessere 

Bezahlung und Arbeitsbedin-

gungen in der Branche

 
Seite 6/7

Umdenken, Gegenlenken
Die Doppelseite zum DGB- 

Kapitalismuskongress: ein 

Überblick über Themen,  

Inhalte und Debatten

Fo
to

: D
G

B/
M

ic
ha

el
 H

er
m

an
n 

Eb
ne

r



2

9/09

EUROPÄISCHE AKTIONSTA GE 14.-16. Mai 2009

Brüssel

1

4

3

5 6

7

Madrid

Fo
to

s: 
R.

 G
ra

ef
 (6

), 
A.

 G
ra

ef
 (5

), 
DG

B/
 M

ic
ha

el
 H

er
m

an
n 

Eb
ne

r (
3)

, E
G

B 
(3

)

2

+++ Auftakt nach Maß: 150 000 Menschen demonstrieren zu Beginn 
der Aktionstage am 14. Mai in Madrid für ein soziales Europa. Dass so 
viele Menschen gerade in Spanien auf die Straße gehen, verwundert nicht. 
Das Land hat mit 17,4 Prozent die höchste Arbeitslosenquote Europas. Die 
geplatzte Immobilienblase macht vor allem Bauarbeiter arbeitslos. +++ 
Zwischen 150 000 und 200 000 Menschen hatte der EGB insgesamt zu 
den geplanten vier Demos erwartet – tatsächlich demonstrieren an den 
drei Tagen europaweit mehr als 350 000 Menschen – in Brüssel 
gehen 50 000 auf die Straße, in Prag 30 000 und in Berlin 100 000. 
Und nicht nur dort – auch in Bukarest, Luxemburg und Birmingham 
protestieren die Menschen dagegen, dass in Folge der Krise die Armut 
wächst und die Arbeitslosigkeit steigt. +++ Falls die Kanzlerin am 16. 
Mai vormittags im Dienst war, hat sie rot gesehen: Der Washingtonplatz 
vorm Berliner Hauptbahnhof, gegenüber vom Kanzleramt auf der ande-
ren Spreeseite, ist an diesem Tag in ein Meer von roten Gewerk-
schaftsfahnen getaucht (Foto 14). Zehntausende haben sich dort, 
einem Startpunkt der zwei Demonstrationszüge, versammelt, um unter 
dem Motto „Die Krise bekämpfen. Sozialpakt für Europa! Die 
Verursacher müssen zahlen“ einen grundlegenden Politikwechsel zu 

Mehr als 330 000 Demonstranten setzen in Madrid, Brüssel, 
Prag und Berlin im Rahmen der Aktionstage des Euro- 
päischen Gewerkschaftsbundes (EGB) vom 14. bis 16. Mai 
ein deutliches Zeichen dagegen, dass die Lasten der Krise 
den ArbeitnehmerInnen aufgebürdet werden.

„SOzIAL 
 UNRUHIG“ fordern. +++ Mehr als 40 000 TeilnehmerInnen reisen allein in den 17 

Sonderzügen und rund 600 Bussen an, die der DGB gechartert hat. 
Fast alle stehen mitten in der Nacht auf, um rechtzeitig einzutreffen. Pech 
für die Demonstranten, die mit dem Sonderzug aus Bonn kommen. Mit 
großer Verspätung – zwölf Minuten vorm Ende – treffen die Demons-
tranten bei der Hauptkundgebung an der Siegessäule ein. +++ Eine 
noch weitere Anreise haben viele GewerkschafterInnen, die aus euro-
päischen Nachbarländern, aus den Niederlanden, Frankreich, Belgien, 
der Schweiz oder Polen (Foto 5) gekommen sind, um gemeinsam mit 
ihren deutschen KollegInnen zu demonstrieren. Sie alle wollen ebenso 
wie die deutschen GewerkschafterInnen, die an den Protesten in Brüssel 
oder Prag teilnehmen, zeigen: Die Krise lässt sich nur international lösen, 
Protektionismus ist keine Lösung, wir lassen uns nicht gegeneinander 
ausspielen. „Ich demonstriere in Berlin“, erklärt stellvertretend für sie 
Agnes Jongerius, die Vorsitzende der niederländischen FNV, bei der 
Hauptkundgebung, „weil ich solidarisch mit allen europäischen Gewerk-
schaften für ein soziales Europa mit menschenwürdigen Jobs kämpfe“. 
+++ Schaeffler, Conti oder Volkswagen: Aus vielen Unternehmen, 
in denen die Beschäftigten längst die Krise – durch Auftragseinbrüche, 
drohende Insolvenz, Entlassungen oder Kurzarbeit – am eigenen Leib 
spüren, sind ganze Betriebsgruppen angereist. +++ Neben Gewerkschaf-
terInnen demonstrieren auch VertreterInnen von Erwerbsloseninitia-
tiven, Wohlfahrtsverbänden oder sozialen Bewegungen wie dem 
globalisierungskritischen Netzwerk attac, SchülerInnen mobilisieren für 
den Bildungsstreik im Juni, auch eine kleine Gruppe Autonomer hat sich in 
den Demo-Zug eingereiht. +++ So verschieden wie die TeilnehmerInnen 
sind, so vielfältig sind auch ihre Transparente und Protestformen. 
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Viele artikulieren mit selbst entworfenen Plakaten ihre Wut über die der-
zeitige Politik. Die ver.di-Jugend trägt in einem blumengeschmückten 
Sarg den Kapitalismus symbolisch zu Grabe (Foto 11): „Seine Zeit 
war gekommen.“ IG Metall-Jugendliche werben für die „Operation 
Übernahme“, in der sich Azubis organisieren, die in Folge der Krise nach 
der Ausbildung von ihrem Betrieb nicht übernommen werden. Und die IG 
BAU hat den „Kapitalismuskritikhammer“ mit nach Berlin gebracht 
(Foto 8). +++ „Soziale Unruhe statt unsoziale Ruhe“, fordert ein 
Demonstrant. Die von Michael Sommer vor einigen Wochen vorherge-
sagten Unruhen in Folge der Krise, herbe von Politik und Medien kritisiert, 
werden von vielen aufgegriffen. Offensiv bekennen sie: „Wir sind sozi-
al unruhig.“ Ein Sticker der Gewerkschaftsjugend, der das verkündet, 
wird zum Renner. Ob Gewerkschaftsvorsitzender oder Jugendvertreterin: 
Sie alle heften sich den Button an die Brust. Selbst SPD-Vorsitzender 
Franz Müntefering (Foto 6) oder die zahlreich auf der Demo vertretene 
grüne Prominenz – von Fraktionschefin Renate Künast bis zum Parteivor-
sitzenden Cem Özdemir – bekennen sich zur „sozialen Unruhe“. +++ 
Mit deutlichen Worten treffen die Redner bei der Hauptkundgebung 
den Nerv der meisten Demonstranten. Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer wirft der Politik vor, im Kampf gegen die Krise bisher versagt 
zu haben. Nicht nur Hedgefonds oder Kreditspekulanten wären verant-
wortlich. Schuld seien auch „jene Politiker in Deutschland und Europa, die 
ihnen auf den Leim gegangen sind, die alle Schleusen für Voodoo-
Geldgeschäfte geöffnet und dabei jeden Schutzdamm gegen 
die grenzenlose Gier eingerissen haben“. Deutschland brauche ein 
drittes Konjunkturprogramm – und zwar jetzt, nicht erst nach der Bundes-
tagswahl. Es müsse außerdem dafür gesorgt werden, dass sich eine solche 

Krise niemals wiederholen könne, betont Sommer. +++ Berthold Hu-
ber, Erster Vorsitzender der IG Metall, fordert einen „Schutzschirm für 
Beschäftigte und Betriebe“, den die Politik mit Krediten, Bürgschaften 
und öffentlichem Beteiligungskapital bilden müsse. „Viele Betriebe ste-
hen vor dem Aus, wenn die Politik nicht eingreift. Hunderttausende von 
Existenzen stehen auf dem Spiel“, stellt Huber fest. Er appelliert an Bund 
und Länder, „die Industrie und die Arbeitsplätze nicht absaufen zu lassen“. 
+++ Für den ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske handelt es sich um eine 
„Krise des Kapitalismus von wahrhaft historischem Ausmaß“. 
Bsirske beklagt eine „ungeheure Umverteilung von unten nach oben“. 
So sei es richtig, dass Banken vom Staat gestützt würden. Dabei müsse 
aber gelten: „Keine Leistung ohne Gegenleistung!“ Im Gegenzug 
müsse der Staat mehr Einfluss auf deren Geschäftspolitik bekommen. Mit 
Blick auf die kommenden Wahlen fordert Bsirske: „Keine Stimme den 
Hungerlohn-Lobbyisten“ – also für die Parteien, die sich konsequent 
der Forderung nach einem gesetzlichen Mindestlohn verschließen. +++ 
„Auch ich habe früher gern auf das Bild vom Casino-Kapitalismus zurück-
gegriffen“, erklärt der EGB-Generalsekretär John Monks. „Doch dann 
stellte ich fest, dass Casinos ehrlicher betrieben und auch effek-
tiver reguliert werden als so manche Bank.“ Monks kritisiert das 
derzeitige Krisenmanagement der EU-Eliten und fordert einen neuen So-
zialpakt für Europa. +++„Hunderttausend sind noch nicht genug, 
wir müssen Millionen werden“, sagt der IG BAU-Vorsitzende Klaus 
Wiesehügel und ruft die Demonstranten auf: „Geht zurück in eure Be-
triebe und redet mit euren Kollegen, die heute nicht hier sind.“ Er mahnt: 
„Wenn wir keinen Widerstand leisten, dann wird der Staat geplündert. 
Dann setzen sich die durch, die wollen, dass alles so weitergeht wie bisher, 
und die dafür auch noch Geld vom Staat verlangen. Für diese Schulden 
müssen wir und unsere Kindeskinder aufkommen. Das ist kein Staat, wie 
wir ihn wollen, das ist auch keine Politik, die wir akzeptieren.“ +++ 

Fotos 1-14: Momentaufnahmen von der Demonstration am 16. Mai in Berlin
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Wechseln Sie jetzt zur Nr.1  

in der privaten Krankenversicherung !

erfahren. sicher. günstig.

Debeka-Hauptverwaltung

Ferdinand-Sauerbruch-Straße 18

56058 Koblenz

Telefon (02 61) 4 98 - 0

www.debeka.de

Krankenversicherungsverein a. G.

Größte Selbsthilfeeinrichtung des 
öffentlichen Dienstes auf dem  
Gebiet der Krankenversicherung

K u r z a r b e i t

So geht’s
Das Archiv „Betriebliche Vereinba-
rungen“ der Hans-Böckler-Stiftung 
(HBS) hat in einer aktuellen Über-
sicht über 30 Betriebsvereinba-
rungen zum Thema „konjunkturbe-
dingte Kurzarbeit“ aus den letzten 
14 Jahren ausgewertet.

Das Papier der HBS zeigt: Es 
gibt für die betrieblichen Akteure 
und die Arbeitnehmervertrete-
rInnen auch in Krisenzeiten diverse 
Möglichkeiten, die Kurzarbeits-
regelungen konstruktiv und für 
jeden Betrieb und jedes Unter-
nehmen individuell zu gestalten. 
So umfassen die ausgewerteten 
Betriebs- und tariflichen Verein-
barungen etwa Regelungen zu 
Zuschüssen aufs Kurzarbeitergeld, 
zur Beteiligung des Betriebsrats bei 
Entscheidungen über Kurzarbeit, 
zum Thema „Kurzarbeit und Quali-

S o z i a l e  B e r u f e

Jobpotenziale 
nutzen
Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur für Arbeit hat in einer aktu-
ellen Analyse den Arbeitsmarkt und 
die Verteilung der offenen Stellen im 
letzten Quartal 2008 genauer unter 
die Lupe genommen. Eines der Er-
gebnisse: In industriellen Branchen 
und bei sozialen Dienstleistungen 
sind nahezu gegenläufige Entwick-
lungen zu beobachten. Während 
sich in den Bereichen Metall, Ma-

Die DGB-Kampagne 
zur Alterssicherung 
(„Rente muss zum 

Leben reichen“) ist von der 
Fachzeitschrift Werben&Ver-
kaufen in der Rubrik „Effi -
zienz von Plakaten“ unter 
den Top-Ten-Kampagnen in 
Deutschland gelistet worden 
(Platz 7).

Die Homepage der 
IG BCE-Jugend prä-
sentiert sich seit der 

Bundesjugendkonferenz 
der Gewerkschaft (8. bis 10. 
Mai in Halle/Saale) in neuem 
Design. Der Clou der „neuen 
Optik“: Je nach „Saison“ 
und Jahreszeit präsentiert 
sich das Online-Angebot in 
verschiedenen Farben. 
www.igbce-jugend.de

kurz&bündig fizierung“ sowie zum Umgang mit 
Leiharbeit in Kurzarbeitsphasen.

Außerdem hat das HBS-Archiv 
eine weitere aktuelle Auswertung 
von Betriebsvereinbarungen zum 
Thema Videoüberwachung am Ar-
beitsplatz veröffentlicht.   •
www.einblick.dgb.de/links

schinenbau, Elektro und Fahrzeug-
bau laut IAB die Zahl der offenen 
Stellen im Vergleich zum Vorjahr 
halbierte, stieg sie bei den sozialen 
Dienstleistungen um ein Drittel.

Damit gehörten die sozialen 
Berufe im Herbst 2008 erstmals 
zu den „Top 5“ beim Arbeitskräf-
tebedarf – eine Liste, zu der sonst 
vor allem Ingenieurberufe zählten. 
Laut einer IAB-Befragung erwar-
ten viele Betriebe im Bereich der 
sozialen Dienstleistungen einen 
„steigenden Bedarf, aber auch 
Personalengpässe“.

DGB-Vorstandsmitglied Anne-
lie Buntenbach forderte angesichts 
der IAB-Ergebnisse eine ordentliche 
Bezahlung und bessere Arbeitsbe-
dingungen für soziale Berufe – nur 
so könne die Branche mehr und ge-
eignete Fachkräfte gewinnen. „Ge-
rade in der Krise können wir es uns 
nicht erlauben, Jobpotenziale bei 
den sozialen Berufen ungenutzt zu 
lassen“, erklärte Buntenbach.   •
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Beteiligung 
macht stark

Nach rund drei Jahren inten-

siver Arbeit findet ein wei-

teres Projekt der gewerk-

schaftsübergreifenden Ini-

tiative Trendwende seinen 

Abschluss: Die Beteiligten 

des Projekts „Mitbestim-

mung & Teilhabe“ werden 

am 25. Juni in Hannover ihre 

Ergebnisse präsentieren.

Darüber hinaus sollen auf 

der Abschlussveranstaltung 

unter dem Motto „Beteili-

gung MACHT stark“ Erfah-

rungen über Partizipation in 

Betrieb und Gewerkschaft 

ausgetauscht werden. 

Perspektiven einer auf 

Beteiligung ausgerichteten 

Mitbestimmung sind ein 

weiterer Schwerpunkt der 

Diskussionen.

Bereits einen Tag vor der 

Abschlussveranstaltung, am 

24. Juni, findet ebenfalls in 

Hannover das Mitbestim-

mungsforum 2009 von DGB 

und Hans-Böckler-Stiftung 

statt.

Wer über Zukunft und 

Perspektiven der Mitbestim-

mung diskutieren will – für 

den heißt es also im Juni: 

ab nach Hannover.

Im Internet

www.beteiligung-
macht-stark.de

Alle Infos zu den 
Veranstaltungen online

Aufsichtsrätin des Monats im Mai ist Alexandra Krieger. Hauptberuflich lei-
tet sie das Wirtschaftsreferat I in der Abteilung Mitbestimmungsförderung der 

Hans-Böckler-Stiftung – eine echte Mitbestimmungsexpertin 
also. Zu ihren Arbeits- und Forschungsschwerpunkten gehört unter anderem Unter-
nehmensfinanzierung über den Kapitalmarkt und Finanzinvestoren. Seit April 2008 ist 
Krieger Mitglied im Aufsichtsrat der Commerzbank AG. Unternehmensmitbestimmung 
sei deshalb so wichtig, weil dadurch Arbeitnehmerinteressen institutionell vertreten 
würden und „nicht jeder einzelne selbst für seine Interessen einstehen muss“, sagt 
Krieger. Das komplette Porträt auf der Homepage zur Aktion „Aufsichtsrat des Monats“: 
www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats

„Für Arbeitnehmerinteressen einstehen“
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43,4
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USA

Offshore-Finanzzentren

Schweiz

Russland

Kanada

Offshores auf 
zweitem Platz
Die fünf wichtigsten, nicht zur EU 
gehörenden Empfänger von Direkt-
investitionen (DI) aus der EU-27 
(DI in Milliarden Euro)

Im Jahr 2008 flossen aus der Euro-
päischen Union 28 Prozent weniger 
Direktinvestitionen (DI) in 
Drittländer als noch 2007 – auch 
eine Folge der Krise. Nach der 
Definition von Eurostat sind DI 
solche Investitionen, mit denen 
sich Unternehmen aus EU-Staaten 
Beteiligungen an Unternehmen 
in Nicht-EU-Staaten sichern. Auf 
Platz zwei der DI-Flüsse liegen – 
wie auch 2007 – immer noch so 
genannte Offshore-Finanzzentren. 
EU-Unternehmen „investierten“ 
also am zweithäufigsten in Ländern 
wie Liechtenstein, Andorra, den 
Bahamas oder den Jungferninseln.
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••• Der DGB Sachsen lädt am 
9. Juni zu einem Koordinati-
onstreffen ins Dresdner Ge-
werkschaftshaus ein, bei dem ein 
„Bündnis für Mobilitätstickets in 
Sachsen“ geschmiedet werden soll. 
Vorbild ist das Land Brandenburg, 
wo es seit 2008 Mobilitätstickets 
für den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) gibt. Mit den sub-
ventionierten und preisgünstigen 
Tickets soll sozial und finanziell 
Schwächeren, wie etwa Hartz-IV-
EmpfängerInnen, die Benutzung 
des ÖPNV erleichtert werden.
www.dgb-sachsen.de

••• Der DGB NRW setzt seine 
kürzlich gestartete Veranstal-
tungsreihe „Düsseldorfer-Krisen-
Gespräche“ fort: Am 26. Mai dis-
kutieren GewerkschafterInnen mit 
VertreterInnen aus Politik und Wirt-
schaft beim inzwischen dritten „Kri-
sengespräch“ gewerkschaftliche 
Impulse zum Thema „Perspektiven 
für Europa“. Mit dabei ist unter 
anderem der stellvertretende EGB-
Generalsekretär Reiner Hoffmann.
www.nrw.dgb.de

interregio

B u c h

Erfolgssystem
Gerade frisch aus der Drucker-
presse kommt ein Sammelband 
zur Mitbestimmungspolitik in 

B a d  B a n k s

Stresstest 
gefordert
Das vom Bundeskabinett be-
schlossene Konzept zur Einrich-
tung so genannter Bad Banks sei 
„in dieser Form unzureichend, die 

Bankenkrise zu lösen“, kritisierte 
DGB-Vorstandsmitglied Claus Ma-
tecki. Grundsätzlich seien die Ge-
werkschaften dafür, den Banken zu 
helfen – aber nicht bedingungslos. 
Matecki forderte unter anderem ei-
nen „Stresstest“ für Not leidende 
Banken: Erst bei offenen Büchern 
und transparenter Gläubigerstruk-
tur könne entschieden werden, 
„welche Bank systemrelevant ist 
und gerettet werden muss“.

Außerdem kritisierte Matecki die 
Anleihe, die der Bund den Bad Banks 
garantiert. Sie soll aus der Verwer-
tung der „Schrottpapiere“ finanziert 
werden. Laufe diese Verwertung 
schlecht, würden die Steuerzahler-
Innen die Lasten tragen.   •

Deutschland aus dem Schüren 
Verlag. „Never change a winning 
system – Erfolg durch Mitbestim-
mung“ ist der Titel, DGB-Vor-
standsmitglied Dietmar Hexel der 
Herausgeber. Der Redaktion des 
Bandes, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des DGB-Bundesvorstands, 
ist mit der Zusammenstellung der 
Beiträge und AutorInnen ein um-
fassender Überblick gelungen: Ob 
Industrie- oder Dienstleistungsge-
werkschaft, ob betriebliche Praxis 
oder überbetriebliche Projekte, ob 
Unternehmens- oder betriebliche 
Mitbestimmungsgremien – alle 
wichtigen und aktuellen mitbestim-
mungspolitischen Debatten und 
Schwerpunkte der Gewerkschaften 
werden in dem Band angespro-
chen. Eine Leseprobe gibt es online 
unter: www.einblick.dgb.de/links   •
Dietmar Hexel (Hrsg.): Never change a 
winning system – Erfolg durch Mitbestim-
mung, Schüren Verlag, Marburg 2009, 
160 Seiten, 14,90 Euro.
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THEMEN 
UND zITATE
In fünf Themenforen diskutierten 
die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des Kongresses Alterna-
tiven zum Kasino-Kapitalis-
mus und Neoliberalismus. Am 
ersten Kongresstag analysierten 
die fünf Foren den Status Quo, am 
zweiten Tag ging es um gewerk-
schaftliche und gesellschaftliche 
Handlungsoptionen. 
+++ Forum 1 trug den Titel „Ver-
antwortung statt Gier“ – Schwer-
punkte waren unter anderem Mit-
bestimmung, Mitarbeiterbeteili-
gung und Regulierung. +++ „Die 
Krise hat nichts mit individuellem 
Versagen oder Gier zu tun, sondern 
mit der Dominanz der Finanzmärk-
te, gekennzeichnet von weit rei-
chender Deregulierung“, äußerte 
in Forum 1 Prof. Eckard Hein von 
der Hochschule für Wirtschaft und 
Recht (Berlin). +++ Forum 2 be-

K a p i t a l i s m u s k o n g r e s s

Umdenken, Gegenlenken
Fünf Monate Vorbereitung, über 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
– und am Ende ein voller Erfolg: Unter dem Motto „Umdenken – Gegen-
lenken“ fand am 14. und 15. Mai in Berlin der DGB-Kapitalismuskongress 
statt. einblick gibt einen Überblick über Themen, Inhalte und Debatten.

zende Michael Sommer in seiner 
Abschlussrede zum Kongress. Zwei 
Tage intensiver Debatten in diversen 
Themenforen und im Plenum lagen 

da hinter den TeilnehmerInnen. „Es 
wäre vermessen, jetzt die vielen 
Diskussionen zusammenzufassen 
und Ergebnisse zu verkünden“, 
betonte Sommer. Und gab ein Ver-
sprechen: Die Gewerkschaften und 
der DGB würden die Diskussionen 
„sorgfältig auswerten, Schluss-
folgerungen ziehen und in aktive 
Politik einmünden lassen“.

Ein Prozess, der nicht hinter 
verschlossenen Türen stattfindet: 
Inzwischen sind alle Diskussionen 
des Kongresses protokolliert – alle 
Interessierten können sie auf der 
Homepage zum Kongress abrufen 
und sich ein eigenes Bild machen 
(www.kapitalismuskongress.de).

Über eines waren sich alle Teil-
nehmerInnen des Kongresses einig: 
Ein „Weiter so“ darf es nicht ge-
ben – in vielen Bereichen von Wirt-
schaft und Gesellschaft braucht es 
einen grundsätzlichen Wandel. 
Je länger damit gewartet werde, 
desto fataler würden die Folgen 
der Krise, erklärte Sommer. Er for-
derte eine grundlegende und um-

fassende Systemänderung hin zu 
„einem dritten Weg als Alternative 
zum Neoliberalismus“. „Wir wollen 
eine politisch kontrollierte und so-
zial verpflichtete Marktwirtschaft“, 
sagte Sommer. Dazu gehöre Demo-
kratie in Staat und Ökonomie.

Eine Absage erteilte Sommer der 
geplanten „Schuldenbremse“ für 
die öffentlichen Haushalte. Wenn  
nicht fiskal- und verteilungspolitisch  
umgesteuert werde, würden die fi-
nanziellen Folgen der Krise die Staats- 
haushalte faktisch handlungsunfä-
hig machen und zusätzlichen Druck 
auf Sozialsysteme und Öffentliche 
Daseinsvorsorge aufbauen. „In die-
ser Situation eine Schuldenbremse 
ins Grundgesetz zu schreiben, 
halten wir für verantwortungslose 
Augenwischerei“, erklärte Sommer 
zum Kongressabschluss. Der DGB-
Bundesvorstand hatte zum Kon-
gress ein Thesenpapier mit insge-
samt zwölf Punkten veröffentlicht. •

schäftigte sich mit dem Thema „In-
vestition statt Spekulation“. +++ 
Ein Ansatz aus Forum 2: Investi-
tionen müssen eine ökologische, 
soziale und nachhaltige Wirtschaft 
im Interesse der Menschen fördern. 

+++ Forum 3 diskutierte die For-
derung „Politik statt Markt“. +++ 
Im Zentrum der Diskussionen in 
Forum 3: Erhalt und Ausbau der 
Öffentlichen Daseinsvorsorge. Die 
müsse „immer wieder neu defi-

?...nachgefragt

Von der Öffentlichkeit nahezu 
unbemerkt wird dieser Tage in 

Bundestag und Bundesrat über eine Grundgesetzän-
derung verhandelt, die das Gesicht der Republik ver-
ändern wird. Das Verbot nahezu jeglicher Kreditfinan-
zierung, die so genannte Schuldenbremse, behindert 
eine kluge Haushaltspolitik. Wird dieses Schuldenver-
bot durchgesetzt, verhindert es über Jahre hinaus ei-
ne demokratische und soziale Politik. Zudem bedeu-
tet die Schuldenbremse einen verfassungsrechtlich  
hoch bedenklichen Eingriff in die Länderhoheit.

Sicher ist: Die Schuldenbremse bremst keine Schul-
den. Sie nimmt dem Staat eine wesentliche Mög-
lichkeit, auch in krisenfreien Zeiten Innovationen 
anzustoßen und infrastrukturell für die Zukunft vor-
zusorgen. Außerdem werden Sparorgien folgen, die 
zu Lasten der gesellschaftlich Benachteiligten und der 
ArbeitnehmerInnen gehen. Um die Staatsfinanzen 
langfristig zu sanieren, müssen die Einnahmen er-
höht werden, statt sich arm zu sparen. Daher muss 
die grundgesetzliche Regelung der Schuldenbremse 
gestoppt werden.

Wenn der Staat – auch im Angesicht der Krise – handlungsfähig  
bleiben will, muss er den finanzpolitischen Spielraum dafür  
haben. DGB-Vorstandsmitglied Claus Matecki kritisiert  
deshalb die geplante Schuldenbremse bei Bund und Ländern scharf.  
„Stoppt die Schuldenbremse, sie bremst die zukunft aus“, meint  
Matecki – im einblick erklärt er, warum.
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„In der Krise ist 
es wichtiger denn 
je, dass uns die 
Solidarität nicht 
verloren geht.“
Namrata Bali, Vor-

standsmitglied der indischen Gewerk-
schaft SEWA (Self Employed Women’s 
Association), war nur eine von vielen 
internationalen TeilnehmerInnen des 
Kongresses

„Wir haben mit dem Umdenken 
begonnen und werden nicht locker 
lassen, bis ernsthaft gegengesteu-
ert wird“, erklärte der DGB-Vorsit-
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Einnahmen  
brechen weg

Der Staat muss für die Defi- 

zite der Sozialversicherun- 

gen in Folge der Krise haf-

ten. Das fordert DGB-Vor-

stand Annelie Buntenbach:

„Deutschland im Herbst 

2009: Der Crash der Finanz-

märkte schlägt voll auf 

den Arbeitsmarkt durch. 

Die Arbeitslosigkeit steigt 

drastisch an. Den Sozialver-

sicherungen brechen die 

Einnahmen weg, der ohne-

hin labile Gesundheitsfonds 

wackelt, die Rücklagen der 

Bundesagentur für Arbeit 

schmelzen wie Schnee in 

der Sonne. Es drohen neue 

Schuldenberge. Doch kein 

Schutzschirm weit und breit. 

Im Gegenteil: Die soziale 

Sicherung ist ohne Netz 

und doppelten Boden. Der 

Grund: Der Staat hat seine 

Defizithaftung leichtfertig 

abgeschafft. Jetzt, wo die 

Sozialversicherungen am 

meisten gebraucht werden, 

werden nur noch Darlehen 

angeboten – die jedoch zu-

rückgezahlt werden müssen. 

Der Druck bleibt also und 

wird mit jedem Monat Krise 

größer. Die Folge: Zusatz-

beiträge für die Gesundheit 

und weniger Möglichkeiten, 

um bei steigender Arbeits-

losigkeit die Betroffenen zu 

unterstützen und Hartz IV zu 

vermeiden. Diese gefähr-

liche Spirale muss gestoppt 

werden. Dafür brauchen wir 

eine staatliche Haftung für 

die absehbaren Defizite in 

den Sozialversicherungen.“

DGB-KAPITALISMUSKONG RESS 14./15. Mai 2009
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zu bildungspolitischen Fragen. 
+++ Mit Blick auf die herrschende 
Chancenungleichheit stellte Buch-
autorin Julia Friedrichs, Referentin 
in Forum 5, fest: „Wir leben in 
einem Feudalsystem.“ +++ Alle 
Protokolle, die Kongresszeitung, 
Statements, Videos, Bildergalerien: 
www.kapitalismuskongress.de

niert, immer wieder neu erkämpft“ 
werden, meinte Referentin Christi-
na Deckwirth von der Nicht-Regie-
rungsorganisation WEED. +++ 
Forum 4 trug den Titel „Fair statt 
prekär“ – Leiharbeit und atypische 
Beschäftigung sowie gute Arbeit 
als Alternative standen im Mittel-
punkt. +++ Zwei Forderungen aus 
Forum 4 zur Leiharbeit: „Gleiche 
Arbeit, gleiches Geld“ sowie „Be-
grenzt die Überlassungszeit“ +++ 
Forum 5 diskutierte „Teilhabe statt 
Ausgrenzung“ – unter anderem 

n Sie waren selbst Investmentbanker, jetzt sind  
Sie einer der schärfsten Kritiker des Finanzsys- 
tems. Warum haben Sie die Seiten gewechselt?
n Weil mir sehr schnell klar war, dass das System 
nicht stabil und nicht nachhaltig ist. Das Konzept 
ist bizarr: Private-Equity-Gesellschaften kaufen für 
kleines Geld große Firmen – und lassen die Beleg-
schaft den Kaufpreis bezahlen. Hier werden surreale 
Geschäfte mit realen Menschen zu deren Nachteil 
betrieben.
n Was treibt die Banker an: Gier, kriminelle Ener- 
gie oder strukturelle Verantwortungslosigkeit?
n Es sind die Anreize, es ist das Geld. Je größer der 
Deal, desto höher der Verdienst. Du kriegst ein paar 
Millionen Dollar für den Job, und wenn du erfolg-
reich bist, das Doppelte. Und das ohne persönliches 

Das herrschende Finanzsystem hat versagt. Notwendig sind grundlegende 
Reformen und politischer Druck, um sie durchzusetzen. Das meint im ein-
blick-Interview Sony Kapoor, Geschäftsführer der international tätigen 
Denkfabrik Re-Define, die sich der Reform des Finanzsystems verschrieben 
hat. Kapoor hielt auf dem Kapitalismuskongress das Eröffnungsreferat.

Risiko. Im schlimmsten Fall verliert man seinen extrem  
hoch dotierten Job, steigt aus und schreibt ein Buch.
n Es wird viel über eine Reform der Finanzmärk- 
te debattiert, doch kaum etwas getan. Sehen 
Sie zumindest Erfolg versprechende Ansätze?
n Noch nicht. Jeder, der einen gesunden Men-
schenverstand besitzt, sieht, was getan werden 
muss: Wir brauchen Stabilität, transparente und 
einfachere Finanzprodukte, eine höhere Besteue-
rung der Bankengewinne. Jeder weiß, was zu tun 
ist, keiner tut’s. Es mangelt an politischem Willen.
n Was sollten die Gewerkschaften tun?
n Wir sagen immer, wogegen wir sind. Wir müssen 
sagen, wofür wir sind, was wir wollen. Die Gewerk-
schaften und die Linke müssen eine Vision entwickeln,  
müssen sagen, welchen Kapitalismus sie wollen.

I n t e r v i e w

„Sagen, was wir wollen“

„Diejenigen, 
die die Krise 
verursacht 
haben, sichern 
sich gerade den 
Zugriff auf die 

Steuereinnahmen der nächsten 
Generation.“
Harald Schumann, Journalist beim Ber-
liner Tagesspiegel und Moderator des 
Eröffnungsplenums des Kongresses

„Wenn die 
Bundeskanzlerin 
sagt, sie möchte 
die soziale Markt-
wirtschaft in 
die Welt tragen, 

dann fragen wir sie doch mal, 
wann sie in Deutschland damit 
anfängt.“
Heiner Flassbeck, Chef-Volkswirt bei 
der UNO-Organisation für Welthandel 
und Entwicklung (UNCTAD), diskutierte 
im ersten Kongress-Plenum

„Hot steel, hot 
hearts“: Die rund 
2500 Beschäftigten 
von Eko Stahl 
sind alarmiert: 
Die Konzernmut-
ter Arcelor-Mittal 
will am Standort 
Eisenhüttenstadt die 
Produktion stark ein-
schränken. IG Metall 
und Betriebsrat fürchten deshalb um den Erhalt des Stahlstandorts, der 
eine Schlüsselrolle in der ostdeutschen Industrielandschaft spielt. Am 
14. Mai, dem ersten Kongresstag, fand eine außerordentliche Aufsichts-
ratssitzung in Berlin statt. Die Beschäftigten von Eko Stahl nutzten 
die Gelegenheit und schickten eine Delegation von 50 Metallern zum 
Kapitalismuskongress des DGB. DGB-Vorstandsmitglied Claus Matecki 
machte Mut: „Die Belegschaft ist für die Krise nicht verantwortlich, sie 
darf dafür nicht bluten. Wir unterstützen ihren Kampf!“
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„Diese Schuldenbremse ist die selbst verordnete 
Abwrackprämie für den Staat.“

Ein Teilnehmer des DGB-Kapitalismuskongresses in Berlin in der abschlie-
ßenden Plenums-Runde am zweiten Kongress-Tag (15. Mai).

8

ALTERSARMUT: In Stadtstaaten am häufigsten

dieDGBgrafik

Wenn die Altersrente nicht zum Leben 

reicht, sichert die „Grundsicherung im 

Alter“ RentnerInnen ein Mindestein-

kommen. Wieviele darauf angewiesen 

sind, ist von Bundesland zu Bundes-

land stark unterschiedlich. Allen 

gemein ist aber: Frauen sind häufiger 

von Altersarmut betroffen. Der nied-

rige Anteil von Grundsicherungsbe-

zieherInnen in Ostdeutschland wird in 

den kommenden Jahren wohl steigen: 

Die Niedriglöhne von heute sind Ar-

mutsrenten von morgen – und Niedrig-

löhne sind im Osten stark verbreitet. ©
 D
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Mai 2009

Anteil der RentnerInnen ab 65 Jahren, die „Grundsicherung im Alter“ beziehen (in Prozent)
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Schlusspunktl

••• Der 1. Vorsitzende der IG 
Metall Berthold Huber, 59, ist 
seit dem 1. Mai Vorsitzender des 
Verwaltungsrats der Otto-Brenner-
Stiftung und Mitglied der Jury des 
Otto-Brenner-Preises. Er folgt in 
beiden Posten dem ehemaligen 1. 
Vorsitzenden der IG Metall, Jürgen  
Peters, 65.
••• Ralf Steinle, 41, Internetre-
dakteur beim DGB-Bundesvorstand, 
ist für ein Radio-Feature (Ko-Pro-
duktion MDR/RBB) mit dem Chri-
stophorus-Preis 2009 ausgezeich-
net worden. Der Journalisten-Preis 
wird von der Christophorus-Stiftung 
im Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft für hervor-
ragende publizistische Leistungen 

26./27.5.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Fachtagung „Innovation 
– ein Thema im Aufsichtsrat“, Göt-
tingen

27.5.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Tagung „Einfach 
nicht genug zum Leben: Unfreiwil-
lige Teilzeitarbeit und Minijobs!“, 
Berlin

auf dem Gebiet „Sicherheit im 
Straßenverkehr“ vergeben. Stein-
les Beitrag aus dem Jahr 2008 the-
matisiert den eigenen, einige Jahre  
zurückliegenden Motorrad-Unfall.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

27.5.  DGB-Region Main-
Rhön/Schweinfurt, Diskussion 
„Klipp und klar – wo geht’s lang“, 
Schweinfurt

27.5.  ver.di, Veranstal-
tung „Freiheit des Marktes – Frei-
heit der ArbeitnehmerInnen? Die 
Zukunft des sozialen Europa“, 
Berlin

28./29.5.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Internationale Fachtagung 
„Steuerung der betrieblichen Al-
tersversorgung in Europa: garan-
tierte Sicherheit?“, Berlin

1.6.  Internationaler Kin-
dertag

2.6.  ver.di, Fachtagung 
„Betriebsratsarbeit in Zeiten der 
Krise“, Hannover

3.6.  D G B - R e g i o n 
Niedersachsen-Mitte, Diskussion  
„Bildungsrechte armer Kinder“, 
Hannover

3./4.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Die Behand-
lung von Jahresabschlüssen im 
Prüfungsausschuss und im Auf-
sichtsrat“, Köln

3.-19.6.  Jahreskonferenz 
der Internationale Arbeitsorgani-
sation ILO, Genf

4./5.6.  ver.di, 2. Europäi- 
sche ver.di-ArbeiterInnen-Tagung, 
Bussang (Frankreich)

4.-7.6.  Europawahl
7.6.  Tag der Europa-

wahl in Deutschland
7.6.  Kommunalwahlen 

in Baden-Württemberg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen

8./9.6.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, Fachtagung „CSR in der 
Unternehmensstrategie“, Köln

personalien
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E l t e r n z e i t

Übertragung ist möglich
Die in Anspruch genommene Elternzeit kann durch die Arbeit-

nehmerin wegen der Geburt eines weiteren Kindes vorzeitig beendet
werden. Der Arbeitgeber kann eine solche Beendigung und Übertra-
gung der Elternzeit nur innerhalb von vier Wochen aus dringenden
betrieblichen Gründen schriftlich ablehnen.

Der Fall: Die Arbeitnehmerin nahm für ihre am 4. Juli 2004 ge-
borene Tochter Elternzeit vom 3. September 2004 bis 3. Juli 2007 in
Anspruch. Am 23. Juli 2006 wurde ihr Sohn geboren. Mit Schreiben
an den Arbeitgeber vom 16. August 2006 nahm sie für dieses Kind
Elternzeit vom 19. September 2006 bis 22. Juli 2009 in Anspruch.
Die Elternzeit für ihre Tochter sollte deshalb vorzeitig beendet und
die dadurch verbleibende Elternzeit an die Elternzeit für den Sohn
„drangehängt“ werden. Der Arbeitgeber lehnte mit Schreiben vom
21. September 2006 gegenüber derArbeitnehmerin ab, der Übertra-
gung der restlichen Elternzeit für die Tochter auf die Zeit nach Ende
der Elternzeit für den Sohn zuzustimmen. Die Arbeitnehmerin erhob
Klage auf Zustimmung des Arbeitgebers und hatte damit Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht:DieArbeitnehmerin hat die Eltern-
zeit für ihre Tochter mit Erklärung aus dem Schreiben vom 16.August
2006 vorzeitig beendet. Der Beendigung entgegenstehende drin-
gende betriebliche Gründe hat derArbeitgeber nicht dargelegt. Er ist
auch verpflichtet, der Übertragung der restlichen Elternzeit für die
Tochter der Arbeitnehmerin zuzustimmen. Seine Weigerung ent-
spricht nicht billigem Ermessen. Er hat nicht dargelegt, welche Nach-
teile ihm durch die Übertragung der Elternzeit entstehen würden.

S c h m i e r g e l d v e r b o t

Verstoß kostet Job
Wer als Arbeitnehmer bei der Ausführung von vertraglichen Auf-

gaben Vorteile entgegen nimmt, die dazu bestimmt oder auch nur
geeignet sind, ihn in seinem geschäftlichenVerhalten zugunsten Drit-
ter zu beeinflussen, verstößt gegen das so genannte Schmiergeld-
verbot. Hierin liegt regelmäßig ein Grund zur fristlosen Kündigung
des Arbeitsverhältnisses.

Der Fall: Der Arbeitnehmer war Personalleiter bei einem Leihar-
beitnehmerbedarf. Von einem Personalvermittlungsunternehmen,
mit dem seinArbeitgeber zusammenarbeitet, erhielt er als Geschenk
eine Eintrittskarte für ein Fußballspiel für eineVIP Lounge. Das nahm
der Arbeitgeber zumAnlass, eine Kündigung auszusprechen. Die da-
gegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Der Arbeitnehmer hat eine erheb-
licheVertragsverletzung begangen. Durch dieAnnahme der Eintritts-
karte, ohne den Arbeitgeber zu informieren und ohne deren Zustim-
mung eingeholt zu haben, hat der Arbeitnehmer das für eine dauer-
hafte Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses erforderliche Vertrauen
zerstört. Angesichts der Stellung des Arbeitnehmers als Personallei-
ter hat es vor Ausspruch der Kündigung keiner Abmahnung bedurft.
Dabei kommt es grundsätzlich nicht darauf an, ob der Arbeitgeber
tatsächlich einen Schaden erlitten hat. Es reicht vielmehr aus, dass
der gewährte Vorteil allgemein die Gefahr begründet, der Anneh-
mende werde nicht mehr allein die Interessen des Arbeitgebers
wahrnehmen. Dieser Eindruck ist aus Sicht desArbeitgebers gerecht-
fertigt.

F r i s t l o s e K ü n d i g u n g

Keine Fälschung des Haltbarkeitsdatums
Wenn der Metzgermeister in einer Supermarkt-Kette industrie-

verpacktes Grillfleisch einen Tag vor Ablauf des Mindesthaltbarkeits-
datums in Packungen des Supermarkts umverpackt und mit einem
neuen, um drei Tage verlängerten Mindesthaltbarkeitsdatum ver-
sieht, rechtfertigt dieses Verhalten eine fristlose Kündigung.

P r a x i s g e b ü h r

Auch Beamte müssen sie zahlen
Auch Beamte und ihre beihilfeberechtigten Familienangehörigen

haben die so genannte Praxisgebühr zu zahlen. Dadurch ist die Für-
sorgepflicht des Dienstherrn gegenüber seinen Beamten nicht ver-
letzt.

Ü b e r s t u n d e n

Private Notizen reichen nicht aus
Private Aufzeichnungen genügen nicht als Nachweis von Über-

stunden. Vielmehr muss der Arbeitgeber die Aufzeichnungen gegen-
gezeichnet haben oder der Arbeitnehmer zumindest beweisen kön-
nen, dass der Arbeitgeber von den Überstunden gewusst und sie
auch gebilligt hat.

K ü n d i g u n g e i n e s S c h w e r b e h i n d e r t e n

Auch beim Betriebsübergang geschützt
Im Falle des Betriebsübergangs muss sich der Betriebsüberneh-

mer die Kenntnis des Betriebsveräußerers von der Schwerbehinder-
teneigenschaft eines Arbeitnehmers zurechnen lassen.

A b m a h n u n g

Keine pauschalen Vorwürfe
EineAbmahnung ist aus der Personalakte zu entfernen, wenn sie

statt eines konkret bezeichneten Fehlverhaltens nur pauschale Vor-
würfe enthält.

E i n g e t r a g e n e L e b e n s p a r t n e r s c h a f t

Gleichbehandlung in der Betriebsrente
Eingetragene Lebenspartner sind in der betrieblichen Altersver-

sorgung hinsichtlich der Hinterbliebenenversorgung Ehegatten
gleichzustellen, soweit am 1. Januar 2005 zwischen dem Versor-
gungsberechtigten und demVersorgungsschuldner noch ein Rechts-
verhältnis bestand.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 21. April 2009 - 9 AZR 391/08

Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 16. Januar 2009 - 9 Sa 572/08

Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 6. Februar 2009 - 6 Sa 337/08

Landesarbeitsgericht Köln,
Urteil vom 19. Januar 2009 - 5 Sa 1323/08

Bundesverwaltungsgericht,
Urteile vom 30. April 2009 - 2 C 127.07 und 2 C 11.08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 9/09

blickeinein

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 11. Dezember 2008 - 2 AZR 395/07

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 14. Januar 2009 - 3 AZR 20/07

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 27. November 2008 - 2 AZR 675/07



C o r p o r a t e  G o v e r n a n c e 

Mehr Verantwortung wagen
Mehr persönliche Verantwortung 
ist das, was derzeit viele von den 
Führungskräften in Wirtschaft und 
Finanzwesen einfordern – hat 
doch die Krise gezeigt, dass es in 
den vergangenen Jahren vielerorts 
an Verantwortungsbewusstsein für 
das Gemeinwohl, die Beschäftigten 
und eine nachhaltige, wirtschaft-
liche Entwicklung mangelte.

Das soll sich künftig ändern: 
Die Regierungskommission „Deut-
scher Corporate Governance Ko-
dex“ (DCGK) hat jetzt umfassende 
Änderungen am Kodex beschlos-
sen. Seit 2002 gibt es ein – nicht 
verpflichtendes – Regelwerk der 
DCGK dafür, wie gute und ethische 
Unternehmensführung gestaltet 
sein sollte. Auf Antrag des DGB 
hat die Regierungskommission 
Ende Mai beschlossen, in die Prä-
ambel des Kodex einen neuen Ab-
satz aufzunehmen. Er verpflichtet 
Aufsichtsräte und Vorstände, im 
Einklang mit den Prinzipien der 
sozialen Marktwirtschaft für den 
Bestand des Unternehmens und 
seine nachhaltige Wertschöpfung 
zu sorgen. Außerdem heißt es im 

Vorstand und Mitglied der Regie-
rungskommission, mit dem Erreich-
ten zufrieden. Die Kommission habe 
sich – wenn auch spät – entschieden, 
die Definition des Unternehmensin-
teresses deutlich umzuformulieren. 
„Wir können die derzeitigen Krisen 
nur bewältigen, wenn sich die Füh-
rungssysteme neu aufstellen und 
Unternehmen sich an langfristigen 
und nachhaltigen Zielen orien-
tieren, und nicht am kurzfristigen 
Profit“, erklärt Hexel. Weitere Än-
derungen am Kodex müssten fol-
gen – dazu müsse man aber die 
Einigung der großen Koalition zu 
Managergehältern abwarten.

Diese Einigung steht jetzt: Neben 
den unstrittigen Neuregelungen zu 
Vorstandsvergütungen und Haf-
tungsregeln (einblick 5/09) gibt es 
eine konkrete Regelung zur „Selbst-
beteiligung“ von Managern bei 
von ihnen verursachte finanziellen 
Schäden. Abgeschwächt wurde hin-
gegen die geplante Regelung, nach 
der Vorstandsbezüge bei schlechter 
Unternehmenslage gesenkt wer-
den müssen. Diese Bestimmung 
ist jetzt nur noch eine „Kann-
Vorschrift“. Bis Mitte Juni soll das 
Gesetz durch den Bundestag.

Es müssen aber nicht immer 
Gesetze sein, die für eine besse-
re Unternehmensführung sorgen: 
Auch Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
kann ein Schlüssel zu „gutem Cor-
porate Governance“ sein – selbst 
in der Krise, wie der Fall Opel zeigt. 
Teil des Rettungsplans ist, dass die 
Beschäftigten die anstehende Loh-
nerhöhung stunden, dafür aber am 
künftigen Unternehmen mit zehn 
Prozent beteiligt werden: Beteili-
gung statt Lohnsenkung.   •

+  Brigitte Pothmer (Grüne) 
findet: Die Ein-Euro-Jobs 

haben sich nicht bewährt. 
Sie seien als „Ultima Ratio“ 
gedacht gewesen, wären 
heute aber mit Abstand das 
am häufigsten genutzte Ar-
beitsmarktinstrument – und 
trotzdem wirkungslos. Man 
brauche sie nur noch, um die 
„Statistik aufzuhübschen“.

- Die Vorstandsvorsitzen-
den von Deutscher Bank 

und Commerzbank, Josef Acker-
mann und Martin Blessing, 
waren zu einer Sitzung des 
Bundestags-Finanzausschusses 
zum Thema Steueroasen 
eingeladen – erschienen sind 
sie nicht: Eine „Missachtung 
des Parlaments“, findet 
Gerhard Schick (Grüne).

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.ejki2009.de
Deutschsprachiges Portal 

zum Europäischen Jahr 
der Kreativität und 

Innovation

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Materialien und 

Dokumente zu 
„Corporate Governance“, 

Vorstandsvergütungen 
und Mitarbeiter-

kapitalbeteiligung

Kodex-Text jetzt, dass Vorstände 
neben den Interessen der Aktionäre 
und weiterer Stakeholder auch die 
Interessen der ArbeitnehmerInnen 
berücksichtigen müssen.

Ein weiterer Antrag des DGB wur-
de hingegen nicht angenommen: 
die Begrenzung von Boni auf höchs-
tens 25 Prozent der Gesamtver-
gütung von Vorstandsmitgliedern. 
Trotzdem ist Dietmar Hexel, DGB-
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Quelle: Kienbaum 2008

Dax-Gehälter:
Plus 650 Prozent
Steigerung der Gehälter von 
Führungskräften in Unternehmen 
von 1987 bis 2007 (in Prozent)

648

103

79

83

Dax-Vorstände

Geschäftsführer nicht 
börsennotierter Vorstände

Leitende Angestellte der 
ersten Führungsebene

Führungskräfte der zweiten Ebene

Nachhaltig war in der Vergangen-
heit bei vielen Dax-Unternehmen 
vor allem eines: die Steigerungsra-
te der Vorstandsbezüge.

einblick 10/09
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Jobfalle Kind
Durchschnittliche Wochenarbeitszeit 
von Frauen und Männern 2006 
(in Stunden)
Ohne Kinder 

32,4
39,7

25,9
40,7

21,6
41,6

21,4
41,8

Mit 1 Kind

Mit 2 Kindern

Mit 3 und mehr Kindern

Frauen Männer

Wer Kinder hat, muss in Deutsch-
land beruflich immer noch zurück-
stecken – und meist sind das in den 
Familien die Frauen.

S o z i a l e s  E u r o p a

Parteien 
verpflichten sich
Soziale Grundrechte müssen Vor-
rang vor den Binnenmarktfreiheiten 
erhalten. Um das zu gewährleisten, 
fordern die europäischen Gewerk-
schaften eine „soziale Fortschritts-
klausel“ in allen EU-Grundlagen-
verträgen. Deshalb ist der DGB 
an die im Bundestag vertretenen 
Parteien herangetreten, um mit ih-
nen Verabredungen für eine solche 
Klausel zu treffen.

Der DGB hat nach der SPD und 
den Grünen nun auch mit der Partei 
„Die Linke“ ein gemeinsames Po-
sitionspapier veröffentlicht, in dem 
sich die Partei verpflichtet, sich für 
sozialen Fortschritt in der EU ein-
zusetzen. Zentrale Punkte in der 
Vereinbarung sind der Kampf ge-
gen Dumpinglöhne, gleicher Lohn 
und gleiche Arbeitsbedingungen 
für alle Beschäftigten am gleichen 
Arbeitsort sowie das Streikrecht 
der Gewerkschaften.

I L O - K o n f e r e n z

Krise im 
Mittelpunkt
Strategien gegen die Krise stehen 
im Mittelpunkt der Jahreskonferenz 
der Internationalen Arbeitsorgani-
sation ILO in Genf. Mehr als 4000 
VertreterInnen von Regierungen, 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberor-
ganisationen aus den 183 Mitglied-
staaten der ILO suchen vom 3. bis 
zum 19. Juni nach Lösungen, um 
den Folgen der Krise für Beschäf-
tigung und soziale Sicherung zu 
begegnen. „Wir wollen einen glo-
balen Pakt für Jobs verhandeln“, 
sagt Guy Ryder, Generalsekretär 

E G B

Neuer Sozialpakt
Gewerkschaftsvorsitzende aus 
ganz Europa haben am 27./28. Mai 
im Rahmen einer EGB-Konferenz in 
Paris konkretisiert, was aus Sicht 
der Gewerkschaften erforderlich 
ist, damit die Krise nicht zu Lasten 
der ArbeitnehmerInnen geht. In ih-
rer „Pariser Erklärung“ fordern sie 
einen neuen Sozialpakt für Europa. 
Neben einem erweiterten europä-
ischen Konjunkturprogramm soll er 
die Sozialsysteme durch eine euro-
päische Sozialagenda stärken und 
Arbeitnehmerrechte erweitern.   •
www.einblick.dgb.de/links

Fast fünf Millionen Menschen ge-
hen in Deutschland einer Teilzeitbe-
schäftigung von weniger als 20 Wo-
chenstunden nach. 60 Prozent aller 
Teilzeitbeschäftigten bestreiten mit 
geringfügiger Beschäftigung ihren 
Lebensunterhalt. Zwei Drittel al-
ler geringfügig Beschäftigten sind 
Frauen – das sind die Fakten zu 
einem Thema, das eher selten im 
Fokus der Öffentlichkeit steht: Teil-
zeit und die Frage, ob es eine be-
wusste Entscheidung ist, in Teilzeit 
zu arbeiten. Oft nicht – meint der 
DGB und hatte Ende Mai gemein-
sam mit der Hans-Böckler-Stiftung 
zur Tagung „Einfach nicht genug zu 
leben – unfreiwillige Teilzeitarbeit 
und Minijobs“ eingeladen.

Dass unfreiwillige Teilzeitbe-
schäftigung vor allem Frauen be-
trifft, belegen Zahlen des Instituts 

U n f r e i w i l l i g e  T e i l z e i t

Frauen besonders betroffen

S o z i a l g e r i c h t

Scheinselbstständige im Bundesrat

H a u s h a l t s p o l i t i k

Schuldenbremse 
stoppen
Den Bundestag hat die geplante 
„Schuldenbremse“ mit der erfor-
derlichen Zwei-Drittel-Mehrheit 
passiert. Am 12. Juni wird der 
Bundesrat über ihre Aufnahme ins 
Grundgesetz abstimmen. Im Vor-
feld machen die GegnerInnen des 
Schuldenverbots noch einmal mobil. 
Insgesamt 64 ProfessorInnen ha-
ben einen Aufruf gegen die Schul-
denbremse unterzeichnet. Wer den 
Aufruf unterzeichnen will, kann das 
auf der ver.di-Homepage tun.   •
www.einblick.dgb.de/links

Der Bundesrat hat über Jahre hin-
weg scheinselbstständige Mitar-
beiterInnen beschäftigt und muss 
deshalb für die Jahre 2001 bis 
2004 insgesamt 15 000 Euro So-
zialversicherungsbeiträge nachzah-
len. Das entschied jetzt das Berliner 
Sozialgericht.

Vorangegangen war eine ju-
ristische Auseinandersetzung 
zwischen dem Bundesrat und der 
Deutschen Rentenversicherung. 

Arbeit und Qualifizierung (IAQ). 60 
Prozent der west- und 20 Prozent 
der ostdeutschen Frauen sagen, sie 

Der DGB ist sich zudem mit 
der SPD, Grünen und Linken einig, 
dass bei der Wahl des neuen Prä-
sidenten der EU-Kommission nur 
ein Kandidat unterstützt werden 
soll, der sich zum Vorrang sozialer 
Grundrechte bekennt. Der DGB lädt 
auch andere Parteien ein, ähnliche 
Vereinbarungen zu treffen.   •

arbeiten aufgrund von familiären 
und persönlichen Gründen weni-
ger, als sie möchten. Eine Ursache 
für die – im Vergleich zu Männern 
– geringere durchschnittliche Wo-
chenarbeitszeit von Frauen sehen 
die Gewerkschaften auch in der Mi-
nijob-Reform von 2003 (Hartz II) – 
sie habe besonders für Frauen 
die steuerliche Anreize verstärkt, 
nur wenig „dazu zu verdienen“, 
und erleichtere es den Arbeit-
gebern, reguläre Beschäftigung 
mit geringer Wochenarbeits-
zeit in Minijobs umzuwandeln.

Die stellvertretende DGB-Vorsit-
zende Ingrid Sehrbrock und DGB-
Vorstandsmitglied Claus Matecki 
kritisierten die zunehmende Aus-
breitung von unfreiwilliger Teilzeit 
und geringfügiger Beschäftigung. 
Minijobs seien häufig „parzellierte 
Vollzeitarbeit“ und müssten drin-
gend in reguläre Beschäftigung 
umgewandelt werden, um Alters-
armut zu vermeiden.   •

Die hatte bei einer Betriebsprüfung 
15 MitarbeiterInnen des Besucher-
dienstes im Bundesrat als abhängig 
Beschäftigte eingestuft – der Bun-
desrat führte sie aber als „selbst-
ständige Honorarkräfte“. Das Ge-
richt urteilte: Dass es sich bei den 
Mitarbeitern nicht um „selbststän-
dige Unternehmer“ gehandelt habe, 
sei „so eindeutig, dass der Bundes-
rat mit seiner gegenteiligen Praxis 
grob fahrlässig gehandelt hat“.   •

des Internationalen Gewerkschafts-
bundes (IGB). Daneben geht es auch 
darum, wie die Kernarbeitsnormen 
der ILO in den einzelnen Staaten 
umgesetzt werden. Ein besonderes 
Augenmerk liegt auf Ländern, in 
denen Menschen- und Gewerk-
schaftsrechte eklatant verletzt wer-
den – wie etwa Swasiland, Birma, 
Kolumbien oder Weißrussland.   •
www.ilo.org
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Zukunftsinvestition

„Weiterbildung statt Ein-

Euro-Jobs“ – so forderte der 

DGB bereits im November 

2008 eine arbeitsmarkt-

politische Neuausrichtung 

(einblick 21/08). Und nach 

der DGB-Auswertung der 

PASS-Befragung ließe sich 

diese Forderung noch 

bekräftigen: „Mangelhafte 

Beratung, kaum Weiterbil-

dung“, lautet ein Resümee 

der Auswertung.

„Weiterbildung statt Ent-

lassung“, beziehungsweise 

„Qualifizieren statt Entlas-

sen“ ist zu einem Schlag-

wort der Krise geworden: 

Unternehmen, die ihre Mit-

arbeiterInnen in Kurzarbeit 

weiterbilden, bekommen 

den vollen Arbeitgeberan-

teil zu den Sozialversiche-

rungen erstattet. Trotzdem 

nutzen längst noch nicht 

alle Unternehmen diese 

Möglichkeit – oft aus Unwis-

senheit. Das Berufsfortbil-

dungswerk des DGB (bfw) 

berät und hilft Unterneh-

men dabei, Weiterbildung 

als Zukunftsinvestition 

für die Zeit nach der Krise 

umzusetzen – mit Förderung 

von der Bundesagentur für 

Arbeit (BA). Ob durch „Kurz-

arbeit und Qualifizierung“ 

oder das BA-Programm 

WeGebAU.

POLITIK AKTUELL

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Mehr Infos zum 
bfw-Angebot

einblick 10/09
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A r b e i t s m a r k t

Die Ein-Euro-Verdrängung
Ein-Euro-Jobs stehen seit geraumer Zeit in der Kritik. Zu recht. Eine Befragung von Ein-Euro-JobberInnen 
zeigt: Viele Ein-Euro-Jobs ersetzen reguläre Beschäftigung. Das ist „arbeitsmarktpolitisch katastrophal“, 
findet DGB-Vorstand Annelie Buntenbach.

men des DGB bestätigt, erklärt 
Buntenbach: Ein-Euro-JobberInnen 
seien „in der Regel keine Langzeit-
arbeitslosen mit mehreren Handi-
caps, sondern Arbeitsuchende, für 
die schlicht sonst keine Arbeit da 
ist“ – zumindest keine reguläre 
Beschäftigung.

Im Übrigen entsprechen sie nicht 
den oft bemühten Klischees: Vier 
von fünf gaben an, der Ein-Euro-Job 
helfe ihnen, „etwas Sinnvolles zu 
tun“. „Trotz der schlechten Bezah-
lung schätzen viele Ein-Euro-Kräfte 
ihre Tätigkeit“, meint Buntenbach. 
„Das zeigt auch, wie dringend sie 
arbeiten wollen und welchen ho-
hen Stellenwert Arbeit für sie hat.“ 
Und auch wenn die Bezahlung 
schlecht ist: 60 Prozent der west- 
und 80 Prozent der ostdeutschen 
Befragten sagten, der Ein-Euro-Job 
verbessere ihre finanzielle Situati-
on. Das ist für den DGB aber kein 
gutes, sondern vielmehr eine alar-
mierendes Ergebnis. Denn es zeige, 
„wie dringend nötig jeder weitere 
Euro für Hartz-IV-Bedürftige ist“, 
heißt es in der DGB-Auswertung 
der PASS-Befragung.   •

Manchmal hilft es, nicht nur Statis-
tiken zu wälzen– sondern einfach 
die Betroffenen selbst zu fragen. 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der Bun-
desagentur für Arbeit tut genau 
das mit der PASS-Befragung 
(„Panel Arbeitsmarkt und soziale 
Sicherung“). Der DGB hat jetzt 
die PASS-Antworten von ALG 
II-EmpfängerInnen und von Ein-
Euro-JobberInnen genauer unter 
die Lupe genommen – mit bemer-
kenswerten Ergebnissen.

Rund die Hälfte der befragten 
Ein-Euro-JobberInnen hat laut 
DGB in der PASS-Befragung an-
gegeben, „das Gleiche gemacht 
zu haben, wie festangestellte 
Kolleginnen und Kollegen“. Und 
immerhin ein Viertel gab an, dass 
für die ausgeübte Tätigkeit eine ab-
geschlossene Ausbildung erforder-
lich gewesen sei. Der DGB kommt 
deshalb in seiner Auswertung der 
PASS-Befragung zu dem Schluss, 
dass „zumindest ein Viertel der 
Ein-Euro-Jobs einer regulären Be-
schäftigung entsprechen könnte“. 
„Ein-Euro-Jobs sind teuer und ar-
beitsmarktpolitisch katastrophal, 
wenn dadurch reguläre Arbeit ver-
drängt wird“, fasst DGB-Vorstand 
Annelie Buntenbach die Kritik der 
Gewerkschaften zusammen.

Eine Kritik, die DGB und Ge-
werkschaften nicht erst seit gestern 
formulieren – und es ist nicht die 
einzige: Zweifel hatten die Ge-
werkschaften auch daran, ob die 
Ein-Euro-Jobs tatsächlich die Ziel-
gruppe erreichen, für die sie einmal 
gedacht waren: Langzeitarbeitslose 
mit mehreren „Vermittlungshemm-
nissen“. Die DGB-Auswertung der 
PASS-Ergebnisse zeigt, dass die 
Vermittlung in Ein-Euro-Jobs kei-
nesfalls auf Personen begrenzt 
ist, „bei denen eine persönliche 

Stabilisierung und eine Heranfüh-
rung an Arbeit notwendig ist“. Die 
Befragung habe damit die Annah-
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Quelle: IAB / DGB

Chancen realistisch eingeschätzt
Antworten von Ein-Euro-JobberInnen auf Fragen der PASS-Befragung des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (in Prozent)

6234
6535

Verbessern 1-Euro-Jobs die Chancen auf Beschäftigung?
West

Ost

4059
1580

Verbessern 1-Euro-Jobs die finanzielle Situation?
West

Ost

6732
7624

1-Euro-Job angenommen, weil Leistungskürzungen angedroht wurden?
West

Ost

Ja Nein
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*vorläufige Zahl; DGB-Schätzung: 300.000
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

1-Euro-Jobs vorn
TeilnehmerInnen an Arbeitsgelegen-
heiten/Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen nach Sozialgesetzbuch II 
(Bestand im Jahresdurchschnitt,
in Tausend)

309,0
300,1

290,9*

34,5
23,6

32,5
21,5

37,2

18,7

2006 2007 2008

1-Euro-Jobs

Arbeitsgelegenheiten in der Engeltvariante
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen

“Arbeitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsentschädigung”, 
wie Ein-Euro-Jobs korrekt heißen, 
sind das mit Abstand am häu-
figsten eingesetzte Arbeitsmarkt-
instrument – als Brücke in den 
ersten Arbeitsmarkt aber in der 
Regel wirkungslos.

Rund zwei Drittel der Ein-Euro-JobberInnen glauben nicht, dass 
die Ein-Euro-Jobs ihre Chancen auf eine reguläre Stelle verbessern: 
eine Einschätzung, die fast alle wissenschaftlichen Studien bisher 
bestätigt haben. Und auch der Bundesrechnungshof konstatierte 
im November 2008: Ein-Euro-Jobs sind für drei von vier 
TeilnehmerInnen „weitgehend wirkungslos“, „messbare 
Integrationsfortschritte waren nicht erkennbar“.
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PROJEKTE UND PARTNER
V e r a n s t a l t u n g s r e i h e

Chancen und 
Risiken des DQR
In ihrer Lissabon-Strategie von 
2000 hat die Europäische Uni-
on (EU) ein anspruchsvolles Ziel 
formuliert. Bis 2010 soll die EU 
zum „wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensbasier-
ten Wirtschaftsraum der Welt“ 
werden. Ein Instrument auf dem 
Weg dorthin soll der Europäische 
Qualifikationsrahmen (EQR) sein. 
Auf dessen Grundlage entwickelt 
Deutschland zurzeit den nationalen 
„Deutschen Qualifikationsrahmen“ 
(DQR). Der EQR soll erworbene 
berufliche Qualifikationen euro-
paweit vergleichbarer machen.

Bis zum Jahresende 2009 soll 
der DQR exemplarisch für vier Be-
rufsfelder aufgestellt werden: für 
die Metall- und Elektrobranche, 
den Handel, die IT-Branche sowie 
das Gesundheitswesen. Der DQR 
wird fast allen Bereichen „lebens-
langen Lernens“ – darunter auch 
„soft skills“ wie Sozialkompetenz – 
einen gesetzlichen Rahmen geben. 
Fest steht deshalb schon jetzt: Der 
DQR-Prozess wird das deutsche 
Bildungssystem, und vor allem die 
berufliche Bildung, maßgeblich be-
einflussen. Das DGB-Bildungswerk 
hat deshalb im Rahmen seiner Be-
triebsratsqualifizierung eine Ver-
anstaltungsreihe gestartet: „Deut-
scher Qualifikationsrahmen – Was 

D G B - B r o s c h ü r e

Ratgeber zu 
Hartz IV
Jeder zehnte Deutsche hat Ende 
2008 Hartz IV-Leistungen bezogen. 
Der Konjunkturaufschwung der ver-
gangenen Jahre hat kaum zu einem 
Rückgang der Hilfebedürftigen ge-
führt – und jetzt ist die Krise da. 
Gleichzeitig explodiert die Zahl der 
Klagen vor den Sozialge-
richten: Von 57 000 im 
Jahr 2005 auf 175 000 im 
vergangenen Jahr – Recht 
bekommen oft die Kläge-
rInnen, also die Leistungs-
bezieherInnen.
Der aktualisierte Ratgeber 
„Hartz IV – Tipps und Hil-
fe des DGB“ informiert umfassend 
über Rechte und Pflichten rund ums 
Arbeitslosengeld II. Die Broschüre 
greift die grundlegenden Begriffe 

D i s k u s s i o n s f o r u m

Globale 
Alternativen
Nicht nur auf Bundesebene son-
dern auch in DGB-Bezirken und 
-Regionen diskutieren die Gewerk-
schaften Alternativen zum Kasino-
Kapitalismus. Wie etwa in der 
DGB-Region Niedersachsen-Mitte 
und im DGB-Bezirk Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt 
am 12. und 13. Juni in Hannover: 
„Krisen ohne Ende?“ ist die zentra-
le Frage und gleichzeitig Titel des 
Diskussionsforums, das Region und 
Bezirk gemeinsam mit dem ver.di-
Bildungswerk Niedersachsen, der 
IG Metall Hannover und einem 
Netzwerk kritischer Wissenschaft-
lerInnen veranstalten. Insgesamt 
acht ReferentInnen wagen an den 
beiden Veranstaltungstagen vor 
allem einen Blick über den „natio-
nalen Tellerrand“: Themen sind 
unter anderem die Rolle Chinas 
als „Global Player“ in der Krise 
oder die aktuellen Positionen der 
US-amerikanischen Linken – und 
die Suche nach Alternativen zum 
„Krisenkapitalismus“.   •
www.region-niedersachsen-mitte.dgb.de

er ist und welche Chancen und 
Risiken er birgt“ lautet ihr Titel. 

In vier Städten sind Termine 
angesetzt, bei denen sich Be-
triebs- und Personalräte über den 
DQR-Prozess informieren können. 
Die erste Veranstaltung der Reihe 
findet am 18. Juni in Zusammenar-
beit mit dem DGB NRW in Düssel-
dorf statt, weitere Termine gibt es 
in Hamburg (22. Juni), Berlin (25. 
Juni) und Stuttgart (2. Juli). Die Teil-
nahme kostet jeweils 150 Euro.  •
www.betriebsratsqualifizierung.de

auf: von der Bedarfsgemeinschaft 
über Freibeträge bis zu Einglie-
derungsmaßnahmen. Außerdem 

zeigt der Ratgeber, wie 
Betroffene sich erfolg-
reich gegen fehlerhafte 
Hartz IV-Bescheide 
wehren können. Die 
Broschüre kann für 
einen Euro zuzüglich 
Porto und Versand-
kosten online bestellt 

werden, bei Sammelbestellungen 
ab 20 Exemplaren reduziert sich 
der Preis auf 70 Cent.   •
www.dgb-bestellservice.de

Die Gefahr von historischen 
Dokumentationsbänden be-
steht darin, dass sie für Laien und 
Hobbyhistoriker trocken und un-
überschaubar sind. Die IG Metall 
beweist mit dem dreibändigen 
Mammutwerk Dokumente zur 
Tarifpolitik in der Metallindustrie 
1918 – 2002 das Gegenteil. Auf 
mehr als 3000 Seiten hat Holger 
Gorr 500 Dokumente zu den 
wichtigsten Entwicklungen der 
Tarifpolitik zusammengetragen. 
Angefangen bei der November-
revolution 1918 über die großen 
tarifpolitischen Triumphe in den 
1970er und 80er Jahren bis zum 
Übergang ins 21. Jahrhundert 
stellt das Werk spannend und ab-

wechslungsreich Tarifgeschichte 
dar. Präzise Einleitungen in die je-
weiligen Epochen machen es ein-
fach, die Dokumente in den histo-
rischen Hintergrund einzuordnen. 
Die drei Bände haben durchaus 
das Potenzial, zu einem Standard-
werk der Wirtschafts- und Sozial-
geschichte des 20. Jahrhunderts 
zu werden. Und in Zeiten erodie-
render Tariflandschaften möchte 
man den hartnäckigen Kritikern 
der Tarifautonomie die 3000 Sei-
ten gerne einmal um die Ohren 
hauen. 

Jürgen Peters, Holger Gorr: Dokumente 
zur Tarifgeschichte der IG Metall und 
ihrer Vorgänger 1918 bis 2002. 
Steidl, Göttingen 2009, 3 Bände im 
Schuber, 3216 Seiten, 85 Euro. 
Die Bände sind auch einzeln bestellbar.

neueBücher

••• Die Finanz- und Wirtschaftskri-
se führt gerade unter Azubis zu Ver-
unsicherungen. Was passiert, wenn 
der ausbildende Betrieb Kurzarbeit 
einführen muss oder sogar die 
Insolvenz droht? Der DGB NRW 
und die Handwerkskammern in 
NRW haben nun gemeinsam eine 
Broschüre herausgegeben, die 
die Azubis in diesen Situationen 
berät. Grundsätzlich solle „kein 
Azubi seine Ausbildung abbrechen 
müssen, wenn sein Betrieb Pleite 

interregio
geht“, meint Guntram Schneider, 
Vorsitzender des DGB NRW. Die 
Broschüre gibt erste Tipps für den 
Fall, dass die Krise im Ausbildungs-
betrieb ankommt.
www.dgb-jugend-nrw.de

••• Die Krise scheint allgegen-
wärtig, schnelle Maßnahmen und 
„schnelle Antworten“ haben Kon-
junktur. Aber wie geht es langfri-
stig weiter mit Neoliberalismus, 
Kapitalismus und der Rolle des 
Staates? Zur Diskussion über diese 

und weitere Fragen laden der DGB 
Sachsen und der DGB Berlin-
Brandenburg ein – bei der ge-
meinsamen Lausitzkonferenz 
2009 unter dem Motto „Perspek-
tiven für Gute Arbeit – gerade in 
Zeiten der Krise“. Am 16. Juni dis-
kutieren in Hoyerswerda Vertrete-
rInnen aus Gewerkschaften, Politik 
und Wissenschaft die Chancen und 
Herausforderungen, die sich durch 
die Krise ergeben.
www.dgb-sachsen.de
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Blogs und mehr

Blogs: Der Begriff „Blog“ ist 

die Abkürzung des eng-

lischen Begriffs „Weblog“ 

und bedeutet sinngemäß 

übersetzt „Internet-Tage-

buch“. Es gibt verschie-

dene Arten von Blogs, so 

zum Beispiel Watch-Blogs 

(„Beobachtungsblogs“) oder 

Protest-Blogs, die Unterneh-

men, Medien oder politische 

Akteure kritisch unter die 

Lupe nehmen.

Social Communities: Online-

Plattformen, bei denen sich 

NutzerInnen eigene Profile 

(Porträts) anlegen und diese 

mit den Profilen anderer 

NutzerInnen vernetzen 

können.

Blogs und Social Communi-

ties gelten als zwei der Säu-

len des „Web 2.0“ – der neuen 

Internet-Generation, in der 

sich die NutzerInnen direkt 

einbringen können. Ohne 

detaillierte Vorkenntnisse 

können Inhalte wie Texte, 

Fotos und Videos selbst ins 

Netz gestellt, Beiträge ge-

schrieben oder Texte anderer 

kommentiert werden. Zu 

den größten Social Commu-

nities in Deutschland zählen 

„studiVZ“ mit 13 Millionen, 

„stayfriends“ mit sieben 

Millionen und „wer-kennt-

wen“ mit 6,1 Millionen Mit-

gliedern. Blogs sind – im 

Gegensatz zu den Social 

Communities – in Deutsch-

land noch nicht so weit 

verbreitet wie zum Beispiel 

in den USA.

Links zum Thema und zu gewerk-
schaftlichen „Web 2.0“-Seiten 
von IG BCE bis IG Metall:
www.einblick.dgb.de/links

S o l i d a r i t ä t  2 . 0

Gewerkschaften entdecken Blogs & Co.
Das Internet hat sich in den letzten Jahren rasant verändert – zu einem 
Netz, in dem jede/r schreiben, Fotos einstellen, Blogs betreiben und 
sich in großen Communities wie „studiVZ“ oder „facebook“ einbringen 
kann. Und das dient nicht nur der Unterhaltung. Immer mehr entde-
cken auch Gewerkschaften den politischen Nutzwert des Web 2.0.

Im Oktober 2008 kündigte der 
WAZ-Medienkonzern Einspa-
rungen von 30 Millionen Euro und 
einen Abbau von 300 Arbeitsplät-
zen an – eine Umstrukturierung mit 
massiven Auswirkungen für die Be-
schäftigten und die gesamte Pres-
selandschaft in Nordrhein-Westfa-
len. Für die Deutsche Journalisten 
Union (dju) in ver.di und den Deut-
schen Journalisten Verband (DJV) 
stand fest: Massive Maßnahme 
erfordern innovative Gegenmaß-
nahmen, um die Öffentlichkeit zu 
informieren. In Kooperation stellten 
dju und DJV deshalb das Protest-
blog „medienmoral NRW“ auf die 
Beine. Mit großem Erfolg, wie der 
dju-Landesvorsitzende von NRW, 
Frank Biermann, resümiert: „Die 
Beteiligung aus allen Beschäf-
tigtengruppen des Konzern ist sehr 
groß, mit Pressemitteilungen wären 
wir nicht so weit gekommen.“

Den Betreibern des Blogs war 
von Anfang an wichtig, dass alle 
Beiträge kommentiert werden und 
alle User ihre Meinung mit einbrin-
gen können. Auch die Unterneh-
mensleitung hat die Vorgänge auf 
dem Protestblog genau verfolgt, 
weiß Biermann: „Die Kommunika-
tionsstrategie mit einem Blog war 
auch für den Arbeitgeber neu.“

Ähnlich dürfte es den Besitzern 
des Müllentsorgers Alba gehen: 
Im Alba-Blog schildert ver.di seit 
Anfang 2009 Arbeitsbedingungen 
und Geschäftspraktiken des Un-
ternehmens. Bernd Steinmann, 
Leiter der ver.di-Internetredaktion 
und Betreiber des Alba-Blogs, er-
läutert: „Mit dem Blog wollen wir 
hinter die Kulissen schauen.“ Der 
Grund für die Aktivitäten: Die Brü-
der Axel und Eric Schweitzer haben 
sich in den vergangenen Jahren 

ein Müllimperium zusammenge-
kauft – nicht selten ohne Rück-
sicht auf Arbeitnehmerrechte und 
Tariflöhne. Das Blog macht diese 
Arbeitsbedingungen öffentlich. 
Alle Beschäftigten können ihre 
Probleme im Blog anonym schil-
dern. In zahlreichen Kommentaren 
der NutzerInnen wird klar, wie das 
Unternehmen funktioniert. So klagt 
ein User: „An unserem Standort ar-

beiten wir sieben Tage die Woche, 
es gibt nur ein ganzes Wochenen-
de pro Monat frei. Der Stundenlohn 
liegt bei 7 Euro.“ Bernd Steinmann 
sieht Blogs als eine „interessante 
Variante, um Menschen zu infor-
mieren und ihnen die Chance zu 
geben, ihre Sorgen öffentlich zu 
machen.“ Allerdings setze das ei-
ne große Verantwortung der Blog-
Betreiber voraus. Ein Blog müsse 
permanent beobachtet und mode-
riert werden, um Verstößen gegen 
geltendes Recht vorzubeugen, be-
tont Steinmann.

Auch die IG BCE kann bereits 
eine Reihe erfolgreicher Blog-Ein-
sätze vorweisen, sagt Ulrike Börger, 
Chefin vom Dienst in der Internet-

redaktion der IG BCE. Ein Beispiel: 
der Conti-Blog, der die Auseinan-
dersetzung beim Reifenhersteller 
in den letzten Monaten kritisch 
begleitet hat. Daneben möchte die 
IG BCE aber auch allen anderen en-
gagierten Mitgliedern die Chance 
geben, sich im Internet darzustel-
len. „Mit Blogs wollen wir aktiven 
Arbeitskreisen und Fachgruppen in 
den Regionen eine Möglichkeit ge-
ben, Inhalte zu kommunizieren und 
Stellung zu bestimmten Themen zu 
beziehen.“

Eine weitere Form öffentlichen 
Protestes gegen Standortschlie-
ßungen und schlechte Arbeitsbe-

dingungen entwickelt sich in den 
„Social Communities“. Bei „wer-
kennt-wen“, einer der größten 
deutschen Online-Gemeinschaften 
mit 6,1 Millionen Nutzern, haben 
sich über 9000 Mitglieder in der 
Gruppe „Solidarität für Opel“ zu-
sammengeschlossen, um sich mit 
den Opelanern solidarisch zu zei-
gen. Gleiches gilt für den bedrohten 
Coca-Cola-Standort Kaiserlautern 
– in einer Solidaritätsgruppe sind 
über 4000 Menschen Mitglied. 
Diese Beispiele zeigen: Web-2.0-
Elemente können eine Ergänzung 
gewerkschaftlicher Kommunikation 
sein, um Vorgänge in Unternehmen 
transparent zu machen oder Be-
schäftigte zu vernetzen.   •

einblick 10/09
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Quelle: Universität Leipzig 2007

Kritisch und vernetzt
Die fünf häufigsten Antworten auf die Frage, warum Blogs genutzt werden 
(in Prozent)

66,7

52,5

52,3

37,1

35,7

etwas lesen, dass man aus
anderen Medien nicht erfährt

Empfehlungen, Tipps und
Tricks geben/erfahren

Hintergründe zu aktuellen
Themen erfahren

schneller an aktuelle
Nachrichten kommen

mit anderen austauschen

Blog-NutzerInnen sind daran interessiert, schnell neues Hintergrundwis-
sen zu erhalten – das ist ein Fazit einer Blog-Studie der Universität Leip-
zig. Zwei Drittel der NutzerInnen gaben in einer Umfrage an, dass sie sich 
in Blogs zu Themen informieren, die in anderen Medien nicht vorkommen. 
Rund ein Drittel kommuniziert über Blogs mit anderen Internet-Usern.
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?...nachgefragt

Für 2009 ist eine riesige Lehrstellenlücke absehbar. 
Die Politik darf nicht tatenlos zusehen, wenn junge 
Menschen zu Zehntausenden um Zukunftschancen 
gebracht werden. Um hier gegenzusteuern, fordert 
die IG BCE eine staatliche Ausbildungsprämie in Höhe 
der doppelten Abwrackprämie. Die Betriebe sollen 
einen einmaligen Betrag von 5000 Euro für jeden 
neu eingestellten Auszubildenden erhalten, mit dem 
eine Ausbildungsquote von 4,5 Prozent überschrit-
ten wird. Davon unabhängig sollen auch diejenigen 

Betriebe die Prämie beanspruchen können, die ge-
genüber 2008 zusätzlich oder erstmalig ausbilden.  
Weil im Zuge der Wirtschaftskrise gerade die Ar-
beitslosigkeit unter jungen Menschen schnell steigt, 
verlangt die IG BCE zudem eine politische Initiative, 
um die Übernahme in den Beruf zu erleichtern. Wir 
brauchen eine Neuauflage der Altersteilzeit. Um eine 
tragfähige Beschäftigungsbrücke zwischen Jung und 
Alt zu schaffen, muss die Förderung von Altersteilzeit 
allerdings an die gesetzliche Auflage gebunden sein, 
dass frei werdende Arbeitsplätze mit ausgelernten 
Beschäftigten oder Hochschulabsolventen besetzt 
werden. Beide Maßnahmen des Sofortprogramms 
sind nach IG-BCE-Vorstellung zunächst bis Ende 2010 
zu befristen. Über die Fortschreibung ist jährlich neu 
zu entscheiden, je nach Entwicklung der Ausbildungs- 
und Beschäftigungschancen junger Menschen.

Um Ausbildungsplätze in der Krise 
zu sichern, fordert die IG BCE eine 
staatliche Ausbildungsprämie. 
Michael Vassiliadis, 45, 
IG BCE-Vorstand und als desig-
nierter neuer Vorsitzender der 
Gewerkschaft vorgeschlagen, 
erklärt die erhoffte Wirkung.

V e r b r a u c h e r s c h u t z

Mehr 
Marktkontrolle
Der DGB und der Verbraucherzen-
trale Bundesverband (vzbv) haben 
in einer gemeinsamen Erklärung 
die von der Bundesregierung be-
schlossenen besseren Verbraucher-
schutzregeln bei Finanzprodukten 
zwar begrüßt – die Maßnahmen 
müssten aber als „lediglich erstes 
Ad-hoc-Paket“ gesehen werden.

Zu den Plänen der Bundesregie-
rung gehört etwa eine Verlänge-
rung der Verjährungsfrist bei einer 
falschen Beratung. DGB und vzbv 

L e i h a r b e i t

Protest gegen 
Rabatt-Aktion
Im Mai sorgte die Werbekampag ne 
eines Gummersbacher Zeitarbeits-
unternehmens für erheblichen 
Protest. Quer durch die Republik 
sah sich die S&F Personal Dienst-
leistungen GmbH massiver Kritik 
ausgesetzt: Im Stil von Discounter-
Anzeigen warb S&F mit Slogans wie 
„Große Rabatt-Aktion: Alle müssen 
raus!“ oder „15 % Rabatt auf alle 

W i r t s c h a f t s k r i s e

Investitionen 
aufstocken
Das Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturforschung (IMK) in 
der Hans-Böckler-Stiftung hat in 
einer aktuellen Studie seine „Zwi-

Hilfs- und Fach-
kräfte“.

Die IG Metall 
hat diese „Ra-
bat t -Akt ion“ 
zum Anlass ge-
nommen, in einem offenen Brief an 
die Abgeordneten des Bundestags 
erneut für eine soziale Gestaltung 
der Leiharbeit zu werben. Erst die 
weitgehende Deregulierung der 
Leiharbeit habe es möglich ge-
macht, Menschen zu Billigkonditi-
onen zu „verhökern“. Die IG Me-
tall fordert von den Abgeordneten 

unter anderem die Aufnahme 
der Zeitarbeitsbranche ins Ent-
sendegesetz sowie die Gleich-
stellung der LeiharbeiterInnen 
mit der Stammbelegschaft.

S&F hat inzwischen in ei-
ner Stellungnahme auf die Proteste 
reagiert. Die Aktion habe ein „ge-
teiltes Echo“ ausgelöst und sei von 
„einigen gründlich missverstanden 
worden“ – daran sei man aber 
selbst „nicht ganz unschuldig“, 
räumt das Unternehmen ein. S&F 
entschuldigte sich bei den eigenen 
MitarbeiterInnen.   •

wollen den grundsätzlichen „Aus-
bau der verbraucherorientierten 
Marktkontrolle und der unabhän-
gigen Finanzberatung“. Sie fordern 
unter anderem, die Orientierung 
auf Provisionen beim Vertrieb von 
Finanzprodukten abzubauen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

schenbilanz der Wirtschaftskrise“ 
gezogen. Das Fazit: Ohne ein drit-
tes Konjunkturpaket drohe eine 
lang anhaltende Stagnation.

Das IMK empfiehlt unter ande-
rem, die öffentlichen Investitionen 
noch einmal aufzustocken – 2010 
um zehn Milliarden Euro, 2011 um 
weitere 15 Milliarden. Zu den wei-
teren, vom IMK vorgeschlagenen 
Einzelmaßnahmen gehört etwa ei-
ne für die Dauer der Krise befristete 
Verlängerung des Arbeitslosengelds 
I auf zwei Jahre. Damit soll ab 2010 
ein massenhaftes „Abrutschen“ in 
Hartz IV verhindert werden.   •
Der IMK-Report online: 
www.einblick.dgb.de/links

Die GdP hat den Deut-
schen Fußballbund 
(DFB) aufgefordert, 

dem Problem der massiven 
Gewaltentwicklung rund um 
Fußballspiele nicht auszuwei-
chen. Am GdP-Symposium 
„Fußball und Gewalt“ im Mai 
hatte die DFB-Spitze trotz 
Einladung nicht teilgenom-
men. Die GdP habe den Ein-
druck, dass dem Fußballbund 
das Thema nicht behage, 
sagte der GdP-Vorsitzende 
Konrad Freiberg.

ver.di begrüßt die Reak-
tion der Verwertungs-
gesellschaft Wort (VG 

Wort) auf das Internetange-
bot „Google Books“. Google 
hat Millionen Bücher ohne 
Genehmigung der AutorIn-
nen eingescannt und ins Netz 
gestellt. Die VG Wort will 
jetzt die Worturheberrechte 
ihrer Mitglieder gegenüber 
Google einfordern – Grundla-
ge wäre ein von Google be-
reits geschlossener gericht-
licher Vergleich in den USA.

Die NGG, der Deut-
sche Bauernverband 
(DBV) und der Deut-

sche LandFrauenverband 
(dlv) haben eine Allianz 
gegen den Preisdruck bei 
Milch durch die Discounter 
gebildet. Der NGG-Vorsitzen-
de Franz-Josef Möllenberg 
sagte, Preis- und Lohn-Dum-
ping müssten aufhören.

Ein Bündnis von 
sieben Gewerk-
schaften und Sozial-

verbänden, darunter ver.di, 
die GdP, TRANSNET und 
GEW, ruft zur Angleichung 
des Rentenwerts Ost an das 
Westniveau auf. Geleistete 
Arbeit verdiene in Ost und 
West gleiche Anerkennung.

kurz&bündig

ff f



7

MEINUNG
Renaissance für 
Industriepolitik

Industriepolitik hat in den 

letzten Jahren schlicht und 

einfach nicht stattgefunden. 

Das stellte Professor Heinz 

Bierbaum von der Univer-

sität des Saarlandes beim 

DGB-Kapitalismuskongress 

Mitte Mai in Berlin fest. 

Es gelte nun, „gestaltend 

einzugreifen und Entwick-

lungen aufzuzeigen“.

So müssten für die Betriebe, 

etwa in der Metallindustrie, 

deren Existenz durch den 

massiven Nachfragerückgang 

gefährdet sei, Programme 

zur Stützung entwickelt 

werden.

Eine Industriepolitik der 

Zukunft muss sich an dem 

Leitbild einer sozialen, 

ökologischen und nachhal-

tigen Wirtschaft orientieren, 

so Bierbaum. „Wir müssen 

uns stärker auf das bezie-

hen, was gesellschaftlich 

notwendig ist, wie etwa die 

Themen Infrastruktur und 

Verkehrspolitik. Wir können 

keine andere Autoindus-

trie haben, wenn wir nicht 

gleichzeitig eine andere 

Verkehrspolitik machen.“

Mehr: 
www.kapitalismuskongress.de
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Die schwerste Wirtschaftskrise seit 80 Jahren 
macht’s möglich: Auch hierzulande wird wieder über 
Konjunktursteuerung diskutiert. Aber die bisherigen 
Konjunkturpakete sind hinsichtlich Zielgenauigkeit, 
Timing und Umfang unzureichend. Denn der Export-
weltmeister Deutschland ist vom Einbruch der Welt-
wirtschaft besonders betroffen. Die Unternehmen 
geraten durch austrocknende Kreditlinien und den 
Rückgang der globalen Güternachfrage zusehends 
unter Druck. 

Die Industriepolitik ist ein zentrales Hand-
lungsfeld, um strukturpolitisch wichtige Unter-
nehmen zu stützen. Derzeit steht die unmittelbare 
Beschäftigungssicherung im Vordergrund: längere 
Kurzarbeit, Arbeitszeitverkürzung und (zu wenig) 
Weiterbildung. Die aktuelle Debatte um den Erhalt 
von Unternehmen zur Rettung von Arbeitsplätzen 
und Zukunftschancen hingegen zeigt, dass Indus-
triepolitik noch umstritten ist. Zeitweise drängt sich 
der Eindruck auf, gezielte Interventionen in kriseln-
de Branchen sollen aus ideologischen Gründen 
(der Markt macht’s) oder haushalterischen Motiven 
vermieden werden. Der ministeriale Insolvenz-Poker 
spielt nicht nur mit dem Ernst der Lage. Er zeugt 
zudem von mangelnder Krisenanalyse: die Um-
verteilung von unten nach oben, die globalen Un-
gleichgewichte und die deregulierten Märkte haben 
Marktversagen und strukturelle Verwerfungen zur 
Folge. Sachzwang-Argumente wie „Wettbewerbsfä-
higkeit“ oder „Globalisierung“ sind aus neoliberaler 
Perspektive legitim. Eine gezielte Beeinflussung des 
Strukturwandels durch industriepolitische Interven-
tion wird jedoch grundsätzlich abgelehnt.

Jetzt ist von Dammbruch die Rede. Der neue 
Staatskapitalismus sei ein Kind der Not und eigent-
lich nicht gewollt. Die Legitimation der Industriepo-
litik steigt, wenn sie nicht nur die Wirtschaftsstruk-
turen in der Krise vor dem Zusammenbruch bewahrt, 
sondern auch die Weichen für zukunftsfähige 
Strukturen stellen: für Mitbestimmung und Wirt-
schaftsdemokratie, für Langfristigkeit statt atemloser 
Shareholder-Value-Orientierung, für Ressourcen- 
und Energieeffizienz, für die Stärkung der Binnen-
wirtschaft und regionaler Wirtschaftskreisläufe zur 
Abfederung des globalen Kostenwettbewerbs. 

Dazu müssen die Instrumente der Innovations-
förderung und Anreizregulierung, vor allem aber der 
Ordnungspolitik entsprechend geschärft werden. 

Gerade in der Krise muss Industriepolitik die Weichen für zukunftsfähige 
Strukturen stellen. Meint DGB-Vorstand Claus Matecki.

Zugleich gilt es, klare Krite-
rien für die Krisenintervention 
festzulegen, damit jeder Euro 
so effektiv wie möglich einge-
setzt wird:
■ Jede Hilfe gibt es nur 
für Gegenleistungen. 
Für staatliche Mittel müssen 
Unternehmensanteile bean-
sprucht werden. Sie können 
in Belegschaftsbeteiligungen 
umgewandelt werden. 
■ Strategisch wichtige 
Unternehmen müssen 
erhalten werden. Die in-
dustrielle Substanz ist aus 

struktur- und innovationspolitischer Perspektive ein 
zentraler Bestandteil der diversifizierten Qualitäts-
produktion. Sie hat die erfolgreiche wirtschaftliche 
Entwicklung Deutschlands geprägt. Der Erhalt von 
Wertschöpfungsketten bleibt für die Entwicklung 
von Branchen und Regionen deshalb auch zukünf-
tig unverzichtbar.
■ Altaktionäre und Eigentümer müssen alle 
finanziellen Ressourcen mobilisieren, bevor 
Steuermittel eingesetzt werden.
■ Die notleidenden Unternehmen müssen sich zu 
Tariftreue, Standort- und Beschäftigungssi-
cherung verpflichten.
■ Staatliche Bürgschaften und Beteiligungen müs-
sen mit dem Ausbau der betrieblichen und Un-
ternehmensmitbestimmung einhergehen.

Damit Unterstützungsmaßnahmen für Unterneh-
men erfolgreich sein können, müssen sich aber ihre 
Auftragsbücher schleunigst wieder füllen. Deshalb ist 
ein weiteres Konjunktur- und Wachstumsprogramm 
unverzichtbar. Die konjunkturpolitischen Maßnah-
men müssen im Einklang mit einer mittelfristigen 
qualitativen Wachstumsstrategie stehen. Wenn wir 
die Krise als Chance nutzen wollen, muss der Staat 
stärkeren Einfluss nehmen auf die Wachstum-
spfade der Zukunft. Die öffentlichen Investitionen 
müssen auf höherem Niveau verstetigt werden. Sie 
sollten vornehmlich in gesellschaftliche Bedarfs-
felder und Zukunftsmärkte fließen: Bildung, Ener-
gie- und Umwelttechnik, Medizintechnik, soziale 
und Verkehrsinfrastruktur. Nur so sichern und schaf-
fen wir zukunftsfähige Arbeitsplätze.   •

I n d u s t r i e p o l i t i k  i n  d e r  K r i s e

Mehr Einfluss für den Staat

Claus Matecki, 60, 
ist im Geschäfts-
führenden DGB-
Bundesvorstand 
unter anderem 
für Wirtschafts-, 
Finanz- und 
Strukturpolitik 
zuständig.
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„Das Strafgesetzbuch ist kein Handelsgesetzbuch.“

Wolfgang Nešković, stellvertretender Fraktionsvorsitzender DIE LINKE, am 
28. Mai im Bundestag. Der Bundestag beschloss am selben Tag Straf-
rechtsänderungen, die „verfahrensbeendende Absprachen“ („Deals“) 
zwischen Staatsanwaltschaft, Verteidigung und Gericht in öffentlichen 
Hauptverhandlungen zulassen.
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SOZIALES EUROPA: Deutschland im hinteren Mittelfeld

dieDGBgrafik

Die soziale Ungerechtigkeit ist hier-
zulande größer als in den meisten 
anderen EU-Ländern. Das zeigt eine 
Studie des Instituts Berlinpolis. Im 
Gesamtranking der EU-27 belegt 
Deutschland Platz 19. Auf der Grundla-
ge von Eurostat- und OECD-Daten aus 
2007 und 2008 hat das Institut anhand 
von 35 Indikatoren untersucht, wie es 
in der EU um die soziale Gerechtigkeit 
bestellt ist. Besonders schlecht schnei-
det Deutschland beim Generationen-
verhältnis ab, vergleichsweise gut bei 
der Gleichstellung von Frau und Mann.
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Quelle: Berlinpolis Mai 2009

Ranking der 27 EU-Mitgliedstaaten anhand von fünf Dimensionen für soziale Ungleichheit basierend auf 
35 Einzelindikatoren / ausgewählte Länder, Stand 2008

Schweden

Gesamtrang 1 11 19

1 9 12

9 2217

2 1918

1 3 9

7 13 24

Einkommensverteilung und
soziale Absicherung

Arbeitsmarktchancen

Bildung und Ausbildung

Gleichstellung der Geschlechter

Generationenverhältnis

Frankreich Deutschland

IMPRESSUM                     einblick erscheint vierzehntäglich   Herausgeber: DGB   
Verlag: Graewis Verlag GmbH   GeschäftsführerInnen: Anne Graef, Dr. Peter Wilke   
Redaktion: Udo Böhlefeld, Anne Graef (verantw.), Sebastian Henneke, Timm Steinborn   
Redaktionelle Mitarbeit: Lena Clausen, Luis Ledesma   Redaktionsanschrift: 
Wallstraße 60, 10179 Berlin, Tel. 030 / 30 88 24 - 0, Fax 030 / 30 88 24 20, 
Internet: www.einblick.dgb.de, E-Mail: redaktion@einblick.info Anzeigen: Bettina 
Mützel, Tel. 030/859946-240, Fax 030/859946-100, E-Mail: bettina.muetzel@berlin.de   
Layout: zang.design    Infografik: Klaus Niesen   Druck und Vertrieb: PrintNetwork 
Berlin   Abonnements: Änderungen schriftlich an Redaktion einblick (Adresse s.o.)
Nachdruck frei für DGB und Gewerkschaften bei Quellenangabe und zwei Beleg-
exemplaren. Alle Anderen nur nach schriftlicher Genehmigung durch den Verlag. 
Nachdruck von namentlich gezeichneten Artikeln nur nach Genehmigung durch Ver-
lag und Autor.

Schlusspunkt●

••• Der Hauptvorstand der IG BCE 
hat Ende Mai seinen Personalvor-
schlag für den auf dem Gewerk-
schaftskongress im Oktober neu 
zu wählenden Geschäftsführenden 
Hauptvorstand beschlossen. Mi-
chael Vassiliadis, 45, seit 2004 
Mitglied des IG BCE-Vorstands, ist 
als Nachfolger des scheidenden 
Vorsitzenden Hubertus Schmol-
dt, 64, nominiert. Zur Wiederwahl 
treten an: der stellvertretende Vor-
sitzende Ulrich Freese, 58, sowie 
die Vorstandsmitglieder Edel-
traud Glänzer, 53, und Egbert 
Biermann, 54. Neben Hubertus 
Schmoldt kandidiert auch Werner 
Bischoff, 61, nicht mehr für den 
Vorstand. Neu in den Vorstand 

11.6.  IMK, Tagung „Die 
Finanzmarktkrise und ihre Folgen“, 
Berlin

14.6.  DGB Niedersach-

gewählt werden soll Peter Haus-
mann, 55, bisher Landesbezirks-
leiter Nordrhein der IG BCE. Damit 
würde sich der Geschäftsführende 
Hauptvorstand von sechs auf fünf 
Mitglieder verkleinern – einen ent-
sprechenden Satzungsantrag wird 
der Hauptvorstand auf dem Ge-
werkschaftskongress vorlegen.
••• Erika Mezger, 51, bisher 
Leiterin der Abteilung Forschungs-
förderung bei der Hans-Böckler-
Stiftung, arbeitet ab dem 1. Juli als 
Vize-Direktorin der Europäischen 
Stiftung zur Verbesserung der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen 
(Eurofound) in Dublin. Eurofound 
ist eine Einrichtung der Europä-
ischen Union.

••• Ulla Spiekermann, 53, bis-
her Referatsleiterin für das DGB-
Intranet und die gemeinsame 
Online-Plattform von DGB und 
Gewerkschaften (aktionintern.de) 
beim DGB-Bundesverstand, wech-
selt zum 1. Juli zur ver.di-Bundes-
vorstandsverwaltung. Gemeinsam 
mit Christiane Scheller, 39, wird 
sie dort die ver.di-Internetredaktion 
verstärken.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

sen – Bremen – Sachsen-Anhalt, 
Vergabe des DGB-Filmpreises beim 
Internationalen Filmfest Emden

15.-19.6.  Bundesweiter Bil-
dungsstreik 2009, u.a. unterstützt 
von der DGB-Jugend

16.6.  DGB Sachsen und 
DGB Berlin-Brandenburg, „Lau-
sitzkonferenz“, Hoyerswerda

17.-19.6.  ver.di , Seminar 
„Die Revision der EBR-Richtlinie“, 
Berlin

18.6.  DGB-Bildungswerk 
/ DGB NRW, Veranstaltungsreihe 
„Deutscher Qualifikationsrahmen 
– Was er ist und welche Chancen 
und Risiken er birgt“, erster Termin 
der Reihe, Düsseldorf

20.6.  I n te rna t iona le r 
Weltflüchtlingstag

personalien
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S e x u e l l e B e l ä s t i g u n g

Kündigung ohne Abmahnung
Eine sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz kann je nach Umfang

und Intensität eine fristlose Kündigung oder ordentliche Kündigung
rechtfertigen, ohne dass es zuvor einer wirksamen Abmahnung be-
darf. Dies gilt auch bei nur verbalen sexuellen Belästigungen.

Der Fall: Der Arbeitnehmer war als Krankenhelferpfleger be-
schäftigt. Eines Tages zeigte er einer Kollegin auf seinem Handy ein
Bild, auf dem eine nackte Frau mit gespreizten Beinen in Nahauf-
nahme zu sehen war. Die Kollegin forderte ihn auf, das Bild sofort
wegzunehmen. Eine andere Kollegin rief der zu dem Zeitpunkt alko-
holisierte Arbeitnehmer nachts im Dienst an und sagte unter ande-
rem: „ … dann nehme ich meinen Schwanz und stecke ihn in dein
Loch und spritz ab.“ Die geschockte Kollegin beendete das Telefonat
ohne Gegenäußerungen. Nachdem der Arbeitgeber von diesen Vor-
fällen Kenntnis erlangt hatte, kündigte er das Arbeitsverhältnis frist-
los, hilfsweise unter Einhaltung der ordentlichen Kündigungsfrist.
Das Gericht sah die ordentliche Kündigung als gerechtfertigt an.

Das Landesarbeitsgericht: Unter Berücksichtigung der von
der Gesellschaft gebotenen und verlangten Wertschätzung des an-
deren Geschlecht musste derArbeitnehmer wissen und respektieren,
dass sein zweifelsfrei sexuell motiviertesAuftreten gegenüber seinen
Kolleginnen eine sexuelle Belästigung ist. DemArbeitgeber war aber
aufgrund der langen Betriebszugehörigkeit und des bisherigen Feh-
lens handgreiflicher sexueller Übergriffe dieWeiterbeschäftigung bis
zumAblauf der ordentlichen Kündigungsfrist zuzumuten.

R a u c h f r e i e r A r b e i t s p l a t z

Berliner Rauchverbot weiterhin gültig
Nach der Arbeitsstättenverordnung muss der Arbeitgeber ein all-

gemeines oder auf einzelne Bereiche der Arbeitsstätte beschränktes
Rauchverbot erlassen. Darüber hinaus hat er Räume, Vorrichtungen
oder Gerätschaften so einzurichten und zu unterhalten und Dienst-
leistungen so zu regeln, dass der Arbeitnehmer gegen Gefahr für Le-
ben und Gesundheit so weit geschützt ist, als die Natur der Dienst-
leistung es gestattet. Das Berliner Nichtraucherschutzgesetzes vom
16. November 2007 verbietet das Tabakrauchen in Gaststätten.

Der Fall: DerArbeitnehmer ist als Tisch-Chef am Roulettetisch ei-
ner Spielbank in Berlin tätig. In dem Spielsaal besteht ein räumlich
nicht abgetrennter Barbereich, der von einem anderen Unternehmen
betrieben wird. Im ganzen Spielsaal wird geraucht. Mit seiner Klage
auf Zuweisung eines tabakrauchfreien Arbeitsplatzes hatte der Ar-
beitnehmer Erfolg:

Das Bundesarbeitsgericht: In dem Spielsaal wird eine Gast-
stätte im Sinne des Gaststättengesetzes betrieben. Dort ist es nach
dem Berliner Nichtraucherschutzgesetz verboten zu rauchen. Das
Rauchverbot ist nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 30. Juli 2008 hinsichtlich der Betreiber von Einraumgast-
stätten verfassungswidrig, jedoch nicht nichtig. Der Landesgesetzge-
ber hat bis 31. Dezember 2009 eine Neuregelung zu treffen. Die ein-
schlägige Vorschrift des Berliner Nichtraucherschutzgesetzes bleibt
bis dahin wegen der hohen Bedeutung des Schutzes der Bevölke-
rung vor den Gefahren des Passivrauchens anwendbar. Das Rauchen
in Gaststätten ist in Berlin weiterhin untersagt.

N a c h r i c h t e n s p r e c h e r

Eva Herman war keine Arbeitnehmerin
Werden Dienstpläne für Nachrichtensprecher im TV aufgrund ins

Einzelne gehender Vorgaben der Sprecher erstellt und haben die die
Möglichkeit, geplante Einsätze jederzeit zu tauschen oder ersatzlos
abzugeben, spricht das gegen dasVorliegen einesArbeitsverhältnisses.

F r i s t l o s e K ü n d i g u n g

Auch bei Tat außerhalb des Betriebes
Eine Tätlichkeit unter Arbeitskollegen kann auch dann eine frist-

lose Kündigung rechtfertigen, wenn sie im privaten Umfeld aus rein
privaten Motiven begangen wurde. Auch eine solche Tätlichkeit hat
Auswirkungen auf das Arbeitsverhältnis. Durch die Arbeitsunfähig-
keit des Opfers ist der Betriebsablauf gestört, der Arbeitgeber muss
Entgeltfortzahlung leisten. Zudem kann der Betriebsfrieden durch die
hervorgerufenen Spannungen gestört werden.

P f l e g e v e r s i c h e r u n g

Keine Beiträge für ergänzende Pflege
Wer einen Pflegebedürftigen in der häuslichen Umgebung pflegt,

ist unter bestimmtenVoraussetzungen pflichtversichert. Hat der Pfle-
gebedürftige Anspruch auf Leistungen der Pflegeversicherung, zahlt
diese die Rentenbeiträge für die Pflegeperson, wenn diese nicht
mehr als 30 Stunden wöchentlich erwerbstätig ist. Die Pflege darf al-
lerdings nicht erwerbsmäßig erfolgen und muss wenigstens 14 Stun-
den wöchentlich umfassen. Maßgeblich sind nur Grundpflege und
hauswirtschaftliche Versorgung. Ergänzende Pflegeleistungen – wie
Aufsicht und soziale Kommunikation – sind hingegen unbeachtlich.

M i t b e s t i m m u n g d e s B e t r i e b s r a t s

Mitteilung auch per E-Mail möglich
Wenn der Betriebsrat seine Zustimmung zu einer personellen Ein-

zelmaßnahme verweigert, muss er dies unter Angaben von Gründen
demArbeitgeber schriftlich mitteilen. Für die Erfüllung dieses gesetz-
lichen Formerfordernisses genügt eine Mitteilung per E-Mail.

D i s k r i m i n i e r u n g

Nur bei ernsthafter Bewerbung
Hat einArbeitnehmer in einer Vielzahl von Fällen Klagen auf Zah-

lung von Schadensersatz wegen behaupteter Diskriminierung bei
Stellenausschreibungen erhoben und treten andere Anhaltspunkte
hinzu, kann das den Schluss rechtfertigen, dass die Bewerbung nicht
ernst gemeint war. Andere Anhaltspunkte können darin zu sehen
sein, dass eine Bewerbung weitgehend aus Textbausteinen besteht
keineAusführungen enthält, was den Bewerber an der Stelle interes-
siert und keinen aussagekräftigen beruflichenWerdegang enthält.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein,
Urteil vom 4. März 2009 - 3 Sa 410/08

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 19. Mai 2009 - 9 AZR 241/08

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 29. Januar 2009 - L 8 P 13/07

Bundesarbeitsgericht,
Beschluss vom 10. März 2009 - 1 ABR 93/07

Landesarbeitsgericht Hamburg,
Urteil vom 1. April 2009 - 3 Sa 58/08

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein,
Urteil vom 6. Januar 2009 - 5 Sa 313/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 10/09
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Landesarbeitsgericht Hamburg,
Beschluss vom 12. Januar 2009 – 3 Ta 26/08



K r i s e n m a n a g e m e n t

ILO will globalen Jobpakt
Auf ihrer alljährlichen Arbeitskonfe-
renz in Genf hat die Internationale 
Arbeitsorganisation ILO angesichts 
der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise eine globale Beschäf-
tigungsinitiative gefordert. Ziel des 
Paktes sei es, Beschäftigung und 
sozialen Schutz in den Mittelpunkt 
von Konjunkturprogrammen zu 
stellen.

Drei Wochen lang diskutierten 
im Juni Delegierte aus den 183 
Mitgliedstaaten – VertreterInnen 
der Regierungen sowie der natio-
nalen Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berorganisationen – über das The-
ma Arbeit und die sozialen Folgen 
der Krise. Die Welt müsse in den 
nächsten Jahren eine anhaltende 
weltweite Beschäftigungskrise be-
wältigen, erklärte der ILO-General-
sekretär Juan Somavia. Die damit 
verbundene soziale Krise verstärke 
die Gefahr von Instabilität. 

Die ILO geht davon aus, dass 
sich die Lage auf den Arbeitsmärk-
ten weltweit weiter verschlechtert. 
Im laufenden Jahr rechnet sie welt-
weit mit bis zu 239 Millionen Ar-
beitslosen – rund 40 bis 60 Millio-

chael Sommer, der auch Mitglied 
im ILO-Verwaltungsrat ist. Die ar-
gentinische Präsidentin Christina 
Kirchner sowie der brasilianische 
Präsident Lula da Silva hätten auf 
der ILO-Konferenz erklärt, dass sie 
die ILO an den Tisch der G20 brin-
gen wollen. 

„Diese Initiative muss von 
Kanzlerin Merkel und Vize-Kanzler 
Steinmeier unterstützt werden“, 
fordert Sommer. Die Gewerk-
schaften haben dazu bereits im 
Vorfeld des letzten G20-Treffens 
in London einen Vorstoß gemacht. 
Sommer geht davon aus, dass die 
amerikanische Arbeitsministerin 
Hilda Solis die eindeutige Botschaft 
der Internationalen Arbeitskonfe-
renz an ihren Präsidenten weiter-
leitet. In den USA findet im Herbst 
das nächste G20-Treffen statt. Die 
Gewerkschaften setzen darauf, 
dass dort dann – nach den bislang 
noch nicht umgesetzten Absichts-
erklärungen aus London – endlich 
konkrete Maßnahmen für eine 
Neujustierung der Weltwirtschaft 
beschlossen werden.   •

+  Markus Kurth, sozialpo-
litischer Sprecher der 

Grünen, nimmt die Bundes-
regierung in die Pflicht, 
Menschen gerade in Krisen-
zeiten vor Überschuldung zu 
schützen. Er fordert: Schärfere 
Regeln für die Kreditvergabe, 
Kompetenzförderung für den 
Umgang mit Geld und mehr 
Schuldnerberater.

- Heinz-Peter Haustein 
(FDP) versteht die 

Kritik – unter anderem der 
Gewerkschaften – an überzo-
gener Überwachung von 
ALG-II-Empfängern nicht. Sein 
Argument aus der Boulevard-
Mottenkiste: Beispiele wie 
„Florida-Rolf“ verärgerten 
den Steuerzahler. Es gehe 
schließlich ums Prinzip.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.u18.org
Jugendwahlprojekt zur 

Bundestagswahl 2009

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
Aktualisierter Bericht 

der ILO zur weltweiten 
Beschäftigungs-

entwicklung („Global 
Employment Trends“)

nen mehr als im Vorjahr. Besserung 
ist laut Somavia nicht in Sicht. Die 
Beschäftigungskrise könnte mehre-
re Jahre dauern, selbst wenn sich 
die Weltwirtschaft ab 2010 erhole. 

Die ILO schaltet sich mit ihrer 
Beschäftigungsinitiative aktiv in die 
globale Überwindung der Krise ein 
– das fordern die Gewerkschaften 
seit langem. Neben Weltbank oder 
der Welthandelsorganisation WTO 
müsse auch die ILO ein „aktiver 
Partner im G20-Prozess sein“, 
erklärte der DGB-Vorsitzende Mi-

ILO-Krisengipfel: Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer (2.v.r.) 
diskutierte in Genf unter anderem mit der US-amerikanischen 
Arbeitsministerin Hilda Solis, dem Präsidenten der Internationalen 
Arbeitgeberorganisation Wiseman Nkuhlu (Südafrika) sowie dem 
argentinischen Arbeits- und Sozialminister Carlos Tomada (v.l.n.r.) 
über Arbeitnehmerrechte, sozialen Dialog und Maßnahmen zur 
Rettung von Unternehmen in der Krise.
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?...nachgefragt

Leider werden bereits heute zwei Drittel der Auszu-
bildenden nach ihrer Ausbildung nicht übernommen. 
Und langsam schlägt sich die Krise auf dem Arbeits-
markt nieder. Vor diesem Hintergrund müssen wir al-
le Wege gehen, um Beschäftigung zu halten und um 
jungen Menschen eine Beschäftigungsperspektive zu 
geben. Wir können es uns nicht leisten, ausgerechnet 
in diesem Jahr ein so wichtiges Instrument wie die 

geförderte Altersteilzeit zu verlieren. Wir fordern des-
halb ihre befristete Verlängerung für ein Jahr – unter 
klaren Bedingungen: Eine Förderung soll es nur dann 
geben, wenn tatsächlich junge Menschen für ältere 
in Beschäftigung kommen. Die SPD hat diese Forde-
rung bereits in ihr Wahlprogramm aufgenommen. 
Aber wir müssen jetzt handeln – nicht erst nach 
der Bundestagswahl. Bisher hat die Union aber eine 
Verlängerung der Altersteilzeit strikt abgelehnt. Die 
Bundeskanzlerin hat zwar immer noch Vorbehalte, 
aber immerhin hat sie – nach langen Diskussionen – 
in einem Gespräch mit Gewerkschaftsvorsitzenden 
am 9. Juni ihre Bereitschaft signalisiert, sich unsere 
Vorstellungen für eine Verlängerung anzusehen.

Ende 2009 läuft die staatliche Förderung der 
Altersteilzeit aus. Angesichts der Wirtschaftskri-
se fordern die Gewerkschaften eine befristete, 
konditionierte Verlängerung. Das Ziel: eine 
„Beschäftigungsbrücke“ für Jung und Alt bauen. 
Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
erklärt, wie das funktionieren kann.

POLITIK AKTUELL

 geplant● ● ●

 ➜beschlossen
+++ Anfang November 2008 
hatten der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer und die 
Vorsitzenden der Mitglieds-
gewerkschaften ein Eck-
punktepapier zur DGB-Struk-
turreform vorgelegt. Darin 
hieß es unter anderem, der 
DGB-Bundesvorstand werde 
noch vor dem DGB-Bundes-
kongress 2009 entscheiden, 
„ob die Bezirke Berlin-Bran-
denburg und Sachsen als 
eigenständige Bezirke erhal-
ten bleiben sollen“. In seiner 
Juni-Sitzung beschloss der 
DGB-Bundesvorstand jetzt: 
Beide Bezirke bleiben erhal-
ten. Sie sollen aber noch in 
2009 einen Kooperationsver-
trag schließen, um Einspar-
potenziale zu nutzen.
+++ Am 25. Juni wird zum 
dritten Mal der DGB-Index 
Gute Arbeit vorgestellt, der 
jährlich abbildet, wie die 
Beschäftigten die Arbeits-
bedingungen in Deutsch-
land bewerten. „Ohne 
Gute Arbeit gibt es kein 
nachhaltiges Wirtschaften“, 
erklärten der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer und 
DGB-Vorstand Dietmar Hexel 
im Vorfeld der Vorstellung. 
www.dgb-index-gute-arbeit.de

W a h l j a h r  2 0 0 9

Entschlossen 
gegen die Krise
Der DGB hat im Superwahljahr 
2009 seine „Politischen Anforde-
rungen“ an die Parteien formuliert. 
„Entschlossen gegen die Krise“ 
lautet einer der sechs Abschnitte 
des Papiers. Die Gewerkschaften 
erwarten von der künftigen Bun-
desregierung vor allem auch inter-
nationales Krisenmanagement in 
der G20-Gruppe: Unter anderem 
müssten Finanztransaktionen an-
gemessen besteuert werden.

Im Bereich der Arbeitsmarktpoli-
tik gehört die Einführung eins Min-
destlohns von 7,50 Euro weiterhin 
zu den Kernforderungen, ebenso 
wie der Equal-Pay-Grundsatz in der 
Leiharbeit. Bildungspolitisch setzt 
der DGB auf ein umfassendes „In-
vestitionsprogramm für Bildung“ – 

Anzeige

mit zusätzlichen 30 Milliarden Eu-
ro jährlich. Weitere Anforderung 
des DGB an alle demokratischen 
Parteien: eine konsequentere Be-
kämpfung des Rechtsextremismus 
und ein Verbot der NPD.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

B a d  B a n k s

Unzureichendes 
Modell
Das vom Bundesfinanzministerium 
Mitte Juni vorgestellte Bad-Bank-
Modell hält DGB-Vorstand Claus 
Matecki für unzureichend und ris-
kant. Es sei kein geeignetes Instru-
ment, um das Bankensystem und 
damit die Kreditversorgung der 
Wirtschaft zu stabilisieren. Dafür 
seien drei Bedingungen notwendig, 
so Matecki: „Alle toxischen Papiere 
aus den Bilanzen entfernen, die Er-
tragslage der Unternehmen mittels 
erweiterter Konjunkturprogramme 
verbessern und die Regulierung 
des Bankensystems mit Hochdruck 
betreiben.“   •

W o h n u n g s p o l i t i k

Recht auf 
Wohnen
Der Deutsche Mieterbund (DMB) 
hat auf seinem Mietertag im Juni 
gefordert, ein Recht auf Wohnen ins 
Grundgesetz aufzunehmen. „Ein 
sozialer und gerechter Staat muss 
sich zu diesem Recht bekennen“, 
erklärte DMB-Präsident Franz-
Georg Rips. Bundesbauminister 
Wolfgang Tiefensee (SPD) erklärte, 
er habe für diese Forderung „große 
Sympathie“, sehe aber „Schwierig-
keiten bei der Umsetzung“.   •
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Zukunft des 
Lissabon-Vertrags

Am 30. Juni entscheidet das 

Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG) darüber, ob der 

Lissabon-Vertrag mit dem 

Grundgesetz vereinbar ist. 

Gegen den Vertrag, der Euro-

pa einen neuen rechtlichen 

Rahmen geben soll, hatten 

unter anderem die Bundes-

tagsfraktion der Linken so-

wie der CSU-Politiker Peter 

Gauweiler geklagt.

Der Vertrag tritt erst in 

Kraft, wenn ihm alle 27 EU-

Staaten zugestimmt haben. 

Zwar hat der Bundestag 

ihn – wie auch 25 weitere 

Parlamente – gebilligt. Bun-

despräsident Horst Köhler 

will mit der Unterzeichnung 

der Urkunde aber bis zum 

BVerfG-Urteil warten. Und 

Polens Staatspräsident Lech 

Kaczynski will seine Zustim-

mung erst nach einem Ja 

Irlands geben.

Eine Zustimmung in Irland 

scheint hingegen immer 

wahrscheinlicher. Jüngste 

Umfragen signalisieren, dass 

die Iren nach ihrem ersten 

Nein bei einer erneuten Volks-

abstimmung im Oktober für 

den Vertrag votieren könn-

ten. Neue Ungemach droht 

dem Reformvertrag dagegen 

aus Großbritannien ange-

sichts der Regierungskrise 

der Labour-Partei. Obwohl 

er dort längst ratifiziert 

wurde, hat der konservative 

Parteichef David Cameron 

den Briten eine Volksabstim-

mung über den Vertrag ver-

sprochen, falls die Tories vor 

Inkrafttreten des Vertrages 

an die Macht kommen.
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Nach der Wahl ist vor der Wahl
Der 7. Juni war ein schwarzer Tag für Europa. Fast 60 Prozent der Wahlberechtigten beteiligten sich nicht an 
den Europawahlen. Durch das Wahlergebnis ist das Europäische Parlament (EP) weiter nach rechts gerückt. 
Und es beflügelt die, die eine Fortsetzung des neoliberalen Kurses der Barroso-Kommission wollen.

Wiederwahl ausgesprochen. Und 
auch rechtlich gibt es Bedenken: Der 
juristische Dienst des Rates weist 
in einem Gutachten darauf hin, 
dass eine Wahl des Kommissions-
präsidenten nach dem geltenden 
Nizza-Vertrag angreifbar sein 
könnte, wenn der Rest der Kom-
mission im Herbst nach dem dann 
möglicherweise geltenden Lissa-
bon-Vertrag bestimmt würde.   •

Europaweit wurden die Konserva-
tiven und Christdemokraten (Eu-
ropäische Volkspartei und Euro-
päische Demokraten: EVP-ED) mit 
35,9 Prozent (- 0,8 %) als stärkste 
Kraft im EP bestätigt. Die Sozialde-
mokraten mussten große Verluste 
hinnehmen und erreichten ledig-
lich 21,9 Prozent (- 5,7 %). Dritte 
Kraft bleiben die Liberalen mit 10,9 
Prozent (- 1,8 %). Unter den eta-
blierten Parteien konnten nur die 
Grünen ihren Stimmenanteil um 1,7 
Prozentpunkte auf nun 7,2 Prozent 
steigern. Nach rechts rückt das EP 
vor allem, weil – begünstigt durch 
die geringe Wahlbeteiligung – 
Europaskeptiker und Rechtsextreme 
Zuwächse erzielen konnten.

Was das Wahlergebnis für die 
realen Kräfteverhältnisse im EP be-
deutet, ist noch nicht entschieden. 
Eine eindeutige Mehrheit (minde-
stens 369 Sitze) hat kein Lager. EVP-
ED und Liberale kommen derzeit 
gemeinsam auf 344 Sitze. Ob sich 
noch weitere rechte EP-Abgeord-
nete der EVP-Fraktion anschließen, 
muss sich bis zur konstituierenden 
EP-Sitzung am 14. Juli zeigen. Auf 
alle Fälle ist der Ausgang der Wah-
len ein herber Rückschlag für das 
soziale Europa. „Mit der Stärkung 
der konservativen Kräfte im neuen 
EP ist grundsätzlich mit stärkeren 
marktliberalen Tendenzen zulasten 
sozialer Grundrechte zu rechnen“, 
schreibt die Friedrich-Ebert-Stiftung 
in einer ersten Analyse. 

Nach der Europawahl ist aber 
auch vor der Wahl der neuen EU-
Kommission. Am 31. Oktober en-
det die Amtszeit der Kommission 
unter José Manuel Barroso. Be-
flügelt vom Ausgang der Wahlen, 
hat der konservative Portugiese die 
europäischen Staats- und Regie-
rungschefs aufgefordert, auf dem 
EU-Gipfel am 18./19. Juni seine 

Kandidatur zu bestätigen. Sollte 
sich der EU-Rat bereits jetzt auf 
Barroso als Kandidaten festlegen, 
dann müsste das neue EP schon 
in seiner konstituierenden Sitzung 
über den Präsidenten der neuen 
Kommission entscheiden.

Doch die konservative EVP hat 
allein keine ausreichende Mehr-
heit. Sozialdemokraten und Grüne 
haben sich bereits gegen Barrosos 

7 7 10132836

31 5 1362520

Große Unterschiede zwischen Ost und West
Wahlverhalten von Gewerkschaftsmitgliedern in Ost- und Westdeutschland 
bei der Europawahl vom 7. Juni 2009 (in Prozent)

West:

Ost:

SPD

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
 D
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CDU/CSU Die LinkeGrüne FDP Andere

10,7 4,8 9,516,826,032,2

9,9 7,3 11,08,928,034,9

Grüne punkten bei Frauen
Wahlverhalten von GewerkschafterInnen bei der Europawahl vom 7. Juni 2009 
nach Geschlecht (in Prozent)

Frauen:

Männer:

SPD

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
 D
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CDU/CSU Die LinkeGrüne FDP Andere

7,5 11,0 10,812,137,920,8

11 6 11122834

Gewerkschafter: SPD vorn
Stimmenanteile bei der Europawahl in Deutschland vom 7. Juni 2009 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quellen: Vorläufiges Ergebnis der Europawahlen, Bundeswahlleiter / 
Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim

*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
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CDU/CSU Die LinkeGrüne FDP Andere

Bei den gewerkschaftlich organisierten WählerInnen in Deutschland 
bleiben die Sozialdemokraten stärkste politische Kraft. Gegenüber der 
Europawahl von 2004 konnten die SPD bei den GewerkschafterInnen 
sogar um zwei Prozentpunkte zulegen.

Während 36 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder im Westen 
SPD wählten, sind es im Osten lediglich 20 Prozent. 

Die Grünen kommen bei Frauen wesentlich besser an als bei Männern. 
Das gilt auch für Gewerkschaftsmitglieder. 
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D G B - J u g e n d

Aktionsbox für politische Bildung

PROJEKTE UND PARTNER
D G B - J u g e n d

DVD zur Wahl
Die DGB-Jugend in Hamburg hat 
eine Informations-DVD zur Bun-
destagswahl 2009 herausgege-
ben. Sie soll jungen Menschen 
Ablauf und Hintergründe der 
Wahl erklären und über politische 
Schwerpunktthemen informieren. 
Bundesweit können LehrerInnen 
sowie Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen die DVD beispiels-
weise für den Unterricht oder für 
Seminare einsetzen.

Ein Highlight: PolitikerInnen al-
ler im Bundestag vertretenen Par-
teien äußern sich in exklusiv für die 
DVD geführten Interviews zu drei 
aktuellen politischen Themen: Aus-
bildung, Mindestlohn und Jugend-
arbeitsschutz. Daneben gibt es ein 
Feature zum deutschen Wahlsy-
stem sowie Filme und Statements 
von KünstlerInnen und Musike-
rInnen rund um die Initiative „Kein 
Bock auf Nazis“. Auch Interaktives 
hat der „Silberling“ zu bieten: Der 
„Wahl-o-Mat“ der Bundeszentrale 
für politische Bildung kann direkt 
von der DVD gestartet und ange-
wendet werden. Auf der Homepage 
zur DVD (www.wahl-film.de) gibt 
es neben Ausschnitten aus den Po-
litikerinterviews Vorschläge für den 
Ablauf von 45- oder 90-minütigen 
Unterrichtseinheiten.

Stückzahlen von bis zu zehn 
DVDs können in den Bundeslän-

Demokratie setzt Bildung voraus. 
Wer seine Rechte und Pflichten 
kennt, kann sich in der Politik und 
im Betrieb einbringen. Deshalb 
gehört politisches Grundwissen 
zum Kern der gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit. Genau das vermit-
telt die Projekt- und Aktionsbox 
„Materialien zur politischen Bil-
dungsarbeit“ der DGB-Jugend. Ziel 

dern Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern ko-
stenlos bestellt werden. Für Bestel-
lungen aus anderen Bundesländern 
gilt ein Einzelpreis von 14,90 Euro 
plus Versandkosten (Mengenra-
batte möglich).   •
www.wahl-film.de

ist es, TeamerInnen sowie Jugend- 
und AuszubildendenvertreterInnen 
spannende und unterhaltsame 
Methoden zur Aufbereitung po-
litischer Themen an die Hand zu 
geben. Die Box enthält vier Schu-
lungskonzepte mit individuellen 
Leitfäden sowie eine CD-Rom mit 
Kurzfilmen zu zentralen Themen 
der DGB-Jugend. Besonderes Ex-

Auch mit ei-
ner Postkarte 
wirbt die DGB-
Jugend Hessen 
für Perspekti-
ven für junge 
Menschen.

K a m p f  g e g e n  R e c h t s

Nazis aus dem 
Takt bringen
Mit dem Song-Contest „Nazis aus 
dem Takt bringen – Starke Stimmen 
gegen Rechts“ macht ein breites 
Bündnis aus Gewerkschaften, Po-
litik, KünstlerInnen und Musikin-
dustrie mobil gegen Rechtsextre-
mismus. Nach steigenden Zahlen 
von rechtsextremen Übergriffen in 
den vergangenen Jahren und nach 
den gewalttätigen Übergriffen am 
Rande der 1.-Mai-Kundgebung in 
Dortmund sei es Zeit zu handeln, 
so die InitiatorInnen.

Im Fokus des Wettbewerbs und 
der Aktionen stehen Schülerinnen 
und Schüler. Denn immer häufiger 
versuchen Neonazis gerade vor 
Schulen und auf Schulhöfen ge-
zielt, junge Leute mit Hilfe rechter 

Musik zu rekrutieren. Dieses Feld 
soll nicht den Nazis überlassen 
werden.

Die Initiative richtet sich des-
halb an junge Nachwuchsmusike-
rInnen, die in ihren Liedern für To-
leranz und gegen Fremdfeindlich-
keit eintreten. Sie sind aufgerufen, 
ihre Songs vom 16. Juni bis zum 
1. Juli auf der Internetplattform 
„myspace.com“ einzustellen. Eine 
Jury kürt die zehn besten Songs, die 
dann auf einer kostenlosen CD mit 
Liedern bereits bekannter Bands 
veröffentlicht werden. Prominente 
Mit-Initiatoren des Wettbewerbs 
sind der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer, Außenminister und Vize-
kanzler Frank-Walter Steinmeier 
(SPD), Smudo von den „Fantas-
tischen Vier“, die Soulsängerin 
Oceana und die Berliner Band „The 
BossHoss“.   •
www.nazisausdemtaktbringen.de

tra: 40 Karten mit Beispielen für 
öffentlichkeitswirksame Aktionen, 
um Missstände publik zu machen. 
Die Aktionsbox ist Bestandteil der 
DGB-Jugendkampagne „Gute 
Ausbildung. Gute Arbeit. Gutes 
Leben.“ und kann für 3,50 Euro 
pro Exemplar (zzgl. Porto) bestellt 
werden.   •
silvia.grigun@dgb.de

••• Die DGB-Jugend Hessen 
hat unter dem Motto „Perspekti-
ven schaffen statt Jugend abwra-
cken“ ein Konzept zur Schaffung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze 
vorgelegt. Der Vorschlag, den 
auch der DGB-Bezirk unter-
stützt, wurde der Landesregie-
rung unterbreitet – verbunden 
mit einem Gesprächsangebot. 
Die DGB-Jugend ruft in dem 
Dokument Land, Kommunen 
und Wirtschaft auf, gemeinsam 

interregio
dafür zu sorgen, dass den 6000 
unversorgten hessischen Ausbil-
dungssuchenden genügend Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung stehen. 

Zwei Drittel 
der Ausbil-
dungsplätze 

sollten von der Privatwirtschaft 
bereitgestellt werden, das andere 
Drittel vom Öffentlichen Dienst und 
der Bundesagentur für Arbeit.
www.hessen.dgb.de/jugend/perspektiven

••• Der DGB Hamburg lädt 
gemeinsam mit der AOK, dem In-
stitut für betriebliche Gesundheits-
förderung und der Vereinigung der 
Unternehmensverbände Hamburg/
Schleswig-Holstein am 1. Juli zur 
Veranstaltung „Gesundheits-

förderung im Betrieb – wenn 
nicht jetzt, wann dann?“ ein. Die 
Fachkonferenz richtet sich in erster 
Linie an Unternehmensleitungen 
und Personalverantwortliche von 
Hamburger Unternehmen. Dabei 
sollen Aspekte einer ganzheitlichen 
und nachhaltigen betrieblichen Ge-
sundheitsförderung diskutiert wer-
den. Darüber hinaus werden Unter-
nehmen auch in der betrieblichen 
Gesundheitsprävention beraten.
www.dgb-hamburg.de/veranstaltungen.php
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Bundesarbeitsminister Olaf Scholz 
(SPD) ist einer der fünf interview-
ten PolitikerInnen. Außerdem auf 
der DVD: Ralf Brauksiepe (CDU), 
Claudia Roth (Grüne), Katja 
Kipping (DIE LINKE) und Dirk 
Niebel (FDP).
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Bald ausgereizt

„In bisher nicht gekanntem 

Ausmaß“ würden Unterneh-

men derzeit betriebsinterne 

Instrumente nutzen, um 

Entlassungen zu vermeiden, 

konstatiert das Institut für 

Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung der Bundesagen-

tur für Arbeit (IAB) in seiner 

Arbeitsmarktprojektion für 

2009.

Vor allem Kurzarbeit, Ver-

kürzung der Wochenarbeits-

zeit und Überstundenabbau 

würden dafür sorgen, dass 

es im Jahresschnitt voraus-

sichtlich „nur“ 3,7 Millionen 

Arbeitlose geben werde, so 

das IAB. Angesichts eines 

Minus von sechs Prozent 

beim Bruttoinlandsprodukt 

sei das ein „sehr moderater 

Anstieg“ im Vergleich zum 

Vorjahr, so das IAB.

Trotzdem dürften im Herbst 

die Möglichkeiten flexibler 

Arbeitszeitgestaltung „aus-

gereizt sein“, schätzt das 

Institut. Im Jahr 2010 werde 

die Arbeitslosenzahl durch-

schnittlich bei 4,5 Millionen 

liegen, die Zahl der Beschäf-

tigten in Kurzarbeit werde 

von derzeit 1,1 Millionen auf 

500 000 zurückgehen.

Im Internet

www.einblick.dgb.de/
hintergrund
Mehr zu den 

Beratungsangeboten der 
DGB-Gewerkschaften in 

der Krise und die IAB-
Prognose zum Download.

K r i s e n m a n a g e m e n t

Beschäftigungssicherung vor Ort
Bei immer mehr Unternehmen 
kommt die Krise an – Beratung 
und Krisenmanagement durch die 
Gewerkschaften sind jetzt oft der 
Schlüssel, um Beschäftigung zu 
sichern.

Ein Unternehmen aus dem Orga-
nisationsbereich der IG Metall will 
einen Großteil der Mitarbeiter Innen 
auf „Kurzarbeit Null“ setzen – also 
mit Transferkurzarbeitergeld in ei-
ne Transfergesellschaft ausgliedern. 
Der Betriebsrat meint: Das geht 
auch anders – und sucht externe 
Beratung, um alternative Möglich-
keiten zu finden: Alternativen, die 
ebenfalls Beschäftigung sichern 
und das Unternehmen gleichzeitig, 
beispielsweise mit Kurzarbeit und 
Qualifizierung, für die Zeit nach 
der Krise zukunftsfähig aufstellen. 
Das ist einer der Fälle aus dem ge-
samten Bundesgebiet, die derzeit 
auf dem Schreibtisch von Jochen 
Schroth im 2008 neu geschaffenen 
Ressort „Arbeit und Innovation“ 
beim IG Metall-Vorstand in Frank-
furt landen.

Und genau für diese Fälle hat 
die IG Metall vor kurzem eine Task-
Force „Krisenintervention“ einge-
richtet. Sie soll Gewerkschafte-
rInnen und betriebliche Akteure vor 
Ort unterstützen, indem sie schnell 
externe BeraterInnen vermittelt – 
und die Beratung gegebenenfalls 
auch bezahlt. Auch einen ent-
sprechenden Beraterpool mit breit 
gefächerten Qualifikationsprofilen 
hat die IG Metall aufgestellt.

„In den meisten Fällen schaffen 
die Betriebsräte die Finanzierung 
über die Betriebsverfassung“, be-
richtet Jochen Schroth, in dessen 
Ressort die „Clearingstelle“ für die 
Task Force angesiedelt ist. Wenn ei-
ne Finanzierung der Berater über 
das Betriebsverfassungsgesetz, 
also durch den Arbeitgeber, nicht 
möglich ist, versuchen Schroth und 
seine KollegInnen zu helfen. Für 
das Projekt stehen sogar Mittel 

aus dem Europäischen Sozialfonds 
(ESF) und dem Bundesarbeitsmini-
sterium zur Verfügung.

„Krisenintervention“ heißt für 
die Task-Force dabei nicht nur, 
das Schlimmste zu verhindern. Die 
Beratungsgespräche in den Unter-
nehmen seien ein Türöffner, „eine 
Chance, die wir nutzen müssen“, 
erklärt Schroth. Es gehe nicht aus-
schließlich um „akute Hilfe für 
krisengeschüttelte Unternehmen“, 
erläutert der 2. Vorsitzende der IG 

Metall Detlef Wetzel das Konzept. 
Ziel sei vielmehr „strukturelle Pro-
bleme in den Betrieben rechtzeitig 
zu erkennen und anzugehen und 
schon heute den Kurs festzulegen, 
der aus der Krise hinausweist“, so 
Wetzel. Das neu gegründete Res-
sort „Arbeit und Innovation“ habe 
sich deshalb auf die Fahnen ge-
schrieben, gemeinsam mit Beleg-
schaften Konzepte zu entwickeln, 
wie sich nachhaltige Instrumente 
der Beschäftigungssicherung in 
den Unternehmen etablieren las-
sen, erklärt Schroth.

Auch in der IG BCE gilt: In der 
Krise ist Know-how und Beratung 
Trumpf. Betriebsräte aus der Ge-
werkschaft haben über das ge-
werkschaftliche Intranet Zugriff 
auf eine Datenbank mit rund 300 
BeraterInnen – das IG-BCE-Sach-
verständigennetzwerk. Gerade 
in der Krise sei es wichtig, „auf 

Augenhöhe mit den Arbeitgebern 
verhandeln zu können“, beschreibt 
die IG BCE das Ziel des Beratungs-
service. Die Betriebsräte sollen mit 
gewerkschaftlicher und fachlicher 
Unterstützung noch stärker in ei-
ne „aktive Rolle hineinwachsen“, 
selbst Themen vorantreiben und 
alternative Konzepte erarbeiten. 
Vor allem Konzepte zur Beschäfti-
gungssicherung: Besinnungsloser 
Sparkurs und Stellenabbau seien 
schon deshalb falsch, „weil Fach-

kräfte, die man einmal durch Ent-
lassung verloren hat, kaum mehr 
zurückzuholen sind, wenn der Kon-
junkturmotor wieder anspringt“, 
sagt dazu IG BCE-Vorstand Micha-
el Vassiliadis.

Einige Unternehmen aus dem 
IG BCE-Bereich profitieren beim 
Krisenmanagement außerdem vom 
Tarifvertrag „Lebensarbeitszeit und 
Demografie“ (einblick 18/08), mit 
dessen Umsetzung die Chemie-
Sozialpartner 2008 begonnen hat-
ten: Mit einer Art „betrieblichem 
Demografie-Check“ konnten Che-
mie-Unternehmen Altersstruktur 
und Qualifikationsbedarf ihrer Be-
legschaft passgenau analysieren. 
Das hat jetzt in der Krise positive 
Effekte. Das Pharmaunternehmen 
B. Braun Melsungen etwa ent-
schied sich nach der Analyse: Auch 
in Krisenzeiten werden alle Auszu-
bildenden übernommen.   •
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Quelle: Statistisches Bundesamt / eigene Berechnungen

*inkl. Instandhaltung 
und Kfz-Reparatur

Unternehmensinsolvenzen nehmen zu
Veränderung der Insolvenzzahlen in ausgewählten Branchen, 
Vergleich 1. Quartal 2008 mit 1. Quartal 2009 (in Prozent)

62,0
38,1

36,5
19,4

10,2

-11,1
-12,1

-0,3

Grundstücks- und Wohnungswesen

Verkehr und Lagerei

Finanz- und Versicherungsleistungen

Verarbeitendes Gewerbe

Handel*

Baugewerbe 

Erziehung und Unterricht

Gesundheits- und Sozialwesen

Die Zahl der eröffneten Insolvenzverfahren von Unternehmen hat im 
ersten Quartal 2009 im Vergleich zum Vorjahresquartal im Schnitt um 
zehn Prozent zugenommen. Dabei gibt es große Unterschiede 
zwischen den einzelnen Branchen.
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D G B - F a c h t a g u n g

Finanzmärkte 
an die Leine
Mit der Fachtagung „Umdenken – 
Gegenlenken. Finanzmärkte regulie-
ren“ am 1. Juli in Berlin knüpft der 
DGB an die auf dem Kapitalismus-
kongress im Mai begonnenen Debat-
ten an. Im Austausch mit Vertrete-
rInnen aus Politik und Wissenschaft 
will der DGB seine Vorstellungen 
präsentieren und konkretisieren. 
Rede und Antwort stehen unter an-
derem Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) und der „Wirt-
schaftsweise“ Peter Bofinger.   •
www.einblick.dgb.de/links

D G B - Z u k u n f t s c a m p s 

Auf in die 
Arbeitswelt
Jedes Jahr verlassen 80 000 Schü-
lerInnen die Schule ohne Abschluss 
und ohne Chancen auf dem Aus-
bildungsmarkt. Um SchülerInnen 
frühzeitig bei der Vorbereitung auf 
die Arbeitswelt zu unterstützen, hat 
der DGB vor zwei Jahren das Mo-
dellprojekt „Zukunftscamps – Fu-
ture now“ initiiert. Rund 240 Schü-
lerInnen haben in den letzten bei-
den Jahren an den Sommercamps 
in Hattingen (NRW) und Flecken 
Zechlin (Brandenburg) teilgenom-
men. 2008 wurde aus dem Camp 
ein Langzeitprojekt: Zwei Schul-

I G B

Kolumbiens 
trauriger Rekord
Der Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) hat seinen jährlichen 
Bericht über die weltweite Verlet-
zung von Gewerkschaftsrechten 
für 2008 vorgelegt. Der Bericht 
stellt fest: Die Situation habe sich 
unterm Strich verschlechtert. Zwar 
ist die Zahl der ermordeten Ge-
werkschafterInnen im Vergleich 
zum Vorjahr (2007) von 91 auf 76 
zurückgegangen – trotzdem mache 
diese weiterhin hohe Zahl deutlich, 
dass Behörden und Regierungen in 
vielen Ländern „bestenfalls nicht in 

jahre lang stehen die Pädagogen 
der Camps den Jugendlichen bei 
der Berufswahl und in der Bewer-
bungszeit unterstützend und moti-
vierend zur Seite. Jetzt geht es auf 
die Zielgerade: Am 27. Juni gibt es 
für die Jugendlichen des Branden-
burger Zukunftscamps 2008 ein 
„follow up“ in der Jugendbildungs-
stätte Flecken Zechlin: Beim Plan-

spiel „Ready-Steady-Go“ haben 
die SchülerInnen die Chance, sich 
unter realistischen Bedingungen in 
einem simulierten Bewerbungsge-
spräch mit Unternehmern aus der 
Region zu beweisen. Im Anschluss 
erhalten die TeilnehmerInnen ein 
Zertifikat von DGB und Bundesa-
gentur für Arbeit.   •
www.zukunftscamps.de

der Lage sind, für einen angemes-
senen Schutz zu sorgen und in ei-
nigen Fällen sogar gemeinsame Sa-
che mit skrupellosen Arbeitgebern 
machen“, kommentierte IGB-Gene-
ralsekretär Guy Ryder. Allein in Ko-
lumbien zählte der IGB 2008 insge-
samt 49 Morde an Gewerkschafter-
Innen – rund zwei Drittel aller Fälle 
weltweit – mit steigender Tendenz.

Mit Blick auf die Gewerkschafts-
rechte in Europa kritisiert der IGB-
Bericht diverse Urteile des Europä-
ischen Gerichtshofs (z.B. „Rüffert“). 
In Deutschland kritisiert der Report 
vor allem – wie seit Jahren schon – 
das fehlende Streikrecht für Be-
amtInnen.   •
www.einblick.dgb.de/links

Aufsichtsrätin des Monats im Juni ist Bärbel Bruns. Seit 1971 ist die gelernte 
Chemielaborantin in ihrem Unternehmen aktiv: der ContiTech Antriebssysteme 
GmbH. Und auch das Engagement für Arbeitnehmerinteressen hat bei IG BCE-

Mitglied Bruns Tradition: Seit den 1990er Jahren ist sie im Betriebsrat aktiv, seit 2002 
Gesamtbetriebsratsvorsitzende der Continental AG und seit 2004 Mitglied im Aufsichts-
rat der ContiTech Antriebssysteme GmbH. Außerdem kandidiert sie in diesem Jahr erneut 
als ehrenamtliches Mitglied für den Hauptvorstand ihrer Gewerkschaft. Das deutsche 
Mitbestimmungsmodell sorge dafür, dass die Arbeitnehmerinteressen gegenüber den 
Interessen der Kapitalseite nicht „hinten runter“ fallen, meint Bruns. In manchen Fällen 
– etwa bei Standortfragen – wünscht sie sich deshalb noch mehr Mitbestimmungsrechte. 
Das komplette Porträt online: www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats

Aktiv für Beschäftigte bei Conti

Die IG BCE hat eine 
Online-Befragung für 
Euro-Betriebsräte (EBR) 

gestartet, die noch bis zum 
26. Juni läuft. EBR-Mitglieder 
sollen die Erfahrungen aus 
ihrer Arbeit schildern, um 
den Bedarf an gewerkschaft-
lichen Unterstützungsleis-
tungen zu ermitteln und das 
Beratungs- und Koordinati-
onsangebot zu verbessern. 
www.einblick.dgb.de/links

„Jeder zehnte Arbeits-
lose ist ehemaliger 
Leiharbeiter“, hat 

ver.di festgestellt. Die Gewerk-
schaft fordert deshalb, das 
„Synchronisationsverbot“ 
wieder einzuführen: Früher 
war es Verleihfi rmen verbo-
ten, LeiharbeiterInnen nur 
für die Dauer eines Auftrags 
für ein Entleihunternehmen 
einzustellen und danach 
gleich wieder zu entlassen.

Die GdP NRW hält den 
Einsatz von „Kinder-
Spitzeln“ zur Über-

prüfung des Verkaufverbots 
von Alkohol an Heranwach-
sende nur in Ausnahmefällen 
für zulässig. Solche Maßnah-
men gingen an den eigent-
lichen Ursachen des wach-
senden Alkoholmissbrauchs 
vorbei, meint der GdP-Lan-
desvorsitzende Frank Richter. 
Vielmehr müssten die Eltern 
ermutigt werden, Anzeige 
gegen Geschäftsinhaber zu 
erstatten, die Kindern illegal 
Alkohol verkaufen.

Die TRANSNET-
Jugend lädt vom 
7. bis zum 9. Au-

gust zu ihrem diesjährigen 
Bundesjugendtreffen unter 
dem Motto „Gemeinsam 
mehr erleben“ nach Strauß-
berg (Thüringen) ein.

kurz&bündig
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Voller (Körper-)Einsatz für den 
Mindestlohn: Mit drei Teams 
war der Deutsche Gewerk-
schaftsbund Mitte Juni beim 
Team-Staffellauf im Ber-
liner Tiergarten vertreten. Mit 
einer eindeutigen Botschaft 
auf den Trikots: „Kein Lohn 
unter 7,50 Euro“. Mit am Start: 
DGB-Vorstand Claus Matecki.
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MEINUNG Campus-Stress

29 Bildungsminister haben 

1999 in Bologna die Hoch-

schulreform verabschiedet. 

Vorrangiges Ziel war es, 

einen gemeinsamen ver-

gleichbaren Hochschulraum 

in Europa zu schaffen.

Zentraler Bestandteil sind 

die Bachelor- und Masterstu-

diengänge, die das Diplom 

und den Magister abge-

löst haben. Durch straffe 

Studienordnungen ist das 

Arbeitspensum enorm 

gestiegen. Das Motto: Mehr 

lernen, in kürzerer Zeit – nur 

die Besten werden zu einem 

Masterstudium zugelassen. 

Eine Folge: Das Deutsche 

Studentenwerk (DSW) 

verzeichnet einen starken 

Anstieg von psychosozialen 

Problemen während des 

Studiums. So ist die Zahl der 

Beratungen von 16 000 im 

Jahr 2004 auf 21 600 in 2007 

gestiegen.

Die Einführung von Studien-

gebühren in den unionsge-

führten Bundesländern hat 

zudem die finanzielle Situ-

ation vieler Studierenden 

verschärft. Das Versprechen, 

mehr Stipendien bereit-

zustellen, ist bisher nicht 

realisiert worden.

Aus diesen Gründen rief die 

Initiative „Bildungsstreik 

2009“ zu bundesweiten 

Streiks vom 15.-19. Juni 

auf – unterstützt von Ge-

werkschaften und Gewerk-

schaftsjugend. Zehntausen-

de Studierende und Schüle-

rInnen folgten dem Aufruf.

Mehr zum Thema:
www.einblick.dgb.de/hintergrund

einblick 11/09
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Das Ziel klang verlockend: Junge Studierende in 
Europa beginnen ihr Studium in Aachen, setzen es 
in Stockholm fort, um dann in Rom ihren Master 
zu machen. Das war die Vision der europäischen 
Bildungsminister, als sie vor exakt zehn Jahren in 
der italienischen Universitätsstadt Bologna verein-
barten, einen gemeinsamen europäischen Hoch-
schulraum zu schaffen. Auch die Gewerkschaften 
unterstützten dieses Vorhaben. Sie versprachen sich 
davon ein Europa, in dem sich Studierende und 
Lehrende frei bewegen können und eine Hoch-
schulbildung, die höchstes Niveau erreicht.

Heute, im Jahr 10 nach Bologna, ist die Bilanz 
ernüchternd. Überfrachtete Stundenpläne, teils ge-
stiegene Abbrecherquoten und hohe Hürden auf 
dem Weg ins Ausland kennzeichnen den Alltag an 
den Hochschulen. Alle Beteiligten müssen ehrlich 
zugeben: Der Bologna-Prozess läuft schlecht 
in Deutschland.

Allzu oft wird versucht, komplette Diplom-Studi-
engänge in ein sechssemestriges Bachelor-Studium 
zu pressen – mit fatalen Folgen. Nur ein Schlaglicht: 
Die Universität Köln rät in einem Merkblatt vom Juli 
2008 potenziellen Studierenden vom Biologiestudi-
um ab, wenn sie mehr als 20 Stunden pro Woche 
arbeiten müssen. Das kompakte Studium sei mit 
Nebenjobs nicht zu bewältigen. 

Auch der Wechsel ins Ausland fällt den Studieren-
den nach Bologna nicht leichter, sondern schwerer: 
Während vor der Reform knapp ein Viertel aller Stu-
dierenden ein Semester im Ausland einlegte, sind es 
bei den Bachelor-Studiengängen an den Universi-
täten nur noch 15 Prozent. An den Fachhochschulen 
liegt die Quote sogar noch niedriger.

Der Bologna-Prozess droht in Deutschland zu 
scheitern, wenn nicht sofort eine Kurskorrektur vor-
genommen wird. Noch ist es nicht zu spät für 
eine Kehrtwende, der DGB hat dafür konkrete 
Vorschläge gemacht. Warum muss ein Bachelor un-
bedingt in sechs Semestern abgeschlossen sein und 
nicht erst nach sieben oder acht Semestern? Auch 
die Durchlässigkeit zwischen Bachelor und Master 
muss verbessert werden. Weder Quote noch Note 

Es läuft etwas schief an Deutschlands Hoch-
schulen. Das hat nicht erst der Bildungsstreik 
der Studierenden und SchülerInnen gezeigt. 
Was getan werden muss, damit die Reformen 
im Zuge des europaweiten Bologna-Prozesses 
doch noch erfolgreich sein können, 
beschreibt DGB-Vize Ingrid Sehrbrock.

den müssen Leistungen der Ausbildungsförderung 
ins Ausland mitnehmen können. Der DGB fordert 
Mobilitätsstipendien für mindestens 25 Prozent aller 
Studierenden, die alle durch den Auslandsaufenthalt 
bedingten Mehrkosten decken.

Wenn Bologna wirklich zu einem qualitativen 
Quantensprung werden soll, müssen Bund und 
Länder mehr Geld in die Hochschulen investieren. 
Selbst der kürzlich verabschiedete Hochschul-
pakt II reicht nicht aus. In diesem Abkommen 
wollen Bund und Länder 275 000 neue Studien-
plätze mit jährlich 6500 Euro pro Platz fördern. Die 
Kosten für einen Studienplatz liegen aber im Schnitt 
bei 7300 Euro – selbst wenn es bei den miserablen 
Betreuungsverhältnissen an den Hochschulen blie-
be, deren Verbesserung der Wissenschaftsrat bereits 
im vergangenen Sommer angemahnt hat. Wir brau-
chen deshalb schnell einen Hochschulpakt III, damit 
Bologna doch noch ein Erfolg werden kann.

Trotz aller Kritik an der Bologna-Reform: Ein Zu-
rück zum alten Diplom, Magister oder Staatsexamen 
darf es nicht geben. Wenn Deutschland aus dem 
Prozess aussteigt, während 45 andere Länder am 
Ball bleiben, würde das für Studierende und Be-
schäftigte nichts als Nachteile bringen. Sie könnten 
faktisch kaum noch im Ausland studieren.

Der gemeinsame europäische Hochschulraum 
war und ist die richtige Antwort auf die Föde-
ralismusreform I, die die bildungspolitische Klein-
staaterei in Deutschland noch zugespitzt hat. Gera-
de deshalb ist es wichtig, dass die Gewerkschaften 
für eine Reform der Reform streiten.   •

H o c h s c h u l b i l d u n g

Wir brauchen eine Reform der Reform
dürfen den Zugang zum Master versperren. Das gilt 
natürlich auch für Studiengebühren, die wir in ganz 
Europa abschaffen müssen.

Mobilität ist für Studierende heute ein Fremd-
wort – und zwar auch innerdeutsch. Tausende von 
Lernmodulen behindern den Wechsel nicht nur von 
Berlin nach Brüssel, sondern auch von Braunschweig 
nach Bremen. Deshalb brauchen wird dringend eine 
einfache Anerkennung. Alle europäischen Hochschu-
len sollen zudem im Ausland erbrachte Studienlei-
stungen und Abschlüsse anerkennen. Die Studieren-

Ingrid Sehrbrock, 61, stellver-
tretende DGB-Vorsitzende, 
ist im Geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstand unter 
anderem für Bildung und 
Forschung zuständig.
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„Wir wollen Erneuerungen auch bei den Politikerinnen. Nicht mit 
schlecht riechenden und schlecht angezogenen Frauen, wie es die 
Europaparlamentarierinnen der anderen Parteien sind.“

Der italienische Ministerpräsident Silvio Berlusconi erklärte im Vorfeld der 
Europawahl, warum seine Partei Nacktmodelle und Moderatorinnen seiner 
Fernsehsender als Kandidatinnen zur Europawahl aufgestellt hat.

8

EUROPÄISCHE INDUSTRIE: Absturz vorerst gestoppt

dieDGBgrafik

Kein Grund zur Entwarnung, aber 
erste positive Signale. Zumindest der 
drastische Einbruch der Auftragsein-
gänge im verarbeitenden Gewerbe 
der großen europäischen Volkswirt-
schaften und der Eurozone ist vorerst 
gestoppt – auch aufgrund konjunktur-
politischer Maßnahmen gegen die Aus-
wirkungen der Krise wie etwa der „Ab-
wrackprämie“ in Deutschland. Damit 
es möglichst bald wieder ein nach-
haltiges Plus in den Auftragsbüchern 
gibt, fordern DGB und Gewerkschaften 
ein weiteres Konjunkturpaket. ©
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Quelle: Eurostat

Entwicklung der Indexwerte der Auftragseingänge im verarbeitenden Gewerbe, saisonbereinigt 
(Basiswert des Index: Jahresdurchschnitt 2005 = 100)
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Schlusspunkt●

personalien
••• Sigrid Wolff, 37, Juristin und 
seit Januar externe Kommunikati-
onsberaterin des DGB-Vorstands, 
ist seit dem 8. Juni neue Presse-
sprecherin und Leiterin des Be-
reichs Öffentlichkeitsarbeit beim 
DGB-Bundesvorstand. Vor ihrem 
Wechsel zum DGB war Wolff Lei-
terin der Pressestelle und Presse-
sprecherin des Bundesvorstands von 
Bündnis 90/Die Grünen. Sie folgt 
Axel Brower-Rabinowitsch, 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
14TAGE

22./23.6.  euro-betriebsrat.de, 
Fachtagung „Die neue EBR-Richt-
linie – Was kommt da auf uns zu?“, 
Lüttich (Belgien).

24.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung und IG BCE, Workshop „In-
teressenhandeln von Hochquali-
fizierten und betriebliche Hand-
lungsmöglichkeiten“, Hannover

24.6.  DGB, Mitbestim-
mungsforum, Hannover

24./25.6.  DGB-Bildungswerk 
und Hans-Böckler-Stiftung, Fach-
tagung „China und die Weltwirt-
schaftskrise – Folgen für die Ar-
beitnehmer in China und Deutsch-
land“, Hattingen

25.6.  DGB und Mitglieds-
gewerkschaften, Abschlussveran-

64, der in den Ruhestand geht.
••• Dr. Astrid Ziegler, 49, bis-
her Referatsleiterin Strukturpolitik 
und Strukturforschung beim Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Institut (WSI) in der Hans-
Böckler-Stiftung, ist seit dem 1. Juni 
als Ressortleiterin Industriepolitik 
im Funktionsbereich Wirtschaftspo-
litik beim Vorstand der IG Metall in 
Frankfurt/Main tätig.
••• Der Erste Vorsitzende der IG 
Metall Berthold Huber, 59, ist 
Ende Mai vom Kongress des Inter-
nationalen Metallgewerkschafts-
bundes (IMB) in Göteborg zum 
neuen IMB-Präsidenten gewählt 
worden. Er tritt damit auch in die-
sem Amt die Nachfolge des ehe-
maligen Ersten Vorsitzenden der 
IG Metall Jürgen Peters, 65, an.

staltung zum Trendwende-Projekt 
„Beteiligung macht stark“

25.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung und Fachhochschule Gelsen-
kirchen, Symposium „Liberalisie-
rung in der Elektrizitätswirtschaft“, 
Gelsenkirchen

25.6.  Vorstellung des 
DGB-Index Gute Arbeit, Berlin

26.6.  IG Metall und IG 
BCE, „Industriepolitische Konfe-
renz“, Oberhausen

29./30.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung und DPG-Stiftung, „Markt 
contra Staat? 20 Jahre Postreform 
und Mitbestimmung“, Bonn

1.7.  DGB, Fachtagung 
zur Finanz- und Wirtschaftskrise 
„Umdenken – Gegenlenken. Fi-

nanzmärkte regulieren“, Berlin
4.7.  DGB-Frauen Bayern, 

DGB-Senioren und andere, Konfe-
renz „Rentenpolitische Konferenz: 
Altersarmut bei Frauen“, Nürnberg
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H a r t z I V

Maklergebühren werden nicht erstattet
Wer als Hartz-IV-Empfänger mit Hilfe eines Maklers sein Haus

verkauft, kann keinen Ersatz der Maklerkosten verlangen.
Der Fall: Der Hartz-IV-Empfänger hatte mit Familie ein Eigen-

heim - von etwa 170 m² Wohnfläche und einem Schätzwert von
280.000 Euro - bewohnt. Er verkaufte das Haus mit Hilfe eines Im-
mobilienmaklers, nachdem die zuständige ARGE die nach Hartz-IV-
Maßstäben zu hohen laufenden Kosten nicht mehr übernehmen
wollte. Die Provision des Maklers betrug 4.054,20 Euro. Der Hartz-
IV-Empfänger verlangte die Erstattung, innerhalb der von der Behör-
de gesetzten Frist von sechs Monaten sei ihm der Hausverkauf nur
durch einen Makler möglich gewesen. Der Verkauf des zunächst be-
wohnten Eigenheimes stehe in untrennbarem Zusammenhang mit
der Beschaffung sozialrechtlich angemessenenWohnraumes, zu der
die ARGE ihn aufgefordert habe. Seine Klage hatte keinen Erfolg

Das Landessozialgericht: Der kommunale Träger der Grundsi-
cherung kann nur Kosten des Umzugs und der Wohnungsbeschaf-
fung übernehmen. Eine Maklercourtage für einen Hausverkauf fällt
nicht darunter. Sie lässt sich weder dem Begriff des Umzugs selbst
zuordnen, noch ist sie mit dem Finden und Anmieten einer neuen
Wohnung verbunden.

P o l i z e i b e a m t e

Bei Betrug Entfernung aus dem Dienst
Ein wegen Steuerhinterziehung in erheblichem Umfang und

mehreren Betrugsfällen strafrechtlich verurteilter Polizeibeamter ist
aus dem Dienst zu entfernen.

Der Fall: Der Beamte stand als Polizeikommissar im Dienst des
Landes Rheinland-Pfalz. Daneben betrieb er ohne Nebentätigkeits-
genehmigung und teilweise während dienstunfähiger Erkrankungen
in größerem Ausmaß Geschäfte als gewerblicher Grundstückshänd-
ler, Bauträger und Hausverwalter. In seiner Steuererklärung für das
Jahr 2000 gab er den Erlös aus Grundstücksverkäufen wahrheits-
widrig mit 300.000 DM statt ca. 566.000 DM an und hinterzog da-
durch Einkommenssteuern in Höhe von 125.000 DM. Darüber hin-
aus stellte er Mietern überhöhte Nebenkosten in Rechnung. Der Be-
amte wurde wegen Steuerhinterziehung und Betruges in zwölf Fäl-
len zu einer Bewährungsstrafe von neun Monaten verurteilt. Die Klage
des Landes auf Entfernung des Beamten aus dem Dienst hatte Erfolg.

Das Oberverwaltungsgericht: Der Polizeibeamte hat schwer-
wiegende Dienstvergehen begangen und deshalb das Vertrauen des
Dienstherrn und derAllgemeinheit verloren. Folglich ist seine Entfer-
nung aus dem Dienst geboten. Sowohl der Dienstherr als auch die
Allgemeinheit erwarten zu Recht von einem Polizeibeamten, zu des-
sen zentralen Dienstpflichten es gehört, Straftaten zu verhindern,
aufzuklären und zu verfolgen, dass er die Rechtsordnung in beson-
derem Maße wahrt. Begeht er stattdessen selbst Straftaten im hier
vorliegenden Maße, ist das Vertrauen des Dienstherrn in die persön-
liche Eignung des Beamten für den Polizeidienst endgültig verloren.
Hinzu kommen die ungenehmigten Nebentätigkeiten, die der Beam-
te zudem teilweise während Zeiten ausgeübt hat, in denen er krank-
heitsbedingt dem Dienst ferngeblieben ist.Auch hierdurch hat er sich
für einen weiteren Verbleib im Dienst untragbar gemacht.

G e w e r k s c h a f t s m i t g l i e d e r

Bevorzugung in Tarifverträgen zulässig
Ein Tarifvertrag kann bestimmen, dass spezielle Leistungen nur

Gewerkschaftsmitgliedern zugute kommen.

V e r s e t z u n g

Betriebsrat muss zustimmen
ArbeitnehmerInnen brauchen einer Versetzungsanordnung nicht

nachzukommen, wenn und solange der zuständige Betriebsrat die-
ser Zuweisung eines anderenArbeitsbereiches nicht zugestimmt hat.
Das gilt vor allem im Falle einer Versetzung auf Dauer in eine ande-
re, entfernte Filiale eines Einzelhandelsbetriebes. Stimmt der Be-
triebsrat nachträglich zu, kann der Arbeitnehmer eine Rückverset-
zung nicht mehr mit der Begründung verlangen, es liege eine Verlet-
zung des Mitbestimmungsrechts vor.

S c h i f f s b e s a t z u n g

Freizeit an Bord wird nicht vergütet
Besatzungsmitglieder eines Schiffes sind während des Aufent-

halts auf See auch außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit gezwun-
gen, an Bord zu bleiben. Diese Zeiten sind nicht als Bereitschafts-
dienst zu werten. Nach dem einschlägigen Tarifvertrag haben sie für
die nach dem Ende der Dienste bestehende Anwesenheit an Bord
des Schiffes nur dann einen tarifvertraglichen Anspruch auf Vergü-
tung, wenn die Anwesenheit angeordnet worden ist.Aus dem fakti-
schen Zwang, während des Aufenthalts auf See an Bord zu bleiben,
kann nicht eine stillschweigende Anordnung abgeleitet werden.

A b s c h l e p p k o s t e n

Sind vom Fahrzeughalter zu zahlen
Das unbefugte Abstellen eines Fahrzeugs auf fremden Grund-

stücken stellt eine Beeinträchtigung des unmittelbaren Besitzes an
der Parkplatzfläche dar. Das abgestellte Fahrzeug darf abgeschleppt
werden und muss nur gegen Bezahlung der Abschleppkosten her-
ausgegeben werden. Das gilt auch, wenn zur selben Zeit auf dem
Gelände andere Parkplätze frei waren.

N P D - M i t g l i e d s c h a f t

Begründet keine Kündigung
Die Mitgliedschaft und das Eintreten für eine als verfassungs-

feindlich einzustufende Partei können Zweifel an der Verfassungs-
treue des Arbeitnehmers ergeben, reichen aber für die Kündigung
des Arbeitsverhältnisses im öffentlichen Dienst für sich alleine nicht
aus.Außerdienstliche politischeAktivitäten müssen in die Dienststel-
le hineinwirken und die Aufgabenstellung des öffentlichenArbeitge-
bers berühren.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Nordrhein Westfalen,
Urteil vom 2. März 2009 – L 19 AS 61/08

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 8. Mai 2009 - 3 A 10242/09.OVG

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 28. Mai 2009 - 6 AZR 141/08

Bundesgerichtshof,
Urteil vom 5. Juni 2009 – V ZR 144/08

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 18. März 2009 - 4 AZR 64/08

Landesarbeitsgericht Nürnberg,
Urteil vom 13. Januar 2009 - 6 Sa 712/07

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 11/09

blickeineinblickeinein

einblick 11/09

Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 2. Juni 2009 - 14 Sa 101/08
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Gute Arbeit kein Schönwetter-Thema
Kein gutes Bild zeichnet der DGB-
Index Gute Arbeit von den Arbeits-
bedingungen in Deutschland. 33 
Prozent der Beschäftigten hal-
ten ihre Arbeitsbedingungen für 
schlecht. Das ist das Ergebnis der 
bereits zum dritten Mal erhobenen 
repräsentativen Befragung des 
DGB zur Qualität der Arbeitsplät-
ze. Nur zwölf Prozent bewerten 
ihre Tätigkeit positiv. Besonders zu 
schaffen macht den Beschäftigten 
der hohe Zeitdruck bei ihrer Arbeit. 
Sehr negativ bewerten die Arbeit-
nehmerInnen vor allem die Höhe 
ihres Einkommens und fehlende 
Aufstiegsmöglichkeiten.

Auch in der Krise dürfe das Thema  
Gute Arbeit nicht vernachlässigt 
werden, stellte der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer bei der 
Vorstellung des DGB-Index Gute 
Arbeit 2009 fest: „Gute Arbeit ist 
kein Schönwetter-Thema.“ Wäh-
rend die Folgen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise in den Betrieben 
ankommen, sei von einigen Wirt-
schaftslenkern bereits wieder das 
Schlagwort „Hauptsache Arbeit“ 
zu hören. Das könne nicht die Leh-

bedingungen gibt. So sehen prekär 
Beschäftigte ihre Arbeitssituation 
extrem negativ, große Unterschiede 
gibt es auch in der Bewertung zwi-
schen Ost und West. Während der 
Index im Westen einen Wert von 
59 Punkten erreicht, liegt er im 
Osten bei 55 Punkten. Für Michael 
Sommer ist das deutliche West-
Ost-Gefälle „alarmierend“. Da die 
aktuellen Zahlen im ersten Quartal 
des Jahres erhoben worden seien, 
spiegelten sie noch nicht die Folgen 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 
wider. „Das macht den Handlungs-
druck mehr als deutlich“, so Som-
mer. Der DGB-Vorsitzende fordert, 
am Ziel gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in Ost und West festzu-
halten. „Neben betrieblichen und 
tarifpolitischen Initiativen brauchen 
wir auch die politischen Rahmen-
bedingungen für Gute Arbeit in 
Deutschland und Europa, von der 
Leiharbeit über Mindestlöhne bis 
zur Mitbestimmung.“

Ein weiteres Ergebnis: Gerade 
mal jeder zweite Befragte geht da-
von aus, seine Tätigkeit unter den 
derzeitigen Bedingungen bis zum 
Rentenalter ausüben zu können. 
„Wer immer noch glaubt, an der 
Rente mit 67 festhalten zu müssen, 
ist auf dem Holzweg“, meint der 

+  Siegmund Ehrmann, 
medienpolitischer 

Sprecher der SPD, will die 
Vergütung geistigen Eigen-
tums in der „digitalen Welt“ 
verbessern. Es sei wichtig, 
dass auch im Internetzeitalter 
Kultur- und Medienschaffende 
ein angemessenes Einkommen  
hätten. „Kreative müssen von 
ihrer Arbeit leben können.“

- FDP-Bildungsexperte 
Patrick Meinhardt fand 

den Bildungsstreik Mitte Juni 
zwar „überfällig“, traut den 
rund 200 000 jungen Demons-
trantInnen aber wenig eige- 
nes Urteilsvermögen zu. Sie 
seien „missbraucht und vor 
den falschen Karren eines 
linken Aktionsbündnisses 
gespannt“ worden.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.eds.dgb.de
Blog von IG Metall und  

ver.di zu den Streiks beim 
IT-Dienstleister EDS

Hintergrund

www.einblick.dgb.de
DGB-Stellungnahme 

zur Verbraucherpolitik: 
„Anlegerschutz am  

Grauen Kapitalmarkt“

re aus der Krise sein: „Wer das Po-
tenzial Guter Arbeit nicht erkennt, 
wiederholt alte Fehler und schreibt 
sie fort“, warnte Sommer.

Vor allem durch die sehr unter-
schiedliche Bewertung der Qualität 
ihrer Arbeitsplätze durch die ver-
schiedenen Beschäftigtengruppen 
zeigt der DGB-Index auf, wo es 
Handlungsbedarf bei den Arbeits-

Fortsetzung auf Seite 3
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Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2009; der Index 
basiert auf einer repräsentativen Befragung von 
knapp 8000 Arbeitnehmerinnen und -nehmern 
im ersten Quartal 2009

Jeder Dritte arbeitet 
unter schlechten 
Bedingungen
Verteilung der Arbeitsplätze in 
Deutschland nach Qualitätsstufen 
(in Prozent)

33%
12%

55%

Schlechte Arbeit
DGB-Index 
weniger als 
50 Punkte

Gute Arbeit
DGB-Index 
mindestens
80 Punkte

Mittelmäßige Arbeit
DGB-Index 50 – 80 Punkte

Nur jeder achte Beschäftigte 
hierzulande bewertet seine Ar-
beitssituation positiv, jeder dritte 
arbeitet unter miserablen Bedin-
gungen mit hohen Belastungen und 
wenig Sicherheit. Und die Hälfte 
aller ArbeitnehmerInnen hält ihre 
Arbeitsbedingungen für gerade mal 
mittelmäßig. 58 Punkte erreicht der 
DGB-Index Gute Arbeit 2009 auf 
einer Skala von 0 bis 100.
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Karlsruhe sagt 
„Ja, aber“
Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) hat am 30. Juni den 
EU-Reformvertrag von Lissabon 
grundsätzlich gebilligt, verlangt 
aber mehr Beteiligungsrechte für 
Bundestag und Bundesrat. Deshalb 
wird der laufende Ratifizierungs-
prozess solange gestoppt, bis der 
Bundestag über ein geändertes 
nationales Begleitgesetz entschie-
den hat. Das wird voraussichtlich 
im September geschehen. Zudem 
sieht das Urteil vor, dass das BVerfG 
künftig europäische Rechtssetzung 
intensiver als zuvor prüfen kann.

Anlässlich des Urteils mahnte der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
stärkere soziale Rechte für die Bür-
gerInnen in Europa an. „Aus Sicht 
der Gewerkschaften muss die Bun-
desregierung alles tun, damit die 
sozialen Rechte in Europa gestärkt 
und die im Lissabon-Vertrag ver-
ankerten Grundrechte Wirklichkeit  

in Europa werden.“ Die europäischen  
Gewerkschaften fordern außer-
dem seit langem eine soziale Fort-
schrittsklausel in allen Europäischen  
Verträgen. Sie soll alle EU-Institu-
tionen darauf verpflichten, im Kon-
fliktfall die wirtschaftlichen Grund-
freiheiten nicht über die sozialen 
Rechte und Prinzipien zu stellen.

Der Lissabon-Vertrag, der mit 
einem neuen rechtlichen Rahmen 
für die EU die Handlungsfähigkeit 
der erweiterten EU verbessern soll, 
räumt unter anderem dem EU-Par-
lament deutlich mehr Kompetenzen 
ein. Bevor der Vertrag – wie geplant 
– 2010 in Kraft treten kann, muss 
er noch einige Hürden nehmen. Am 
2. Oktober entscheiden die Iren in 
einer erneuten Volksabstimmung 
über den Vertrag. Auch in Polen und 
Tschechien ist der Ratifizierungs-
prozess noch nicht abgeschlossen. 
Sollte die Labour-Regierung in 
Großbritannien vor Inkrafttreten 
des Vertrags stürzen, wollen die 
Konservativen als eine der ersten 
Amtshandlungen das britische Ja  
zum Vertrag zurückziehen.   •

Bei deutschen Jugendlichen haben 
„Unsicherheit und Angsterleben“ 
in Bezug auf ihre berufliche Zu-
kunft in den vergangenen Jahren 
zugenommen – und nehmen wei-
terhin zu. Das ist ein zentrales Er-
gebnis der Studie „Jugendmilieus 
in Deutschland“, die das Internati-
onale Institut für Empirische Sozi-
alökonomie (inifes) im Auftrag der 
DGB-Jugend erstellt hat. Parallel zu 
dieser Entwicklung nehme auch die 
Fremdenfeindlichkeit zu. „Es wird 
versucht, Angst zu kanalisieren, 
indem man einen vermeintlichen 
Schuldigen ausmacht“, erklärt Tat-
jana Fuchs von inifes.

Für die Auswertung wurden 
bereits vorliegende Jugendstu-
dien – wie etwa die „Shell-Studie“ 
oder Sonderauswertungen des 
DGB-Index Gute Arbeit – mit Blick 

B e r u f s b i l d u n g

Schiefe Bilanz
Der Anteil der Jugendlichen ohne 
Berufsausbildung liegt seit über 
einem Jahrzehnt bei 15 Prozent. 
Die Ursache: Das Angebot an 
Ausbildungsplätzen des dualen 
Systems war und ist viel zu niedrig. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine 
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Die jeweils zum 30. September 
vorgelegte Ausbildungsplatzbilanz 
spiegele nicht die Realität wider, 
stellt die Studie fest. Denn eine 
wachsende Zahl von Ausbildungs-
suchenden hat zum Stichtag keinen 
Ausbildungsplatz gefunden und ist 
stattdessen in berufsvorbereiten-
den Maßnahmen und Praktika un-

auf gewerkschaftliche Themen und 
einen gewerkschaftlichen Kontext 
untersucht.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

S t u d i e

Fremdenfeindlichkeit nimmt zu

K i n d e r b e t r e u u n g

Angebot europaweit gestiegen

G e s u n d h e i t

Leiharbeiter 
öfter krank
LeiharbeiterInnen sind im Schnitt pro 
Jahr vier Tage mehr krank geschrie-
ben als andere ArbeitnehmerInnen. 
Das ist Ergebnis eines Reports der 
Techniker Krankenkasse (TK) mit 
dem Schwerpunkt Gesundheitssi-
tuation in der Zeitarbeitsbranche. 
Besonders markant sind die grö-
ßeren Fehlzeiten bei männlichen 
Leiharbeitern: Sie sind fast sechs 
Tage häufiger krank als andere  

tergekommen oder geht weiter zur 
Schule. Dennoch gelten sie für die 
Bilanz als „versorgt“. Die Anzahl 
der Jugendlichen in diesem „Über-
gangssystem“ hat sich von 1992 
bis 2005 auf mehr als 500 000 
verdoppelt.

Der tatsächliche Mangel an Aus-
bildungsplätzen werde nicht mehr 
erkannt, heißt eine der Schluss-
folgerungen der Bildungsforscher 
Elisabeth Krekel und Joachim Gerd 
Ulrich. Sie bestätigen damit die Kri-
tik der Gewerkschaften an den ver-
meintlich ausgeglichenen Bilanzen. 
Krekel und Ulrich plädieren unter 
anderem für mehr außerbetrieblich 
voll qualifizierende Ausbildungs-
plätze, etwa durch die Bündelung 
bisheriger Förderungen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Das Angebot an Kinderbetreuungs-
plätzen ist europaweit in den ver-
gangenen Jahren gestiegen. Ursa-
che dafür sei vor allem der „starke 
Anstieg der Erwerbstätigkeit von 
Frauen“, so die Europäische Stif-
tung zur Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen (Euro-
found) in einer aktuellen Untersu-
chung. Dadurch habe sich auch die 
Nachfrage nach Kinderbetreuungs-
leistungen deutlich erhöht.

Die Sozialpartner haben bei 
dieser Entwicklung europaweit 
eine „Schlüsselrolle gespielt“. In 

fast allen Ländern der Union hätten 
Gewerkschaften und Arbeitgeber 
vermehrt Regelungen zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ausgehandelt.

Als Konsequenz aus der Studie 
fordert Eurofound mehr Personal 
für die Kinderbetreuung. Ein „Be-
schäftigungswachstum im Bereich 
der Kinderbetreuung“ könne auch 
„zur Förderung der Chancengleich-
heit für alle Kinder beitragen“ und 
die Erwerbstätigkeit von Frauen 
weiter erhöhen.   •
www.eurofound.europa.eu

männliche Beschäftigte. Die TK hat-
te für den Report Daten von fast 
40 000 bei ihr versicherter Leihar-
beiterInnen ausgewertet und zu-
sätzlich 1300 Interviews geführt. 

Die Antworten hätten gezeigt, 
dass „bei Leiharbeitern eine grö-
ßere Diskrepanz zwischen ihrer 
Qualifikation und ihrer ausgeübten 
Tätigkeit“ bestehe, erklärt Norbert 
Klusen, Vorstandsvorsitzender der 
TK. „Sie leiden unter einer grö-
ßeren Arbeitsplatzunsicherheit, 

schlechteren Jobperspektiven und 
empfinden ihre Einkommenssitua-
tion als belastend.“

Die überdurchschnittlichen Fehl-
zeiten gehen laut TK deshalb auch 
auf psychische Belastungen zurück: 
„Psychisch bedingte Fehlzeiten“ 
liegen in der Leiharbeit um ein 
Drittel höher als im Schnitt aller an-
deren Branchen. Außerdem werden 
LeiharbeiterInnen 25 Prozent mehr  
Psychopharmaka verschrieben.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund
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Index im Betrieb

Der DGB-Index Gute Arbeit 

ist auch ein Instrument, um 

die Qualität der Arbeit zu 

verbessern – gesamtgesell-

schaftlich und in einzelnen 

Branchen und Betrieben. Die 

Service- und Beratungsstelle 

zum DGB-Index Gute Arbeit 

bietet deshalb weitere 

Auswertungen des Daten-

materials an. Unternehmen 

oder Betriebsräten können 

zudem Mitarbeiterbefra-

gungen in Auftrag geben 

und auswerten lassen.

Betriebliche Anwendungen 

der Index-Umfrage sind ein 

präziser Gradmesser für die 

Qualität der Arbeit im bun-

desweiten Vergleich. „Die 

betrieblichen Akteure erhal-

ten nicht nur ein klares Bild 

von der Qualität der Arbeit 

im eigenen Unternehmen, 

wir unterstützen sie auch 

dabei, Konsequenzen aus 

den Ergebnissen zu ziehen“, 

sagt Ralf Stuth, Geschäfts-

führer der DGB Index Gute 

Arbeit GmbH.

Das Angebot reicht von 

der Analyse der Arbeitsbe-

dingungen und der Ermitt-

lung von Potenzialen und 

Schwachstellen bis hin zur 

Unterstützung von Quali-

tätsmanagementprozessen 

und der Beratung bei der 

Umsetzung der Ergebnisse. 

Die Service-Stelle verspricht 

passgenaue Anwendungen 

des Index, die Kosten für 

diese Dienstleistungen sind 

entsprechend des Auf-

wandes differenziert.

www.dgb-index-gute-arbeit.de

POLITIK AKTUELL

eine 38-Stunden-Woche, mehr als 
40 Stunden möchten lediglich 10 
Prozent der Vollzeitbeschäftigten 
arbeiten. Die stellvertretende ver.

di-Vorsitzende Margret Mönig-Ra-
ane sieht bei der Arbeitszeit große 
Chancen, die Qualität der Arbeit zu 
verbessern. Allein die Einhaltung 
der tariflich vereinbarten Arbeits-
zeiten biete „ein enormes Potenzi-
al und käme den Bedürfnissen der 
Menschen entgegen“.   •

einblick 12/09

➜
Zwei Tochterunternehmen 
eines Schiffbau-Konzerns 
setzten die Index-Befragung ein, 
um Potenziale zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, insbe-
sondere im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, zu erkennen. Über 65 
Prozent der insgesamt 4000 Be-
schäftigten beteiligten sich. In ei-
ner Projektgruppe mit Mitgliedern 
aus den verschiedenen Arbeitsbe-
reichen werden nun die nächsten 
Arbeitsschritte zur Verbesserung 
der Arbeitsqualität festgelegt. Es 
geht vor allem darum, körperliche 
Schwerarbeit abzubauen und die 
Arbeitsintensität zu verringern.

In einem Unternehmen aus 
der Wohnungswirtschaft ergab 
die Index-Befragung unter den 
rund 500 Beschäftigten, dass die 
Qualität der Arbeit dort überdurch-
schnittlich hoch ist. Insgesamt 
wurden hohe Indexwerte erreicht. 
Es wurden aber auch weitere Ver-
besserungspotenziale erkannt – 
etwa beim Informationsfluss im Un-
ternehmen und bei der Führungs-
qualität. Das Unternehmen folgte 
den Empfehlungen der gemein-
samen Projektgruppe von Perso-
nalleitung und Betriebsrat: Die 
Ergebnisse sind nun Bestandteil der 
Planungen und des Controllings.

In einem Unternehmen im 
Bereich Kunststoffherstellung 
und -verarbeitung mit insgesamt 
450 Beschäftigten werden die 
Ergebnisse der Index-Befragung im 
Betrieb vor allem dafür genutzt, die 
Führungskräfte zu sensibilisieren, 
die verschiedenen Aspekte guter 
Arbeit in ihrem Arbeitsalltag stärker 
zu berücksichtigen und Verbesse-
rungen umzusetzen. Durchgeführt 
wurde das Projekt von der Perso-
nalleitung in Abstimmung mit dem 
Betriebsrat. Beide Betriebsparteien 
nutzen die Ergebnisse auch, um 
Handlungsfelder für ihre Arbeit zu 
identifizieren.

Der Index im betrieblichen Einsatz
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Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2009

Krank zur Arbeit
Wie oft sind Sie in den letzten zwölf 
Monaten krank zur Arbeit gegangen? 
(Antworten in Prozent)

50%

22%

28%

zweimal /
öfternie

einmal
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Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2009; der Index basiert auf einer repräsentativen Befragung von 
7930 ArbeitnehmerInnen im ersten Quartal 2009

Sinnvolle Arbeit, schlecht bezahlt
Bewertung ausgewählter Dimensionen von Arbeit durch die Beschäftigten im 
DGB-Index Gute Arbeit (Indexskala 0 bis 100)

79

77

66

64

61

59

57

48

47

40

Sinngehalt der Arbeit

Kollegialität

Arbeitszeitgestaltung

Führungsqualität
Einfluss- und Gestaltungs-

möglichkeiten
Qualifizierungs- und

Entwicklungsmöglichkeiten
Arbeitsintensität

Berufliche Zukunftsaussichten
und Arbeitsplatzsicherheit

Aufstiegsmöglichkeiten

Einkommen

15 Kategorien, vom Sinngehalt der 
Arbeit bis zum Einkommen, fließen in 
den DGB-Index Gute Arbeit ein. Auf 
dieser Grundlage ist es möglich, auf 
einer Skala von 0 bis 100 die Qualität 
der Arbeit aus Sicht der Beschäf-
tigten umfassend zu bewerten. Werte 
im Bereich 80 und mehr erhalten 
das Prädikat Gute Arbeit, 50 bis 80 
Punkte werden als mittelmäßige, 
Werte unter 50 als schlechte Arbeit 
eingestuft. Insgesamt erreicht der 
DGB-Index Gute Arbeit 2009 einen 
Wert von 58 Punkten. Die Arbeitsbe-
dingungen sind im Schnitt also gera-
de mal mittelmäßig. Am wenigsten 
zufrieden sind die Beschäftigten 
mit ihrer Einkommenssituation, am 
besten bewerten die Arbeitneh-
merInnen den Sinngehalt ihrer Arbeit 
sowie die Kollegialität.

Acht von zehn Beschäftigten 
gehen auch dann zur Arbeit, wenn 
sie krank sind. Die Angst vor 
Arbeitsplatzverlust spielt dabei 
eine zentrale Rolle. 71 Prozent der 
Beschäftigten, die um ihren Job 
fürchten, gingen innerhalb der 
letzten zwölf Monate vor der Be-
fragung mehrfach krank arbeiten. 
Bei denjenigen mit einem sicheren 
Job waren es lediglich 41 Prozent.

Fortsetzung von Seite 1

Zweite Vorsitzende der IG Metall, 
Detlef Wetzel. Die Deregulierung 
des Arbeitsmarktes habe vor allem 
der jungen Generation Zukunfts-
chancen geraubt, zwei Drittel seien 
prekär bzw. atypisch beschäftigt. 
„Schluss mit Generation Prekär“, 
fordert Wetzel. 

Der DGB-Index Gute Arbeit 
zeigt auch die große Diskrepanz 
zwischen tatsächlich geleisteter 
und bezahlter Arbeitszeit. So liegt 
bei einer vereinbarten Vollzeit-
Beschäftigung von 39 Stunden die 
tatsächlich geleistete Arbeitszeit bei 
durchschnittlich 44 Stunden. Die 
Beschäftigten dagegen favorisieren 



4

12/09

PROJEKTE UND PARTNER
H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Gender Gap 
im Fokus
Weiterhin gilt: Frauen verdienen 
rund ein Viertel weniger als Män-
ner – der so genannte Gender 
Gap. Doch was sind die Gründe? 
Warum gibt es nach wie vor kaum 
Bewegung in Sachen Einkom-
mensgleichheit? Fragen, denen 
sich die 5. Gleichstellungstagung 
der Hans-Böckler-Stiftung am 1. 
und 2. Oktober in Berlin widmet. 
Im Fokus stehen diesmal betrieb-
liche Faktoren, die zur Ungleichheit 
beitragen. ExpertInnen aus Wissen-
schaft, Gewerkschaften und Praxis 

A r b e i t  u n d  L e b e n  N R W

Demokratie 
im Betrieb
Aus Anlass des 60-jährigen Be-
stehens von „Arbeit und Leben 
NRW“ wird am 16. November in 
Düsseldorf erstmals der Preis „De-
mokratie im Betrieb“ vergeben. 
Ausgezeichnet werden Initiativen, 
Projekte oder Aktionen, die De-
mokratie und Beteiligung in der 
Arbeitswelt gefördert haben. Teil-
nehmen können Einzelpersonen, 
Gruppen und Mitbestimmungsgre-
mien, die sich für innovative For-
men von Mitarbeiterbeteiligung 

O n l i n e - P e t i t i o n

Für fairen 
Einkauf
Die fünf großen Supermarkt- und 
Discounterketten in Deutschland 
haben zusammen einen Marktan- F r i e d r i c h - E b e r t - S t i f t u n g

Qualitätssiegel 
fürs Web
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
schließt die seit 2007 laufende Pu-
blikationsreihe „Medien digital“ ab. 
Letzter Band der Reihe ist der ge-
rade erschienene Beitrag des Jour-
nalisten und Politikwissenschaftlers 
Frank Überall – ein „Wegweiser in 
der digitalen Medienwelt“. Überall 
analysiert darin, wie sich Arbeit und 
Verantwortungsbewusstsein der 
JournalistInnen angesichts der ex-
trem schnellen Publizität des World 
Wide Web verändert haben. Er 
schlägt unter anderem die Einfüh-
rung eines Qualitätssiegel für kor-
rekte journalistische Informationen 
in Online-Medien vor. Denn bisher 
fehle eine „hinreichende Medien-
aufsicht für die digitale Welt“. Alle 
zehn Bände der Publikationsreihe 
bietet die FES inzwischen zum 
Download an.   •
www.einblick.dgb.de/links

analysieren und diskutieren neue 
Forschungsergebnisse, aktuelle Ini-
tiativen und notwendige politische 
Folgerungen. In vier Themenforen 
werden Aspekte wie Ungleichheit 
in Führungspositionen, der Einfluss 
des Arbeitsvertrags auf die Entloh-
nung und Maßnahmen für gleiche 
Bezahlungen vertieft.   •
Anmeldungen: 
christiane-borsch@boeckler.de

und für die Rechte von Beschäf-
tigten eingesetzt haben. Auch neu 
gegründete Betriebsräte, Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen 
sowie Schwerbehindertenvertre-
tungen können vorgeschlagen 
werden. Bewerbungen bis zum 30. 
August an: demokratieimbetrieb@
aulnrw.de   •
Mehr: www.aulnrw.de

teil von 90 Prozent – und nutzen 
diese „Marktmacht“ konsequent, 
um ihren Billig-Preisdruck an Liefe-
ranten, Produzenten und Beschäf-
tigte weiter zu reichen. Die 2008 
gegründete Supermarkt-Initiative 
(einblick 17/2008) von inzwischen 
19 Verbände – darunter ver.di, die 
NGG und die IG BAU – wendet 
sich gegen den Missbrauch dieser 
Marktmacht.

Das Bündnis hat jetzt die On-
line-Petition „Unfairen Einkauf 
stoppen“ gestartet. Sie fordert eine 
drastische Änderung der Einkaufs-
praktiken der Einzelhandelsriesen 
gegenüber ihren Produzenten und 
die Einhaltung sozialer und ökolo-
gischer Mindeststandards in der ge- 
samten Lieferkette. „Für den Einkauf  
muss gelten: fair, umweltgerecht 
und sozial“, heißt es in der Petition, 
die sich direkt an die Vorstandsvor-
sitzenden der Supermarktkonzerne 
richtet. Auf der Homepage zur Ak-
tion kann die Erklärung online un-
terzeichnet werden.   •
www.unfairen-einkauf-stoppen.de

••• Der DGB Baden-Würt-
temberg lädt am 11. Juli zu einer 
Hochschulpolitischen Tagung 
nach Stuttgart ein. Unter der Über-
schrift „Soziale und demokratische 
Hochschule: Bologna und die Fol-
gen für Hochschulen, Betriebe und 
Verwaltungen“ sollen der Bologna-
Reformprozess sowie seine Auswir-
kungen für Studierende, Lehrende 
und das Arbeitsleben beleuchtet 
werden. Im Zuge des Bologna-
Prozesses werde die Struktur der 
deutschen Hochschulen dem „un-
ternehmerischen“ Vorbild nachge-
bildet und damit wirtschaftlichen 
Kriterien unterworfen, so eine The-
se des DGB Baden-Württemberg. 
Gewerkschaften und Hans-Böckler-
Stiftung setzen dieser Entwicklung 
mit dem Projekt „Soziale und de-
mokratische Hochschule“, das auf 
der Tagung vorgestellt wird, ein ge-

interregio
werkschaftliches Leitbild entgegen. 
Dieses Leitbild beinhaltet auch die 
Öffnung der Hochschulen für be-
ruflich Qualifizierte – nicht zuletzt 
auch ein Mittel, um drohendem 
Fachkräftemangel zu begegnen. In 
den Tagungs-Foren werden außer-
dem die Auswirkungen von Bache-
lor- und Masterstudiengängen auf 
Wissenschaft und Ausbildung sowie 
die Mitbestimmungsmöglichkeiten 
an den Hochschulen diskutiert.
www.einblick.dgb.de/links

••• Der Bundeshauptstadt Berlin 
hängt der Ruf an, weitgehend in-
dustriefrei geworden zu sein. Aus 
Sicht des DGB Berlin-Branden-
burg kein gutes Image – denn 
es verhindert dringend benötigte 
Investitionen in diesem Wirt-
schaftsbereich in der Hauptstadt. 
Der DGB-Bezirk hat jetzt eine von 
ihm angestoßene Studie zur In-

dustriepolitik in Berlin vorge-
stellt. Das Besondere: Die von der 
Hans-Böckler-Stiftung geförderte 
Untersuchung hat viele Unterstüt-
zer, die für industriepolitische Per-
spektiven Berlins an einem Strang 
ziehen wollen – DGB, IG BCE und 
IG Metall auf Gewerkschaftsseite, 
Unternehmerverband Berlin, Hand-
werkskammer und IHK auf Wirt-
schaftsseite. Die Studie, die ganz 
konkrete Projektvorschläge – zum 
Beispiel zur ökologischen Moderni-
sierung – macht, ist im Regioverlag 
erschienen.
Kurt Geppert, Ina Drescher-Bonny, 
Peter Wilke, u.a.: Neue Wachstums- 
chancen für Berlin. Wirtschafts-
kraft, Branchenprofil und indus-
triepolitische Strategien im Metro-
polenvergleich. Regioverlag Edition 
StadtWirtschaft, Berlin 2009, 184 
Seiten, 24 Euro.

Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz

Ein Leitfaden für  
die arbeitsrechtliche 
Praxis

Dr. Sebastian Hopfner 
Valerie Naumann et al.

3. Auflage, 2009,  
128 S., 17 x 24 cm, 
kart., 16,50 €

ISBN 978-3-89952-427-7

www.vvw.de

Anzeige

Das Pflegezeitgesetz
Ein Leitfaden für 
die arbeitsrecht-
liche Praxis
Dr. Sebastian  
Hopfner et al.
2009, 64 S.,  
17 x 24 cm, kart., 
10,80 €
ISBN 978-3-89952-471-0

www.vvw.de

Anzeige
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Die Klausel

In den aktuellen Debatten 

um die Rente mit 67 geht es 

insbesondere um eine Klau-

sel im Altersgrenzenanpas-

sungsgesetz von 2007. Die 

Überprüfungsklausel war 

auf Druck der SPD von der 

großen Koalition aufgenom-

men worden.

Sie besagt, dass die Bundes-

regierung 2010 erstmals – 

und ab dann alle vier Jahre – 

über die die Beschäftigungs-

situation Älterer Bericht 

erstatten und einschätzen 

muss, „ob die Anhebung der 

Regelaltersgrenze unter Be-

rücksichtigung der Entwick-

lung der Arbeitsmarktlage 

sowie der wirtschaftlichen 

und sozialen Situation äl-

terer Arbeitnehmer weiter-

hin vertretbar erscheint und 

die getroffenen gesetzlichen 

Regelungen bestehen blei-

ben können“.

Die Altersgrenze

Die Anhebung des gesetz-

lichen Rentenalters soll ab 

2012 in jährlichen Schritten 

von einem Monat erfolgen, 

ab 2024 in Schritten von 

zwei Monaten. Wer 1947 ge-

boren ist, muss einen Monat 

länger arbeiten als bisher, 

um ohne Abschläge in Rente 

zu gehen. Bei späteren 

Jahrgängen verschiebt sich 

das gesetzliche Rentenalter 

entsprechend nach hinten. 

ArbeitnehmerInnen aus dem 

Jahrgang 1964 sind dann die 

ersten, die bis 67 arbeiten 

müssten.

www.dgb.de/themen/rente

R e n t e  m i t  6 7

Nicht vertretbar
Es geht vieles durcheinander in der neu entfachten Debatte um die Rente mit 67. 
Da wird im Superwahljahr 2009 gerne einmal die Anhebung des Rentenalters 
in einem Atemzug mit der erst kürzlich beschlossenen „Rentengarantie“ genannt 
oder eine Diskussion um Rentenversicherungsbeiträge eröffnet. Vielleicht, um 
von der eigentlichen Frage abzulenken: Ist die Rente mit 67 sozial- und 
arbeitsmarktpolitisch noch vertretbar?

Eine Frage, mit der sich die nächste 
Bundesregierung im kommenden 
Jahr befassen werden muss und die 
sich die derzeitige große Koalition 
selbst verordnet hat – denn das „Al-
tersgrenzenanpassungsgesetz“ zur 
Rente mit 67 enthält eine entspre-
chende Überprüfungsklausel (siehe 
Randspalte). Maßgeblich dafür, ob 
es bei der Rente mit 67 bleibt, ist 
laut Gesetz die wirtschaftliche und 
soziale Situation älterer Arbeitneh-
merInnen. Schon vor dem Beginn 
der aktuellen Krise war diese Si-
tuation keineswegs befriedigend. 
Nur knapp über ein Drittel der 
über 55-Jährigen war noch sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt, 
jeder zweite Betrieb hatte keine 
über 50-Jährigen mehr angestellt, 
und vier von fünf NeurentnerInnen 
sind nicht aus einem regulären 
Job in die Rente gewechselt. Und 
die Lage wird sich kaum bessern.

„Die Situation droht sich – nach 
allen Prognosen – in den kommen-
den Monaten deutlich zu verschär-
fen“, erklärt DGB-Vorstandsmit-
glied Annelie Buntenbach. „Die 
sozial abgesicherte Beschäftigung 
gibt schon seit Jahren immer wei-
ter nach und wird oft von prekären 
Beschäftigungsformen unterlau-
fen“, so Buntenbach. Auch das sei 
zum Nachteil der künftigen Alters-
sicherung. „Die Hinweise, dass der 
nächste Aufschwung noch stärker 
als zuletzt in der Leiharbeit statt-
finden wird“, meint Buntenbach, 
seien ein weiterer Grund zur Be-
sorgnis. Angesichts dessen ist für 
den DGB klar: „Wenn sich die 
nächste Bundesregierung an die 
Gesetzgebung hält“ sei die Rente 
mit 67 „nicht vertretbar“, erklärt 
Buntenbach.

Auch die Argumentation einiger 
Groß-Koalitionäre, die Rente mit 67 
solle Frühverrentung unterbinden, 
lässt Buntenbach nicht gelten. Bei 
diesem Thema würden „Täter und 
Opfer verwechselt“. Die Opfer sind 

die ArbeitnehmerInnen, die nicht 
aus sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung heraus in die Al-
tersrente wechseln (80 Prozent), 
vorher eventuell in Hartz IV ab-
rutschen und so noch ihre Erspar-
nisse verlieren. Opfer sind auch die 
Beschäftigten, die es schlicht aus 
gesundheitlichen Gründen nicht 
schaffen, bis 67 zu arbeiten und 
Rentenabschläge von bis zu 14,4 
Prozent hinnehmen müssen. Des-
halb ist für Buntenbach klar: „Wer 
Frühverrentung vermeiden will, 
muss in den Betrieben anfangen, 
die die Älteren systematisch he-
rausdrängen.“

Auch aus den Gewerkschaften 
gibt es angesichts der Krise und der 
im kommenden Jahr anstehenden 
Überprüfung erneut Forderungen, 

die Rente mit 67 abzuschaffen bzw. 
mindestens auf Eis zu legen. IG Me-
tall-Vorstandsmitglied Hans-Jürgen 
Urban fordert, die 2012 startende 
Anhebung des Renteneintrittsalters 
„umgehend auszusetzen“. „Diese 

Entscheidung war ohnehin falsch, 
aber angesichts der Wirtschaftskri-
se könnte sie verheerende Folgen 
haben“, so Urban.

Auch der IG BCE-Vorsitzende 
Hubertus Schmoldt sieht Probleme 
bei der Umsetzung der Rente mit 
67. Vor dem Hintergrund der 
Wirtschaftskrise sei es für viele 
ArbeitnehmerInnen „zunehmend 
schwerer, die Regelaltersgrenze 
zu erreichen“, so Schmoldt. Es 
sei deshalb „sozialpolitisch falsch 
und ökonomisch unvernünftig, 
an den starren Regelungen fest-
zuhalten“. Für einen flexibleren 
Ausstieg aus dem Arbeitsleben in 
die Rente könnten etwa Arbeits-
zeitkonten in Zukunft noch besser 
genutzt werden als bisher, meint 
Schmoldt.   •
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1) Vollzeitbeschäftigte in befristetem Arbeitsverhältnis und/oder Leiharbeit mit maximal 2000 Euro 
   monatlichem Bruttoeinkommen
2) Gute Arbeit: DGB-Indexwert mindestens 80, Schlechte Arbeit: DGB-Index unter 50 (Skala von 0 bis 100)
Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2009

Nur jeder Zweite hält durch
Anteil der Beschäftigten, die denken, dass sie unter ihren derzeitigen Arbeits-
bedingungen ihre jetzige Arbeit bis zum Rentenalter ausüben können (in Prozent)

50

39

40

35

78

25

alle Beschäftigten

unter 25-Jährige

befristet Beschäftigte 

prekär Beschäftigte1)

Beschäftigte mit Guter Arbeit2)

Beschäftigte mit Schlechter Arbeit2)

Nur jeder zweite Beschäftigte meint laut DGB-Index Gute Arbeit 2009, 
unter den derzeitigen Arbeitsbedingungen seine Tätigkeit bis zum Rente-
nalter ausüben zu können. Unterm Schnitt aller befragten Beschäftigten 
liegen jüngere ArbeitnehmerInnen, befristet oder prekär Beschäftigte 
sowie Menschen mit „schlechter Arbeit“.
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GEWERKSCHAFTEN
D G B - R a t g e b e r

Hilfen für 
Geringverdiener
Niedrige Einkommen, Teilzeitarbeit, 
Minijobs und Kurzarbeit – vielen 
Beschäftigten bleibt nach Abzug 
der Lebenshaltungskosten wenig 
bis nichts mehr. Doch Niedrigverdie-
nerInnen können vom Staat diverse 
zusätzliche Hilfen beantragen. Wie 
das geht, zeigt der DGB-Ratgeber 
„Hilfen für Beschäftigte mit gerin-
gem Einkommen“. Ob Wohngeld, 
Kinderzuschlag oder Hartz IV, die 
Broschüre weist den Weg durch 
das Dickicht der Formulare und Vor-
schriften. Außerdem ermöglichen 
es Berechnungshilfen und Check-
listen, die jedem/r einzelnen zuste-
henden Leistungen korrekt zu be-
rechnen. Einzelexemplare können 
für 3,35 Euro inklusive Porto und 
Versandkosten bestellt werden.   •
www.dgb-bestellservice.de

I G  M e t a l l

Lärm macht 
krank
Permanenter Lärm am Arbeitsplatz 
ist belastend und macht auf Dauer 
krank. Das Ressort Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz der IG Metall zeigt 
mit dem Ratgeber „Lärmpräventi-
on in Büro und Produktion“, wie 
Lärm im Betrieb bekämpft werden 
kann. Die Broschüre richtet sich an 

D G B - M e d i e n n e w s l e t t e r

Drei-Stufen-Test 
fürs Netz
Der neue Medien-Newsletter des 
DGB steht ab sofort zum Down-
load im Netz. In der aktuellen Aus-
gabe kritisiert der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer die zum Teil po-
lemischen Angriffe auf die Gre-
mienarbeit der Rundfunkräte des 
öffentlichen-rechtlichen Rundfunks 
beim „Drei-Stufen-Test“, mit dem 
die Zukunft der Online-Auftritte 
von ARD und ZDF bewertet wird. 
Die Gewerkschaften hätten sich 
bis zuletzt gegen eine Online-Be-
schränkung der Öffentlich-Recht-
lichen gewandt – die Politik habe 
mit ihren Vorgaben den Gremien 

Betroffene, Vertrauensleute sowie 
Betriebsräte und veranschaulicht 
die grundlegenden Aspekte zum 
Thema – so zum Beispiel die recht-
lichen Grundlagen zum Arbeits-
schutz, Mitbestimmungsrechte des 
Betriebsrates und erfolgreiche Bei-
spiele von betrieblichem Lärmschutz 
aus der Praxis. Fünf Exemplare 
(Mindestbestellmenge) der Broschüre 
können für 12,50 Euro zuzüglich 
Versand online bestellt werden.  •
www.igmetall.de/gutearbeit

allerdings Erbsenzählerei verord-
net, betonte Sommer. Nun würden 
alle Beteiligten „ihr Bestes tun“, 
um das Verfahren so gut wie mög-
lich zu bewältigen.

Mit dem Drei-Stufen-Test soll 
überprüft werden, ob das Online-
angebot der Öffentlich-Rechtlichen 
den demokratischen, sozialen und 
kulturellen Bedürfnissen der Bürge-
rInnen entspricht und mit wie viel 
(Gebühren-)Aufwand die Öffent-
lich-Rechtlichen ihre Online-Medien 
produzieren. Hintergrund ist eine 
Richtlinie der EU-Kommission, die ei-
ne präzisere Beschreibung des Auf-
trags der Öffentlich-Rechtlichen für 
das Internet fordert sowie der letzte 
Rundfunkstaatsvertrag der Länder, 
der diese Richtlinie umsetzt.   •
www.dgb.de/mediennewsletter

D G B - F i l m p r e i s

Deutschland 
nervt
Der DGB-Filmpreis, den der DGB 
Niedersachsen zum inzwischen 
zwölften Mal beim Internationalen 
Filmfest Emden-Norderney ausge-
lobt hat, geht in diesem Jahr an 
den Dokumentarfilm „Deutschland 
nervt“ von Hans-Erich Viet. Der Film 
wurde vom Festival-Publikum unter 
fünf vom DGB nominierten Filmen 
ausgewählt. Er erhält die mit 5000 
Euro dotierte Auszeichnung für ein 
„dokumentarisches Roadmovie 
quer durch Deutschland, in dem 
sich der Regisseur auf die Suche 

nach den Befindlichkeiten der Na-
tion macht“. Die Reise geht dabei 
von Norderney in die Alpen, von 
kämpfenden Fabrikarbeitern zu 
deutschen Soldaten im Kosovo, 
vom Schützenverein zur Geleeba-
nanenfabrik. Seit 2005 war Viet 
unterwegs und zieht selbst das 
Resümee: „Deutschland nervt: ja, 
schon. Aber es fasziniert auch.“   •

I n i t i a t i v e  T r e n d w e n d e

Beteiligung 
macht stark
Das Projekt „Mitbestimmung am 
Arbeitsplatz“ der gewerkschafts-
übergreifenden Initiative Trendwen-
de hat die Ergebnisse seiner Arbeit 
auf einer Online-Plattform zusam-
mengetragen. Unter dem Schlag-
wort „Beteiligung MACHT stark!“ 
präsentieren die Projektverantwort-
lichen zentrale Materialien und Do-
kumente zum Download, eine Liste 
wichtiger Links zum Thema sowie 
den Kontakt zum Netzwerk „Be-
teiligung“ von Haupt- und Ehren-
amtlichen aus der beteiligungsori-
entierten Gewerkschaftsarbeit.   •
www.beteiligung.dgb.de

Rund 350 Betriebs-
rätInnen diskutierten 
Ende Juni auf einer 

industriepolitischen Tagung 
von IG Metall, IG BCE und 
der Hans-Böckler-Stiftung die 
Zukunft des Industriestand-
orts Deutschland. Die IG BCE 
hat alle wichtigen Debatten 
und Infos zur Tagung auf 
einer Online-Themenseite 
zusammengefasst.
www.einblick.dgb.de/links

Angesichts der aktu-
ellen Entwicklungen 
am Milchmarkt for-

dert die NGG eine Preisbin-
dung beim Milchpreis. Diese 
solle mit VertreterInnen des 
Handels vereinbart werden 
und für eine begrenzte Zeit 
gültig sein.

ver.di fordert die Bun-
desregierung auf, den 
Gesetzentwurf zur 

Einrichtung von Bad Banks 
zu überarbeiten. Bisher 
würden die Interessen der 
Beschäftigten „ungenügend 
berücksichtigt“. Das Gesetz 
müsse die Beschäftigten 
schützen, indem die Banken 
dazu verpfl ichtet werden, 
vor der Auslagerung von 
problematischen Geschäfts-
zweigen in Bad Banks mit 
den Gewerkschaften eine Be-
schäftigungs- und Standort-
sicherung zu vereinbaren.

TRANSNET hat ins-
gesamt 77 Fragen 
an die im Bundes-

tag vertretenen Parteien als 
„Wahl-Check“ formuliert. 
Im Mittelpunkt des Fragen-
katalogs stehen Belange 
der ArbeitnehmerInnen. Die 
Antworten der Parteien will 
TRANSNET, sofern sie eintref-
fen, online veröffentlichen.
www.transnet.org
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Regisseur 
Hans-Erich 
Viet nimmt 
den DGB-
Filmpreis 
entgegen.
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MEINUNG Höhepunkt 
5. September

Es herrscht Krise – und 

die IG Metall macht eine 

Kam pagne „für ein Gutes 

Leben“. Nicht trotzdem, 

sondern gerade deshalb: 

„Denn zu einem Guten 

Leben gehört vor allem ein 

sicherer Arbeitsplatz. Und 

der ist gefährdet, stärker 

denn je“, heißt es in „kom-

pakt“, der Kampagnenzei-

tung der IG Metall. 

Die Ergebnisse der Befra-

gung, die von Anfang April 

bis Ende Juni stattfand, sind 

bemerkenswert: Wenn 89 

Prozent der Befragten es für 

„sehr wichtig“ halten, einen 

sicheren Arbeitsplatz zu 

haben, lässt das den Schluss 

zu, dass die Angst um den 

Arbeitsplatz viel weiter ver-

breitet ist als angenommen. 

Befragte halten bekanntlich 

das für am wichtigsten, was 

ihnen am meisten fehlt – in 

diesem Fall: ein sicherer 

Arbeitsplatz.

Die IG Metall wird aus den 

Befragungsergebnissen poli-

tische Forderungen entwi-

ckeln und die Parteien zur 

Bundestagswahl am 27. Sep-

tember damit konfrontieren. 

Am 5. September werden 

Berthold Huber und Detlef 

Wetzel, 1. und 2. Vorsit-

zender der IG Metall, diese 

Forderungen auf den Punkt 

bringen – in der Frankfurter 

Commerzbank-Arena. Dieser 

Aktionstag ist der vorläu-

fige Höhepunkt der Kam-

pagne „Gemeinsam für ein 

Gutes Leben“.

Mehr Infos im Internet:
www.gutes-leben.de
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Viel zu lang schon orientiert sich die Politik an den 
Interessen der Banken und der Wirtschaft. Auf der 
Strecke bleiben die Interessen der Menschen. Ge-
rechtigkeit, Freiheit, Solidarität, Würde, Anerken-
nung und Respekt spielen keine Rolle. Aber gerade 
diese Werte machen ein Gutes Leben aus. 

Die aktuelle Krise zeigt deutlich, dass zugunsten 
der Gier einiger Weniger immer noch die Kerninte-
ressen der Menschen geopfert werden. Dem stellt 
die IG Metall mit der Kampagne „Gemeinsam für 
ein Gutes Leben” ein neues Politikmodell entgegen: 
Die zentralen Interessen der Menschen müs-
sen wieder Grundlage für politische Entschei-
dungen werden.

Die IG Metall will aber mehr. Wir wollen mit und 
nicht über die Menschen in Deutschland sprechen. 
Wir wollen wissen, was sie von einem Guten Leben 
erwarten. Welche Themen sind wichtig? Und was 
fordern sie von der Politik? Deshalb hat die IG Metall 
mit „Deine Stimme für ein Gutes Leben“ die bisher 
größte Beschäftigtenbefragung in der Geschichte 
der deutschen Gewerkschaften durchgeführt. Mit 
einer Resonanz, die den Aufwand und den Mut zum 
Dialog mehr als rechtfertigt. Über 450 000 Men-
schen haben ein eindeutiges Votum abgegeben. Die 
Menschen erwarten mehr von einem Guten Leben 
als das, was uns die politischen und ökonomischen 
Entscheider anbieten.

Die Menschen wollen Arbeit. Sicher und 
fair. Nicht nur Folge der Wirtschaftskrise, sondern 
Grundbedürfnis: 89 Prozent der Befragten fordern 
einen sicheren Arbeitsplatz, 84 Prozent einen Ar-
beitsplatz, der nicht krank macht. Erwartet wird 
ein Einkommen, von dem man gut leben kann (83 
Prozent). Bei Leiharbeit fordern 77 Prozent gleiches 
Geld für gleiche Arbeit.

Die Menschen wollen eine gute Zukunft 
für ihre Kinder. Dazu gehört für 74 Prozent die 
Pflicht der Unternehmen, ausreichend qualifizierte 
Ausbildungsplätze zu schaffen. 71 Prozent for-
dern eine bessere Ausstattung von Kindergärten, 
Schulen und Hochschulen, 70 Prozent wollen eine 

Die IG Metall hat im Rahmen der Kampagne 
„Gemeinsam für ein Gutes Leben“ ihre bisher 
umfangreichste Befragung abgeschlossen. Mehr 
als 450 000 Menschen haben sich daran beteiligt. 
Mit einem eindeutigen Ergebnis: „Selten war 
die Politik so weit von den Erwartungen 
der Menschen entfernt“, sagt Detlef Wetzel, 
Zweiter Vorsitzender der IG Metall.

I G  M e t a l l - K a m p a g n e  „ G e m e i n s a m  f ü r  e i n  G u t e s  L e b e n “

Macht Politik für die Menschen!
gerechtere Verteilung von Bildungschancen. Auch 
Umweltschutz ist hier ein Thema. Hier fordern 60 
Prozent der Befragten deutliche Verbesserungen.

Die Menschen wollen, dass es gerecht zu-
geht in der Gesellschaft. Dazu gehört in erster 
Linie materielle Sicherheit bei Arbeitslosigkeit und 
Krankheit. Das fordern 79 
Prozent der Befragungsteil-
nehmer. Fast genauso wichtig: 
Die Einführung von Mindest-
löhnen (78 Prozent). Zu einer 
guten Gesellschaft gehört für 
die Mehrheit der Menschen 
auch, dass es gerecht zugeht 
zwischen Arm und Reich (73 
Prozent). Für 72 Prozent gehört 
dazu auch eine wirksame Re-
gulierung der Finanzmärkte.

Die Menschen wollen 
Arbeit und Leben besser 
miteinander vereinbaren 
können. Abgesichert sein, ei-
ne Zukunft planen können. Das wollen 80 Prozent 
der Befragten. 77 Prozent fordern ausreichend Zeit 
für Familie und private Interessen, 62 Prozent ver-
missen eine Verbesserung der Kinderbetreuung.

Die Menschen wollen im Alter sorgenfrei 
leben. Sicherheit im Alter ist den Menschen wichtig. 
Dazu gehört für 83 Prozent eine Rente, mit der sie 
gut auskommen. 81 Prozent erteilen der Rente mit 
67 eine klare Absage. Und 73 Prozent wollen eine 
gerechtere Rentenversicherung, die auch Selbststän-
dige und Beamte einbezieht.

Ein klares Votum, das zeigt, dass die Gewerk-
schaften mit ihren Themen und Werten ganz nah 
dran sind an den Erwartungen und Interessen der 
Menschen. Wie nah, zeigt die hohe Zustimmung zu 
fast allen abgefragten Positionen. Ein eindeutiges 
Votum gegen die aktuelle Politik in unserem Land. 
Daraus ergibt sich auch ein Auftrag an die IG Metall. 
Die Menschen trauen uns zu, ihre Forderungen in 
die Politik zu tragen. Forderungen, die sich in einem 
Satz bündeln lassen: Macht Politik für die Mehrheit 
der Menschen. Dieser Verantwortung wird sich die 
IG Metall in den Monaten vor und nach der Bundes-
tagswahl stellen. Wir werden alles dafür tun, dass 
die Interessen der Menschen nicht auf der Strecke 
bleiben. Ein Höhepunkt: die große Veranstaltung in 
der Frankfurter Commerzbank-Arena am 5. Septem-
ber. Hier – wie überall – werden wir eines fordern: 
Macht Politik für die Mehrheit der Menschen!   •

Detlef Wetzel, 56, 
IG Metall-Vize: 
„Gerechtigkeit 
und Solidarität 
– diese Werte 
müssen wieder 
Maßstab des Han-
delns in Politik 
und Wirtschaft 
werden.“
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„Amüsiere mich über humorlosen CDU-Kollegen, 
der schon auf ‚Gehörst Du zu den Steuererhöhern 
oder zu den -senkern?’ beleidigt reagiert.“

Eintrag von SPD-Fraktionsvize Ulrich Kelber im Online-Netzwerk und 
Mikro-Weblog twitter.com vom 29. Juni.
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RENTE: Wenig Lohn – arm im Alter

dieDGBgrafik

Deutschland ist Schlusslicht der 30 

OECD-Länder, wenn es um die Renten-

höhe von Geringverdienenden im Ver-

gleich zum nationalen Durchschnitts-

lohn geht. Dieselbe OECD-Studie be-

legt zudem, dass die Krise die private 

Rentenvorsorge erreicht hat. Beson-

ders betroffen: Länder wie Irland 

(-37,5 % bei den Rentenfonds), Aus-

tralien (-26,7%) und die USA (-26,2%). 

Schuld daran seien die riskanten An-

lagestrategien der anglo-amerikani-

schen Länder. Der Verlust der deutschen 

Fonds beträgt bisher „nur“ 8,5 Prozent. ©
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*Definition Geringverdienende: maximal 50 Prozent des Durchschnittsverdienstes Quelle: OECD 2009

Rente von Geringverdienenden* im Verhältnis zum jeweiligen Durchschnittslohn (in Prozent)
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Schlusspunkt●

personalien

Tipp
Buch: Thomas Leif: Angepasst 
& Ausgebrannt – Die Parteien 
in der Nachwuchsfalle, 
Verlag C. Bertelsmann 2009, 
496 Seiten, 22,95 Euro 

Der Befund steht: Die Parteien 
in Deutschland haben ein Nach-
wuchsproblem. Erklärungsansät-
ze für die Gründe bleiben zumeist 
vage: Auf der einen Seite eine 
angeblich unpolitische Internetju-
gend, auf der anderen Seite „blut-
arme“ Parteien, die den Draht 
zur jungen Generation verloren 
haben. Somit liefert der Journa-
list und Autor Thomas Leif mit 
seinem Buch „Angepasst & Aus-

gebrannt“ 
einen über-
f ä l l i g e n 
B e i t r a g . 
Auf rund 
500 Seiten 
nimmt Leif 
die Rekru-
t ierungs-
praxis der 
Parteien unter die Lupe und lässt 
zwölf Insider wie Erhard Eppler 
(SPD) oder Medienberater Mi-
chael Spreng in Interviews zu 
Wort kommen. Leifs Fazit in die-
sem spannenden wie Besorgnis 
erregenden Buch: „Her mit der 
Jugendquote“.

••• Florian Haggenmiller, 27, 
gelernter IT-Systemelektroniker und 
zuletzt freigestellter Vorsitzender 
der Konzernauszubildendenvertre-
tung der Deutschen Telekom, ist 
seit dem 15. Juni politischer Refe-
rent im Bereich Jugend des DGB-
Bundesvorstands. 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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7.7.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Veranstaltung „Mit Gerech-
tigkeit aus der Krise“, Baunatal

8.-10.7.  IG BCE, Tagung 
„Lidl, Telekom, Deutsche Bahn und 
die Folgen“, Bad Münder

9.-12.7.  IG Metall, Semi-
nar „Union Summer 2009 – Mit 
Organizing und Kampagne in die 
Offensive“, Sprockhövel

11.7.  DGB Baden-Würt-
temberg und Hans-Böckler-Stif-
tung, Hochschulpolitische Tagung 
„Soziale und demokratische Hoch-
schule“, Stuttgart

13.7.  Hans-Böckler-Stif-
tung und Deutsches Jugendinstitut, 
Fachtagung „Wenn nichts mehr zu-
sammenpasst – Entgrenzung von Er-

werbsarbeit und Familie“, München
19-24.7.  D G B - B i l d u n g s -

werk, Seminar „Computerisierung 
und Arbeitnehmerdatenschutz“, 
Hattingen

19.-24.7.  GEW und Histadrut 
Hamorim, Deutsch-Israelisches Se-
minar, Berlin
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A b m a h n u n g

Personalgespräch ist nicht Pflicht
Der Arbeitgeber kann Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung

nach billigem Ermessen näher bestimmen, soweit die Arbeitsbedin-
gungen nicht durchArbeitsvertrag, Betriebsvereinbarung,Tarifvertrag
oder Gesetz festgelegt sind; außerdem können Weisungen zu Ord-
nung und Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb erfolgen. DasWei-
sungsrecht beinhaltet dagegen nicht die Befugnis, denArbeitnehmer
zur Teilnahme am Personalgespräch zu verpflichten, in dem es aus-
schließlich um eine bereits abgelehnte Vertragsänderung gehen soll.

Der Fall: Der Arbeitgeber, eine Einrichtung der Altenpflege, be-
absichtigte wegen wirtschaftlicher Schwierigkeiten eine Verminde-
rung des 13.Monatsgehalts. Zu diesem Zweck fand am 1. November
ein Gespräch mit einer Gruppe von Arbeitnehmerinnen statt, zu der
auch die klagende Altenpflegerin gehörte. Die Arbeitnehmerinnen
waren mit der Vertragsänderung nicht einverstanden. Daraufhin lud
der Arbeitgeber die Altenpflegerin - ebenso wie andere Mitarbeite-
rinnen – zu Einzelgesprächen für den 13. November ein. Ziel des Ge-
sprächs war es wiederum, die Altenpflegerin zum Einverständnis mit
derVerminderung des 13. Gehalts zu bewegen. Die Frau erschien wie
erbeten, erklärte jedoch, nur zu einem gemeinsamen Gespräch unter
Einbeziehung der übrigen Mitarbeiterinnen bereit zu sein. Ein solches
gemeinsames Gespräch lehnte derArbeitgeber seinerseits ab und er-
teilte der Altenpflegerin eine Abmahnung mit der Begründung, sie
habe ihre Arbeitsleistung (in Form eines Personalgesprächs) verwei-
gert. Die von der Altenpflegerin erhobene Klage auf Entfernung der
Abmahnung aus der Personalakte hatte Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht: Die Klägerin war zur Teilnahme an
dem Personalgespräch vom 13. November nicht verpflichtet. Die
Weisung, an dem Gespräch teilzunehmen, betraf keinen der vom Ge-
setz abgedeckten Bereiche. Sie betraf weder dieArbeitsleistung noch
Ordnung oder Verhalten im Betrieb, sondern ausschließlich eine vom
Arbeitgeber gewünschte Änderung des Arbeitsvertrags.

Z e u g e n J e h o v a s

Kein Sonderurlaub für Bezirkskongress
Ein Beamter hat keinen Anspruch auf die Gewährung von Son-

derurlaub für die Teilnahme am Bezirkskongress der Zeugen Jehovas.
Der Fall: Der Bundesbeamte beantragte die Bewilligung von

Sonderurlaub für die Teilnahme am Bezirkskongress der Zeugen Je-
hovas. Die Klage gegen die Ablehnung des Antrags blieb erfolglos.

Das Oberverwaltungsgericht: Einem Beamten kann nach der
Sonderurlaubsverordnung Sonderurlaub für die Teilnahme am Deut-
schen Evangelischen Kirchentag sowie am Deutschen Katholikentag
gewährt werden, weil diese Veranstaltungen über den religiösen
Charakter hinaus eine besondere gesellschaftliche Bedeutung ha-
ben. Die Kirchentage sind keine von den Amtskirchen organisierten
Veranstaltungen.Vielmehr werden sie von Laienbewegungen getra-
gen, die den Kirchen teilweise sogar kritisch gegenüberstehen und-
widmen sich nicht ausschließlich religiösen oder kirchlichen Themen.
Demgegenüber werden die Bezirkskongresse der Zeugen Jehovas
von der Religionsgesellschaft selbst organisiert und beschränkten
sich auf ein Wirken nach innen. Es soll der individuelle Glauben ge-
festigt und die religiöse Lebensführung sowie das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl der Mitglieder gestärkt werden.

H a r t z I V

Nur gezahlter Unterhalt anrechenbar
Bei einem Hilfebedürftigen, der Leistungen der Grundsicherung

bezieht, darf ein gegen einen Elternteil bestehender Unterhaltsan-
spruch bei der Leistungsberechnung nur in der Höhe berücksichtigt
werden, in der er zur Auszahlung an das Kind gelangt. Unerheblich
ist, ob in einer Unterhaltsvereinbarung ein höherer Betrag vereinbart ist.

M ä n n e r d i s k r i m i n i e r u n g

Bei Nachtdienst Frauen bevorzugt
Der Träger eines Gymnasiums darf bei der Besetzung einer Be-

treuerstelle für das von ihm betriebene Mädcheninternat die Bewer-
berauswahl auf Frauen beschränken, wenn die Tätigkeit auch Nacht-
dienste im Internat beinhalten soll. Denn hier stellt das weibliche Ge-
schlecht der Stelleninhaberin eine wesentliche und entscheidende
Anforderung im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes dar.

K ü n d i g u n g s s c h u t z k l a g e

Bei Verschulden keine Heilung
Will sich ein Arbeitnehmer gegen die Wirksamkeit einer Kündi-

gung wenden, muss er innerhalb von dreiWochen nach Zugang der
schriftlichen Kündigung Kündigungsschutzklage erheben. War der
Arbeitnehmer trotz Anwendung aller ihm nach Lage der Umstände
zuzumutenden Sorgfalt verhindert, die Klage rechtzeitig zu erheben,
so ist die Klage auf seinen Antrag hin nachträglich zuzulassen. Hat
der Arbeitnehmer die verspätete Klageerhebung selbst verschuldet,
kann die Klage nicht nachträglich zugelassen werden. Die Kündigung
gilt dann als von Anfang an wirksam. Dieselbe Folge tritt ein, wenn
nicht der Arbeitnehmer selbst, sondern sein Prozessbevollmächtigter
die verspätete Klageerhebung verschuldet hat.

K o p f t u c h v e r b o t

Verstoß wird geahndet
In den städtischen Kindergärten Baden-Württembergs ist es den

Fachkräften verboten, im Dienst Kopftuch zu tragen. Der Verstoß ei-
ner muslimischen Erzieherin gegen dieses Verbot berechtigt den Ar-
beitgeber dazu, eine Abmahnung zu erteilen.

A r b e i t s l o s e n g e l d I I

Bremen übernimmt Mietkaution
DieVerwaltungsanweisung der Bremer Sozialsenatorin, derzufol-

ge beiWohnungen vonWohnungsbaugesellschaften keine Mietkau-
tion übernommen wird, steht imWiderspruch zur Gesetzeslage. Ein
Darlehen für eine Mietkaution einer Bezieherin vonArbeitslosengeld
II darf also nicht mit der Begründung abgelehnt werden, dass eine
Wohnung bei einerWohnungsbaugesellschaft angemietet wird.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 23. Juni 2009 - 2 AZR 606/08

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 19. Juni 2009 - 10 A 10042/09.OVG

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 28. Mai 2009 - 2 AZR 548/08

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 23. April 2009 - L 5 AS 81/07

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 28. Mai 2009 - 8 AZR 536/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 12/09
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Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 19. Juni 2009 – 7 Sa 84/08

Sozialgericht Bremen,
Beschluss vom 12. Mai 2009 - S 23 AS 779/09 ER
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Angebote bisher kaum genutzt
Mittel in Milliardenhöhe stehen un-
ter anderem bei der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) bereit, damit Unter-
nehmen ihre Beschäftigten wäh-
rend der Kurzarbeit weiterbilden 
können – nur nutzen die Arbeit-
geber die Angebote bisher kaum. 
Millionen ArbeitnehmerInnen sind 
in Kurzarbeit, aber gerade einmal 
10 000 bis 15 000 von ihnen sind 
in geförderter Qualifizierung. 

Neben der Ausweitung des 
Kurzarbeitergeldes sei aber gerade 
die Qualifizierung wichtig, „damit 
die Beschäftigten im nächsten Auf-
schwung richtig durchstarten kön-
nen“, betont DGB-Vorstand Anne-
lie Buntenbach. Doch genau hier 
habe „die Koalition die ursprüng-
lich richtigen Anreize im letzten 
Moment selbst in Frage gestellt“, 
so Buntenbach. „Nach der Neure-
gelung bei ‚Kurzarbeit Plus’ werden 
Arbeitgeber nach sechs Monaten 
Kurzarbeit vollständig von den Sozi-
alabgaben befreit – und zwar auch 
dann, wenn sie die Kurzarbeit nicht 
zu Qualifizierungszwecken nutzen. 
Bei der Vermeidung von Arbeitslo-
sigkeit mag das helfen, doch eine 

nen die Firmenleitungen oft „erst 
jetzt, sich Gedanken über Perso-
nalentwicklung und betriebliche 
Weiterbildung zu machen“, erklärt 
DGB-Arbeitsmarktexperte Wil-
helm Adamy. Das bestätigt auch 
Jörg Poguntke vom Berufsfortbil-
dungswerk des DGB (bfw). Selbst 
größere Unternehmen seien in der 
Personalentwicklung nicht immer 
so aufgestellt, dass sie den Qua-
lifizierungsbedarf ihrer Belegschaft 
bereits kennen. Beim bfw habe 
man die Erfahrung gemacht, „dass 
die meisten erleichtert durchatmen, 
wenn wir ihnen sagen, dass wir sie 
vom ersten Schritt an begleiten“, 
so Poguntke.

Ein bfw-Kunde, der zeigt, wie es 
richtig geht: die Hydro Aluminium 
Deutschland GmbH. Im Rheinwerk 
in Neuss sind inzwischen zehn 
Qualifizierungsmaßnahmen gelau-
fen, über 150 Beschäftigte in Kurz-
arbeit wurden weitergebildet. Die 
angebotenen Module reichen von 
betrieblichen Geräteführerscheinen 
bis zu EDV-Kursen. 

Für die Werksleitung ist das nur 
der erste Schritt: Weitere Angebote 
sind schon in Vorbereitung. Das 
bfw sieht deshalb nicht schwarz 
für das Konzept Kurzarbeit und 
Qualifizierung. Die endgültige Ent-
scheidung über die Förderung ist 
seitens der Politik erst im Februar 
gefallen. Und bei vielen Maßnah-
men können von der Erstberatung 
bis zum Start durchaus drei bis vier 
Monate vergehen. Weitere Unter-
nehmen dürften also noch folgen. 
Das bfw empfiehlt Betriebsräten, 
aktiv zu werden und kostenlose 
Beratungsangebote wie die des 
bfw zu nutzen.   •

+  Bundesverfassungsrich-
ter Johannes Masing 

kritisierte die ins Grundgesetz 
eingefügte Schuldenbremse. 
Diese werde „das Schulden-
machen sicher nicht brem-
sen“. Zudem bezweifelt 
Masing, dass es für die 
Grundgesetzänderung eine 
Mehrheit bei einer Volksab-
stimmung gegeben hätte.

- Wolfgang Clement, Bun- 
desminister a.D., unter- 

stellt Umweltminister Sigmar 
Gabriel (SPD) eine „demago-
gische Kampagne“ gegen 
Atomkraft. Die jüngste Panne 
im Atomkraftwerk Krümmel 
werfe genauso wenig ernst- 
hafte Sicherheitsfragen auf, 
wie die 219 zuvor gemeldeten 
Störfälle in anderen Meilern.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.spionagecheck.de
ver.di-Internetseite mit 
praktischen Tipps und 
Tricks für Beschäftigte 

zum Datenschutz am 
Arbeitsplatz

Hintergrund

www.bfw.de
Informationen des 

Berufsfortbildungswerks 
des DGB (bfw) zu 

Qualifizierung und 
Kurzarbeit sowie zu 

WeGebAU

stringente Qualifizierungsstrategie 
sieht anders aus. Außerdem sind 
bei dieser Art Beitragssubventio-
nierung hohe Mitnahmeeffekte zu  
befürchten“, meint Buntenbach.

Obwohl die Unternehmen „im 
besten Fall so gut wie nichts für 
die Maßnahme zahlen“, begin-

einblick 13/09
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Bei den Themen Familie  

und Gleichstellung blenden 

PolitikerInnen den Realitäts-

bezug oft aus, meint  

Thomas Gesterkamp
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*Januar bis Mai 2009
**u.a. nach Sozialgesetzbuch III
***u.a. aus dem Europäischen Sozialfonds
Quelle: AiB 07-08/2009, Adamy

Kaum abgerufen
Tatsächliche öffentliche Ausgaben* 
für Weiterbildung während Kurzarbeit
und der zur Verfügung stehende 
Haushaltsansatz (in Millionen Euro)

116,8 400

6,4 378

0

5,2 150

2,2 34,5

200

WeGebAU

Volle Erstattung der Sozialversicherungs-
beiträge

Qualifizierung von wieder eingestellten 
LeiharbeiterInnen

Weiterbildung Geringqualifizierter 
während Kurzarbeit**

Weiterbildung während Kurzarbeit***

Ausgaben Haushaltsansatz

Bisher werden die Förderangebote 
für Qualifizierung während der 
Kurzarbeit kaum genutzt.
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?...nachgefragt

Die Alu-Branche muss als energieintensive Industrie besonders stark 
mit steigenden Energiepreisen kämpfen. Deswegen haben wir im 
Rahmen der „Besser statt billiger“-Strategie der IG Metall gesagt: Wir 
versuchen, ressourceneffizienter zu arbeiten. Das schont die Umwelt, 
und die Unternehmen nutzen ihr Einspar- und Innovationspotenzial. 
Damit ist Ressourceneffizienz auch Beschäftigungssicherung. Schon 
vor Gründung des Netzwerks haben wir für die Alu-Branche intensiv 
an diesem Thema gearbeitet, inzwischen sind unsere Aktivitäten ein 
Teil der Netzwerk-Projekte.
Im Branchendialog erarbeiten wir die Projekte gemeinsam mit den 
Arbeitgebern. Das funktioniert gut, alle Projektgruppen sind paritätisch 
besetzt. Startschuss für den Dialog war eine Befragung unter Beschäf-
tigten, Management-Vertretern und Betriebsräten. Die Auswertung 
zeigte: Es gab deutliche Informationsdefizite. In einem ersten Schritt 
arbeiten wir gerade an einer Art „Lehrbrief“, der zeigt, wie sich das 
Thema Ressourceneffizienz in die Aus- und Weiterbildung integrieren 
lässt. Und in einem zweiten Schritt haben wir das Rad nicht neu er-
funden, sondern nutzen das gute alte Mitbestimmungsinstrument des 
„betrieblichen Vorschlagswesens“: Im Juli werden wir Bausteine für 
Betriebsvereinbarungen zur Ressourceneffizienz entwickeln.
www.aluminium-ressourceneffizienz.de/

Das vom Bundesumweltministerium gestartete 
Netzwerk Ressourceneffizienz informiert Unter
nehmen über die Potenziale, die im sparsamen 
und nachhaltigen Umgang mit begrenzten Roh
stoffen liegen. Mitglieder des Netzwerks sind 
unter anderem der DGB und die IG Metall. Ein 
Projekt aus dem Netzwerk ist der Branchendialog 
der Sozialpartner zur Ressourceneffizienz in der 
AluminiumBranche. einblick hat Hannelore 
Elze vom Zweigbüro Montanmitbestimmung

StahlAluSchmiedenGießenBahnindustrie des IG Metall 
Vorstands in Düsseldorf gefragt, wie der Dialog funktioniert.
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Vorstand

Die IG Metall ist eine große und moderne Gewerkschaft mit 
rund 2,3 Mio. Mitgliedern im Deutschen Gewerkschaftsbund. 
Sie vertritt erfolgreich die Interessen der Beschäftigten aus 
den Bereichen der Metall- und Elektroindustrie sowie der 
Textil-, Holz- und Kunststoffbranche. 
Mit Organizing Kampagnen wird die IG Metall neue Mitglieder 
gewinnen und politisch aktivieren. 

Zur Verstärkung unserer kompetenten Teams suchen wir 
ab dem 01.12.2009 
– befristet für die Dauer von 3 Jahren – 
geeignete

Projektsekretärinnen/
Projektsekretäre
mit dem Schwerpunkt Organizing

Unser Angebot 
� Abwechslungsreicher Einsatz in verschiedenen 
 Verwaltungsstellen der IG Metall
� Intensive Ausbildung vor dem Projektstart und 
 gezielte Weiterbildung
� Einen Beruf mit spannenden Aufgaben bei Ansprache 
 von neuen Mitgliedern und Aufbau von gewerkschaft-
 lichen Strukturen vor Ort 
� Mitarbeit bei politischen Kampagnen zu Betriebs-
 erschließungen
� Von hoher Selbständigkeit gekennzeichneter 
 Arbeitsablauf

Ihr Profi l 
� Berufspraxis und praktische Erfahrungen in der 
 betrieblichen Interessenvertretung 
� Politisches Engagement, Erfahrung in Sozialen 
 Bewegungen
� Sehr gute Kommunikationsfähigkeiten
� Studienabschluss oder berufl iche Weiterbildung 
� Organisationstalent, Eigeninitiative und 
 Durchsetzungsfähigkeit
� Teamfähigkeit und überzeugendes Auftreten 
� Hohe Einsatzbereitschaft, Belastbarkeit und 
 bundesweite Mobilität 
� Sprachkenntnisse (z. B.: Türkisch, Russisch, 
 Englisch, Polnisch) 

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie uns Ihre 
aussagefähigen und vollständigen Bewerbungsunterlagen 
bis zum 21.08.2009 (per Post). 

IG Metall 
– Vorstand – 
FB Organisation und Personal
z. Hd. Herrn Paul Scharf 
Wilhelm-Leuschner-Straße 79
60329 Frankfurt

D a t e n s c h u t z

Länder fordern 
Verhandlungen
Das im Frühjahr 2008 zwischen 
der Bundesregierung und den 
USA ausgehandelte Abkommen 
über Datenaustausch zur Terror-
bekämpfung (einblick 8/2008) soll 
nachverhandelt werden. Dazu hat 
der Bundesrat die Bundesregierung 
Mitte Juli in einer Entschließung 
aufgefordert.

Für Aufsehen hatte das Abkom-
men gesorgt, weil es deutschen Be-
hörden theoretisch die Möglichkeit 
geben soll, Personeninformationen 
an US-Behörden weiter zu geben, 
die im Bundesdatenschutzgesetz als 
schützenswerte Daten „besonderer  

Art“ definiert sind: zum Beispiel 
die ethnische Herkunft, die religiö- 
se Überzeugung, die sexuelle Aus-
richtung – und die Mitgliedschaft 
in einer Gewerkschaft. Der Bundes-
rat hat nun auf Antrag Hamburgs 
mehr Datenschutz und eine Über-
arbeitung des Datenkatalogs gefor-
dert. Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer begrüßte die Entscheidung 
der Länder. „Die Übermittlung der 
Gewerkschaftszugehörigkeit hat 
in dem Datenkatalog nun wirklich 
nichts verloren“, erklärte Sommer. 
Die Mitgliedschaft in einer Gewerk-
schaft sei im Kontext einer Daten-
übermittlung zur Terrorbekämpfung 
„mehr als abwegig“. Die Bundesre-
gierung solle sich die Entschließung 
des Bundesrats in dieser Frage zum 
Vorbild nehmen.   •
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I n t e r v i e w

Altersteilzeit fünf Jahre verlängern
Bundesarbeitsminister Olaf Scholz 
ist dafür, „bei der Altersteilzeit 
noch mal was zu machen“. 
Unter welchen Bedingungen 
das geschehen soll, warum der 
Ausbildungspakt weiter besteht 
und wie es beim Arbeitnehmer-
datenschutz weiter geht, sagt 
Scholz im einblick-Interview.

Die Langfassung des Interviews 
mit weiteren Themen gibt es 
online: www.einblick.dgb.de

■ Ende 2009 läuft die geförderte 
Altersteilzeit aus. Die Gewerk-
schaften fordern eine Verlängerung, 
zumindest befristet. Wie sehen die 
Chancen dafür aus?
■ Ich glaube, dass es richtig ist, 
bei der Altersteilzeit noch mal was 
zu machen. In dieser Legislatur-
periode haben wir bereits dafür 
gesorgt, dass ein Teil der Förder-
möglichkeiten dauerhaft bestehen 
bleibt. Wer in Altersteilzeit geht, 
verdient weniger. Die meisten von 
uns kommen aber nicht mit einem 
halben Gehalt aus. Deshalb leisten 
die Unternehmen eine Aufstock-
ungszahlung. Diese zusätzliche 
Zahlung ist steuerfrei, auch die 
Sozialversicherungsbeiträge für 
diese Aufstockung sind niedriger. 
Das bleibt dauerhaft. Und das ist 
nicht unwichtig – etwa die Hälfte 
der Altersteilzeit findet auf dieser 
Basis statt.
Darüber hinaus ist es bis Ende 
2009 möglich, dass die Bundes-
agentur für Arbeit einen Zuschuss 
an Arbeitgeber gibt, die Alters-
teilzeit anbieten und gleichzeitig 
neue Arbeitnehmer einstellen. Ich 
halte es für richtig, diese Förde-
rung noch einmal für fünf Jahre 
zu verlängern. Es gibt viele Arbeit-
nehmer, deren erste Berufsjahre 
sie körperlich sehr beeinträchtigt 
haben. Das lässt sich heute nicht 
mehr mit moderner Arbeitskultur 
in Ordnung bringen. Deshalb ist es 
sinnvoll, bei der Altersteilzeit eine 
zusätzliche Periode anzuhängen. 
Wir müssen aber in Zukunft dafür 
sorgen, dass die heute 22-Jährigen 
nicht so verschlissen werden, dass 

sie als 42-Jährige nicht mehr wei-
termachen können.

■ Also geförderte Altersteilzeit 
wie bisher?
■ Nein, nicht wie bisher. Bisher 
wurde Altersteilzeit für jede Neu-
einstellung gefördert. Da haben 
viele Personalleiter letztendlich 
nur die normale Fluktuation als 
Neueinstellung ausgegeben. Und 
in fast allen Unternehmen gibt es 
irgendwann Neueinstellungen. 
Stattdessen sollte die Förderung an 
die Übernahme von Auszubilden-
den gekoppelt werden. Denn da 
haben wir in den nächsten Jahren 
ein Problem. Das wäre die richtige 
Beschäftigungspolitik.

■ Beim Ausbildungspakt gibt 
es mittlerweile deutliche Diskre-
panzen zwischen Ihnen und der 
Wirtschaft. Wie viel mehr Engage-
ment – auch in konkreten Zahlen 
– hätten Sie sich von der Wirtschaft 
gewünscht?
■ In Deutschland sind in den bei-
den letzten Jahren jeweils über 
600 000 neue Ausbildungsver-
träge abgeschlossen worden. Das 
war ein Fortschritt, denn wir waren 
schon einmal schlechter. Aber jetzt 
beginnt die Zahl der Ausbildungs-
verträge zu sinken – in diesem Jahr 
womöglich unter 600 000. Das 
kann nicht sein. Wir brauchen ein 
konstant hohes Niveau an Ausbil-
dungsverträgen. Zumal die Situati-
on auf dem Ausbildungsmarkt für 
die jungen Leute nicht geschönt 
werden sollte. Fakt ist, anderthalb 
Millionen der 20- bis 29-Jährigen 
sind ohne Berufsabschluss. Und 
einige Hunderttausend suchen 
als Altbewerber Jahr für Jahr ver-
geblich einen Ausbildungsplatz. 
Das ist ein schlimmes Zeugnis für 
die Funktionsfähigkeit des Ausbil-
dungsmarktes in Deutschland.

■ Die Wirtschaft ist jetzt schon 
nicht bereit, ausreichend Arbeits-

plätze zur Verfügung zu stellen. Zeigt 
das nicht auch, dass der Ausbildungs-
pakt letztlich gescheitert ist?
■ Wir müssen hart miteinander 
diskutieren. Deshalb habe ich mich 
beim diesjährigen Ausbildungs-
pakt geweigert zu unterschreiben, 
dass – etwas vereinfacht gesagt – 
580 000 Ausbildungsverträge ge-
nau so gut sind wie 620 000. Das 
ist eine Form von Mathematik, die 
sich mir nicht erschließt.

■ Aber wenn die Wirtschaft nicht 
mehr Ausbildungsplätze anbietet 
– woher sollen sie dann kommen? 
Gibt es dann mehr außerbetrieb-
liche Ausbildung?
■ Die wichtigste Ausbildung in 
Deutschland bleibt auch in Zukunft 
die Berufsausbildung, die Lehre. 
Selbst wenn ein Drittel eines Alters-
jahrgangs studiert, werden zwei 
Drittel aller jungen Menschen ihr 
Berufsleben in der klassischen Be-
rufsausbildung beginnen. Wir müs-
sen sicherstellen, dass es genügend 
ungeförderte, von der Wirtschaft 
bereit gestellte Ausbildungsplätze 
im dualen System gibt. Natürlich 
kann man das mit außerbetrieb-
lichen Ausbildungsplätzen unter-
stützen. Das tun wir auch. Wir sind 
in der Lage, 45 000 bereitzustellen. 
Besser wäre es aber, dass diese 
jungen Menschen einen ungeför-
derten, regulären Ausbildungsplatz 
bekommen. Das können wir poli-
tisch unterstützen. Wir sollten Be-
triebsräten ein Initiativrecht beim 
Thema Ausbildung geben. So 
könnte festgelegt werden, wie viel 
in einem Unternehmen ausgebildet 
wird. Das würde in vielen Fällen da-

für sorgen, dass die Ausbildungs-
quote in den Unternehmen auf das 
richtige Maß steigt.

■ Ein eigenständiges Arbeit-
nehmerdatenschutzgesetz ist vor 
der parlamentarischen Sommer-
pause nicht mehr zustande gekom-
men. Wie geht es weiter?
■ Der Bundestag – das ist immer-
hin gelungen – hat eine Verände-
rung des geltenden Datenschutz-
rechts beschlossen und eine neue 
„Generalklausel“ für Arbeitnehmer 
auf den Weg gebracht. Das ist eine 
leichte Stärkung der Arbeitnehmer-
rechte. Das reicht aber noch nicht 
– auch angesichts all der in jüngster 
Zeit bekannt gewordenen Fälle 
von Überwachung und Datenmiss-
brauch durch Arbeitgeber. Wir 
brauchen ein Arbeitnehmerdaten-
schutzgesetz. Mich irritiert in dieser 
Frage ein wenig, dass zwar alle für 
mehr Arbeitnehmerdatenschutz 
sind, wenn der Skandal da ist und 
die Diskussion aufbrandet. Aber 
dieselben – darunter auch Bundes-
ministerien – bekämpfen dann jede 
einzelne Regelung, die wir zur Ver-
besserung des Datenschutzes von 
Arbeitnehmern in der Koalition 
konkret durchsetzen wollten. Das 
werde ich nicht mehr mitmachen. 
Wenn es nicht gelingt, in der Re-
gierung einen gemeinsamen Ge-
setzentwurf zustande zu bringen, 
dann werde ich einen eigenen vor-
legen. Und dann wird die Bundes-
tagswahl im September auch zum 
Plebiszit, bei dem die Bevölkerung 
sagen kann: „Wir wollen das!“

■ Es wird also in dieser Legislatur 
keine Einigung mehr geben?
■ Es wird ziemlich eng. Für mich 
ist aber klar: Ich werde mich bei 
diesem Thema nicht aus der Spur 
bringen lassen.   •

Olaf Scholz 
(SPD), 51, ist 
seit Novem
ber 2007 
Bundesmi
nister für 
Arbeit und 
Soziales
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PROJEKTE UND PARTNER

B r o s c h ü r e

Teilzeitmänner
Gerade einmal zehn Prozent der 
Männer in Deutschland arbeiten 
Teilzeit. Bei den Frauen sind es fast 
50 Prozent – die sich nebenbei 

Aufsichtsrätin des Monats im Juli ist Lilo Rademacher. 
Die Gewerkschafterin ist im Hauptberuf 1. Bevollmächtigte 
der IG Metall-Verwaltungsstelle Friedrichshafen-Oberschwaben und Mitglied in gleich 
zwei Aufsichtsräten von Unternehmen mit Sitz in der Region: beim Automobilzulieferer 
ZF Friedrichshafen AG und beim Motorenhersteller Tognum AG. In der aktuellen Krise, 
meint Rademacher, könne die deutsche Unternehmensmitbestimmung einmal mehr ihre 
positiven Seiten beweisen. Wie das funktioniert, beschreibt sie im Fragebogen zur Aktion 
„Aufsichtsrat des Monats“ online: www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats

„Mitbestimmung kann sich 
in der Krise beweisen“

oft noch um Kindererziehung und 
Haushalt kümmern. Die Gründe 
sind vielschichtig – allen voran 
steht aber häufig die immer noch 
traditionelle Rollenverteilung. 

Die Arbeitnehmerkammer Bre-
men und die Initiative Neue Quali-
tät der Arbeit (INQA) zeigen mit der 
Broschüre Teilzeitarbeit – Vollzeit-
mann, dass es auch anders geht. 
Acht teilzeitbeschäftigte Männer 
lassen sich in ihrem Alltag zwischen 
Arbeitsplatz und Haushalt über die 
Schulter schauen und berichten 
über ihre Motivation, die täglichen 
Herausforderungen und die Kom-
mentare der KollegInnen. Vom 
Werksangestellten bei Mercedes 
Benz bis zum leitenden Oberarzt 
– die Fallbeispiele zeigen, wie die 
Zukunft aussehen kann. Die Bro-
schüre enthält außerdem aktuelle 
Zahlen und Statistiken zum Thema. 
Die Broschüre steht kostenlos im 
Internet zum Download bereit.   •
www.einblick.dgb.de/links

••• Das „Bündnis der Vernunft ge-
gen Gewalt und Ausländerfeindlich-
keit“, dessen Gründungsmitglied 
der DGB Berlin-Brandenburg  
ist, hat am 8. Juli in Berlin zum 16. Mal  
das „Band für Mut und Verstän- 
digung“ verliehen. In Anwesenheit  
des Regierenden Bürgermeisters 
Klaus Wowereit wurden die diesjäh- 
rigen PreisträgerInnen für ihr Enga-
gement für eine offene und tolerante  
Gesellschaft gewürdigt: Ausgezeich- 
net wurden Sandra Caspers von der  
Initiative „Heinersdorf öffne Dich“,  
der Bewohnertreff „KaffeKlatsch e.V.“  
aus Berlin und das Jugendbündnis 
„Für ein tolerantes Eberswalde“. 
Zudem gingen zwei Sonderpreise an 
den Hennigsdorfer Ausländerbeirat 
und die Templiner Jugendinitiative  
von Pfarrer Ralf Günter Schein.
www.respekt.dgb.de

interregio
••• Der DGB Thüringen hat 
weiße „Demokratie-Hand-
schuhe“ mit dem Aufdruck „Dei-
ne Stimme gegen Nazis!“ an die 
Bürgermeister und Landräte im 
Freistaat verschickt. Der Hinter-
grund: Auch die rechtsextreme 
NPD entsendet nach der Kommu-
nalwahl vom 7. Juni VertreterInnen 
in die Kommunalparlamente. Laut 
thüringischer Kommunalordnung 
müssen die Bürgermeister alle Ge-
wählten „auf die gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Pflichten durch 
Handschlag verpflichten“. Der 
DGB wolle mit den Handschuhen 
verhindern, dass sich die Bürger-
meister und Landräte bei der Ver-
pflichtung der NPD-Mitglieder „die 
Hände schmutzig machen“, erklärt 
der DGB-Landesvorsitzende Steffen 
Lemme.   www.thueringen.dgb.de

E S F

Bekanntheit 
wächst
Der Bekanntheitsgrad des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) in 
Deutschland wächst. In einer im 
Juli veröffentlichten Umfrage hat 
die ESF-Verwaltungsbehörde der 
Bundesregierung ermittelt, dass 
34 Prozent der BundesbürgerInnen 
„schon einmal vom ESF gehört ha-
ben“ – immerhin vier Prozent mehr 
als noch 2008. Nur wenige wissen 
allerdings, was der ESF ist: Gerade 
einmal sechs Prozent der Befragten 
wussten etwa, dass der ESF auch 
Arbeitsmarktmaßnahmen fördert. 
Aus dem Fonds werden derzeit etwa  
Qualifizierungsmaßnahmen wäh-
rend Kurzarbeit bezuschusst.   •

W S I  T a r i f a r c h i v 

Drei Prozent 
mehr
Das WSI-Tarifarchiv in der Hans-
Böckler-Stiftung hat für das erste 
Halbjahr 2009 Bilanz gezogen: Die 

B u n d e s a r b e i t s m i n i s t e r i u m

Modelle für 
Beteiligung
Am 1. April ist das neue Gesetz zur 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung in 
Kraft getreten. Es soll dazu führen, 
dass mehr Firmen als bisher ihre 
Beschäftigten am Unternehmens-
kapital beteiligen. Eine aktuell er-
schienene Broschüre des Bundesar-
beitsministeriums erläutert jetzt die 
unterschiedlichen Beteiligungsmo-
delle und die staatlichen Förder-
möglichkeiten. Gleichzeitig schildert 
sie eine Reihe von Beispielen guter 
Praxis – vom Mittelständler bis 
zum Großkonzern. Die Broschüre 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung –  
Modelle und Förderwege steht  
online zum Download bereit.   •
www.einblick.dgb.de/links

bisherigen Tarifabschlüsse liegen 
deutlich über der Preissteigerung. 
Sollten die Abschlüsse auch umge-
setzt werden, gebe es „spürbare 
Reallohnsteigerungen“, so die Ta-
rifexperten. 

Die bisher vereinbarten Tarifver-
träge sehen großteils Steigerungen 
zwischen 2,5 und 3,0 Prozent vor. 
Noch darüber liegen Abschlüsse im 
öffentlichen Dienst und in der En-
ergiewirtschaft. Insgesamt ergeben 
sich durchschnittliche Tarifsteige-
rungen von drei Prozent. Reinhard 
Bispinck, Leiter des WSI-Tarifarchivs,  
betont die positiven Effekte der 
Lohnsteigerungen in Krisenzeiten: 
„Angesichts einer drohenden De-

flationsspirale trägt diese Tarifent-
wicklung zur Stabilisierung der 
Wirtschaft bei.“ Allerdings sei damit  
zu rechnen, dass sich die Effektiv-
einkommen (tatsächlich erzielter 
Arbeitsverdienst plus Zulagen und 
Zuschläge) schlechter entwickeln. 
Grund dafür: Rückläufige Arbeits-
zeiten durch Kurzarbeit, sinkende er-
folgsabhängige Entgeltbestandteile  
und tarifliche Öffnungsklauseln.  •

Ein positives Feedback 
gab es auf den Artikel zur Ren-
te mit 67 im letzten einblick 
vom Nachbarn Niederlande. 
Agnes Jongerius, Vorsitzende 
des niederländischen Gewerk-
schaftsbundes FNV, begrüßt 
es, dass die Gewerkschaften in 
Deutschland sich weiterhin kon-
sequent gegen die Rente mit 67 
einsetzen. Für den DGB gilt: Die 
Rente mit 67 ist und war noch 
nie vertretbar.

in eigenerSache
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Union Summer 2009

Es war der erste „Union 

Summer“, den die IG Metall 

gemeinsam mit ver.di orga-

nisiert hat: Vom 9. bis 12. 

Juli trafen sich knapp 350 

GewerkschafterInnen aus 

fast allen DGB-Gewerkschaf-

ten im IG Metall-Bildungs-

zentrum Sprockhövel. Ein 

einziges Thema beherrschte 

die viertägige Sommerschu-

le: „Mit Organizing und 

Kampagnen in die Offensive“.

In Sachen Organizing be-

trete die IG Metall Neuland, 

sagte ihr Zweiter Vorsit-

zender Detlef Wetzel. Sie 

tue das, weil trotz vieler 

Erfolge, die Mitgliederent-

wicklung ins Plus zu drehen, 

dabei noch kein Durchbruch 

erzielt worden sei: „Die 

Mitglieder laufen uns nicht 

in Scharen zu.“ 

Beschäftigte bräuchten 

einen sehr konkreten Grund, 

um Mitglied zu werden, 

„einen Grund, der mit Hoff-

nung verbunden ist“, sagte 

Wetzel – mit Hoffnung auf 

bessere Arbeits- und Ein-

kommensbedingungen. 

Diesen Grund kann Organi-

zing liefern. Weil dieses Mo-

dell Beschäftigte aktiviert 

und mobilisiert, sich für ihre 

Interessen selbst stark zu 

machen. Noch dominiert das 

Modell der Stellvertreter-

politik: Die Gewerkschaft 

kümmert sich, setzt sich für 

die Beschäftigten ein. Orga-

nizing meint: Nichts für die 

Beschäftigen tun, sondern 

alles mit ihnen.

www.gutes-leben.de/
unionsummer

O r g a n i z i n g

Mit Leidenschaft, Herz und Verstand
Die ver.di-Kampagnen bei Lidl oder Schlecker sorgten für Furore. ver.di 
praktiziert seit längerem, was US-Gewerkschaften wieder erfolgreich 
gemacht hat: Organizing. Auch die anderen DGB-Gewerkschaften setzen 
immer häufiger auf diese Strategie, um Beschäftigte zu mobilisieren.

Als die Schwarzwälder Unterneh-
mensgruppe Vogel-Bau Mitte 2008 
das Betonfertigteilewerk Linken-
heim (BWL) kaufte, schaute sich 
die IG BAU den Käufer genauer 
an – und stellte fest: Jede Firma, 
die Vogel-Bau übernimmt, verliert 
über kurz oder lang ihre Tarifbin-
dung. „Ein Jahr lang bleibt in Sa-
chen Arbeits- und Einkommensbe-
dingungen alles beim Alten – dann 
ist Aus die Maus“, so Bundesvor-
standssekretär Dieter Wasilewski. 

Beim Start ihres Organizing-
Projekts nahm die IG BAU sich 
2008 als ersten Betrieb BWL zur 
Brust. Dort gab es zwar einen Be-
triebsrat, aber von den 60 Beschäf-
tigten war nur eine Handvoll orga-
nisiert. Die IG BAU klärte sie auf, 
was es bedeutet, die Tarifbindung 
zu verlieren. Viele Einzelgespräche, 
Betriebs- und Mitgliederversamm-
lungen folgten. Der Diskussions-
bedarf war groß, mal wurde die 
Frühstückspause verlängert, mal in 
der Mittagspause gegrillt. Mitglie-
derversammlungen, an denen auch 
Nichtmitglieder teilnahmen, fanden 
während der Arbeitszeit statt. Nach 
acht Wochen war die Belegschaft 
zu 90 Prozent gewerkschaftlich or-
ganisiert – und die Firmenleitung 
entschied sich Ende 2008, alle Ta-
rifverträge anzuerkennen und dem 
Arbeitgeberverband der Steine-
Erde-Industrie beizutreten (wofür 
sich übrigens der Verband bei der 
IG BAU bedankte). 

Das Ziel war erreicht. Manch ei-
ner bedauerte, dass schon alles vor-
bei war. „Wir hatten noch so viele 
Ideen, die wir nicht verwirklichen 
konnten“, erzählt Wasilewski. Und: 
„Es hat so viel Spaß gemacht!“

Einen längeren Atem als die Be-
schäftigten von BWL benötigen die 
IG Metall-Aktivisten bei Wahl+Co, 

einem Elektrobetrieb in Seelze bei 
Hannover. In dem Familienunter-
nehmen gilt der Tarifvertrag der 
CGM (Christliche Gewerkschaft 
Metall). Für die 250 Beschäftigten 
bedeutet das vor allem: Die Über-
stundenzuschläge werden erst am 
Jahresende ausbezahlt. Seit Jah-

resanfang kämpfen die Metaller 
bei Wahl+Co dagegen, fordern die 
monatliche Auszahlung der Über-
stundenzuschläge. Sie organisier-
ten eine Internetpräsenz (www.
wahl-aktiv.de), schalteten Anzei-
gen in der Lokalzeitung, setzten 
einen Video-Clip ins Internetportal 
YouTube. Sie skandalisieren die 
Überstundenpraxis, schaffen Öf-
fentlichkeit, setzen den Chef unter 
Druck. „Noch tut sich Herr Wahl 
schwer, auf uns zuzugehen“, sagt 
Sascha Dudzik von der IG Metall 
Hannover. „Aber wir halten Druck 
auf dem Kessel.“ 

Das tun auch die Aktivisten von 
ver.di am Uniklinikum Göttingen 
(www.respekt-im-uniklinikum.de). 
Seit Oktober 2008 wehren sie sich 
gegen die geplante Ausgliederung 

des kompletten Gastronomie-
Bereichs, weil damit deutlich nied-
rigeren Löhne und schlechtere 
Arbeitszeiten verbunden wären: 
Sie besuchten ungefragt den Neu-
jahrsempfang der Uniklinik und 
bildeten, ganz in Schwarz geklei-
det und mit Plakaten „gegen Aus-
gründung und Lohnklau“ bewaff-
net, einen Spalier für die geladenen 
Gäste. Sie mobilisierten SPD, Grüne 
und Linke im Stadtrat gegen die 
Klinik-Pläne. Und überreichten der 

Landesregierung 3711 Protest-Un-
terschriften. Die Anzahl der ver.di-
aner im Gastronomiebereich hat 
sich mittlerweile fast verdoppelt. 
Tatsächlich legte der Klinik-Vor-
stand die geplante Ausgliederung 
auf Eis. Vom Tisch ist sie aber noch 
nicht. „Ohne unseren Widerstand 
wäre sie jedoch längst über die 
Bühne“, sagt Franziska Bruder, 
Chef-Organizerin von ver.di.

Mit dem Organizing-Konzept 
will auch die DGB-Jugend mehr 
Studierende für die Gewerk-
schaften gewinnen. Organizing sei 
hervorragend geeignet, um auch 
Studierende zu aktivieren, sich 
öffentlichkeitswirksam und erfolg-
reich für ihre eigenen Interessen 
einzusetzen, meint Frank Rzeppa 
vom DGB-Bundesvorstand.   •

einblick 13/09
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Samstag, 11. Juli: Teilnehmer des „Union Summer 2009“ in Sprockhövel 
lassen an der Glasfassade des Kaufhofs im benachbarten Wuppertal ein 
Transparent herab mit der Aufschrift „Krise bekämpfen, Arbeitsplätze 
sichern – Schutzschirm für Beschäftigte“. Andere sprühen Sprüche auf 
die Straße: „Macht Politik für die Mehrheit der Menschen!“
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GEWERKSCHAFTEN

Ab September starten in den DGB-
Regionen die Organisationswahlen, 
also die Wahlen der Regionsvorsit-
zenden und der weiteren Mitglieder 
der Regionsvorstände. Satzungsge-
mäß werden im Vorfeld eines Or-
dentlichen DGB-Bundeskongresses 
zunächst die Organisationswahlen 
in den Regionen durchgeführt, 
dann die in den Bezirken.

Die diesjährigen Organisations-
wahlen finden bereits nach dem 
neuen, vom DGB-Bundesvorstand 
im April beschlossenen, Zuschnitt 

D G B  S t r u k t u r

Wahlen in neuen Regionen

der DGB-Regionen statt: Künftig 
wird es 66, statt wie bisher 88, Re-
gionen geben. Außer in den Bezir-
ken West und Berlin-Brandenburg 
werden in allen Bezirken einige Re-
gionen zusammengelegt. Anfang 
Juli hat der DGB-Bundesvorstand 
zudem die neuen Regionsnamen 
– außer für den Bezirk NRW – be-
schlossen.

Der neue Zuschnitt der Regi-
onen ist Ergebnis eines länger-
fristigen Diskussionsprozesses 
auf Ebene der DGB-Bezirke. Die 

Diskussionsergebnisse und Ent-
scheidungen der Bezirksvorstände 
sind dabei weitgehend vom DGB-
Bundesvorstand übernommen wor-
den. Ziel der neuen Regionsstruktur 
ist es, größere – und damit noch 
handlungsfähigere – Arbeitsteams 
in den Regionen zu etablieren. So 
bieten größere Teams beispiels-
weise die Chance, dass jede/r der 
Hauptamtlichen spezielle Fachkom-
petenzen entwickelt.   •
Termine der Organisationswahlen 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

I G  B A U

Kostenloser 
EnergieCheck
Die Deutsche Bundesstiftung Um-
welt (DBU) hat gemeinsam mit 
dem Zentralverband des Deutschen 
Handwerks (ZDH) die Kampagne 
„Haus sanieren – profitieren“ 
gestartet: Bundesweit werden für 
Besitzer von Ein- und Zweifamilien-
häusern kostenlose Energie-Checks 
angeboten. Initiator der Kampagne 
ist der IG BAU-Vorsitzende und 
DBU-Kurator Klaus Wiesehügel. 
„Privathäuser verbrauchen etwa so 
viel Energie wie der Verkehr oder 
die Industrie hierzulande. Der Sa-
nierungsbedarf ist riesig“, so Wie-
sehügel anlässlich der Vorstellung 
der Kampagne Anfang Juli. ZDH 
und DBU werben deshalb für die 
Vorteile der energetischen Gebäu-
desanierung: Sie schont Umwelt 
und Portmonee gleichermaßen – 
und ist ein echter Jobmotor. „Jede 
in die energetische Gebäudesanie-
rung investierte Milliarde sichert 
beziehungsweise schafft rund 
20 000 Arbeitsplätze“, erklärte 
Wiesehügel. Die Kampagne ist auf 
fünf Jahre angelegt, seitens der 
DBU wird sie mit fünf Millionen 
Euro gefördert. Schirmherrin der 
Kampagne ist Bundeskanzlerin 
Angela Merkel.   •
www.dbu.de

Schwerpunkt der 
gerade erschie-
nenen aktuellen 

Ausgabe des E-Mail-News-
letters „Blickpunkt Europa“ 
vom DGB sind Analysen, 
Daten und Interviews zur 
Europawahl. Online abonnie-
ren: www.dgb.de/newsletter

Der IG Metall-Vor-
sitzende Berthold 
Huber hat bei seinem 

Treffen mit Russlands Minis-
terpräsident Wladimir Putin 
Anfang Juli die Einschrän-
kungen gewerkschaftlicher 
Arbeit in Russland angespro-
chen. In seiner Funktion als 
Präsident des Internationa-
len Metallarbeiterbundes 
(IMB) wies Huber darauf 
hin, dass IMB-Strafanzeigen 
gegen Übergriffe auf Ge-
werkschaftsmitglieder bisher 
nicht beantwortet seien. 
Putin habe eine Prüfung 
zugesagt, so Huber.

In Deutschland geht 
der Wohnungsbau 
kontinuierlich zurück. 

Die IG BAU fordert daher, 
den Neubau von Mietwoh-
nungen steuerlich zu för-
dern. Bezahlbarer Wohnraum 
sei in vielen Ballungsräumen 
bereits Mangelware – dem 
müsse entgegen gesteuert 
werden.

Die Vereinte Dienst-
leistungsgewerk-
schaft (ver.di) hat ihre 

sämtlichen Print-Periodika 
der Jahrgänge 2007/2008 auf 
CD-ROM digitalisiert. Der 
Silberling umfasst neben der 
Mitgliederzeitung „ver.di-
PUBLIK“ auch den Info-Service 
„ver.di-NEWS“ sowie alle 
Beilagen und Publikationen 
der einzelnen Fachbereiche.
www.verdi.de

kurz&bündig

Bayern: 14 Regionen
Nordrhein-Westfalen: 11 Regionen
Niedersachsen – Bremen – 
Sachsen-Anhalt: 
10 Regionen
Nord: 7 Regionen
Hessen-Thüringen: 
6 Regionen

West: 6 Regionen
Baden-Württemberg: 4 Regionen
Berlin-Brandenburg: 4 Regionen
Sachsen: 4 Regionen

Künftig 66 Regionen
Zuschnitt und Zahl der künftigen DGB-Regionen* nach Bezirken

*Beschluss 
des DGB-Bundes-
vorstands 
aus April 2009

BayernBaden-
Württem-
berg

Nordrhein-
Westfalen

West

Hessen-
Thüringen

Niedersachsen –

Nord

Bremen –
Sachsen-
        Anhalt

Sachsen

Berlin-
Branden-
burg

Statt 88 wird es künftig 66 DGB-Regionen geben. Die Zahl der 
Regionen in den einzelnen DGB-Bezirken liegt zwischen 
14 (Bayern) und vier (Baden-Württemberg, Berlin-Brandenburg, 
Sachsen). Keine Zusammenlegungen von Regionen hat es in 
den Bezirken West und Berlin-Brandenburg gegeben.
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MEINUNG Parteien zur Wahl 
Die SPD will einen Rechtsan-

spruch auf Ganztagsbetreu-

ung vom ersten Lebensjahr 

an. Das Elterngeld soll auf 

16 Monate ausgedehnt 

werden, vier (bisher zwei) 

Monate stehen obligatorisch 

den Vätern zu. 

Die CDU möchte das Kinder-

geld vom dritten Kind an 

„verbessern” und verteidigt 

das Ehegattensplitting. 

Eltern, die die Krippe nicht 

nutzen, sollen von 2013 an 

ein Betreuungsgeld erhalten. 

Das Elterngeld soll auch als 

Teilelterngeld für 28 Monate 

beziehbar sein. Außerdem 

schlägt Ministerin von der 

Leyen vor, Eltern zinsgüns-

tige Kredite anzubieten, 

wenn sie weniger arbeiten. 

Die Grünen plädieren für 

hochwertige Betreuung 

ab dem ersten Geburtstag 

und sind gegen das Be-

treuungsgeld für häusliche 

Erziehung. Im Rahmen einer 

„geschlechtergerechten 

Familienpolitik” setzen sie 

sich dafür ein, dass Eltern 

die Partnermonate künftig 

paritätisch nehmen. Die 

„Individualbesteuerung mit 

übertragbarem Höchstbe-

trag” soll das Ehegatten-

splitting ersetzen. 

Die Linke möchte die Gebüh-

ren für die öffentliche Kin-

derbetreuung abschaffen. 

Der Regelsatz von Kindern 

in Hartz IV-Haushalten soll 

deutlich angehoben werden, 

das Kindergeld auf 200 Euro 

(bisher 164 Euro) steigen. 

Auch die FDP will mehr 

Kindergeld und lehnt das 

von der Union geforderte 

Betreuungsgeld ab.

einblick 13/09

➜

„Ich leite ein erfolgreiches Fa-
milienunternehmen”: So lautet 
die Antwort einer brüskierten, 
aber schlagfertigen Ehegattin 
auf die Partyfrage, was sie 
denn eigentlich beruflich ma-
che. Ausgerechnet Ursula von 
der Leyen, Vollzeitpolitikerin 
und Vielfachmutter zugleich, 
machte sich kürzlich zur An-
wältin der Hausfrauen. Zumin-
dest verglich auch die Ministe-
rin Familien mit Unternehmen, 
als sie ihre Idee eines Famili-
enzeitkredits vorstellte: „Es ist 
an der Zeit, dass wir nicht nur 
über Bürgschaften an Unternehmen, sondern auch 
über Bürgschaften für Menschen sprechen”.

Der rhetorische Bezug zu den Folgen der Finanz-
krise war kein Zufall. Von der Leyen betrachtet ihren 
Vorschlag, wie auch das geplante Teilelterngeld, of-
fenbar als familienpolitischen Beitrag zum Ab-
bau wirtschaftlicher Überkapazitäten. Mütter 
und Väter sollen Einkommensverluste in Kauf neh-
men oder gar Schulden machen, damit sie weniger 
arbeiten können – etwa wenn ihr Kind Schulpro-
bleme hat oder wegen Krankheit zusätzliche Betreu-
ung benötigt. Für die zinsgünstigen Kredite bürgt – 
offenbar wegen zu geringer Seriosität von Familien 
bei den Banken – der Staat. 

Das Konzept, entwickelt in einem Memorandum 
der Ökonomin Katharina Spieß vom Deutschen In-
stitut für Wirtschaftsforschung, klingt erstmal nicht 
schlecht. Studien der Hans-Böckler-Stiftung bestä-
tigen seit Jahren, dass Eltern über Stress klagen. 
Über ein Drittel gibt in Befragungen an, sie hätten 
kaum Zeit für ihren Nachwuchs. 89 Prozent der Vä-
ter und 71 Prozent der Mütter begründen dies mit 
beruflichen Zwängen. Vor allem Männer, die häufig 
Überstunden machen müssen, wünschen sich kür-
zere Arbeitszeiten.

Die Diagnose Zeitnot passt zum Siebten Famili-
enbericht der Bundesregierung, der 2005 feststell-
te, dass Eltern gerade „in der Mitte des Lebens” 
überlastet sind: Im Alter zwischen 25 und 45 sollen 
sie Kinder großziehen und zugleich beruflich voran-
kommen. Um diese hektische Phase entspannter zu 

Nicht nur bei den Steuern machen PolitikerInnen vor der Wahl wirklichkeitsfremde Vorschläge. 
Auch das Themenfeld Familie und Gleichstellung zeichnet sich durch wenig Realitätsbezug aus, 
glaubt der Publizist Thomas Gesterkamp.

F a m i l i e n p o l i t i k  i m  W a h l k a m p f

Entzauberung ist möglich

gestalten, schlugen die Verfasser vor, Arbeitspensum 
und Arbeitsdauer je nach biografischer Situation zu 
variieren – also die Anforderungen zu senken, wenn 
kleine Kinder zu versorgen oder Angehörige zu pfle-
gen sind. 

Von der Leyen stützt sich auf die Annahme, dass 
Lohneinbußen oder gar Verschuldung für Eltern 
langfristig verkraftbar sind. Zugrunde liegt eine 
realitätsfremd gewordene Vorstellung von 
Erwerbsarbeit, denn von der Sicherheit des rhei-
nischen Kapitalismus sind viele Beschäftigte inzwi-
schen weit entfernt. Weil die Perspektive ungewiss 
ist, schrecken Eltern davor zurück, Kredite aufzuneh-
men – auch wenn sie dem guten Zweck dienen, sich 
mehr um ihre Kinder zu kümmern. Da hilft weder 
die Rhetorik vom „Unternehmen Familie” noch eine 
Staatsbürgschaft. 

Die stabile Mittelschicht mit garantierter Anstel-
lung und voraussehbarer Gehaltsentwicklung brö-
ckelt. In Berlin arbeiten inzwischen 60 Prozent der 
Beschäftigten prekär: Sie halten sich mit befristeten 
Stellen, mit Minijobs und Teilzeit, mit Leiharbeit oder 
erzwungener Selbstständigkeit über Wasser. In rei-
chen Regionen mag der Anteil dieser Arbeitsnoma-
den niedriger sein, aber auch dort wollen Familien 
sich nicht ohne Not verschulden. SPD und Grüne 
kritisieren zu Recht, so werde kein Problem gelöst 
und Armut lediglich verschoben.

In den Parteiprogrammen dominieren vage For-
mulierungen wie „Kindergeld verbessern” oder „Ge-
bühren langfristig beitragsfrei stellen”. Wie beim 
Thema Steuern handelt es sich um reine An-
kündigungspolitik. Unter dem Deckmäntelchen 
der „Wahlfreiheit für Familien” vertritt die Union 
dezidiert konservative Positionen – vor allem beim 
Betreuungsgeld, das alle anderen im Bundestag ver-
tretenen Parteien als „Herdprämie” ablehnen. 

Die CDU will am Ehegattensplitting festhalten, 
die Grünen plädieren für dessen Abschaffung. 
Beim Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft, 
das eine bessere Bezahlung von Frauen erreichen 
könnte, setzt die Union nach bekanntem Muster 
auf „pragmatische” Umsetzung und „freiwillige 
Lohntests”. Es gibt im Wahlkampf genug Ansatz-
punkte, die „konservative Feministin” von der Leyen 
– die sich in den letzten Jahren geschickt verkauft 
hat – zu entzaubern.   •

Dr. Thomas 
Gesterkamp, 51, 
ist Politikwis
senschaftler und 
Buchautor in Köln. 
Zuletzt erschien 
„Die neuen Väter 
zwischen Kind 
und Karriere” 
(Herder 2007).
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Vertrieb durch PrintNetwork pn GmbH, Stralauer Platz 33-34, 10243 Berlin, PVSt, DPAG, Entg. bez., A 45918

„Die Finanzmakler müssen die eigentlich ethische 
Grundlage ihrer Tätigkeit wieder entdecken, um nicht 
jene hoch entwickelten Instrumente zu missbrauchen, 
die dazu dienen können, die Sparer zu betrügen.“

Papst Benedikt der XVI. in seiner ersten, am 7. Juli veröffentlichten Sozial-
enzyklika „Caritas in veritate“.
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NIEDRIGLÖHNE: Risiko wächst überall

dieDGBgrafik

Seit Mitte der 1990er Jahre ist in  

vielen Beschäftigtengruppen der 

Anteil der NiedriglohnbezieherInnen 

drastisch gestiegen. Das zeigt ein  

aktueller Report des Instituts Arbeit 

und Qualifikation (IAQ). Insgesamt  

arbeitete bereits 2007 jede/r Fünfte 

unterhalb der Niedriglohnschwelle. 

Die ForscherInnen beobachten außer-

dem eine Zunahme von „Niedrigst- 

löhnen“ von deutlich weniger als 

sechs Euro pro Stunde. Zudem ist die 

Zahl der „Niedriglöhner“ mit Berufs-

ausbildung deutlich gewachsen. ©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

3/
09

*Niedriglohnschwelle West: 9,62 Euro, Niedriglohnschwelle Ost: 7,18 Euro (brutto pro Stunde) Quelle: IAQ-Report 2009-05

Entwicklung des Anteils der NiedriglohnempfängerInnen* in verschiedenen Beschäftigtengruppen (in Prozent)

alle Beschäftigte 1995

ohne Berufsausbildung

mit Berufsausbildung

Hochschulabschluss

unter 25-Jährige

ausländische Beschäftigte

befristet Beschäftigte

14,7
21,5

30,4
43,3

13,3
22,6

6,5
7,6

29,3
46,9

20,2
35,4

25,4
43,2

2007

Schlusspunktl

personalien
••• Dr. Gloria Müller, 62, leitet 
seit dem 1. Juli das Referat Inter-
regionale Gewerkschaftsarbeit und 
Internationale Kontakte beim DGB-
Bezirk Nordrhein-Westfalen. Zuvor 
war Müller von 2005 bis 2009 
Sozialreferentin an den deutschen 
Botschaften in Wien, Budapest und 
Ljubljana.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
35TAGE

21./22.7.  TIBAY, Seminar für 
Betriebsräte „Datenschutz und IT-
Sicherheit im BR-Büro“, Augsburg

26.7.  DGB-Jugend Ba-
den-Württemberg, Internationale 
Konferenz „Organizing in Europa“, 
Markelfingen/Bodensee

2.8.  Tag des Gedenkens 
an die von den Nationalsozialisten 
ermordeten Sinti und Roma

2.9.8.  IMK, Fachtagung 
„2. Summer School on Keynesian 
Macroeconomics and European 
Economic Policies”, Berlin

4.9.8.  Attac, Sommeraka-
demie und Ratschlag 2009, Karls-
ruhe

5.8.  Friedrich-Ebert-Stif- 

tung und Bürgerbündnis gegen 
Rechtsextremismus, Auftaktveran-
staltung zur Ausstellung “Opfer 
rechter Gewalt”, Weimar

7.9.8.  TRANSNET-Jugend, 
Bundesjugendtreffen 2009, Strauß-
berg

9.14.8.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Seminar „Jeder muss heut-
zutage mit dem Computer umge-
hen können – Ein praktischer und 
politischer Einstieg in den Umgang 
mit dem Computer“, Hattingen

9.14.8.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Praxisseminar „Wie lange 
wird es meine Zeitung noch geben? 
Ein Praxisseminar mit Blick hinter 
die Kulissen der WAZ“, Hattingen
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12.8.  Internationaler Tag 
der Jugend

13.8.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Globalisierung 
und Finanzkrise: Welche Ergän-
zungen braucht die nationalstaat-
liche Demokratie, um die Welt zu 
gestalten?“, Weimar

14.8.  60. Jahrestag der 
Wahl zum ersten Deutschen Bun-
destag

18.8.  DGB Sachsen , 
Wahlforum zur Landtagswahl 2009 
im Gewandhaus, Leipzig

19.8.4.9.  Heinrich-Böll-Stif-
tung, Summer School Renewable 
Energy, Jülich

25./26.8.  Hans-Böckler-Stif-

tung, Fachtagung „International Fi-
nancial Reporting Standards (IFRS) –  
Vertiefung aktueller Neuerungen 
für Aufsichtsratsmitglieder“, Fulda

26.28.8.  v e r. d i - i n n o t e c , 
Fachtagung „Gute Arbeit“, Bran-
nenburg
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G l e i c h b e h a n d l u n g s g e s e t z

Altersdiskriminierung im BAT
Eine tarifliche Regelung, in der die Höhe der Grundvergütung

nach Lebensaltersstufen gestaffelt wird, ist wegen unmittelbarer Be-
nachteiligung aufgrund des Alters unwirksam.

Der Fall: Der 31 Jahre alte Angestellte des öffentlichen Dienstes
verlangteVergütung nach der höchsten Lebensaltersstufe der betref-
fenden Tarifvorschriften. Nach dem anzuwendenden Tarifvertrag war
die Grundvergütung der Höhe nach abhängig von dem Lebensalter.
Folge war, dass jüngere Mitarbeiter bei gleicher Tätigkeit eine niedri-
gere Grundvergütung erhielten. Mit seiner Klage hatte er Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Die im Bundes-Angestelltentarif-
vertrag (BAT) enthaltene Regelung stellt eine unmittelbare Benach-
teiligung jüngerer Arbeitnehmer dar, weil die Grundvergütung der
Vergütungsgruppen an das tatsächliche Lebensalter anknüpft. Damit
steht bei gleicher Tätigkeit dem lebensälterenArbeitnehmer lediglich
wegen des höheren Lebensalters eine höhere Grundvergütung zu als
dem Jüngeren. Die dadurch eintretende Benachteiligung ist nicht ge-
rechtfertigt im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes. In diesem Fall
kommt nur eine Anpassung „nach oben“ in Betracht, um den Nach-
teil durch die diskriminierende Ausgestaltung der Altersstufenrege-
lungen auszuschließen. Das bedeutet, dass derArbeitnehmer dieVer-
gütung nach der höchsten Altersstufe verlangen kann.

H a r t z I V

Keine Pauschalierung der Heizkosten
Job-Center müssen den Empfängern von Arbeitslosengeld II die

tatsächlich entstandenen Heizkosten erstatten.
Der Fall: Die vierköpfige Familie bewohnt eine 100 m² große

Wohnung. Die Heizkosten betragen 100 Euro monatlich. Nachdem
der Grundsicherungsträger der Familie mitgeteilt hatte, dass er ihre
Unterkunfts-/Heizkosten als unangemessen ansehe, wurden diese
um 23,50 Euro reduziert, weil nach Auffassung des Job-Centers die
Wohnung mit 100 m² für vier Personen unangemessen groß sei. Des-
halb seien die Heizkosten lediglich bezogen auf eineWohnfläche von
85 m² mit einem pauschalen Bewilligungssatz von 0,90 Euro pro m²
zu übernehmen. Hieraus resultierte die Kürzung des für Heizkosten
anzusetzenden Betrages. Das höchste Sozialgericht widersprach.

Das Bundessozialgericht: Bei der Ermittlung der angemesse-
nen Heizkosten ist der Grundsicherungsträger von unzutreffenden
rechtlichen Voraussetzungen ausgegangen; die Leistungen für Hei-
zung sind in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen zu erbringen.
Die Familie bewohnte zwar eine zu große Wohnung, der Mietpreis
lag jedoch so niedrig, dass das Job-Center keine Bedenken hinsicht-
lich der Angemessenheit der Wohnung hatte. Geht der Grundsiche-
rungsträger davon aus, dass eineWohnung angemessen ist, kann er
nicht bei den Heizkosten eine unangemesseneWohnungsgröße wie-
der zur Geltung bringen. Die Größe derWohnung ist bei der Bestim-
mung der Angemessenheit der Kosten nur einer von mehreren Er-
mittlungs- bzw Berechnungsposten. Ist eine Wohnung von ihren
Mietkosten her angemessen, so sind die angemessenen Heizkosten
zu erstatten. Nicht erstattungsfähig sind Heizkosten lediglich dann,
wenn sie bei sachgerechter und wirtschaftlicher Beheizung als nicht
erforderlich erscheinen.

G e w e r k s c h a f t s w e r b u n g

Auch per e-Mail zulässig
Eine tarifzuständige Gewerkschaft ist aufgrund ihrer verfas-

sungsrechtlich geschützten Betätigungsfreiheit grundsätzlich be-
rechtigt, e-Mails zu Werbezwecken auch ohne Einwilligung des Ar-
beitgebers undAufforderung durch dieArbeitnehmer an die betrieb-
lichen e-Mail-Adressen der Beschäftigten zu versenden.

T e i l z e i t j o b

Eltern müssen konkretes Angebot
machen

Eltern, die eine Reduzierung ihrer Arbeitszeit wünschen, müssen
dies demArbeitgeber durch ein konkretes Angebot mitteilen.
Das Teilzeitbegehren sowie damit verbundeneArbeitsangebote müs-
sen so konkret formuliert sein, dass sie vom Arbeitgeber mit einem
einfachen «Ja» angenommen werden können.
Also ist das Angebot zweier Alternativen ist schon nicht mehr zuläs-
sig.

Z a h n e r s a t z

Genehmigung vor der Behandlung
notwendig

Wird eine zahnprothetische Behandlung nötig, so ist vor der Be-
handlung die Genehmigung des Heil- und Kostenplans durch die
Krankenkasse erforderlich. Das Erfordernis vorheriger Genehmigung
gilt nicht nur für eine Behandlung im Inland, sondern auch in ande-
ren EG-Mitgliedstaaten.

B u n d e s r a t

Besucherführer sind Arbeitnehmer
Die Mitarbeiter des Besucherdienstes im Bundesrat sind keine

selbstständigen Unternehmer, sondern abhängig beschäftigte Perso-
nen.
Für sie muss der Bundesrat Sozialversicherungsbeiträge zahlen.

A r b e i t s u n f a l l

Bandscheibenvorfall muss Trauma sein
Die Anerkennung eines Bandscheibenvorfalls als Folge eines Ar-

beitsunfalls kommt nur bei traumatischer Ursache in Betracht. Das
heißt, derWirbelkörper selbst oder doch zumindest die den maßgeb-
lichen Abschnitt der Wirbelsäule begleitende Muskel- und Band-
struktur müssen bei der maßgeblichen Verletzung in Mitleidenschaft
gezogen worden sein.
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L e i h a r b e i t

Es geht auch besser
Sie sind die ersten, die in der Krise 
ihren Arbeitsplatz verlieren, ihre 
Bezahlung ist mies, ihr Armutsrisi-
ko deutlich höher als das anderer: 
Leiharbeitskräfte sind „Beschäftigte 
zweiter Klasse“, stellt DGB-Vor-
standsmitglied Annelie Buntenbach 
fest. Der DGB fordert vom Gesetz-
geber gesetzliche Regelungen, die 
die Gleichbehandlung sicherstellen. 
Schließlich geht es auch anders: 
In fast allen Nachbarländern sind 
LeiharbeiterInnen besser abgesi-
chert. Zu diesem Ergebnis kommt 
eine Studie der Hans-Böckler-Stif-
tung, die sieben westeuropäische 
Länder vergleicht.

„Die Politik muss endlich er-
kennen, dass die Deregulierung 
der Leiharbeit in Deutschland 
nicht der Flexibilität dient, sondern 
systematisch zum Lohndumping 
missbraucht wird“, so Bunten-
bach. Zunehmend geraten reguläre 
Arbeitsplätze durch die Leiharbeit 
unter Druck. „Wir fordern deshalb: 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
– und dies per Gesetz.“ Der DGB 
will, dass alle Ausnahmen von der 
gesetzlich vorgesehenen Gleichbe-
handlung gestrichen werden. Durch 
eine Stärkung der Mitbestimmung 

nicht immer so schlecht. Die Novel-
le des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes 2004 hat die Tore für den 
Missbrauch geöffnet. 

Zwar gilt der Grundsatz der 
Gleichbehandlung nach wie vor –  
sofern kein Tarifvertrag etwas An-
deres regelt. Als die ersten Dum-
ping-Tarifverträge mit christlichen 
Gewerkschaften abgeschlossen 
wurden, entschieden sich die DGB-
Gewerkschaften, als Tarifgemein-
schaft mit den größten Branchen-
verbänden eigene Tarifverträge 
abzuschließen – deren Regelungen 
angesichts des geringen Organisa-
tionsgrad in der Branche natürlich 
schlechter ausfielen als die der 
Stammbelegschaften. 

Mittlerweile hat zum Beispiel 
die IG Metall mit „Besser-Ver-
einbarungen“ in einer Reihe von 
Betrieben die Gleichbehandlung 
durchgesetzt. Über hundert Be-
triebsräte haben sich zudem mit 
einem „Mahnruf“ an die Politik 
gewandt: „Wenn die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen nicht grund-
legend geändert werden, dann 
wird die Krise die Ausbreitung von 
Leiharbeit beschleunigen.“   •

+  Caren Marks (SPD) 
fordert einen verbind-

lichen Diskriminierungs-
Check für Tarifverträge und 
einen gesetzlichen Mindest-
lohn, um die „skandalöse 
Lohndifferenz zwischen 
Männern und Frauen endlich 
zu überbrücken“. 

- Norbert Geis (CSU) findet, 
dass gleichgeschlecht-

liche Paare keine Kinder aufzie-
hen sollten. Er glaubt, dass die 
Zukunft bei Familien mit Vater 
und Mutter liege und nicht bei 
einer „Fehlentwicklung, die 
sich hoffentlich bald wieder 
legen wird“.
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sollte sichergestellt werden, dass 
die Rechte der Beschäftigten tat-
sächlich durchgesetzt werden. 

Gesetzliche Regelungen kön-
nen die Arbeitsbedingungen der 
LeiharbeiterInnen verbessern. Das 
zeigt der internationale Vergleich. 
So gibt es in Frankreich ein gesetz-
liches Gebot der Gleichbehandlung 
und sogar zehn Prozent mehr Lohn 
für LeiharbeiterInnen. In den skan-
dinavischen Ländern sichern Tarif-
verträge ihre Gleichbehandlung, 
und selbst in Großbritannien, dem 
Mutterland der Deregulierung, gilt 
nach zwölf Wochen der Grundsatz 
der gleichen Bezahlung. Auch hier-
zulande waren die Bedingungen 
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Europaweit boomt Leiharbeit
Zunahme der Leiharbeit in ausgewählten Ländern von 2004 bis 2007 (in Prozent)

+69,7

+53,6

+48,4

+34,3

+11,9

+8,7

-12,4

Schweden

Deutschland

Niederlande

Österreich

Frankreich

Großbritannien

Dänemark

Bis zum Beginn der Wirtschaftskrise ist die Zahl der Leiharbeitnehmer-
Innen überall in Europa gestiegen. WissenschaftlerInnen gehen davon aus, 
dass sich der Boom der Branche nach der Krise unvermindert fortsetzt. 
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POLITIK AKTUELL
Nach dem Boom der letzten Jahre sind in der Krise LeiharbeiterInnen 
die ersten, die ihren Job verlieren. Im nächsten Aufschwung allerdings 
könnte ihre Zahl auf mehr als zwei Millionen steigen. Das zeigt eine 
Studie der Universität Jena im Auftrag der Otto-Brenner-Stiftung zum 
Funktionswandel der Leiharbeit. Wurde früher Leiharbeit 
vor allem als Krankheitsvertretung oder Bewältigung von Auftrags-
spitzen genutzt, 
setzen heute Un- 
ternehmen Leih-
arbeit zunehmend 
als strategisches 
Instrument zur 
Profitsteigerung  
ein, so das For- 
scherteam: Leih- 
arbeitskräfte 
ersetzen immer 
häufiger Stamm-
beschäftigte. 
Gleichzeitig wer- 
den beide Gruppen 
gegeneinander 
ausgespielt  
(siehe Seite 1).

S c h w a r z a r b e i t

Zollkontrollen 
rückläufig
Schwarzarbeit und illegale Be-
schäftigung verursachen nach wie 
vor massiven volkswirtschaftlichen 
Schaden und gefährden Arbeits-
plätze. Das zeigt der im Juli veröf-
fentlichte Bericht der Bundesregie-
rung zur illegalen Beschäftigung. 
Schwarzarbeit findet in nahezu al-
len Branchen statt – vor allem aber 
auf dem Bau, im Hotel- und Gast-
gewerbe und in der Pflege. Oft spie-
len dabei „Scheinentsendungen“ 
von ArbeitnehmerInnen aus dem  
europäischen Ausland eine Rolle. 

„Der Bericht bestätigt die Ver-
mutung der Gewerkschaften, dass 
die Entsendung von Arbeitnehmern 
aus dem Ausland immer noch miss-
braucht wird zu Lohndumping und 
Ausbeutung von Menschen“, be-
tont DGB-Vorstandsmitglied An-
nelie Buntenbach. Die Verfahren 
bei der Entsendung müssten des-
halb endlich auf eine verlässliche 
Grundlage gestellt werden. „Es 
kann nicht sein, dass Arbeitnehmer 

A u s b i l d u n g

Deregulierung 
lohnt nicht
Seit 2003 war sie ausgesetzt, 
pünktlich zum Beginn des neuen 
Ausbildungsjahr ist sie am 1. Au-
gust 2009 in einer novellierten 
Form wieder in Kraft getreten: die 
Ausbilder-Eignungsverordnung 
(AEVO), die die persönlichen und 
fachlichen Voraussetzungen von 
Ausbildern bestimmt. Die Wieder-
einsetzung der AEVO ist auch ein 
Erfolg der Gewerkschaften, die 
das seit langem forderten. „Das 
war überfällig“, sagt DGB-Vize 
Ingrid Sehrbrock. 2003 hatte Rot-
Grün die AEVO ausgesetzt – in der 
Hoffnung, mit dem Verzicht auf den 
verpflichtenden Nachweis der Qua-
lifikation von Ausbildern vor allem 
in kleinen Betrieben neue Ausbil-

B e t r i e b s v e r f a s s u n g

Beamte 
gleichgestellt
Eine Änderung des Betriebsver-
fassungsgesetzes (BetrVG) sieht 
ab sofort vor, dass auch Beamte 
in privatisierten, ehemals öffent-
lichen Unternehmen als Arbeit-
nehmer gelten. Grundlage für die 
neue Regelung ist ein im August in 
Kraft getretenes Gesetz zur Errich-
tung eines Bundesaufsichtsamtes 
für Flugsicherung, das eine Ände-
rung des BetrVG in diesem Punkt 
vorsieht. 

Nach der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts waren Be-
amte bisher im Rahmen des BetrVG 
weder wahlberechtigt noch wähl-
bar – sofern keine Sonderregelung 
wie das Postpersonalrechtsgesetz 
für sie galt. Damit waren sie bis-
her von Betriebsratswahlen ausge-
schlossen. Künftig gilt: Betriebsräte 
in privaten oder privatisierten Be-
trieben mit zugewiesenen Beam-
ten sollten prüfen, ob durch die 
Berücksichtigung der Beamten et-
wa Schwellenwerte zur Gründung 
oder Aufstockung des Betriebsrates 
überschritten oder weitere Freistel-
lungen möglich werden.   •

M i n d e s t l o h n

Hauptausschuss 
berufen
Der frühere Hamburger Bürgermei-
ster Klaus von Dohnanyi (SPD) wird 
Vorsitzender des Hauptausschusses 
zur Festlegung von Mindestlöhnen 
in Branchen mit geringer Tarifbin-

mit gefälschten Bescheinigungen 
hierher gelockt werden und Arbeit-
geber sich daran eine goldene Na-
se verdienen, ohne dass wirksam 
eingegriffen werden kann.“

Zwar zeigten die hohen Strafen 
und Bußgelder, dass die in den 
letzten Jahren eingeleiteten Maß-
nahmen wirken. Aber sie sind noch 
nicht ausreichend. „Vor allem muss 
es eine wirksame Überwachung 
der Arbeitszeiten geben“, so Bun-
tenbach. Der Bericht belegt zudem, 
dass die Prüfungen durch den Zoll 
rückläufig sind. Die „Finanzkontrol-
le Schwarzarbeit“ hat im Jahr 2008 
nur 46 000 Betriebe untersuchen 
können – 2006 waren es noch 
83 000. Rückläufig ist auch die Zahl 
der eingeleiteten Ermittlungsver-
fahren: Sie ist von 117 000 im Jahr 
2007 auf 104 000 im vergangenen 
Jahr gesunken. Gleichzeitig sind 
die Verdachtsfälle um fast 90 000 
gestiegen. Bereits 2008 hatte der 
Bundesrechnungshof Mängel bei 
der Personalausstattung festge-
stellt. Waren es 2004 noch 7000 
Kontrolleure, sind aktuell nur noch 
knapp 6600 im Dienst.   •
www.einblick.dgb.de/links

dungsplätze zu schaffen. Der Effekt: 
Die Qualität der Ausbildung sank 
deutlich. Eine 2007 veröffentlichte 
Studie des Bundesinstitutes für Be-
rufsbildung zeigt: In Betrieben, die 
über kein nach der AEVO qualifi-
ziertes Personal verfügten, gab es 
deutlich mehr Ausbildungsabbrü-
che als in anderen Unternehmen – 
unabhängig von der Betriebsgröße 
oder der Branche. „Das belegt: 
Deregulierung lohnt sich nicht“, 
kommentiert Sehrbrock.   •

dung. Dies hat das Kabinett auf 
Vorschlag von Arbeitsminister Olaf 
Scholz (SPD) beschlossen. Das Gre-
mium soll empfehlen, in welchen 
Branchen ein Mindestlohn einge-
führt werden soll. In Frage kom-
men etwa die Fleischindustrie und 
die Call-Center-Branche. 

Grundlage für die Einrichtung 
des Gremiums ist das novellierte 
Mindestarbeitsbedingungengesetz 
(MiaG). Neben Dohnanyi werden 
der Wirtschaftsweise Wolfgang 
Franz und Jutta Allmendinger, Prä-
sidentin des Berliner Wissenschafts-
zentrums für Sozialforschung, beru-
fen. Arbeitnehmerinteressen vertre-
ten der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer und der Arbeitsrechtler 
Otto Ernst Kempen. Für die Wirt-
schaft sitzen Arbeitgeberpräsident 
Dieter Hundt und Handwerkschef 
Otto Kentzler im Ausschuss. Ge-
scheitert ist der Vorstoß von Wirt-
schaftsminister Karl-Theodor zu 
Guttenberg (CSU), einen Vertreter 
des umstrittenen Christlichen Ge-
werkschaftsbundes im Gremium 
zu platzieren. DGB-Vorstand Claus 
Matecki begrüßt das. Wer meine, 
den Beschäftigten „mit Dumping-
löhnen einen Gefallen erweisen zu 
können, hat in dieser Kommission 
nichts zu suchen“.   •
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit / 2009: Schätzung des DGB

Leiharbeitskräfte als Krisenopfer
Überlassene ArbeitnehmerInnen in 
Deutschland von 2003 bis 2009 
(Zahlen jeweils vom 
Juni, Veränderungen 
gegenüber Vorjahr 
in Prozent) 

2003 2004 2005 2006 2007

+0,3%
+22,1%

+13,4%

+32,0%

+22,2%
+8,6%

-38,3%

2008 2009

32
7 

33
1

39
9 

78
9

45
3 

38
9 59

8 
28

4 73
1 

15
2

79
4 

30
0

49
0 

00
0



3

GEWERKSCHAFTEN

einblick 14/09

Unter dem Motto „Arbeit.Leben.
Gerechtigkeit“ will die IG BAU 
auf ihrem 20. Ordentlichen 
Gewerkschaftstag eine Bilanz 
der Arbeit der letzten vier Jahre 
ziehen und Impulse für eine ge-
rechtere Arbeits- und Sozialpoli-
tik setzen. Des Weiteren wird der 
Kongress sich auch mit der 2007 

auf einem Außerordentlichen 
Gewerkschaftstag beschlossenen 
IG BAU-Organisationsreform 
beschäftigen. Es soll eine erste 
Bilanz des Umbaus zur Mitmach-
gewerkschaft gezogen werden. 
Langfassung des Interviews 

mit Klaus Wiesehügel: 

www.einblick.dgb.de

Bilanz und Ausblick

I n t e r v i e w  m i t  K l a u s  W i e s e h ü g e l

Arbeitgeber nutzen Krise aus
Unmittelbar vor der Bundestagswahl stellt die IG Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU) auf ihrem Gewerkschaftstag in Berlin vom 14. bis 17. Septem-
ber die Weichen für die Gewerkschaftsarbeit der nächsten vier Jahre. Im 
einblick-Interview: der IG BAU-Vorsitzende Klaus Wiesehügel.

■ Euer Kongress findet kurz vor 
der Bundestagswahl statt. Eine gute 
Gelegenheit, die Politik noch einmal 
mit den Forderungen der Gewerk-
schaften zu konfrontieren. Aber ein 
Schaulaufen der Kanzlerkandidaten 
findet nicht statt – nur der SPD-
Kandidat ist da. Eine bewusste Ent-
scheidung?
■ Nein, im Gegenteil. Wir hatten 
auch die Bundeskanzlerin einge-
laden, aber sie hat abgesagt. Auf 
Nachfragen erklärte uns ihr Kanz-
leramtsminister, Merkel würde 
grundsätzlich nicht zu Kongressen 
einzelner Gewerkschaften kommen, 
nur zum DGB. Und in der Tat: Frau 
Merkel bleibt ihrer Linie treu – sie 
geht zwar zu jedem noch so klei-
nen Arbeitgeberverband, aber nicht 
zu den Gewerkschaften. Deshalb 
haben wir gesagt: Wenn schon die 
Kanzlerin nicht kommt, dann eben 
der Vizekanzler. Im Übrigen werden 
Politiker aller im Bundestag vertre-
tenen Parteien am Kongress teilneh-
men, nur die FDP haben wir nicht 
eingeladen.
■ Warum nicht?
■ Da sind wir konsequent – mit der 
FDP gibt es kaum Schnittmengen. 
Insgesamt ist mein Kurs ein wenig 
anders als der der meisten Gewerk-
schaftsvorsitzenden. Auch ich gebe 
keinerlei Wahlempfehlung für eine 
Partei ab, sage aber klar und deut-
lich: Schwarz-Gelb muss verhindert 
werden. 
■ Was sind die Schwerpunkte eures 
Kongresses?
■ Wir wollen klare politische Bot-
schaften nach außen setzen – gegen 
die Rente mit 67, für eine Bürger-
versicherung und für ein soziales 
Europa: Wie können wir Lohndum-
ping verhindern, wenn 2011 die 
Einschränkungen der Arbeitnehmer-
freizügigkeit fallen? Was passiert mit 

der Dienstleistungsrichtlinie, was 
wird aus dem Entsendegesetz? Au-
ßerdem war die IG BAU immer eine 
Gewerkschaft, die sich sehr für sozi-
ale Themen, gegen den Sozialabbau 

engagiert hat. Wohl kaum eine ande-
re Gewerkschaft ist so Sturm gegen 
die Rente mit 67 gelaufen wie wir.
Natürlich beschäftigen wir uns auf 
dem Kongress auch mit der Ent-
wicklung unserer Branchen, mit 
Tarifpolitik. Und wir werden eine Bi-
lanz unserer Strukturreform ziehen, 
schauen, wie weit wir auf unserem 
Weg zu einer Mitmachgewerkschaft 
gekommen sind. 
■ Politik steht also im Mittelpunkt?
■ Ja. Wir geben auch die Hoffnung 
noch nicht auf, dass gerade beim 
Thema Rente sich noch was tut. Im-
merhin gibt es eine Reihe gescheiter 
Politiker in der SPD, die erkannt ha-
ben: Die Rente mit 67 war ein großer 
Fehler, und die schlechten Umfrage-
ergebnisse der SPD zurzeit sind eine 
Folge dessen. Die SPD, alle Parteien, 
sollten sehen, dass in der Bevölke-
rung die Rente mit 67, insbesondere 
bei den Gewerkschaftsmitgliedern, 
auf große Ablehnung stößt. Die 
Leute haben große Ängste. Bei der 
IG Metall-Umfrage haben über 80 
Prozent gesagt: Die Rente mit 67 
muss weg. Ich denke, bei unseren 
Mitgliedern ist die Ablehnung noch 
wesentlich höher.
■ Immerhin soll der Plan zu ihrer 
Einführung 2012 noch mal überprüft 
werden …

■ Wir sagen: Das ist zu spät. Je nach 
Regierungskoalition, die dann am 
Ruder ist, verspreche ich mir nicht 
viel davon. Einige SPD-Abgeordnete 
haben vorgeschlagen, wegen der 
Krise die Prüfung jetzt zu machen. 
Das war eine gute Idee – leider konn-
ten sie sich nicht durchsetzen.
■ Wie beurteilst du insgesamt die 
Maßnahmen der Politik in der Krise?
■ Positiv. Sowohl die Umweltprä-
mie als auch die Konjunkturpakete 
haben für einen enormen konjunk-
turellen Anschub gesorgt. Zwar 
hängt die Umsetzung des Teils vom 
Konjunkturpaket II, der vor allem 
unsere Branchen betrifft, also die 
13 Milliarden Euro für kommunale 
Infrastrukturmaßnahmen, ein wenig 
hinterher. Aber so langsam kommt 
das Paket in den Kommunen an und 
sichert Arbeitsplätze. Aber ganz zu-
frieden kann ich natürlich nie sein, es 
dürfte durchaus mehr sein. 
■ In allen euren Branchen stehen im 
Krisenjahr 2009 Tarifverhandlungen 
an. Wie geht das – Tarifpolitik in der 
Krise?
■ Im Bau ist uns ein recht guter 
Abschluss gelungen. In anderen Be-
reichen bereiten wir uns jetzt auf die 
Auseinandersetzung vor – etwa im 
Gebäudereinigerhandwerk. Die Ar-
beitgeber lassen uns auflaufen und 
mauern. Wenn die Gewerkschaften 
in einer Branche dann nicht genü-
gend Macht haben, den Wider-
stand, Streiks, zu organisieren, gibt 
es keinen Tarifvertrag. Ich mache mir 
große Sorgen um die Gebäudereini-

ger. Dort haben wir einen Mindest-
lohn. Aber der wäre weg, wenn es 
nicht gelänge, einen Abschluss zu 
vereinbaren.
■ Woran hapert es? 
■ Die Arbeitgeber glauben nicht, 
dass wir in der Lage sind, ein Ergeb-
nis durchzusetzen. Allerdings haben 
das die Bau-Arbeitgeber auch nicht 
geglaubt. Nachdem wir in Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein 
gestreikt haben, sah das anders aus. 
Einige Arbeitgeber haben hinterher 
gesagt, manchmal bedarf es eben 
auch des pathologischen Lernens. 
Im Gebäudereiniger-Handwerk ist 
das noch nicht angekommen. Bei 
allen Problemen in dieser Branche 
sind wir dennoch wild entschlossen, 
die Auseinandersetzung zu führen.
■ Und das geht auch in der Krise?
■ Ja, auch wenn die Beschäftigten 
schon mehr Jobängste haben – und 
die Arbeitgeber versuchen, die Krise 
auszunutzen. Im Garten- und Land-
schaftsbau haben sie ernsthaft ange-
boten, die Tarife für alle zu erhöhen – 
nur nicht für die unterste Lohngrup-
pe. Ein unmögliches Angebot, auf 
das wir nicht eingegangen sind. Denn 
damit wäre unser wichtigstes Pfund, 
die Solidarität der Beschäftigten un-
tereinander, weg. Zurzeit sind die 
Auftragsbücher der Branche noch 
gut gefüllt. Doch sobald die Krise 
auch hier ankommt, müssen sie die 
Preise senken. Die Arbeitgeber ha-
ben erklärt, dass sie, um dann flexi-
bel sein zu können, weder eine Erhö-
hung der untersten Einkommen noch 
den Mindestlohn wollen. Im Klartext: 
Unternehmerische Flexibilität in der 
Krise bedeutet schlicht, alle Risiken 
auf die Beschäftigten zu verlagern. •

Der IG BAU-
Vorsitzende 
Klaus Wie-
sehügel, 57, 
kandidiert 
wieder für 
den Vorsitz
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PROJEKTE UND PARTNER

Aufsichtsrat des Monats im Au-
gust ist Ralf Hermann (51). Der 
Chemielaborant ist Mitglied der 
IG BCE und seit fast 25 Jahren Be-
triebsrat – heute im Chemiepark 
Marl, einem Tochterunternehmen 
der Evonik Degussa GmbH, her-

vorgegangen aus den Chemischen Werken Hüls. Seit 2002 vertritt er 
die Interessen der ArbeitnehmerInnen auch im Aufsichtsrat der Evonik 
Degussa GmbH und seit 2007 im Aufsichtsrat der Evonik Industries 
AG. Als langjähriger Konzernbetriebsratsvorsitzender beider Unter-
nehmensgruppen kennt er die Anliegen der Beschäftigten genau. Im 
Interview schildert Hermann, was ein Aufsichtsrat mit einem Katalysa-
tor gemeinsam hat und welche Erfahrungen er mit Finanzinvestoren 
gemacht hat. Online: www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats
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„Misstrauen 
gegenüber Finanz-
investoren verstärkt“

N e u e r s c h e i n u n g

Bilanz der 
Großen Koalition
Politik ist ein schnelllebiges Ge-
schäft: Viele Entscheidungen der 
letzten vier Jahre scheinen durch 
die Finanz- und Wirtschaftskrise 
überlagert zu werden – verankert 
im kollektiven Gedächtnis sind die 
Rente mit 67 oder das Elterngeld. 
Doch was war sonst noch? Welche 
Weichen wurden in der Gesund-
heitspolitik gestellt? Was beinhal-
tet die Unternehmenssteuerreform 
2008? Antworten liefert das Buch 

In gemeinsamer Verantwortung – 
Die Sozial- und Wirtschaftspolitik 
der Großen Koalition 2005 - 2009. 
Sorgfältig und verständlich ziehen 
ExpertInnen in sieben Beiträgen 
eine Bilanz der schwarz-roten 
Koalition. Schwerpunkte sind 
etwa die wirtschaftspolitischen 
Entscheidungen der Regierung, 
die Einkommens- und Vermögens-
verteilung, die Diskussionen um 
Niedrig-, Kombi- und Mindest-
löhne oder das Pflege-Weiterent-
wicklungsgesetz. Angereichert mit 
vielen Statistiken und Daten zur 
gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Entwicklung ist das Buch 

ein sachlicher Kompass, um in der 
hektischen Wahlkampfphase einen  
kritischen Blick auf die Leistungen 
der Großen Koalition zu werfen. •
Kai Ecker-Wolf, Stefan Körzell, Torsten 
Niechoj, Achim Truger: In gemeinsamer 
Verantwortung – Die Sozial- und Wirt-
schaftspolitik der Großen Koalition 2005 
– 2009. Metropolis, Marburg 2009, 
248 Seiten, 19,80 Euro.

••• Auf Anregung des DGB Ba-
yern hat der bayrische Minister-
präsident Horst Seehofer (CSU) 
eine Kommission zur Armuts-
bekämpfung berufen. Besetzt 
ist die Kommission mit Vertretern 
des DGB und der Sozialverbände. 
Ziel ist es, in kurzer Zeit konkrete 
Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Armut und sozialer Ungleich-
heit in Bayern zu erarbeiten. Die 
Kommission soll ihre Arbeit nach 
der Bundestagswahl aufnehmen. 
Darauf einigten sich der DGB-Be-

interregio
zirksvorsitzende Fritz Schösser und 
der Ministerpräsident. Einig sind 
sich Schösser und Seehofer auch in 
der Frage der Kreditvergabe durch 
Banken. Schösser betont: „Wenn 
Banken Geld vom Staat erhalten, 
müssen sie verpflichtet werden, zu 
günstigen Konditionen Kredite an 
Unternehmen zu geben.“
www.bayern.dgb.de

••• Der DGB Berlin-Branden-
burg hat zur Landtagswahl in 
Brandenburg ein Schwarzbuch 
Billiglohn veröffentlicht. Anhand 

von 13 Porträts aus unterschied-
lichen Branchen zeigt es, wie Ar-
beitsverdichtung und Lohndumping 
die Arbeitswelt in Brandenburg prä-
gen. Fast 14 Prozent der Beschäf-
tigten verdienen weniger als 701 
Euro im Monat. Die stellvertretende 
DGB-Bezirksvorsitzende Doro Zinke 
forderte die LandespolitikerInnen 
auf, sich einzusetzen für einen 
gesetzlichen Mindestlohn und für 
ein Vergabegesetz, das Sozialstan-
dards respektiert. 
www.berlin-brandenburg.dgb.de

G e g e n  R e c h t s

Kostenlose CDs 
für SchülerInnen
Im Juni hatte ein breites Bündnis 
aus Gewerkschaften, Politik, Mu-
sikverbänden und MusikerInnen 
den Song-Contest „Nazis aus dem 
Takt bringen“ gestartet (einblick 
11/09). Nun stehen die drei Gewin-

D G B - J u g e n d

Dr. Azubi 
weiß Rat
Seit 1. August läuft das neue 
Ausbildungsjahr. Die Qualität der 
Ausbildung unterscheidet sich 
von Betrieb zu Betrieb. Schnell 
tauchen Fragen auf, wie etwa: 
Muss ich Überstunden machen? 
Kann ich meinen Ausbildungsplatz 
wechseln? Wie sollte mein Ausbil-
dungsvertrag aussehen? Dr. Azubi, 
der kostenlose Online-Beratungs-
service der DGB-Jugend, gibt Ant-
worten. Innerhalb von 24 Stunden 
beantworten ExpertInnen E-Mail-
Anfragen der Auszubildenden. Als 
erste Orientierung hat Dr. Azubi die 
zwölf häufigsten Fragen in einem 
FAQ-Katalog zusammengefasst. Im 
vergangenen Jahr konnte Dr. Azubi 
mehr als 5000 jungen Menschen 
mit Ratschlägen rund um die Aus-
bildung helfen.   •
www.dr-azubi.de

D G B - R a t g e b e r

Elterngeld und 
Elternzeit
Elterngeld und Elternzeit machen 
es möglich: Berufstätige Mütter 
und Väter können sich nun part-
nerschaftlich um die Erziehung des 
Kindes kümmern. Doch werdende 
Eltern müssen vor der Geburt viele 
Dinge regeln – auch beim Eltern-
geld stellen sich Fragen. Wer hat 
Anspruch? Was müssen wir be-
achten? Diese und viele weitere 
Aspekte klärt der neue Elterngeld-
Ratgeber des DGB. Generelle Re-
gelungen, Fallbeispiele und Tipps 
zeigen, wie berufstätige Väter und 
Mütter gemeinsam das erste Le-
bensjahr des Kindes mit Elterngeld 
und Elternzeit gestalten können. 
Der Ratgeber kann für 3,35 Euro 
bestellt werden.   •
www.dgb-bestellservice.de

ner des Wettbewerbs fest, die von 
Usern der Internetseite myspace 
gewählt wurden. 

In der Wählergunst vorne lagen 
die Indie-Rockband Cosma aus 
Berlin, die Coldlitzer Punkband  
HeMaTom und die Leipziger Gruppe 
Empty Guns. Mit bekannten Künst-
lerInnen stehen sie am 6.September 
bei einem großen „Nazis aus dem 
Takt bringen“-Abschlusskonzert im 
Berliner Stadion An der Alten För-
sterei auf der Bühne. Ihre Songs 
erscheinen außerdem auf einer 
CD mit weiteren Bands aus dem 
Wettbewerb sowie prominenten 
Unterstützern wie etwa den Bands 
Polarkreis 18 oder Virginia jetzt. Ab 
31. August wird die CD kostenlos 
an Schulen verteilt.   •
www.nazisausdemtaktbringen.de
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Wahlcheck digital

Mit verschiedenen Online-

Aktionen begleiten die 

Gewerkschaften die Wahl-

kämpfe im Bund und in 

den Ländern Brandenburg, 

Sachsen, Thüringen und dem 

Saarland. 

So fühlen ver.di und NGG 

allen 2308 BewerberInnen 

in Sachen Mindestlohn 

auf den Zahn. Unter www.

mindestlohn09.de werden die 

Aussagen der PolitikerInnen 

veröffentlicht – bisher ha-

ben fast 53 Prozent geant-

wortet. Unter dem Motto 

„Klar zur Wahl. Gegen 

„Markt radikal“ hat ver.di 

eine Homepage mit Forde-

rungen an die Politik unter 

wahlen09.verdi.de eingerich-

tet. Die NGG bietet ihren 

Usern auf www.ngg.net 

einen Wahlcheck mit Fragen 

rund um die Arbeitswelt. 

TRANSNET hat den Parteien 

einen Katalog mit 77 Fragen 

vorgelegt – die Antworten 

finden sich unter www.

transnet.org. 

Die DGB-Jugend hat die 

Wahlprogramme mit ihren 

Forderungen verglichen: 

www.dgb-jugend.de. Auch 

in den DGB-Bezirken laufen 

Aktionen, um die Kandida-

tInnen in Sachen Arbeit und 

Soziales zu prüfen – so be-

gleitet der DGB-Landesbezirk 

Thüringen den Wahlkampf 

mit dem dgbwahlblog.de. 

Links zu allen Aktionen: 

www.einblick.dgb.de/links

B u n d e s t a g s w a h l  2 0 0 9

Parteien-Check: Wer zahlt die Zeche?
Frühzeitig hat der DGB seine Forderungen an die Parteien im Wahljahr 2009 veröffentlicht. Kampf gegen 
die Krise, eine nachhaltige Wirtschaftsordnung, gute Arbeit für alle, Ausbau der sozialen Sicherung und der 
Bildung stehen für die Gewerkschaften im Zentrum. Von Mindestlohn bis Rente mit 67: In den einblick-
Ausgaben vor der Bundestagswahl stellen wir die Wahlprogramme der Parteien den DGB-Forderungen 
gegenüber. Diesmal – mit welchen Maßnahmen die Parteien die Finanzkrise in den Griff bekommen wollen.

DGB   Der DGB fordert eine effiziente, demokra-
tische Finanzaufsicht auf internationaler Ebene. 
Außerdem: ein Zulassungsverfahren für Rating-Agen-
turen, konjunkturgerechte Eigenkapitalforderungen 
und die Prüfung und Zulassung jedes neuen Produkts. 
+++ Finanztransaktionen müssen angemessen be-
steuert werden. +++ Ein gerechtes Steuersystem 
darf Kapitaleinkünfte nicht geringer besteuern als Ar-
beitseinkommen – „große Vermögen müssen ihren Teil 
der Krisenkosten übernehmen“.

CDU/CSU  In Sachen Finanzaufsicht will die 
Union einen international einheitlichen Standard. Die 
Bankenaufsicht soll in Deutschland unter ein Dach 
bei der Bundesbank – in der EU bei der EZB. Rating-
Agenturen sollen unter europäische und internationale 
Aufsicht, Hedge-Fonds einem internationalen Regel-
werk unterworfen werden. +++ Eine Besteuerung 
von Finanztransaktionen ist nicht vorgesehen. +++ 
Steuersystem: Steuererhöhungen werden abgelehnt. 
Der Eingangssteuersatz soll schrittweise von 14 auf 12 
Prozent gesenkt werden, der Spitzensteuersatz erst ab 
55 000 Euro, „später“ ab 60 000 Euro greifen. Die 
Unternehmenssteuerreform und der Kompromiss zur 
Erbschaftssteuer sollen überprüft werden. 

SPD   Die SPD möchte eine starke Finanzmarkt-
aufsicht, „kein Produkt, kein Akteur soll unbeaufsich-
tigt bleiben“. Bundesbank und Bundesanstalt für Fi-
nanzaufsicht (BaFin) sollen enger zusammenarbeiten. 
Besondere Geschäftsrisiken sollen mit mehr Eigenka-
pital abgesichert werden, mehr Verbraucherschutz soll 
ein „Finanz-TÜV“ bringen. Hedge-Fonds und Private-
Equity-Fonds sollen registriert und lückenlos überwacht 
werden – Banken dürfen nur mit registrierten Fonds 
arbeiten. Rating-Agenturen sollen registriert und trans-
parenter werden. +++ Kurzfristige Spekulationen sol-
len durch eine Börsenumsatzsteuer eingedämmt wer-
den, die auf weitere Finanztransaktionen in Europa 
ausgeweitet werden soll. +++ Im Steuersystem will 
die SPD Niedrig- und Normalverdiener sowie Familien 
entlasten. Der Spitzensteuersatz soll auf 47 Prozent 
angehoben und ab 125 000 Euro Jahreseinkommen 
greifen – das Geld soll in die Bildung fließen. Der Ein-
gangssteuersatz soll auf 10 Prozent gesenkt werden. 
Zudem gibt’s 300 Euro Lohnsteuerbonus beim Verzicht 
auf eine Einkommensteuererklärung. 

FDP   Bei der Finanzaufsicht gilt für die FDP: 
„Regulierungsversagen ist Staatsversagen, nicht 
Marktversagen“. Sie fordert nicht mehr sondern 
bessere Regelungen für die Finanzaufsicht. Ein „Re-
Privatisierungsrat“ soll „massive Staatsbeteiligung 
im Finanzsektor“ wieder zurückzudrängen, die Ban-
kenaufsicht bei der Bundesbank angesiedelt werden. 
Beratung und Bewertung von Rating-Agenturen will 
die FDP trennen. +++ Eine Besteuerung von Finanz-
transaktionen ist nicht vorgesehen. +++ Steu-
ersystem: Das FDP-Einkommenssteuermodell sieht 
drei Stufen vor: zehn Prozent (bis 20 000 Euro), 25 
Prozent (bis 50 000 Euro) und 35 Prozent (mehr als 
50 000 Euro), dazu einen Grundfreibetrag von 8004 
Euro. Finanziert werden die Steuersenkungen durch 
Ausgabenkürzungen und Subventionsabbau. 

Grüne  Eine europäische/internationale Finanz-
aufsicht soll alle Akteure und Produkte – vom Hedge-
Fonds bis zu hochkomplexen Finanzprodukten – kon-
trollieren. Finanzmarktwächter sollen Finanzprodukte 
mit einem Verbraucherlabel kennzeichnen. +++ 
Finanztransaktionen: Die Grünen setzen sich für 
die Einführung einer europäischen Finanzumsatzsteu-
er ein. +++ Steuersystem: Die Grünen wollen einen 
neuen Gesellschaftsvertrag – einen Green New Deal. 
Finanziert werden soll er durch eine Vermögensabga-
be und durch einen höheren Spitzensteuersatz. Große 
Erbschaften sollen stärker besteuert werden, kleine 
Vermögen durch Freibeträge geschützt werden.

Die Linke   Die Linke plant eine Neuordnung 
der Finanzbranche. Private Banken sollen vergesell-
schaftet, der gesamte Sektor unter öffentliche Aufsicht 
gestellt werden. Außerdem: Verbot von Leerverkäufen, 
Derivaten, Hedge-Fonds und Private-Equity-Fonds. 
+++ Finanztransaktionen: Die Linke will eine Bör-
senumsatzsteuer. Kapitalerträge und Veräußerungs-
gewinne aus Wertpapieren sollen mit persönlichem 
Steuersatz besteuert werden. +++ Steuer system: 
Eine „Millionärssteuer“ von fünf Prozent soll auf alle 
Vermögen, die eine Million Euro übersteigen, ange-
wendet werden. Der Spitzensteuersatz soll auf 53 
Prozent steigen und ab 70 245 Euro gelten. Niedrige 
und mittlere Einkommen sollen entlastet, der Grund-
freibeitrag auf 9300 Euro angehoben werden.   •

einblick 14/09
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Auf in die Arena 
Das Votum der 450 000 befragten 
ArbeitnehmerInnen im Rahmen der 
IG Metall-Kampagne „Gemeinsam 
für ein gutes Leben“ ist klar: Sie 
wollen eine sichere Perspektive für 
Job, Familie und Gesundheit. Damit 
die Forderungen in der Politik an-
kommen, ruft die IG Metall am 5. 
September zu einer Großkundge-
bung in der Frankfurter Commerz-
bank Arena auf. Den Auftakt macht 
um 10 Uhr die IG Metall-Jugend in 
der Innenstadt mit ihrer „Operati-
on Übernahme“. Ab 13 Uhr startet 
die Kundgebung in der Arena. Un-
ter anderem werden der britische 

Rockmusiker Bob Geldof, der Ka-
barettist Wilfried Schmickler und 
der Rap-Musiker Samy Deluxe auf-
treten. Zahlreiche Aktionen wäh-
rend der Veranstaltung sollen die 

Forderungen der IG Metall und der 
Beschäftigten untermauern. Für die 
An- und Abreise stellt die IG Metall 
bundesweit Busse bereit.   •
www.gutes-leben.de

S u p e r w a h l j a h r  2 0 0 9

Frauen 
bestimmen
Die Mehrheit der Wahlberech-
tigten in Deutschland ist weiblich. 
Das Superwahljahr 2009 bietet 
deshalb gerade auch Frauen viele 
Gelegenheiten, über Vertretungen 
in den Parlamenten und über po-
litische Grundsätze mitzubestim-
men – und sich für Gleichstellung 
und Chancengleichheit einzuset-
zen. In der Broschüre „Frauen be-
stimmt. Gleichstellungspolitische 
Positionen des DGB im Wahljahr 
2009“ stellen die Gewerkschafts-
frauen ihre Positionen vor, um die 
Wahlprogramme aller Parteien an 
gleichstellungspolitischen Zielen 
zu messen. Die Bandbreite der 
angesprochenen Themen ist groß 
– von A wie Arbeitsmarkt über G 
wie Gleichstellungsgesetz bis Z 
wie Zeitpolitik. Die Broschüre ist 
kostenlos, es fallen lediglich Ver-
sandkosten an.   •
Bestellungen: www.dgb-bestellservice.de

Walter Steinmeier sollen in Kürze 
folgen. Außerdem gibt es neue 
Studien zum Niedriglohnsektor und 
einen Beitrag über ein „Bündnis für 
Mindestlohn“ in Hessen.  •

die inhaltliche Diskussion um eine 
Neuordnung der Finanzmärkte ein. 
WissenschaftlerInnen und Gewerk-
schafterInnen analysieren in Beiträ-
gen zu wirtschafts- und sozialpoli-
tischen Themen die Ursachen und 
Wirkungen der aktuellen Situation. 
Die Debattenseite im Netz will aber 
nicht bei der Analyse der Krise ste-
hen bleiben, sondern auch inhalt-
liche Diskussionen und Impulse für 
neue Wege anstoßen. Die Beiträge 
können zudem ganz im Sinne des 
Web 2.0 kommentiert werden.   •
http//:dgbdebatte.blogspot.com

NGG-Vize Michaela 
Rosenberger hat die 
Arbeitgeber des 

Hotel- und Gastgewerbes 
aufgefordert, die Alters-
vorsorge junger Menschen 
besser zu fördern. Bisher 
führe die betriebliche 
Altersvorsorge ein „Stief-
mütterchendasein“. Es gelte, 
die Verabredungen aus den 
Tarifverträgen nun mit Leben 
zu füllen. 

Als „Einfallstor zur 
Privatisierung des 
Strafvollzugs“ hat die 

GdP Pläne in Baden-Württem-
berg bezeichnet, privaten 
Firmen die Überwachung 
elektronischer Fussfesseln 
zu überlassen. Der GdP-
Vorsitzende Konrad Freiberg 
betonte, dass der Strafvoll-
zug eine staatliche Aufgabe 
mit dem Ziel der Resoziali-
sierung sei.

Die Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di 
hat per Tarifvertrag 

den Ausschluss betriebsbe-
dingter Kündigungen für 
die rund 24 000 T-Systems-
Beschäftigten bis 2012 gesi-
chert. „Ein in der IT-Branche 
bisher einmaliger Schutz“, 
urteilt ver.di-Vorstand Lothar 
Schröder.

Der DGB ruft am 
1. September zum 
Antikriegstag auf. 

Auch 70 Jahre nach Beginn 
des Zweiten Weltkriegs lei-
den Millionen Menschen un-
ter den Folgen von Kriegen, 
Krisen und Konfl ikten. Diese 
würden nur vermieden, 
wenn die Verteilung von 
Wohlstand in und zwischen 
Staaten gerechter wird.
www.einblick.dgb.de/links
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Sicherer Arbeitsplatz hat Vorrang
Was ist wichtig? Die fünf häufigsten Antworten bei der IG Metall-Umfrage im 
Rahmen der Kampagne „Gutes Leben“ (Häufigkeit in Prozent)

89,1

84,3

83,3

83,1

79,7

ich einen sicheren
Arbeitsplatz habe

Mir ist sehr wichtig, dass…

meine Arbeit mich nicht
krank macht

ich mit meiner Rente im
Alter auskomme

ich von meinem Einkommen
gut leben kann

ich abgesichert bin, damit ich
meine Zukunft planen kann

Über 450 000 Beschäftigte hat die IG Metall im Rahmen ihrer 
Kampagne „für ein gutes Leben“ befragt.

F i n a n z m ä r k t e

Verbraucher 
schützen
Mit der Fachtagung „Umden-
ken – Gegenlenken: Verbraucher 
und Beschäftigte am Finanzmarkt 
schützen“ knüpft der DGB am 9. 
September an die auf dem Kapita-
lismuskongress im Mai begonnene 
Debatte an. Im September steht 
der Schutz von Beschäftigten und 
Verbrauchern im Vordergrund. Ver-
braucherschutzministerin Ilse Aig-
ner (CSU) stellt ihre Perspektive für 
einen besseren Verbraucherschutz 
am Finanzmarkt vor. Verbraucher-
schützer, Journalisten, Banker und 
PolitikerInnen diskutieren über 
Möglichkeiten, einen effektiven 
Schutz von Beschäftigten und Ver-
brauchern durchzusetzen.   •
www.einblick.dgb.de/links

D G B - D e b a t t e n B l o g

Neue Wege
Die Finanz- und Wirtschaftskrise 
macht es deutlich: Das politische 
und ökonomische Prinzip des Neo-
liberalismus ist gescheitert. Mit 
dem DebattenBlog „Diskurs“ greift 
der DGB nun auch im Internet in 

D G B - H o m e p a g e

Spiel, Spaß 
und Infos
Neuigkeiten auf www.mindestlohn.
de: Ein neues Onlinespiel und aktu-
elle Interviews mit prominenten Po-
litikerInnen bieten die Chance, sich 
in Sachen Mindestlohn auf dem 
Laufenden zu halten. Der DGB-Tarif-
experte Reinhard Dombre hat unter 
anderem Renate Künast (Die Grü-
nen), Norbert Blüm (CDU), Werner 
Dreibus (Die Linke) und Ute Berg 
(SPD) interviewt und in Sachen 
Mindestlohn auf den Zahn gefühlt. 
Arbeitsminister Olaf Scholz (SPD) 
und SPD-Kanzlerkandidat Franz-
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MEINUNG
Gefeuert wegen 
0,014 Euro

Verdachtskündigungen und 

Kündigungen wegen gering-

fügiger Vermögensdelikte 

stehen immer wieder in der 

Kritik. Zuletzt traf es einen 

Mitarbeiter in einer Müllver-

brennungsanlage. Er hatte 

ein Bett, das verschrottet 

werden sollte, mit nach 

Hause genommen – das 

Gericht machte seine Kündi-

gung rückgängig (Az. 15 Ca 

278/08). In Oberhausen ist 

einem 52-Jährigen Arbeit-

nehmer gekündigt worden, 

weil er sein Handy am Ar-

beitsplatz aufgeladen hat – 

die Kosten betrugen 0,014 

Euro. Auch hier entschied 

das zuständige Arbeitsge-

richt im Sinne des Angeklag-

ten (Az. 4 Ca 1228/09).

Legendär ist das Bienen-

stich-Urteil aus dem Jahr 

1984. Eine Kassiererin 

wurde gefeuert, weil sie 

am Nachmittag ein Stück 

Bienenstich gegessen hatte, 

von dem der Arbeitgeber 

selbst sagte, das es vermut-

lich nicht mehr verkauft 

und dann zusammen mit 

anderen Backwaren an die 

MitarbeiterInnen verteilt 

worden wäre. Das BAG hielt 

die Kündigung für rechtmä-

ßig (Az. 2 AZR 3/83).

einblick 14/09

➜Der so genannte Fall „Emmely“ (Az. 7 Sa 2017/08) 
hat zwei Rechtsinstitute in den Fokus der Öffentlich-
keit gerückt, die gängige Praxis sind: die Verdachts-
kündigung und die Kündigung wegen geringfügiger 
Vermögensdelikte. Die Empörung einiger Politiker 
über das Urteil war groß – vor allem wohl wegen 
des medialen Interesses. Dabei hat das Urteil trotz 
juristischer Mängel im Prinzip konsequent die stän-
dige Rechtsprechung angewendet.
Was sind die tragenden Elemente der Verdachts-
kündigung? Im Strafrecht gilt grundsätzlich die 
Unschuldsvermutung. Das heißt: Bis ein 
konkreter Beweis für eine Tat vorliegt, kann 
niemand verurteilt werden. Im Arbeitsrecht 
herrscht dagegen das Prinzip, dass der drin-
gende Verdacht eines Verstoßes gegen 
die arbeitsvertraglichen Pflichten aus-
reicht, um eine Kündigung zu begründen. Die 
schärfste „Strafe“ für Verstöße im Arbeitsver-
hältnis, die Kündigung, kann also verhängt werden, 
selbst wenn das Fehlverhalten nicht beweisbar ist.
Das BAG geht davon aus, dass der bloße, wenn 
auch dringende, Verdacht ausreicht, um das Ver-
trauensverhältnis im Arbeitsverhältnis irreparabel zu 
zerstören. Immerhin muss es sich um den Verdacht 
einer schwerwiegenden Pflichtverletzung oder eines 
strafbaren Verhaltens handeln. 
Damit sind wir bei der Kündigung wegen gering-
fügiger Vermögensdelikte. Diebstahl und Unter-
schlagung als Vermögensdelikte sind, auch wenn 
wie im Fall „Emmely“ nur ein sehr geringfügiger 
Schaden entstanden ist, grundsätzlich Handlungen, 
die den Arbeitgeber, schon beim bloßen Verdacht 
zur (fristlosen) Kündigung berechtigen. Nach der 
Rechtsprechung des BAG soll durch jedes Vermö-
gensdelikt ein irreparabler Vertrauensscha-
den entstehen. Der Arbeitgeber müsse immer da-
rauf vertrauen können, dass der Arbeitnehmer dem 
Arbeitgeber keinen Vermögensschaden zufügt. Zwar 
nimmt auch das BAG eine Interessenabwägung vor 
und berücksichtigt beispielsweise, ob der Arbeitneh-
mer eine besondere Obhutspflicht hatte, wie es bei-
spielsweise bei KassiererInnen oder Wachleuten der 
Fall ist. In aller Regel reichen aber ganz geringfügige 
Verfehlungen als Kündigungsgrund aus. Seit dem 
legendären Bienenstich-Urteil von 1984 ist ständige 

Wegen angeblich falsch eingelöster Pfandbons wurde der Berliner Kassiererin „Emmely“ 
gekündigt. Der viel diskutierte Fall geht nun in die nächste Runde und wird in Kürze 
vorm Bundesarbeitsgericht (BAG) verhandelt. Die DGB-Rechtsexpertin Martina Perreng 
kritisiert die gängige Praxis der Kündigung aus Verdacht.

A r b e i t s r e c h t

Verdachtskündigungen ausschließen

Rechtsprechung des BAG, dass es nicht auf den Wert 
der Sache ankommt.
Zivil- und Verwaltungsgerichte sehen das an-
ders. So war die Entlassung eines Geschäftsführers, 
der 164,20 Euro über die betriebliche Kreditkarte 
ausgegeben hatte, nicht gerechtfertigt. Ein Postbe-
amter, der 30 Euro an Postgebühren einbehalten 
hatte, durfte nicht entlassen werden. Und im Straf-
recht werden Vermögensdelikte von Amts wegen 
nur verfolgt, wenn sie einen Betrag von mehr als 
50 Euro betreffen. Ansonsten besteht ein unan-

gemessenes Verhältnis zwischen Unrechts-
gehalt der Tat sowie Schuld des Täters und 
staatlicher Reaktion. Dagegen soll das Einlösen 
von Pfandbons im Wert von 1,30 Euro, das Mit-
nehmen unverkäuflicher Ware oder gar das Essen 
eines Stück Kuchens irrreparabel das Vertrauen 
eines Arbeitgebers in die Leistungsfähigkeit und 
Leistungsbereitschaft langjähriger MitarbeiterInnen 
zerstören.
Um es klar zu sagen: Diebstahl und Unterschlagung 
sind inner- und außerhalb des Arbeitsverhältnisses 
Rechtsverstöße. Ob sie allerdings einen Vertrau-
ensverlust und damit einen Grund zur Beendigung 
eines (langjährigen) Arbeitsverhältnisses in jedem 
Fall begründen können, scheint mehr als fraglich. 
Denn das würde voraussetzen, dass tatsächlich ein 
gegenseitiges Vertrauensverhältnis besteht: Ange-
sichts großer Organisationseinheiten, zunehmender 
prekärer Beschäftigung und mangelnder Fürsorge 
des Arbeitgebers für seine Beschäftigten dürfte dies 
kaum selbstverständlich sein.

Deshalb sollte die bloße Verdachtskündigung 
künftig ausgeschlossen werden – gegebenen-
falls durch gesetzliche Regelungen. Zudem müssen 
Kündigungen wegen geringfügiger Vermögensde-
likte einer wesentlich stärkeren Interessenabwä-
gung unterzogen werden als bisher.   •

Martina Perreng, 48, ist 
Arbeits- und Sozialrechtlerin 
beim DGB-Bundesvorstand 
und leitet das Referat 
Individualarbeitsrecht.
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„Der Konjunkturrat 
der Hansestadt: Die 
Konjunktur ist weiblich, 
der Rat ist männlich.“ 

Aus dem gerade erschienenen 
Geschäftsbericht des 
DGB Hamburg

8

Aus dem gerade erschienenen 

REALLOHNVERLUSTE: In Deutschland besonders hoch

dieDGBgrafik

Die Reallöhne der Beschäftigten sind 

in Deutschland seit 2004 gesunken. 

Das zeigt eine Studie des Deutschen 

Instituts für Wirtschaftsforschung 

(DIW), Berlin. Dagegen sind im glei-

chen Zeitraum die Einkommen aus 

selbstständiger Tätigkeit und aus Ka-

pitalvermögen kräftig gestiegen. Die 

Folge ist: Die Arbeitnehmer-Entgelte 

machen einen immer geringeren An-

teil am Volkseinkommen aus. Verant-

wortlich für diese Entwicklung ist vor 

allem der Boom im Niedriglohnsektor. 

www.einblick.dgb.de/links ©
 D

GB
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Quellen: DIW Berlin, Eurostat

Entwicklung der realen Arbeitnehmerentgelte in ausgewählten EU-Ländern von 2000 bis 2008 (in Prozent)
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Schlusspunkt●

••• Timo Günther, 31, ist seit 15. 
Juli neuer Pressesprecher des DGB 
Bayern. Nach dem Studium (Politik-
wissenschaft, Journalistik, Soziolo-
gie) absolvierte er ein Volontariat 
bei der Westdeutschen Allgemei-
nen Zeitung (WAZ) in Essen. Gün-
ther folgt Kai Senf, 37, der nun 
als Referent im Stabsbereich Politik 
beim AOK-Bundesvorstand in Ber-
lin arbeitet.
••• Christiane Ochs, 55, vorher 
Refereratsleiterin im Bereich Tarif-
politik für den Öffentlichen Dienst 
beim ver.di-Bundesvorstand, ist 
neue persönliche Referentin des 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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25.8.  ver.di, connexx.av, 
Tagung „Hessenweites Vernetzungs-
treffen Kino“, Frankfurt am Main

25./26.8.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „IFRS – Ver-
tiefung aktueller Neuerungen für 
Aufsichtsratsmitglieder“, Fulda

27.8.  DGB Bezirk Sach-
sen, 9. Sächsischer Seniorentag 
„Ziele der Seniorenpolitik in Bund 
und Land“, Dresden 

30.8.  Landtagswahlen in 
Sachsen, Thüringen und im Saarland

30.8.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Workshop „Der Standort D 
im internationalen Wettbewerb – 
Sind Globalisierung und soziale 
Gerechtigkeit miteinander verein-
bar?“, Pöcking

1.9.  Antikriegstag
1.9.  ver.di und IG Metall, 

Workshop „Big Brother im Betrieb“, 
Berlin

1./2.9.  ver.di, Tagung „Of-
fener Arbeitsmarkt in Europa 2011“, 
Berlin

5.9.  IG Metall, Groß-
kundgebung „Macht Politik für die 
Mehrheit der Menschen! Schluss 
mit der Ungerechtigkeit“, Frankfurt 
am Main

5.9.  IG Metall, Zentrale 
Jugendkundgebung „Operation 
Übernahme“, Frankfurt am Main

7.-11.9.  WSI, Sommerschu-
le „Einkommensverteilung in der 
Krise“, Berlin

ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske. 
Sie folgt in dieser Funktion Sandra 
Goldschmidt, 33, die jetzt Fach-
bereichsleiterin Sozialversicherung 
beim ver.di-Landesbezirk Nie-
dersachsen-Bremen ist.
••• Nils Kammradt, 38, ist neu-
er Leiter des Bereichs Öffentlicher 
Dienst und Beamte beim DGB-Bun-
desvorstand. Zuvor war er in die-
sem Bereich als Referatsleiter u. a. 
für Besoldungs- und Laufbahnrecht 
zuständig. Kammradt folgt Egbert 
Biermann, 54, der im November 
2008 in den Vorstand der IG BCE 
gewählt worden ist.

personalien
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G l e i c h b e h a n d l u n g s g e s e t z

Bei Beschwerden Mitbestimmung
Nach demAllgemeinen Gleichbehandlungsgesetz haben die Be-

schäftigten das Recht, sich bei den zuständigen Stellen zu beschwe-
ren, wenn sie sich wegen ihres Geschlechts, ihrer Religion oder ihres
Alters benachteiligt fühlen. Bei der Einführung und Ausgestaltung
des Verfahrens, in demArbeitnehmer ihr Beschwerderecht wahrneh-
men können, hat der Betriebsrat mitzubestimmen. Er kann zu diesem
Zweck selbst initiativ werden. Dagegen hat der Betriebsrat kein Mit-
bestimmungsrecht bei der Frage, wo der Arbeitgeber die Beschwer-
destelle errichtet und wie er diese personell besetzt. Errichtet der Ar-
beitgeber eine überbetriebliche Beschwerdestelle, steht das Mitbe-
stimmungsrecht beim Beschwerdeverfahren nicht dem örtlichen Be-
triebsrat, sondern dem Gesamtbetriebsrat zu.

H a r t z I V

Bei Stromsperre dringend Darlehen
Die Sperrung der Energiezufuhr stellt eine Notlage dar, die mit

der Wohnungslosigkeit zu vergleichen ist. Aus diesem Grunde kann
der Leistungsträger per einstweiliger Verfügung verpflichtet werden,
einem Hartz-IV-Empfänger ein Darlehen zur Begleichung der Strom-
schulden zu gewähren, um eine Stromsperre abzuwenden.

A b w r a c k p r ä m i e

Mindert Anspruch auf Hartz IV
Wer Hartz IV bezieht, muss sich die vom Staat gezahlteAbwrack-

prämie als Einkommen leistungsmindernd anrechnen lassen. Denn
bei der Umweltprämie handelt es sich um „Einnahme in Geld“ im
Sinne des Gesetzes.

E l t e r n g e l d

Nach Steuerklassenwechsel höher
Die Höhe des Elterngeldes beträgt 67 Prozent des durchschnittli-

chen Monatseinkommens der letzten zwölf Monate vor dem Monat
der Geburt des Kindes. Wird während der Schwangerschaft ein
Wechsel der Lohnsteuerklasse veranlasst, sodass weniger Steuer ge-
zahlt wird, ergibt sich also ein höheres Elterngeld.

M i e t w o h n u n g

Gewerbliche Nutzung nur mit Erlaubnis
Ist eineWohnung zuWohnzwecken vermietet, so muss der Mie-

ter auf jeden Fall die Erlaubnis des Vermieters einholen, wenn er die
Wohnung auch nur teilweise gewerblich nutzen will.

A u s l a n d s e i n s ä t z e d e r B u n d e s w e h r

Soldatenvertretungen sind zu bilden
Im Rahmen von Auslandseinsätzen der Bundeswehr sind grund-

sätzlich die gleichen Soldatenvertretungen zu bilden wie im Inland.
Der Fall: Ein Hauptfeldwebel, der im Frühjahr 2007 inAfghanis-

tan eingesetzt und im Feldlager Camp Marmal in Mazare-Sharif sta-
tioniert war, wandte sich gegen eine Regelung der geltenden Feldla-
gerordnung, die er für rechtswidrig hielt, weil bei ihrem Erlass eine
Beteiligung der Vertrauenspersonenversammlung unterblieben ist.

Das Bundesverwaltungsgericht: Das Soldatenbeteiligungs-
gesetz, das seiner Funktion nach dem Personalvertretungsrecht für
den öffentlichen Dienst vergleichbar ist, sieht unter anderem in mi-
litärischen Einheiten (z.B. Kompanien) und auf Schiffen und Booten
der Marine die Wahl von Vertrauenspersonen der Offiziere, Unterof-
fiziere und Mannschaften vor. Auf der Ebene der militärischen Ver-
bände und der Kasernenbereiche werden außerdemVersammlungen
der Vertrauenspersonen als Soldatenvertretungen gebildet. Das
Camp Marmal, in dem rund 2600 überwiegend deutsche Soldaten
untergebracht sind, stellt eine Kaserne im Sinne des Soldatenbeteili-
gungsgesetzes dar. Es ist Sache des Führers des Einsatzkontingents
oder des Feldlagerkommandanten, die Vertrauenspersonenver-
sammlung zu ihrer konstituierenden Sitzung einzuberufen; unterläs-
st er dies, kann er sich nicht darauf berufen, dass eine Soldatenver-
tretung faktisch nicht existierte.

B e t r i e b s r e n t e

Firmenauto wird nicht einbezogen
Der Begriff des „Bruttomonatsgehalts“ in der betrieblichen Al-

terversorgung umfasst nur Geldleistungen, und unter einer „Zulage“
ist nur eine Geldzahlung, nicht aber eine Sachleistung zu verstehen.

Der Fall: Die betriebliche Versorgungsordnung sah als Berech-
nungsgrundlage das Bruttomonatsgehalt einschließlich etwaiger
Funktionszulagen und übertariflicher Zulagen an, wobei Kinderzula-
gen und andere Zulagen unberücksichtigt bleiben sollten. Dem ehe-
maligen Mitarbeiter war während seiner zuletzt ausgeübtenTätigkeit
ein Dienstfahrzeug auch zur privaten Nutzung überlassen worden.
Der monatlich zu versteuernde geldwerte Vorteil machte 350,00 Eu-
ro aus. Der Mitarbeiter vertrat die Ansicht, der geldwerte Vorteil des
Dienstwagens sei als Funktionszulage in das Bruttomonatsgehalt
einzubeziehen. Hieraus errechnete er eine um etwa 60,00 Euro
höhere monatliche Betriebsrente, deren Zahlung er von seinem
früherenArbeitgeber verlangte. Mit der Klage hatte er keinen Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: In die Berechnung der Grundlage
für die Ruhestandsbezüge ist der Geldwert der privaten Nutzung des
Dienstwagens nicht einzubeziehen. Die private Dienstwagennutzung
ist nicht als Funktionszulage in das Bruttomonatsgehalt eingeschlos-
sen. Wenn das Bruttomonatsgehalt „einschließlich etwaiger Funkti-
onszulagen und übertariflicher Zulagen“ in der Versorgungsordnung
als Jahresgehalt bezeichnet wird, sind diese Zulagen Unterfälle oder
Teilmengen des „Bruttomonatsgehalts“.Auch unter dem Begriff der
Zulage ist nach allgemeinem Sprachgebrauch nur eine Geldzahlung
zu verstehen und nicht eine Sachleistung.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesarbeitsgericht,
Beschluss vom 21. Juli 2009 - 1 ABR 42/08

Bundessozialgericht,
Urteil vom 25. Juni 2009 - B 10 EG 3/08 R

Bundesverwaltungsgericht,
Beschluss vom 22. Juli 2009 - 1 WB 15.08 Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen,

Beschluss vom 28. Mai 2009 - L 7 AS 546/09 B ER

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 3. Juli 2009 - L 20 B 59/09 AS ER

einblick 14/09

blickeinein

Hessisches Landesarbeitsgericht,
Urteil vom 12. November 2008 - 8 Sa 188/08

Bundesgerichtshof,
Urteil vom 14. Juli 2009 - VIII ZR 165/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 14/09
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Beschäftigung muss im Mittelpunkt stehen
Klar ist: Die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise lässt sich nur internati-
onal lösen. Einen weiteren Anlauf 
für eine Regulierung der internati-
onalen Finanzmärkte und ein bes-
seres Krisenmanagement wollen 
die G20-Staaten auf ihrem Gipfel 
am 24./25. September im ameri-
kanischen Pittsburgh nehmen. Die 
Gewerkschaften erwarten, dass die 
führenden Wirtschaftsnationen dort 
konkrete Verabredungen zur Bewäl-
tigung der weltweiten Jobkrise tref-
fen. „Der Gipfel in Pittsburgh muss 
ein Beschäftigungsgipfel werden“, 
sagt der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer. „Es muss ein globaler Plan 
zur Bekämpfung der in Folge der 
Krise weltweit steigenden Arbeits-
losigkeit verabschiedet werden.“ 

Und der sollte nicht das gleiche 
Schicksal erleiden wie die – auch 
von den Gewerkschaften begrüßten 
– weit reichenden Beschlüsse zur 
Kontrolle der Finanzmärkte und 
zur Beschäftigungsförderung, die 
die G20-Staaten im April in London 
fällten. „In vielen Ländern der G20 
warten wir noch auf die praktische 
Umsetzung der Londoner Beschlüs-
se“, kritisiert Sommer.

Angesichts von 2009 weltweit 
rund 40 bis 60 Millionen Arbeitslo-

reichlich vorgelegt. Bereits in ihrer 
„Washingtoner Erklärung“ zum 
ersten G20-Krisengipfel im No-
vember 2008 hat sie konkrete Vor-
schläge zur Regulierung des Weltfi-
nanzsystems und zur Belebung des 
Wachstums gemacht. „Auf dem 
Londoner Gipfel haben wir uns 
für eine Charta für nachhaltiges 
Wirtschaften eingesetzt – als welt-
weiten Orientierungsrahmen für 
Gutes Regieren“, erklärt Sommer. 
Die Gewerkschaften setzen darauf, 
dass in Pittsburgh endlich konkrete 
Maßnahmen für eine Neujustierung 
der Weltwirtschaft beschlossen 
werden: „In Pittsburgh muss der 
Startschuss für die Formulierung 
eines Charta-Textes fallen.“

Die ersten Zeichen einer kon-
junkturellen Erholung machten 
Banker und Finanzinvestoren 
bereits wieder übermütig, warnt 
Sommer. Mit den Gewerkschaften 
werde es aber keine Wiederbe-
lebung des alten Systems des 
Casinokapitalismus geben. „Wir 
brauchen eine grundlegende struk-
turelle Reform des internationalen 
Finanzsektors mit klaren Regeln 
und Vorschriften.“   •

+  Ulla Jelpke (DIE LINKE) 
warnt vor einer „Militari-

sierung der Innenpolitik“. Laut 
Antwort der Regierung auf eine 
Anfrage Jelpkes können die 
von der Bundeswehr einge-
richteten zivil-militärischen 
Kommandos auch bei Demos 
im Inland eingesetzt werden.

- Patrick Meinhardt (FDP) 
hat ein merkwürdiges 

Verständnis vom Ausbildungs-
markt. Der DGB müsse von 
der Regierung ein „Aktionspa-
ket“ für Altbewerber fordern. 
„Die Schuld der Wirtschaft in 
die Schuhe zu schieben, ist da 
natürlich einfacher.“

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.zdf.de/ZDFmediathek/
content/584336

ZDF-Parlameter: Über-
sicht zum Abstimmungs-
verhalten aller Bundes-
tagsabgeordneten bei 

allen Einzelabstimmungen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

DGB und Hans-Böckler-
Stiftung: „Einfach nicht 

genug zum Leben – 
unfreiwillige Teilzeitarbeit 

und Minijobs“ 
(Tagungsdokumentation)

sen mehr hat sich im Juni auch die 
Internationale Arbeitsorganisation 
ILO mit einer globalen Beschäfti-
gungsinitiative aktiv in die Über-
windung der Krise eingeschaltet. 
Die Gewerkschaften erwarten, dass 
die ILO in Pittsburgh an den G20-
Beratungen beteiligt wird. „Dafür 
haben wir in London gekämpft“, 
so Sommer. Das sei aber nur ein 
erster Schritt. Damit die Krise nicht 
zu Lasten der ArbeitnehmerInnen 
geht, fordern die Gewerkschaften 
seit langem selbst einen Platz am 
Verhandlungstisch der G20.

Konzepte zur Krisenbewälti-
gung hat die internationale Ge-
werkschaftsbewegung schließlich 

Auf ihrem letzten Gipfel in London haben die G20-Staaten 
weit reichende Beschlüsse zur Finanzmarktregulierung gefällt. 
Umgesetzt wurde davon bisher nur sehr wenig.

einblick 15/09
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POLITIK AKTUELL
Landtagswahlen August 2009: 
So haben GewerkschafterInnen gewählt
Im Saarland bleiben die Sozi-
aldemokraten bei den Gewerk-
schaftsmitgliedern mit 32 Pro-
zent stärkste politische Kraft. 
Es folgt mit 30 Prozent die Partei 
Die Linke. Große Unterschiede 
zeigen sich im Wahlverhalten von 
gewerkschaftlich organisierten 
Männern und Frauen. Während 
bei den Männern die Linkspartei 
mit 32 Prozent vor den Sozialde-
mokraten (30 %) liegt, stimmen 
die Gewerkschaftsfrauen stär-
ker für SPD (37 %) und Grüne 
(8 % gegenüber Männer 3 %), 
seltener für die Linke (23 %).

Verluste für die CDU, Gewinne 
für die SPD, die Linke stabil: 
Bei der Landtagswahl in Thü-
ringen liegt das Wahlverhal-
ten der GewerkschafterInnen 
im Landestrend. Alarmierend ist 
allerdings der hohe Stimmen-
anteil, den die rechtsradikale 
NPD unter den gewerkschaftlich 
organisierten Männern erzielen 
konnte: Mit 7 Prozent erreichte 
die NPD unter ihnen einen 
höheren Anteil als bei den nicht 
gewerkschaftlich organisierten 
Männern (5 %). Relativ immun 
gegenüber der rechtsextremen 
Propaganda zeigen sich die 
Gewerkschaftsfrauen mit einem 
Stimmenanteil von einem Pro-
zent für die NPD.

In Sachsen liegt die CDU – 
wie bereits vor fünf Jahren – 
mit einem Stimmenanteil von 
39 Prozent in der Gunst der 
gewerkschaftlich organisierten 
WählerInnen vorn (2004: 35 %). 
Auch was die anderen Parteien 
betrifft, unterscheidet sich ihr 
Wahlverhalten kaum von dem 
aller Sachsen. Das heißt: SPD 
und Grüne bleiben gegenüber 
2004 stabil, die Linke verliert 
(- 3 %), die FDP gewinnt (+ 3 %). 
5 Prozent der gewerkschaftlich 
organisierten WählerInnen 
stimmten für die rechtsradi-
kale NPD.

D G B

Wahlkampf 
zuspitzen
Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer hat sich in Reaktion auf 
die drei Landtagswahlen sowie die 
Kommunalwahlen in Nordrhein-
Westfalen vom 30. August für die 
kommenden Wochen „zugespitzte 
Wahlkampfauseinandersetzungen 
über die Themen“ gewünscht, „die 
die Menschen bewegen: Mindest-
löhne, soziale Gerechtigkeit und 

F a c h k r ä f t e

Potenzial 
verschwendet
Rund eine halbe Million Zuwan-
derer mit einem im Ausland er-
worbenen qualifizierten Berufs- 
oder Hochschulabschluss leben 
in Deutschland – Abschlüsse, die 
hierzulande meist nicht anerkannt 
werden. Gerade einmal 16 Prozent 
der hier lebenden Osteuropäer 
finden eine ihrer Qualifikation 
entsprechende Stelle. Das sind Er-
gebnisse der Studie „Brain Waste“ 
im Auftrag des Bundesarbeits- und 
-sozialministeriums (BMAS). „Es ist 
purer Unsinn, wenn ein Gehirnchi-
rurg aus der Ukraine in Deutsch-
land als Taxifahrer arbeiten muss, 
nur weil sein Abschluss hier nicht 
anerkannt wird“, erklärt DGB-Vize 
Ingrid Sehrbrock.

Das Ministerium von Arbeitsmi-
nister Olaf Scholz (SPD) hat ebenso 
wie die CDU/CSU bereits Vorschlä-
ge für eine vereinfachte Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse 
gemacht. Mit einer Gesetzesiniti-
ative ist aber erst nach der Wahl 
zu rechnen. „Die Zuwanderer 
brauchen nach einer verbindlichen 
Frist einen Rechtsanspruch auf eine 
Auskunft, ob und wie ihre Qualifi-
kationen anerkannt werden“, for-
dert Sehrbrock. Diese Frage müsse 
die neue Bundesregierung nach der 
Wahl zügig angehen.   •
Die Eckpunkte des BMAS:
www.einblick.dgb.de/hintergrund

9,2 5,9 4,621,324,534,5

5 5 4303226

5 3 4323027

5 8 3233725

Saarland: SPD knapp vorn
Stimmenanteile bei der Landtagswahl vom 30. August 2009 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder gesamt*:

Männer

Frauen

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2009 / Landeswahlleiterin Saarland

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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CDU Die Linke GrüneFDP Andere

7,6 4,36,2 4,818,527,431,2

4 46 5213426

4 6 7 5203524

4 5 1 5223430

Thüringen: Männer wählen häufiger rechts
Stimmenanteile bei der Landtagswahl vom 30. August 2009 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder gesamt*:

Männer

Frauen

SPD

Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2009 / Landeswahlleiter Thüringen

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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CDU Die Linke Grüne NPDFDP Andere

10,0 5,66,4 6,810,420,640,2

7 55 6122739

5 2 7 7122839

9 7 2 6112342

Sachsen: CDU punktet bei GewerkschafterInnen
Stimmenanteile bei der Landtagswahl vom 30. August 2009 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder gesamt*:

Männer

Frauen

SPD

Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2009 / Landeswahlleiterin Sachsen

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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CDU Die Linke Grüne NPDFDP Andere

den sozial gerechten und ökolo-
gischen Umbau unserer Wirtschaft 
und Gesellschaft“. 

Alle, die sich von den vier Wahl-
en ein deutliches Signal in Richtung 
Schwarz-Gelb erhofft hätten, seien 

„eines Besseren belehrt worden“, 
erklärte Sommer. „Schwarz-Gelb ist 
in Zeiten der Krise kein Selbstläu-
fer.“ Der DGB warne „all diejeni-
gen, die meinen, im Windschatten 
der Weltwirtschaftskrise Hand an 

den Sozialstaat legen zu können 
und die Arbeitnehmerrechte zu 
schleifen“, so Sommer weiter. 
„Am 27. September geht es auch 
um die Zukunft unseres Sozial-
staates.“   •

* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund).

Von 100 Prozent abweichende Gesamtwerte ergeben sich durch Auf- bzw. Abrundungen 
auf ganze Prozentpunkte
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Es fehlen 110 000 
Ausbildungsplätze

Zu Beginn des neuen Ausbil-

dungsjahres fehlen 110 000 

Ausbildungsplätze. DGB-

Vize Ingrid Sehrbock hat die 

Wirtschaft aufgefordert, 

in ihren Ausbildungsbemü-

hungen auch angesichts des 

demografischen Wandels 

nicht nachzulassen. Zumal 

die Wirtschaft andererseits 

den drohenden Fachkräf-

temangel beklage. „Das 

passt nicht zusammen“, kri-

tisiert Sehrbock. Junge Men-

schen dürften nicht zu den 

Verlierern der Krise werden. 

Insgesamt waren im August 

bei der Bundesagentur für 

Arbeit 406 000 betriebliche 

Ausbildungsstellen gemel-

det, denen 515 000 Bewerbe-

rInnen gegenüber standen.

Das Bundesinstitut für 

Berufsbildung geht von 

einem Bedarf von min-

destens 604 000 Stellen 

aus. Dies sei die absolute 

Untergrenze, wenn die hohe 

Zahl der AltbewerberInnen 

nicht weiter wachsen solle, 

betont Sehrbrock. Schon 

im nächsten Jahr würden 

in einigen Bundesländern 

durch das Abitur nach zwölf 

Jahren zwei Jahrgänge auf 

den Ausbildungsmarkt drän-

gen, warnt sie. 

Im Internet

www.dr-azubi.de
Dieses Internetangebot 
der DGB-Jugend bietet 

Rat und Hilfe online bei 
allen Fragen rund um die 

Ausbildung.

einblick 15/09
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Ausbildungsfremde Tätigkeiten, 
Überstunden und mangelnde An-
leitung sind trotz einer insgesamt 
positiven Bewertung der Ausbil-
dung keine Randerscheinungen. 
Das belegt der aktuelle DGB-Aus-
bildungsreport. So leisten fast 42,2 
Prozent der Befragten regelmäßig 
Überstunden in ihren Betrieben. 
Über ein Viertel der Azubis klagt 
über eine unzureichende Betreuung 
durch ihre AusbilderInnen – diese 
und viele weitere Befunde ergibt 
die repräsentative Befragung von 
6920 Auszubildenden aus den 25 
beliebtesten Ausbildungsberufen. 

Auf Platz eins landen in diesem 
Jahr die FachinformatikerInnen – 
eine sehr gute fachliche Betreuung 
und wenig ausbildungsfremde 
Tätigkeiten sorgen für eine hohe 
Zufriedenheit in diesem Berufsbild. 
Ähnlich gut schneiden Industrie-
mechanikerInnen, Bank-, Indus-
trie- und Bürokaufleute ab. Unter 
schlechten Bedingungen leiden, 
wie auch in den Vorjahren, die Azu-
bis im Hotel- und Restaurantgewer-
be (Platz 24 und 25). Permanente 
Überstunden, harte Arbeit, ein rau-
er Umgangston und eine oftmals 
mangelnde Vermittlung von Lehrin-
halten tragen zur hohen Unzufrie-
denheit bei. Zusammen mit den 
Kaufleuten im Einzelhandel (Platz 
21) und den FachverkäuferInnen 
im Lebensmittelhandwerk (Platz 
23) sind vier der fünf Schlusslichter 
Ausbildungsberufe in weiblich do-
minierten Branchen.

Diese Ergebnisse belegen: Die 
Benachteiligung von Frauen be-
ginnt schon in der Ausbildung. 
DGB-Vize Ingrid Sehrbrock fordert, 
„Frauen nicht länger dafür zu be-
strafen, dass sie Dienstleistungen 
erbringen, Menschen pflegen oder 
beruflich Kinder erziehen“. Wäh-
rend bei 61 Prozent der Azubis in 
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Quelle: DGB-Ausbildungsreport 2009

Mitbestimmung gut für Ausbildung
Zufriedenheit von Auszubildenden mit ihrer Ausbildung in Betrieben mit und 
ohne Interessenvertretung (in Prozent)

32,2
19,8

47,152,6

10,9

20,7

3,6
9,3

3,00,7

mit Interessenvertretung

sehr zufrieden

zufrieden

noch zufrieden

unzufrieden

sehr unzufrieden

ohne Interessenvertretung

Der DGB-Ausbildungsreport 2009 bestätigt, dass fast 85 Prozent der 
Auszubildenden in Betrieben mit einer Interessenvertretung zufrieden 
mit ihrer Ausbildung sind. In Betrieben ohne Interessenvertretung 
sind es nur 66,9 Prozent.
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Quelle: DGB-Ausbildungsreport 2009

Frauenberufe: Weniger Erholung
„Ich habe Probleme, mich nach der Ausbildung in meiner Freizeit zu erholen“: 
Anteil der Auszubildenden, die dieser Aussage ganz oder teilweise zustimmen 
bzw. auf die sie nicht zutrifft (in Prozent)

16,6

28,8
54,6

35,5

29,5

35,0

männlich dominierte Berufe

immer/meistens

manchmal

selten/nie

weiblich dominierte Berufe

Über ein Drittel der Auszubildenden in weiblich dominierten Berufen 
können sich nach Feierabend kaum erholen. Nur ein Drittel kann 
den Berufsalltag immer oder meistens hinter sich lassen. In männlich 
dominierten Berufen können sich fast 55 Prozent gut erholen. 

„Männerberufen“ die Überstunden 
ausgeglichen werden, ist das nur in 
46 Prozent der „Frauenberufe“ der 
Fall. Junge Metallbauer oder Elek-
troniker haben im Schnitt drei Tage 
mehr Urlaub als Friseurinnen oder 
Hotelfachfrauen. Auszubildende 
in weiblich dominierten Branchen 
verdienen mehr als 100 Euro oder 
fast 22 Prozent weniger als Azubis 
in „männlichen“ Branchen. 

Die Lohndiskriminierung von 
Frauen beginnt bereits zu Beginn 
ihres Berufslebens. Auch später ha-
ben sie kaum Chancen, gegenüber 
den Männern aufzuholen, kritisiert 
Sehrbrock. Sie fordert als ein Etap-

penziel die Einführung von Min-
destlöhnen, um die finanzielle Si-
tuation in einigen „Frauenberufen“ 
zu verbessern. Vor allem aber müs-
se die Gesellschaft umdenken. Der 
DGB-Bundesjugendsekretär René 
Rudolf betont: „Es muss gelingen, 
das Berufswahlspektrum von jun-
gen Frauen zu erweitern und sie 
für Berufe zu interessieren, in de-
nen die strukturellen Perspektiven 
günstiger sind.“ Rudolf appelliert 
grundsätzlich an die ausbildenden 
Betriebe, Ausbildung auch tatsäch-
lich als Lernverhältnis zu begreifen 
und Azubis nicht als billige Arbeits-
kräfte zu missbrauchen.   •

A u s b i l d u n g s r e p o r t  2 0 0 9

Frauen benachteiligt
Insgesamt sind die Auszubildenden zufrieden mit den Bedingungen ihrer Ausbildung – das ergibt der 
DGB-Ausbildungsreport 2009. Allerdings sind Überstunden, fachfremde Tätigkeiten und mangelnde 
Anleitung weiterhin keine Seltenheit. Besonders schlecht schnitten weiblich dominierte Branchen ab.
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CSR international
Corporate Social Responsibility 
(CSR), also sozial und gesellschaft-
lich verantwortungsvolles Handeln 
von Unternehmen, ist seit Jahren 
ein Feld, auf dem auch Arbeit-
nehmervertreterInnen initiativ und 
aktiv werden: Mitbestimmung für 
CSR. Beispiele guter Praxis gibt es 
sowohl in Deutschland als auch 
international. Diese internationale 
CSR-Arbeit wollen DGB, Hans-
Böckler-Stiftung (HBS) und das 
Europäische Gewerkschaftsinstitut 
(ETUI) mit der Tagung „CSR – The-
ma für die Mitbestimmung in trans-
nationalen Unternehmen?“ am 4. 
und 5. November in Frankfurt am 
Main vorantreiben.

Unter anderem berichten Mit-
glieder Europäischer Betriebsräte 

PROJEKTE UND PARTNER

Anzeige

Unsere Gewerkschaft TRANSNET
braucht Verstärkung. Wir stellen ein:

GEWERKSCHAFTSSEKRETÄR/IN 
IM BEREICH JUGENDPOLITIK

zum nächstmöglichen Zeitpunkt befristet
für 24 Monate.

Näheres zur Stellenbeschreibung und
das Anforderungsprofil finden Sie unter
www.transnet.org. Fragen werden
gern vorab unter 0 69 7 53 62 39 beant-
wortet. 

Bitte senden Sie Ihre aus sagekräftigen
Bewerbungsunterlagen bis spä testens
21.09.2009.
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••• Die ver.di-Landesfrauen-
räte Bayern und Sachsen/
Sachsen-Anhalt/Thüringen 
laden vom 2. bis zum 4. Oktober 
gemeinsam zur Veranstaltung 
„Spurensuche in Ost und 
West“ nach München ein. Unter 
der „Schirmfrauenschaft“ von Chri-
stine Strobl (SPD), 2. Bürgermeiste-
rin der Landeshauptstadt München, 
wollen die Gewerkschafterinnen 
den Tag der deutschen Einheit aus 
Frauensicht betrachten, die Frau-
enpolitik in DDR und BRD kritisch 
beleuchten und Unterschiede wie 
auch Gemeinsamkeiten entdecken. 
Ziel der Gewerkschaftsfrauen ist 
dabei auch, Perspektiven für die 
weitere Arbeit zu entwickeln und 
Forderungen an die Politik zu for-
mulieren. Neben verschiedenen 
Referaten, Ausstellungsbesuchen 
und Diskussionen sind unter an-
derem Workshops zu Themen wie 
Literatur in der DDR, Bildung in Ost 
und West oder zum Paragrafen 218 
geplant.
http://bayern.verdi.de/frauen

••• DGB NRW und GEW NRW 
laden am 24. September zum Be-
rufskollegtag 2009 nach Bo-
chum ein. Unter dem Titel „Was 
gibt’s Neues am Berufskolleg?“ 
werden aktuelle Herausforde-
rungen der berufsbildenden Schu-
len auf deutscher und europäischer 
Ebene besprochen sowie der Stand 
der Umsetzung des Deutschen Qua-
lifikationsrahmens (DQR) erläutert. 
Möglichkeiten zur Diskussion gibt 
es in insgesamt 13 Themenforen 
rund um die berufliche (Aus-)Bil-
dung, neue Lernformen sowie die 
Situation der Lehrkräfte an Berufs-
kollegen.
www.einblick.dgb.de/links

interregio

H o c h s c h u l e n

Neue Koopera-
tionsstelle
Die DGB-Region Frankfurt-Rhein-
Main hat im August einen Koope-
rationsvertrag mit der Fachhoch-
schule Frankfurt am Main und 
der Fachhochschule Wiesbaden 
geschlossen. Mit der Vereinbarung 
sollen die bisher schon bestehen-
den gemeinsamen Projekte gebün-
delt und noch besser strukturiert 
werden: So werden etwa bereits 
seit 2001 Betriebsräte in Zusam-
menarbeit von FH Wiesbaden und 
IG Metall am „Institut Weiterbil-
dung im Beruf“ geschult.

Ab Oktober wird außerdem eine 
neu gegründete „Kooperationsstel-
le Hochschule-Gewerkschaft“ die 
gemeinsamen Arbeit unterstützten 
und koordinieren. Die Kooperati-
onsstelle wird ihren Sitz im Frank-

sowie ArbeitnehmervertreterInnen 
aus transnationalen Unternehmen, 
welche konkreten Vereinbarungen 
zu CSR sie bereits mit der Unterneh-
mensleitung aushandeln konnten 
und welche Themen sich für mit-
bestimmte CSR-Ansätze besonders 
gut eignen. Neben VertreterInnen 
aus der betrieblichen Praxis disku-
tieren in Frankfurt auch internatio-
nale GewerkschafterInnen sowie 
VertreterInnen der Wirtschaft.   •
www.einblick.dgb.de/links

A u s s t e l l u n g

Abwracken 
ohne Prämie
Ab dem 21. September sind 
erstmals Fotos des international 
renommierten Nachwuchsfoto-
grafen Saiful Huq in Deutschland 
zu sehen: Die Arbeitskammer des 

furter DGB-Haus haben, die Hans-
Böckler-Stiftung gibt eine Anschub-
finanzierung.   •
DGB-Region Frankfurt-Rhein-Main, 
Harald Fiedler, Tel. 069 / 27 30 05-71, 
harald.fiedler@dgb.de

Saarlands holt Huqs Ausstellung 
„Life in the Ship Breaking Yard“ 
nach Saarbrücken. Die dokumen-
tarischen Schwarzweiß-Aufnahmen 
zeigen den entbehrungsreichen Ar-
beitsalltag der Arbeiter, die an den 
Küsten von Bangladesch Schiffe 
abwracken. Huq, der selbst aus 
Bangladesch stammt und sich als 
„Foto-Aktivist“ bezeichnet, bietet 
einen beeindruckenden Einblick 
in das Leben der Tagelöhner, die 
in der Abwrack-Industrie zwischen 
den stählernen Tanker-Riesen zu 
Hungerlöhnen arbeiten müssen.

Die Schirmherrschaft über die 
Ausstellung haben der Erste Vor-
sitzende der IG Metall, Berthold 
Huber, sowie die Saarbrückener 
Oberbürgermeisterin, Charlotte 
Britz (SPD), übernommen.   •
Mehr zu Ausstellungsorten und -zeiten: 
www.einblick.dgb.de/links
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Umfassende 
Analyse

Die Hans-Böckler-Stiftung 

begleitet mit einem spe-

ziellen Service den Wahl-

kampf der Parteien. Unter 

www.boeckler-boxen.de/

5466.htm finden sich alle 

Artikel aus der Fachzeit-

schrift Böckler Impuls, die 

sich mit dem Themenbereich 

Arbeitsmarkt beschäftigen. 

Unter anderem enthalten: 

eine Analyse der Leiharbeits-

branche im europäischen 

Vergleich und Strategien 

für mehr Jobs. Weitere 

Themenboxen analysieren 

die Bereiche Mindestlohn, 

Steuern und Wirtschafts-

politik nach der Krise. 

Der detaillierte einblick-

Vergleich der Programme 

zum Themenschwerpunkt 

Arbeitswelt findet sich 

unter www.einblick.dgb.de. 

Er enthält beispielsweise 

folgende weiteren Aspekte: 

Wie wollen die Parteien die 

Gleichstellung von Männern 

und Frauen erreichen? Wie 

sehen CDU/CSU die Zukunft 

der Mini-Jobs? Wen möch-

ten die Grünen bei der 

Ausweitung der Dienstleis-

tungsfreiheit schützen? 

Wie will die FDP das Kündi-

gungsschutzgesetz „be-

schäftigungsfreundlicher“ 

gestalten? Warum fordert 

Die Linke den politischen 

Streik? Und wie sieht das 

Konzept der SPD für eine 

bessere Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf aus?

W a h l c h e c k  I I

Wie gut soll Arbeit sein?
„Besser statt billiger: Gute Arbeit für alle“ – ist die zentrale Forderung des DGB für die Ausgestaltung der 
Arbeitswelt. einblick prüft im zweiten Teil des Wahlchecks, was die Wahlprogramme der Parteien zu den 
Themen Mindestlohn, Mitbestimmung, Leiharbeit und Arbeitnehmerdatenschutz vorsehen.

DGB   Der DGB fordert einen gesetzlichen Min-
destlohn von 7,50 Euro als unterste Lohngrenze. Des 
Weiteren gesetzliche Regelungen, die branchenbezo-
gene Mindestentgelte auf Grundlage von Tarifverträ-
gen ermöglichen – hierzu gehört eine Erleichterung der 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung und die Auswei-
tung des Entsendegesetzes. +++ Der DGB will mehr 
Mitbestimmung bei Übernahmen, Standort- und 
Investitionsentscheidungen. +++ Für die Leiharbeit 
müssen die gleichen Arbeits- und Entgeltbedingungen 
gelten wie für ArbeitnehmerInnen in Entleihbetrieben. 
Leiharbeit muss in das Entsendegesetz, Betriebsräte 
brauchen mehr Kontrollmöglichkeiten bei der Eingrup-
pierung von LeiharbeiterInnen. +++ Außerdem fordert 
der DGB ein eigenständiges Gesetz für den Arbeit-
nehmerdatenschutz. 

CDU/CSU   Für die Union gilt: „Mit dem Min-
destlohn werden Arbeitsplätze zerstört.“ Stattdes-
sen soll ein Mindesteinkommen – „eine Kombinati-
on aus fairen Löhnen und ergänzenden staatlichen 
Leistungen“ – gewährleistet werden. +++ Mitbe-
stimmung wird nicht behandelt.  +++ Das Thema 
Leiharbeit wird nicht angesprochen. +++ Arbeit-
nehmerdatenschutz: Die Union „will Mitarbeite-
rInnen vor Bespitzelungen am Arbeitsplatz wirksam 
schützen“ – „soweit gesetzliche Regelungen notwen-
dig sind […], werden wir diese durchsetzen“.

SPD   Die SPD will in möglichst vielen Branchen all-
gemeinverbindliche tarifliche Mindestlöhne einführen. 
Ziel ist ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn von 
7,50 Euro. +++ Die SPD will die Mitbestimmung 
stärken und ausbauen. Ein gesetzlicher Mindestkata-
log zustimmungsbedürftiger Geschäfte in Aufsichtsrä-
ten soll festgelegt werden. Auslagerung in Tochterun-
ternehmen, um die Mitbestimmung zu umgehen, soll 
beendet werden. Betriebsräte sollen mehr Rechte bei 
Fragen der Aus- und Weiterbildung bekommen. +++ 
Leiharbeit: Die SPD will LeiharbeiterInnen rechtlich 
besser absichern – dazu gehören eine Lohnuntergren-
ze und „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“. Konzernin-
terne Verleihung soll begrenzt werden. +++ Die SPD 
setzt sich für ein eigenständiges Gesetz zum Arbeit-
nehmerdatenschutz ein. 

FDP   Die FDP lehnt Mindestlöhne ab. „Die 
Tarifautonomie muss vor staatlichen Lohndiktaten 
geschützt werden.“ Bürgergeld soll bei geringen 

Löhnen das notwendige Mindesteinkommen sichern. 
+++ Die FDP will die Kosten der betrieblichen Mit-
bestimmung begrenzen. Ein Betriebsrat soll erst in 
Unternehmen mit 20 Beschäftigten gebildet werden 
und ein Wahlquorum von 50 Prozent erfordern, eine 
Freistellung erst ab 500 MitarbeiterInnen möglich 
sein. Unternehmensmitbestimmung: „Die Drittelpa-
rität […] muss die paritätische Mitbestimmung er-
setzen.“ +++ Das Thema Leiharbeit kommt nicht 
vor. +++ Die FDP setzt sich für einen verbesserten 
Arbeitnehmer datenschutz ein. Es sollen nur solche 
Daten verarbeitet werden, die für das Arbeitsverhältnis 
erforderlich sind. 

Grüne   Die Grünen wollen einen allgemeinen 
gesetzlichen Mindestlohn von wenigstens 7,50 Euro 
– höhere tarifliche Mindestlöhne bleiben unberührt. 
+++ Die Grünen wollen mehr Mitbestimmung in 
der Wirtschaft. Außerdem: Die Arbeitnehmerseite soll 
bei Entscheidungen über große Unternehmensum-
strukturierungen rechtlich gestärkt werden. Für alle 
Unternehmen ab 1000 Beschäftigte soll die paritä-
tische Mitbestimmung – bei 200 bis 1000 Mitarbeite-
rInnen die Drittelparität gelten. +++ Leiharbeit: Die 
Grünen wollen die Bedingungen für LeiharbeiterInnen 
verbessern – es soll gelten: gleiche Bezahlung ab dem 
ersten Tag. Betriebsräte sollen mitbestimmen. Gesetz-
liche Ausnahmeregelungen sollen gestrichen werden. 
+++ Arbeitnehmerdatenschutz: Die Grünen 
setzen sich für ein umfassendes Arbeitnehmerdaten-
schutzgesetz ein. 

Die Linke   Die Linke fordert einen gesetzlichen 
Mindestlohn von zehn Euro. Höhere tarifliche Min-
destlöhne in einzelnen Branchen sollen allgemeinver-
bindlich erklärt werden. Die Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung soll auch ohne Zustimmung der Arbeitgeber 
möglich sein. +++ Die paritätische Mitbestimmung 
soll auf alle privaten, öffentlichen und gemeinwirt-
schaftlichen Unternehmen mit mehr als 100 Beschäf-
tigten ausgeweitet werden. Mitbestimmung soll auch 
in kleineren Betrieben bei wirtschaftlichen Entschei-
dungen gelten. +++ Leiharbeit soll strikt begrenzt 
werden. Gelten sollen gleiche Arbeitsbedingungen, 
gleicher Lohn zuzüglich einer Flexibilitätsvergütung. 
Die maximale Ausleihdauer soll auf sechs Monaten be-
grenzt werden. Mehr Mitbestimmung durch Betriebs-
räte. +++ Die Linke will einen wirksamen gesetzlichen 
Arbeitnehmerdatenschutz.   •

einblick 15/09
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O t t o - B r e n n e r - P r e i s

Über 500 Bewerbungen

I G  B A U

Mit Comics 
gewinnen
Die IG BAU ruft Auszubildende aus 
dem Maler- und Lackiererhand-
werk zu einem Comic-Wettbewerb 
auf. Die Maler-Azubis hätten den 
„buntesten Job der Welt“ und 
könnten das mit ihren Wettbe-
werbsbeiträgen jetzt zeigen, so die 
Gewerkschaft. Die Comics sollen 
möglichst kreativ zeigen, welche 
Ausbildungsbedingungen die jun-
gen Nachwuchs-HandwerkerInnen 
sich in ihrem Beruf wünschen. Ins-
gesamt winken Geldpreise in Höhe 
von 1500 Euro.

Einsendeschluss für die Comics 
ist der 16. Oktober. Gezeigt werden 
die Beiträge dann bei der zentralen 
IG BAU-Veranstaltung zum bun-
desweiten „Tag des Malers“ am 7. 
November in Buxtehude, in dessen 
Rahmen auch die Siegerehrung 
stattfindet.   •
www.einblick.dgb.de/links

D G B  R e c h t s s c h u t z

Klageflut
Laut DGB Rechtsschutz GmbH 
gibt es einen massiven Anstieg der 
arbeitsrechtlichen Klagen gegen 
betriebsbedingte Kündigungen. 
Bereits Anfang 2009 meldete der 
Rechtsschutz, dass sich die Zahl 
der Kündigungsschutzverfahren 
vor den Arbeitsgerichten krisenbe-
dingt deutlich erhöht hat (einblick 
3/2009). Dieser Trend hat sich jetzt 
noch verstärkt. Im Vergleich zum 
Vorjahr stieg die Zahl entspre-
chender Fälle im ersten Halbjahr 
2009 um 77 Prozent. Dabei zeigen 
auch die Fallzahlen des Rechts-
schutzes, dass der Osten Deutsch-
lands weniger stark von der Krise 
betroffen ist: Während sich in 
Baden-Württemberg die Zahl der 
Kündigungsschutzklagen mehr als 
verdoppelte (plus 132 Prozent), 
stieg ihre Zahl in Berlin, Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpom-
mern „nur“ um 35 Prozent.   •

N G G

Videokanal 
gestartet
Jüngstes Mitglied der gewerk-
schaftlichen Videokanäle auf You-
Tube ist die älteste Gewerkschaft 
Deutschlands: Seit Juli ist auch die 
NGG mit einem Kanal auf dem In-
ternet-Videoportal präsent. Online 
sind bereits Videos von Demos und 
Mindestlohn-Aktionen sowie State-
ments des NGG-Vorsitzenden Franz-
Josef Möllenberg. Auch Mitglieder 
können sich beteiligen: Wer inte-
ressante Videos gewerkschaftlicher 
Aktionen hat, schickt sie per E-Mail 
an: holger.kloft@ngg.net   •
www.youtube.com/ngg1865

C l e a n  C l o t h e s

Wie man sich 
bettet
Die österreichische Clean Clothes 
Kampagne (CCK) hat eine Pro-
testaktion gegen die Arbeitsbe-
dingungen bei einem türkischen 
Zulieferer von IKEA gestartet. 
IKEA lässt in einer Fabrik in Denizli 
Bettwäsche produzieren, in der es 
bereits vier tödliche Arbeitsunfälle 
gegeben hat und gewerkschaftlich 

D G B - J u g e n d

Hochschule und 
Organizing
Die DGB-Jugend lädt vom 6. bis 
8. November alle Aktiven aus der 
gewerkschaftlichen Studierenden-
arbeit zum Vernetzungsworkshop 
des Projekts students@work nach 
Hattingen ein. Der Erfahrungsaus-
tausch über Beispiele guter Praxis 
aus den Hochschulinformations-
büros (HiBs) und den Campus Of-
fices steht dabei im Mittelpunkt. 
Außerdem werden mögliche neue 
Ansätze zur gewerkschaftlichen 
Ansprache von Studierenden an 
Hochschulen diskutiert. Ein Schwer-
punkt des Workshops: Organizing 
als flexible Kampagnen- und Ak-
tionsform. Eine Arbeitsgruppe mit 
VertreterInnen aus Gewerkschaften 
und DGB hat dazu bereits ein Kon-
zeptpapier entwickelt, das auf dem 
Workshop zur Diskussion steht.  •
Anmeldung: www.einblick.dgb.de/links

Die Otto-Brenner-Stiftung (OBS), 
Wissenschaftsstiftung der IG Me-
tall, hat in diesem Jahr zum fünften 
Mal den „Otto Brenner Preis für kri-
tischen Journalismus“ ausgeschrie-
ben – mit großer Resonanz: Die 
insgesamt 510 Bewerbungen be-
legten, „dass der noch junge Preis 
auf eine hohe Akzeptanz stößt“, so 
OBS-Geschäftsführer Jupp Legrand. 
Mit Preisgeldern in Höhe von 
45 000 Euro gehöre der Preis zu-
dem zu den höchst dotierten Jour-
nalistenpreisen in Deutschland.

Neben dem Otto-Brenner-Preis 
wird außerdem der „Otto Brenner 

Preis Spezial“ für die beste Analyse, 
den besten Leitartikel oder den be-
sten Kommentar vergeben – hinzu 
kommen ein Newcomer-Preis und 
drei Recherche-Stipendien.

Die Jury, der neben dem IG Me-
tall-Vorsitzenden Berthold Huber 
namhafte JournalistInnen wie So-
nia Mikich (WDR, Monitor) und He-
ribert Prantl (Süddeutsche Zeitung) 
angehören, hat jetzt bis November 
Zeit, ihre FavoritInnen zu küren. 
Die Preisverleihung findet dann im 
Rahmen der OBS-Jahrestagung am 
17. November in Berlin statt.   •
www.otto-brenner-preis.de

aktive MitarbeiterInnen entlassen 
werden. Über die CCK-Homepage 
können Protest-Mails an IKEA ver-
schickt werden. Unterstützer der 
CCK ist der Österreichische Ge-
werkschaftsbund (ÖGB).   •
www.cleanclothes.at

Die GdP bemängelt 
den jetzt statistisch 
belegten Personalab-

bau bei der Polizei. Seit 2000 
sind rund 10 000 Stellen bun-
desweit ersatzlos gestrichen 
worden – ein Minus von 3,4 
Prozent. Gleichzeitig sei die 
Belastung der PolizistInnen 
durch Terrorbekämpfung, 
Internetkriminalität und eine 
steigende Zahl von Großein-
sätzen gewachsen.

ver.di fordert mehr 
öffentliche Mittel für 
die schulische Bildung. 

Dazu müsse das Kooperations-
verbot zwischen Bund und 
Ländern, das in der ersten 
Föderalismusreform einge-
führt wurde, wieder abge-
schafft werden. Gleichzeitig 
müsse die Politik erklären, 
wie sie ein Mehr an Bildungs-
ausgaben fi nanzieren wolle.

Die IG BCE-Jugend hat 
die zentralen Forderun-
gen und Versprechen 

der Parteien zur Bundestags-
wahl in einer Wahlprogramm-
Synopse aus „Jugendsicht“ 
gegenübergestellt. Vergli-
chen werden die Bereiche 
Soziales, Gute Arbeit, Wirt-
schaftspolitik und Bildung. 
www.igbce-jugend.de

Die IG BAU begrüßt 
den Anstieg der 
Baugenehmigungen 

für öffentliche Nichtwohn-
gebäude im Vergleich zum 
Vorjahr (plus 30 Prozent). 
Dies spreche dafür, dass die 
Mittel aus dem Konjunktur-
paket in den Kommunen 
ankommen. So würden 
Arbeitsplätze gesichert und 
dem Investitionsstau bei der 
öffentlichen Infrastruktur 
entgegengewirkt.

kurz&bündig
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IG Metall 
verhandelt

Von Schaeffler über Daimler 

bis zu Opel: Die IG Metall 

setzt sich in einer Reihe 

Unternehmen ganz konkret 

für eine stärkere Beteili-

gung der Beschäftigten am 

Unternehmenskapital ein 

und führt darüber bereits 

teilweise Verhandlungen. 

„In der Krise bringen die 

Arbeitnehmer Opfer, dafür 

verlangen sie nun die 

Gegenleistung“, erklärt 

Berthold Huber, Erster 

Vorsitzender der IG Metall. 

Beschäftigte seien gute 

Aktionäre, weil sie am lang-

fristigen Unternehmenser-

folg interessiert sind.

Konzepte für eine stärkere 

materielle Arbeitnehmer-

beteiligung wurden bereits 

2006 und 2007 im Rahmen 

eines Teilprojektes der ge-

werkschaftlichen „Initiative 

Trendwende“ entwickelt 

und diskutiert.

einblick 15/09
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Die Krise ist längst nicht vorbei. Viele Unterneh-
men kämpfen ums Überleben. Die spektakulären 
Fälle sind bekannt. Doch über kleine und mittlere 
Betriebe wird wenig geschrieben. In vielen Bran-
chen sind die Aufträge massiv eingebrochen. Die 
30 DAX-Konzerne haben innerhalb eines Dreivier-
teljahres bereits 30 000 Arbeitsplätze abgebaut. 
Auch in Klein- und Mittelbetrieben wurde Personal 
reduziert. Zum Jahreswechsel wird es vermutlich die 
größte Entlassungswelle seit vielen Jahren geben. 
Dann reichen bisher bewährte Instrumente zur Kri-
senbewältigung nicht mehr aus. 

Klassische Antworten sind – neben Kurzarbeit – 
Verkauf von Betrieben oder Betriebsteilen, Auslage-
rung, Stilllegung, Insolvenz oder „Sanierung“ nach 
Heuschreckenart. Solche „Lösungen“ verbauen Ent-
wicklungsmöglichkeiten, vernichten und verhindern 
Wertschöpfung, demotivieren die Beschäftigten und 
verlagern die Kosten auf die Allgemeinheit. Phan-
tasielose „Restrukturierungspläne“ – sprich 
Personalabbau – stärken die Überlebensfä-
higkeit der Unternehmen nicht.

Die Liquidität vieler Unternehmen schmilzt wie 
Schnee in der Sonne. Für Unternehmen mit weni-
ger als 30 Prozent Eigenkapital wird es kritisch, mit 
weniger als 20 Prozent sind sie stark gefährdet. Ih-
re Abhängigkeit von Banken und Finanzinvestoren 
steigt. Höhere Verschuldung ist keine solide Lösung. 
Die richtige Alternative lautet: Liquidität und Eigen-
kapital stärken, gemeinsame Kräfte mobilisieren und 
mit innovativen Produkten mehr Umsatz machen.

Gewerkschaften und Betriebsräte waren immer 
wieder in Sanierungsfällen und Insolvenzen mit 
alternativen Konzepten erfolgreich. Doch viel zu 
oft sind die Beschäftigten die Opfer und Verlierer. 
Sie haben auf Lohn und Freizeit verzichtet – ohne 
Gegenleistung. Damit muss Schluss sein. Mana-
ger, Aufsichtsräte und Betriebsräte müssen über 
alternative Strategien und zusätzliche Instrumente 
verhandeln. Wie können Betriebe trotz sehr ge-
ringer Auslastung über einen längeren Zeitraum 
widerstandsfähig gemacht werden? Wie muss ein 
fairer Interessenausgleich zwischen Eigentümern, 
Managern, Zulieferfirmen und gegebenenfalls dem 

Die Krise verlangt den Beschäftigten viele Opfer 
ab. Wenn sie auf Lohn verzichten, um ein Unter-
nehmen zu retten, steht ihnen eine Gegenleistung 
zu, meint DGB-Vorstand Dietmar Hexel. Er plädiert 
dafür, die Beschäftigten in der Krise stärker an den 
Unternehmen zu beteiligen.

K r i s e n m a n a g e m e n t

Beteiligen statt opfern
Staat aussehen? Beschäftigte haben als dau-
erhafte Wertschöpfer ein hochgradiges In-
teresse an einer nachhaltigen Entwicklung 
der Unternehmen. Sie sind nicht nur stolz auf 
„ihren“ Betrieb und das bisher Erreichte. Für sie ist 
das Unternehmen eine auf viele Jahre angelegte, 
unverzichtbare Existenzgrundlage. 

Wie kann eine andere Art der Allianz zwischen 
Arbeitnehmern, Eigentümern, Sozialpartnern und 
Staat (die mit Kurzarbeit, Arbeitslosengeld und 
Bürgschaften im Boot sind) helfen, noch gesunde 
Unternehmen zu retten? Darüber wird diskutiert 
und gestritten. Die Beteiligung der Beleg-
schaften am Fremd- bzw. Eigenkapital kann 
ein zusätzliches Instrument zur Bewältigung 
der Krise sein. „Kollektives Belegschaftskapital“ 
soll Ertragskraft, Liquidität und Eigenkapital der 
Unternehmen stärken, Verzicht ohne Gegenleistung 
der Arbeitnehmer verhindern und heilsamen Einfluss 
auf die Kapitalseite ausüben. Dabei sollen die unter-
schiedlichen Rollen von Eigentümern, Managern und 
Arbeitnehmervertretern nicht aufgehoben werden. 
Wenn Beschäftigte sich als Sanierer engagieren, hat 
das Unternehmen die Verpflichtung, sie am Unter-
nehmen zu beteiligen. Ein faires Tauschgeschäft 
statt einseitigem Verzicht. Von einer späteren 
Wertsteigerung profitieren dann auch die Arbeitneh-
merInnen. Die Erfolge gehen nicht nur auf das Konto 
der Alteigentümer. Auch das ist nur fair.

Kollektives Belegschaftskapital ist kein Patent-
rezept. Es ist auch nur für bestimmte krisenge-
schüttelte Unternehmen geeignet. Klar ist auch: 
Beschäftigte können weder ohne Gegenleistung auf 
Einkommen verzichten noch unkalkulierbare Risiken 
eingehen. Doch im Falle einer Insolvenz tragen sie 
schon heute das Hauptrisiko, weil sie dann ihre Ar-
beit und Ihre Existenzgrundlage verlieren. Grund ge-
nug, Konzepte zu entwickeln und umzusetzen, wie 
Unternehmen überleben können. Gewerkschaften 
und DGB arbeiten an solchen pragmatischen Lö-
sungen, unabhängig von der Rechtsform eines 
Unternehmens. Aufgeklärte Eigentümer, Manager 
und Banken werden sich an diesem Prozess betei-
ligen. Unternehmenspolitik, Mitbestimmung 
und Mitbeteiligung müssen sich mutig neu 
justieren. Überlebensfähige Unternehmen der Zu-
kunft werden anders als heute aussehen und anders 
geführt werden. Bescheidenheit bei den Wachs-
tumsraten, qualitative Treiber, hohes Eigenkapital 
und eine stärkere Mitarbeiterbeteiligung werden 
das Bild bestimmen.   •

Dietmar Hexel, 59, 
seit 2002 Mitglied 
im Geschäftsfüh-
renden DGB-
Bundesvorstand, 
ist unter anderem 
für Mitbestimmung 
und Corporate 
Governance 
zuständig.
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„Früher als sonst nerven die schwarz-gelben 
Ungeheuer die Wähler. Nach der Wahl, sagen 
Experten, soll alles vorbei sein.“

Aus dem Vorspann eines Artikels der Tageszeitung taz vom 27. August, 
der unter der Überschrift „Schwarz-Gelb tut jetzt schon weh“ die dies-
jährige Wespenplage behandelt.

8

SELBSTSTÄNDIGE: Immer mehr Aufstocker

dieDGBgrafik

Immer mehr Selbstständige rutschen 
in Hartz IV ab. Seit 2007 hat sich die 
Zahl derer, die ihr Einkommen als 
Freiberufler bestreiten und neben der 
Erwerbstätigkeit auf ergänzendes 
ALG II zur Existenzsicherung angewie-
sen sind, mehr als verdoppelt. Über 
die Hälfte der „aufstockenden Selbst-
ständigen“ verdient monatlich weniger 
als 400 Euro. Diese Entwicklung sei 
„bedenklich“, heißt es aus der Bundes-
agentur für Arbeit. Hintergrund seien 
die „derzeit schlechten wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen“. ©

 D
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Zahl der selbstständig Erwerbstätigen mit aufstockender Grundsicherung nach dem Sozialgesetzbuch II 
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121 551

2009
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(Tausend)

Schlusspunkt●

personalien
••• Henrik Müller, 54, ist seit 
1. Juli stellvertretender Chefredak-
teur der ver.di-Mitgliederzeitung 
PUBLIK. Zuvor war Müller, der bereits 
seit mehr als 27 Jahren hauptbe-
ruflich für die Gewerkschaftspresse 
arbeitet, seit 1996 verantwortlicher 
Redakteur der ver.di-Branchenzei-
tung DRUCK+PAPIER.
••• Sabrina Klaus-Schelletter, 
30, bisher Jugendbildungsreferen-
tin bei der DGB-Jugend Mittel-
hessen, ist seit 15. Juli politische 
Referentin im Bereich Jugend des 
DGB-Bundesvorstandes und unter 
anderem zuständig für „Students 
at work“, Soli aktuell, die Home-
page der DGB-Jugend und Lobby-
arbeit.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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7.-11.9.  WSI-Sommerschule, 
„Einkommensverteilung in der Kri-
se“, Berlin

8./9.9.  IG BCE, Betriebsräte-
Workshop „Wachstumsbranche 
Photovoltaik“, Bebra

9.9.  DGB, Fachtagung 
„Verbraucher und Beschäftigte am 
Finanzmarkt schützen“, Berlin

9.9.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung/BayernForum, Gesprächsreihe 
„Erlebte Geschichte – Ein Leben mit 
Politik“ mit dem bayrischen DGB-
Bezirksvorsitzenden Fritz Schösser, 
München

9./10.9.  IG BCE BWS, Be-
triebsrätetagung „Eurobetriebsräte 
– Stärkung der Arbeitnehmerver-
tretung“, Bad Münder

9.-12.9.  GEW, 3. Wissen-
schaftskonferenz, Bad Wildbad

12.9.  ver.di, AK-Vorrats-
datenspeicherung u.a., Demonstra-
tion „Freiheit statt Angst – Stoppt 
den Überwachungswahn!“, Berlin

12.-20.9.  DGB-Bildungswerk, 
Studienreise nach Moldawien und 
Ostrumänien

13.-18.9.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „Vom Ende der DDR zum 
Aufbau Ost – Wie steht es heute 
um die deutsche Einheit?“, Leipzig

13.-18.9.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „Globale Ungleichheit – 
Hat die Politik vor Hunger, Seuchen 
und Armut kapituliert?“, Hattingen

13.-18.9.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „Google, Yahoo & Co – 
Informationen im Internet suchen 
und finden“, Hattingen

14.-17.9.  IG BAU, 20. Ordent-
licher Gewerkschaftstag, Berlin

15.9.  Internationaler Tag 
der Demokratie

15./16.9.  ver.di, Konferenz 
„Leistungsentgelt und Leistungs-
druck? Höchste Zeit für eine aktive, 
solidarische gewerkschaftliche Leis-
 tungspolitik!“, Berlin

17.9.  ver.di, Veranstaltungs-
reihe sicht.weisen „Was erwarten 
wir von den Parteien nach der Bun-
destagswahl 2009?“, Berlin

20.-25.9.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „Auto, Flugzeug, Bahn & 
Co: Sind Mobilität und Gütertrans-
port rund um die Welt umwelt-
verträglich zu haben?“, Pöcking/
Starnberger See

21.9.  ver.di, bundesweiter 
Aktionstag „Altenpflege in Bewegung“
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K ü n s t l i c h e B e f r u c h t u n g

Nicht Beihilfe-fähig

Ein Bundesbeamter hat keinenAnspruch auf Beihilfe zu Aufwen-
dungen für eine künstliche Befruchtung bei der Ehefrau, auch wenn
die als Landesbeamtin ebenfalls keine Beihilfe zu den Kosten bean-
spruchen kann und das Ehepaar diese mithin selbst zu tragen hat.

Der Fall: Der Bundesbeamte beantragte Beihilfe zu Arztrech-
nungen und Rezepten für eine künstliche Befruchtung. Dies lehnte
die Bundesrepublik Deutschland mit der Begründung ab, sie trete nur
bei Behandlungen am Körper ihres zur Beihilfe berechtigten Beam-
ten ein. Auch das Bundesland, bei dem die Ehefrau als Beamtin be-
schäftigt ist, versagte die Kostenerstattung, weil die ungewollte Kin-
derlosigkeit auf den Ehemann zurückzuführen sei. Mit seiner Klage
hatte der Bundesbeamte keinen Erfolg

Das Oberverwaltungsgericht: Es ist nicht zu beanstanden,
dass die Beihilfevorschriften des Bundes bei der Erstattung von Auf-
wendungen für eine künstliche Befruchtung nur eine körperbezoge-
ne Kostenerstattung regeln (ebenso wie die gesetzliche Krankenver-
sicherung). Dies hat zur Folge, dass Behandlungen bei der Ehefrau
des Bundesbeamten nicht erstattungsfähig sind. Erhält auch die Ehe-
frau von ihrem Beihilfeträger keine Leistungen,weil dieser dasVerur-
sacherprinzip anwendet, so besteht für den Bund keine Pflicht, diese
Lücke zu schließen.

E r s t a u s s t a t t u n g

Kann auch später beantragt werden
Auch nach vorherigem Verzicht auf die Anschaffung einer Woh-

nungseinrichtung kann ein Anspruch auf Leistungen für die Erstaus-
stattung derWohnung bestehen.

Der Fall: DerArbeitslose bezog im Dezember 2003 eine 42 Qua-
dratmeter großeWohnung. Zu diesem Zeitpunkt erhielt er Arbeitslo-
senhilfe, im Anschluss daran Hartz IV. Erst im November 2005 bean-
tragte er bei dem Grundsicherungsträger eine Erstausstattung für die
Wohnung (Küchen- undWohnzimmerschränke, ein Bett mit Latten-
rost und neuer Matratze, Fußbodenbelag sowie einen Schuh-
schrank/Garderobe für den Flur). Er begründete dies damit, dass er
2003 zunächst seine Schulden abbezahlt habe. Er habe damit ge-
rechnet, bald wieder Arbeit zu finden und auf eine Wohnungsein-
richtung verzichtet. Er nächtige auf einer 15 Jahre alten Matratze auf
dem Boden. Der Grundsicherungsträger lehnte den Anspruch auf ei-
ne Erstausstattung zunächst ab. Nach Klageerhebung und einer
Wohnungsbesichtigung erkannte er den Bedarf für eine Matratze an
und überwies zur Anschaffung 50 Euro. Hinsichtlich der weiteren
Wohnungseinrichtung gewährte er ein Darlehen in Höhe von 344
Euro wegen eines unabweisbaren Bedarfs. Leistungen für Teppich-
boden und Schuhschrank lehnte er ab. Die dagegen erhobene Klage
hatte, bis auf den Teppichboden, Erfolg.

Das Bundessozialgericht:Der Grundsicherungsträger ist in je-
dem Fall verpflichtet, die Leistungen für Erstausstattungen für die
Wohnung als Zuschuss (unter Umständen auch als Sachleistungen)
und nicht nur als Darlehen zu gewähren. Dem steht nicht entgegen,
dass der Kläger die Wohnung bereits im November 2003 bezogen
und damals auf den Erwerb von Einrichtungsgegenständen verzich-
tet hatte.

L o h n w u c h e r

Zwei Drittel des Tariflohns ist Wucher
Ein auffälliges Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleis-

tung im Sinne des Gesetzes liegt vor, wenn die Arbeitsvergütung
nicht einmal zwei Drittel eines in der betreffenden Branche undWirt-
schaftsregion üblicherweise gezahlten Tariflohns erreicht.

A r b e i t s r e c h t s r e g e l u n g e n d e r K i r c h e n

Keine längere Befristung als im Gesetz
Arbeitsrechtsregelungen der Kirchen sind keine Tarifverträge im

Sinne des Teilzeit- und Befristungsgesetzes. In ihnen kann also nicht
von der zweijährigen Befristungsdauer des Gesetzes zuungunsten
der Arbeitnehmer abgewichen werden.

G e w e r k s c h a f t s e i g e n s c h a f t

GNZB ist keine Gewerkschaft
Die Gewerkschaft der Neuen Brief- und Zustelldienste (GNBZ) ist

nicht tariffähig. Die von ihr abgeschlossenen Tarifverträge über Min-
destlöhne in der Brief- und Zustellbranche mit einem Mindestlohn
von 7,50 Euro für Briefzusteller sind Gefälligkeitstarifverträge.

A l t e r s d i s k r i m i n i e r u n g I

Altergrenze von 40 Jahren unwirksam
Eine Altersgrenze von 40 Jahren für Anstellungsverträge mit

Nachwuchswissenschaftlern stellt eine ungerechtfertigte Altersdis-
kriminierung dar.

A l t e r s d i s k r i m i n i e r u n g I I

Jüngere nicht bevorzugen
Die Begrenzung einer innerbetrieblichen Stellenausschreibung

auf Arbeitnehmer im ersten Berufsjahr kann eine nach dem Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz unzulässige mittelbare Benachtei-
ligung wegen des Alters sein. Denn Arbeitnehmer mit mehreren Be-
rufsjahren weisen typischerweise gegenüber Arbeitnehmern im er-
sten Berufsjahr ein höheres Lebensalter auf.

S o z i a l h i l f e

Schüler muss Fahrtkosten nicht zahlen
Ein Schüler, dessen Eltern Sozialhilfe erhalten, hat Anspruch auf

ein Darlehen zur Übernahme seiner Fahrtkosten.
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Zwei Drittel zu „schlechter Arbeit“ bereit
„Mehrheit der Hartz-IV-Empfänger 
würde nicht für Job umziehen“ 
meldeten Mitte September diverse 
Medien. Quelle für die Berichte 
war eine Studie des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) der Bundesagentur 
für Arbeit (BA). Tatsächlich ergab 
eine IAB-Befragung unter ALG-
II-EmpfängerInnen: „Nur“ knapp 
30 Prozent wären für eine neue 
Stelle zu einem Wohnortwechsel 
„auf jeden Fall“ oder „eher“ be-
reit – aber nur eine Minderheit (42 
Prozent der arbeitsuchenden ALG-
II-Empfänger) schließt einen Um-
zug kategorisch aus. Und bei allen 
anderen abgefragten Kategorien 
war eine Mehrheit der Leistungs-
empfängerInnen sogar zu teilweise 
drastischen Zugeständnissen bereit 
(siehe Grafik). Das „Fordern“ im 
Zuge der Hartz-Reformen fördert 
offenbar vor allem eines: schlech-
te Arbeit. Vier von fünf Befragten 
würden Arbeit unter ihrem Qua-
lifikationsniveau annehmen, und 
jeweils knapp zwei Drittel nehmen 
für eine Stelle lange Arbeitswege, 
ungünstige Arbeitszeiten und Bela-
stungen am Arbeitsplatz in Kauf.

den, von denen sie nicht leben 
können“, kritisiert DGB-Vorstand 
Annelie Buntenbach.

Dessen sind sich auch die Un-
ternehmen bewusst. Bereits vor 
zwei Jahren befragte das IAB Ar-
beitgeber zu den Hartz-Reformen 
und fand heraus: Viele Betriebe be-
obachteten schon damals bei Be-
werberInnen eine deutlich höhere 
„Konzessionsbereitschaft“. Genau 
diese Betriebe hätten „häufiger 
neue Arbeitsplätze für gering ent-
lohnte Tätigkeiten geschaffen“.

Damit im Zuge der Krise nicht 
noch mehr Menschen dem Druck 
des Hartz-Systems ausgesetzt wer-
den, fordert der DGB die befristete 
Einführung eines Überbrückungs-
gelds: Wer nach der Bezugsdauer 
von „Arbeitslosengeld I“ noch nicht 
wieder in Arbeit vermittelt werden 
konnte, soll dieses Überbrückungs-
geld für zusätzliche zwölf Monate 
erhalten. „Es ist schlimm genug, 
dass Beschäftigte wegen der Fi-
nanzmarktspekulationen arbeits-
los werden“, so Buntenbach. Jetzt 
müsse „alles dafür getan werden, 
dass ihnen Hartz IV erspart bleibt 
und sie schnell wieder Arbeit fin-
den. Dafür braucht es keinen künst-
lichen Druck.“   •

+  Beate Jessel, Präsiden-
tin des Bundesamts für 

Naturschutz, fordert, die 
Fischerei in Nord- und Ostsee 
„endlich effektiv zu regulie-
ren“. Laut EU-Kommission 
seien dort fast 90 Prozent  
der Bestände überfischt,  
ein Drittel sogar „unterhalb 
der kritischen biologischen 
Grenze“.

- In einem Weblog der 
Initiative Neue Soziale 

Marktwirtschaft (INSM) 
macht Frank Schäffler (FDP) 
deutlich, wie viel Regulierung 
der Finanzmärkte es mit 
seiner Partei geben würde: 
„Immer wenn der Staat in  
das Marktgeschehen direkt 
eingreift, schadet er mehr,  
als er nützt.“

plusminusBERLIN Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.parteigefluester.de
Die Einträge deutscher 

PolitikerInnen beim 
Kurznachrichtendienst 

„Twitter“ auf einen Blick

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

DGB-Aufruf zur 
Bundestagswahl am  

27. September

Die IAB-Studie zieht dennoch 
den Schluss: „Aktivierung ist auch 
in der Krise sinnvoll“ und erklärt, 
„im Rahmen der Aktivierung“ 
könne es auch um „ein stärkeres 
Drängen zur Annahme auch niedrig 
entlohnter Stellen gehen“. Dabei 
bewegen sich die Löhne, zu denen 
Arbeitsuchende bereit wären, eine 
Stelle anzunehmen, bereits jetzt 
laut IAB „überwiegend im Niedrig-
lohnsegment“ (siehe Grafik Seite 8).  
„Die verschärfte Zumutbarkeit für 
Arbeitslose hat auch dazu geführt, 
dass viele in Jobs gezwungen wer-
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*gewichtete Ergebnisse der zweiten Befragungswelle der PASS-Befragung 
2007/2008; die erste Befragungswelle 2006/2007 ergab jeweils leicht höhere 
Werte, ist aber mit den Werten der zweiten Befragung nur bedingt vergleichbar

Quelle: Institut für 
Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB)

Viele Zugeständnisse
Anteil der LeistungsempfängerInnen* nach dem Sozialgesetzbuch II, die bei der 
Arbeitssuche zu folgenden Zugeständnissen „auf jeden Fall“ oder „eher“ bereit 
wären (in Prozent)

81

63

62

61

46

28

Arbeit unter Qualifikationsniveau

Ungünstige Arbeitszeiten

Belastungen am Arbeitsplatz

Langer Arbeitsweg

Geringes Einkommen

Wohnortwechsel

Das Hartz-System drängt in Jobs 
mit schlechten Arbeitsbedin-
gungen.



2

16/09

Trotz leichter Verbesserungen 
liegt Deutschland mit seinem 
Bildungssystem im interna-
tionalen Vergleich weit zurück. 
Das zeigt der gerade erschienene 
Bildungsbericht 2009 der OECD. 
So gibt es in Deutschland deutlich 
weniger Hochschulabsolventen als 
in anderen Industrieländern, auch 
bei der Beteiligung an Weiterbil-
dung hinkt Deutschland hinterher. 
Der Anteil der öffentlichen und 
privaten Bildungsausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist 
nach den OECD-Berechnungen in 
Deutschland 2006 um 0,3 Prozent-
punkte auf 4,8 Prozent gesunken. 
Unter den Industrienationen 
gaben nur die Türkei, Russland, die 
Slowakei, Spanien und Irland einen 
geringeren Anteil ihres BIP für 
Bildung aus. Die OECD hat Deutsch-
land aufgefordert, trotz Krise mehr 
in Bildung zu investieren. „Während andere Staaten gezielt ins 
Bildungswesen investieren, fällt Deutschland weiter zurück.  
Deshalb brauchen wir eine neue Bildungsinitiative“,  
erklärte DGB-Vize Ingrid Sehrbrock.

POLITIK AKTUELL

R i e s t e r - R e n t e

Verstoß gegen 
EU-Recht
Der Europäische Gerichtshof (Eu-
GH) hat entschieden, dass einige 
Bestimmungen der Riester-Rente 
geändert werden müssen. Das 
Gerichtsurteil legt fest, dass so ge-
nannte GrenzarbeitnehmerInnen, 
die nicht in Deutschland steuer-
pflichtig sind, ebenfalls von den 
Zulagen profitieren müssten. Im 
Detail geht es um Personen, die in 
Deutschland arbeiten und dort in 

die Sozialversicherung einzahlen, 
aber im Ausland wohnen und dort 
ihre Einkommenssteuer zahlen. Das 
EuGH hält es außerdem für unzu-
lässig, dass gefördertes Kapital 
nur zur Anschaffung von Immo-
bilien in Deutschland verwendet 
werden darf. Ebenfalls nicht legal 
sei die Regelung, dass bei einem 
Umzug ins Ausland Altersvorsor-
gezulagen wieder zurückgezahlt 
werden müssten. Geklagt hatte 
die EU-Kommission.  Das Bundes-
finanzministerium kündigte an, die 
Vorgaben des Urteils „möglichst 
zeitnah“ umzusetzen.   •

M i n d e s t l o h n

7,50 Euro plus
Der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer hat sich für einen höheren als 
den bisher von DGB und Gewerk-
schaften geforderten Mindestlohn 
von 7,50 Euro ausgesprochen. Der 
DGB werde die Forderung nach 
7,50 Euro pro Stunde auf dem 
DGB-Bundeskongress im Mai 2010 
„deutlich nach oben schrauben“, 
kündigte Sommer an. Er halte zu-
dem einen „Prekariats-Zuschlag“ 
für Beschäftigte in der Zeitar-
beitsbranche nach französischem 
Vorbild für denkbar. Dort erhielten 
LeiharbeiterInnen „wegen ihrer be-
sonderen Arbeitssituation“ einen 
Lohnzuschlag von zehn Prozent, 
so Sommer.   •

N P D - V e r b o t

CSU zieht nach
Nach der SPD hat sich nun auch die  
CSU für ein neues Verbotsverfahren 
gegen die rechtsextremistische NPD 
ausgesprochen. Damit müssten sich 
für ein einheitliches Vorgehen der 
Bundesländer jetzt noch die CDU-
geführten Länder für einen solchen 
Schritt entscheiden. DGB-Vorstand 
Annelie Buntenbach begrüßte den 
Vorstoß von Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann (CSU), der ge-

E n t g e l t g l e i c h h e i t

Betriebsräte 
stärken
Der DGB-Bundesfrauenausschuss 
hat den von Bundesarbeitmini-
ster Olaf Scholz (SPD) vorgestell-
ten „Diskussionsentwurf“ für ein 
Gesetz zur Entgeltgleichheit von 
Frauen und Männern grundsätzlich 
begrüßt. Der Entwurf sieht vor, dass 
Betriebsräte und die Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes gemein-
sam ein Verfahren zur Durchsetzung 
gleicher Bezahlung gegen Arbeit- 
geber in Gang setzen können.

Der DGB-Bundesfrauenaus-
schuss will – wie Scholz – die 
Rechte der Betriebsräte in Fragen 
der Entgeltgleichheit stärken. Die-
se Rechte müssten jedoch auch für 
Personalvertretungen im Öffent-
lichen Dienst gelten. Grundsätzlich 
gingen die gewerkschaftlichen For-
derungen weit über den Entwurf 
hinaus, so die DGB-Frauen. „Wir 

brauchen dringend ein umfas-
sendes Gleichstellungsgesetz für 
die Privatwirtschaft“, erklärte die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Ingrid Sehrbrock.   •

genüber der Süddeutschen Zeitung 
erklärt hatte, man könne die NPD 
nicht „so lange machen lassen, bis  
die Bundesrepublik in Gefahr ist, 
dann haben wir den richtigen Zeit-
punkt für ein Verbot verpasst“. Bun- 
tenbach rief außerdem die CDU-
geführten Landesregierungen auf, 
„ihre Blockade gegen ein neues 
NPD -Verbotsverfahren endlich auf-
zugeben“. Das Verbot der NPD sei 
überfällig – deshalb müssten „alle 
an einem Strang ziehen und für 
eine sorgfältige Vorbereitung sor-
gen“, so Buntenbach weiter.   •

W a h l k a m p f

„Unzulässig 
vereinnahmt“
Der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer hat Veröffentlichungen in der 
aktuellen Ausgabe der SPD-Partei-
zeitung vorwärts als „unzulässige 
Vereinnahmung“ seiner Person kri-
tisiert. Der vorwärts hatte unter der  
Überschrift „Den Richtigen wäh-
len! Prominente Unterstützung für  
Frank-Walter Steinmeier und seinen 
Deutschlandplan“ Zitate und Fotos 
von 20 Prominenten abgedruckt.

Neben Michael Sommer werden 
auch der IG Metall-Vorsitzende 
Berthold Huber und der IG BCE-
Vorsitzende Hubertus Schmoldt 
gezeigt. Ein Einverständnis der drei 
Gewerkschafter zu dieser Veröffent-
lichung hatte es nicht gegeben.

Sommer wird mit dem Satz 
zitiert: „Wir sind uns einig, dass 
wir Schwarz-Gelb nicht wollen, 
weil Gelb als Katalysator für alles 
Neoliberale wirken würde.“ Sein – 
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Quelle: „Bildung auf einen Blick“, 
OECD-Bildungsstudie 2009

Bildungsausgaben: 
Deutschland abgeschlagen
Anteil von öffentlichen und privaten 
Ausgaben für Bildung am Brutto-
inlandsprodukt in ausgewählten 
OECD-Staaten 2006 (in Prozent)
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inhaltlich korrektes – Zitat sei als 
Warnung vor arbeitnehmerfeind-
lichen Tendenzen in FDP und Teilen 
der Union gemeint, aber „mitnich-
ten eine Wahlempfehlung für eine 
Partei oder einen Kandidaten“. 
Der DGB und der DGB-Vorsitzende 
„sind und bleiben parteipolitisch 
unabhängig“, betonte Sommer.

Auch IG BCE und IG Metall ha-
ben gegen die Veröffentlichung pro-
testiert. „Ich halte den Vorgang für  
eine nicht akzeptable Grenzüber-
schreitung und eine unzulässige  
Vereinnahmung“, erklärte Huber in  
einem Schreiben an den vorwärts. 
Weiter heißt es: „Wäre ich gefragt 
worden, hätte ich es abgelehnt.“

Es werde der Eindruck erweckt, 
die positive Bewertung von The-
sen aus dem Deutschland-Plan 
sei ein Wahlaufruf für die SPD, so 
der IG BCE-Vorsitzende Schmoldt.  
„Dieser Eindruck ist falsch.“ Die 
IG BCE bleibe dem Prinzip der Ein-
heitsgewerkschaft verpflichtet und 
rufe nicht zur Wahl einer bestimmten 
Partei oder Person auf.   •



3

Arbeit schaffen – 
weltweit!

Auch der diesjährige Welt-

tag für „Decent Work“, für 

menschenwürdige Arbeit, 

am 7. Oktober steht ganz 

im Zeichen der Folgen der 

weltweiten Wirtschafts- und 

Finanzkrise. Zum zweiten 

Mal ruft der Internationale 

Gewerkschaftsbund (IGB) 

seine Mitgliedsorganisati-

onen auf, sich an diesem 

Aktionstag zu beteiligen. 

Insgesamt vertritt der IGB 

die Interessen von rund 

170 Millionen Arbeitneh-

merInnen aus 157 Staaten.

„Die Wirtschaftskrise ge-

fährdet die Arbeitsplätze 

und die Zukunft von Men-

schen überall auf der Welt“, 

heißt es im IGB-Aufruf. Und 

weiter: „Jahrzehntelange 

Deregulierung und die 

Habgier und Exzesse einer 

kleinen Minderheit haben 

die Welt in die tiefste Re-

zession seit den 30er Jahren 

des letzten Jahrhunderts 

gestürzt. Im Mittelpunkt der 

Regierungsbemühungen um 

die Wiederankurbelung des 

Wirtschaftswachstums und 

den Aufbau einer neuen glo-

balen Wirtschaft, bei der es 

vorrangig um die Menschen 

geht, muss daher menschen-

würdige Arbeit stehen.“

Ein Schwerpunkt in Deutsch-

land werden Aktionen in 

Berlin anlässlich der Tagung 

der IGB-Exekutive vom 5. bis 

8. Oktober sein.

www.wddw.org
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Die Weltwirtschaft ist noch nicht 
über den Berg, das dicke Ende 
kommt noch – vor allem auf dem 
Arbeitsmarkt. Davon sind nicht nur 
die Gewerkschaften überzeugt. 
Die OECD rechnet im zweiten 
Halbjahr 2010 allein in den 30 
OECD-Mitgliedsländern trotz posi-
tiver Konjunktursignale mit über 57 
Millionen Arbeitslosen. Bereits im 
Juni lag die Arbeitslosigkeit in den 
OECD-Mitgliedsstaaten auf dem 
höchsten Stand seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Noch heftiger dürfte sich 
die Krise auf die Arbeitsmärkte in 
den Schwellen- und Entwicklungs-

ländern auswirken. Die interna-
tionalen Gewerkschaften gehen 
davon aus, dass in Folge der Kri-
se die Zahl der Working Poor, der 
Menschen, die von ihrer Arbeit 
nicht leben können, weltweit auf 
rund 1,4 Milliarden Menschen stei-
gen könnte.

Effektive Maßnahmen gegen 
die weltweite Beschäftigungskri-
se müssen deshalb aus Sicht der 
Gewerkschaften in Pittsburgh Pri-
orität haben (einblick 15/09). Das 
geht auch aus der jetzt vorgelegten 
Pittsburgh-Erklärung der Global 
Unions hervor. Erwartet wird, dass 

in Pittsburgh endlich konkrete 
Maßnahmen für eine Neuausrich-
tung der Weltwirtschaft beschlos-
sen werden. Eine Rückkehr zum 
„business as usual“ dürfe es nicht 
geben, betont Guy Ryder, der Ge-
neralsekretär des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes (IGB).

IGB und die Gewerkschaften der 
G20-Staaten wollen im Vorfeld und 
während des Gipfels jede Chance 
nutzen, ihre Positionen den führen-
den G20-PolitikerInnen darzulegen. 
So wird es auch in Pittsburgh wie-
der – wie in Washington und Lon-
don – einen Gipfel der Vorsitzenden 
der IGB-Gewerkschaften aus den 
G20-Ländern geben, an dem auch 
Michael Sommer teilnimmt.   •

?...nachgefragt

Die Finanzkrise hat gezeigt: Nachhaltiges Wirtschaf-
ten braucht klare faire Regeln. Diese Erkenntnis ist 
noch nicht so recht in der Weltbank angekommen. 
Obwohl das soziale Profil des Doing Business Reports 
2010, der Unternehmensansiedlungen global erleich-
tern soll, nach der harten Kritik der letzten Jahre mit 
einigen Pinselstrichen aufgehübscht wurde, ist die 
Substanz gleich geblieben: Deregulierung ist gut, 
gewerkschaftsfreie Entscheidungen sind förderlich, 
Arbeitnehmerrechte hinderlich, Sozialversicherungs-
beiträge sind wie Steuern – nämlich belastend, Min-
destlöhne sind in Ordnung, aber angedockt an die 
absolute Armutsgrenze. 
Die kleinen Anpassungen der Indikatoren ändern da-
ran nichts. Auch nicht die Erwähnung der ILO-Kern-
arbeitsnormen: Untersucht wird nur, ob die Norm zur 
Abschaffung der Kinderarbeit ratifiziert wurde, nicht 
deren Umsetzung. Die anderen Kernarbeitsnormen 
sollen später erfasst werden. Man darf gespannt 

sein, wie Autoren, die Gewerkschaften im Betrieb als 
eher Bürokratie fördernd sehen, die Übereinkommen 
87 und 98 bewerten.
Da überrascht es nicht, dass Deutschland, dem es ge-
lungen ist, unter anderem durch vernünftige Regu-
lierung und Respektierung der Arbeitnehmerrechte 
die Folgen der Finanzkrise abzufedern, in dem Kapitel 
„Employing Workers“ auf Platz 158 von 183 Ländern 
verwiesen wird. 
Und natürlich sind Kosten leichter als die Auswir-
kungen sozialen Friedens oder guter Qualifikationen 
auf Produktivität zu erfassen – insbesondere für die 
jetzigen Berater, deren Liste sich wie das Who is Who 
der internationalen Wirtschaftskanzleien liest. Dabei 
gibt es für diese Fragen ausgewiesene Experten: in 
der ILO, in den Universitäten und sogar in den Mini-
sterien. Die Weltbank wäre sehr gut beraten, sie in 
die Indikatorenentwicklung mit einzubeziehen. Der 
Glaubwürdigkeit des Berichts würde es dienen.

Anders als die Internationale Arbeitsorganisation ILO findet die Weltbank seit lan-
gem Gehör bei den Treffen der G20-Staaten. Gerade in der Krise ist ihre Rolle noch 
gewachsen – immer mehr Länder sind auf die Unterstützung der Weltbank angewie-
sen. Doch scheinbar hat die Weltbank aus der aktuellen Krise nichts gelernt. Das be-
legt die siebte Ausgabe ihres Reports „Doing Business“, der die Rahmenbedingungen 
für Unternehmen in 183 Staaten untersucht. Sein Fazit: je weniger Regulierung umso 
besser. Diese einseitige Ausrichtung des Reports kritisieren die Gewerkschaften seit 
langem. Aber nicht nur sie: Dr. Günther Horzetzky, Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales, über den „Doing Business Report 2010“.Fo

to
: B

M
A

S

Die Pittsburgh-Erklärung der Global Unions 
(in Englisch): www.einblick.dgb.de

G e w e r k s c h a f t s f o r d e r u n g e n  z u m  G  2 0 - G i p f e l

Maßnahmen gegen die Jobkrise
Am 24./25. September treffen sich die G20-Staaten im amerikanischen 
Pittsburgh zum nächsten Weltfinanzgipfel. Dabei darf es nicht nur 
um strengere Regeln für die Finanzmärkte gehen sondern auch um 
Maßnahmen gegen die weltweite Jobkrise, fordern die Gewerkschaften. 
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60 Jahre 
und mehr
Jede Menge Programm und (Ge-
werkschafts-)Politik gibt es Anfang 
Oktober rund um das Gründungs-
jubiläum des DGB. Der Festakt „60 
Jahre Deutscher Gewerkschafts-
bund“ findet am 5. Oktober im 
Konzerthaus am Berliner Gendar-
menmarkt statt. Die Festrede hält 
Bundespräsident Horst Köhler, 
für den Internationalen Gewerk-
schaftsbund (IGB) spricht IGB-
Präsidentin Sharan Burrow.

Im Anschluss an den Festakt 
lädt die Hans-Böckler-Stiftung 
(HBS) zu fünf internationalen Dis-
kussionsforen unter dem Motto 
„Perspektiven für eine globalisierte 
Welt – die Zukunft internationaler 
Solidarität“ ein. Themen sind unter 
anderem eine neue Verteilungspoli-
tik in Folge der Finanzkrise und eine 
bessere (Umwelt-)Politik gegen die 
Klimakrise. Die HBS freue sich, da-
zu „Vorsitzende und Generalsekre-
täre von Gewerkschaften aus aller 
Welt“ begrüßen zu können, heißt 
es in der Einladung – denn vom 5. 
bis 8. Oktober findet in Berlin auch 
das Exekutivtreffen des Internatio-
nalen Gewerkschaftsbundes statt: 
GewerkschafterInnen aus aller Welt 
können so mit ihren deutschen 
KollegInnen den 60. „Geburts-
tag“ des DGB begehen. Außerdem 

F a c h k o n f e r e n z

Datenkrake 
im Betrieb
ExpertInnen sind sich sicher – Lidl, 
Deutsche Bahn und Telekom sind 
nur die Spitze des Datenskandal-

D G B - J u g e n d

Ausbildung 
nach der Wahl
Der Mangel an Ausbildungsstellen 
in Deutschland ist gravierend. Aus 
diesem Grund stellt sich die Frage: 
Was planen CDU/CSU, SPD, FDP, 
Linkspartei und die Grünen in der 
kommenden Legislaturperiode, um 
die Ausbildungsmisere zu bekämp-
fen? Die DGB-Jugend hat sich die 
Wahlprogramme der Parteien an-
gesehen und die verschiedenen 
Positionen zur Ausbildung in einem 
Papier zusammengestellt.   •
Download: www.ausbildung-fuer-alle.de

Eisbergs. Nicht nur in manchen gro- 
ßen Konzernen bespitzeln Vorge-
setzte ihre MitarbeiterInnen, auch  
in kleinen und mittelständischen 
Firmen kann es sein, dass der Chef  
gerne mithört und -liest. Mit der 
Fachkonferenz „Eine neue Offensi-
ve – Datenschutz für Beschäftigte“  
wollen ver.di-Innotec und der ge-
meinnützige ver.di-Bildungsträger 
„ver.di b+b“ Betriebs- und Perso-
nalräte am 25. und 26. November 
in Würzburg für den täglichen Da-
tenschutzim Betrieb rüsten.   •
www.verdi-bub.de

PROJEKTE UND PARTNER

Aufsichtsrätin des Monats im September ist Gertrud Tippel-Kluth. 
Hauptberuflich ist sie bei der ver.di-Bundesverwaltung tätig, daneben 
engagiert sie sich in den Aufsichtsräten dreier Unternehmen, die seit 

dem vergangenen Jahr selten für positive 
Schlagzeilen sorgten: Tippel-Kluth vertritt 
die Arbeitnehmerseite in den Aufsichts-
gremien bei der Arcandor AG, sowie bei 
der Karstadt Warenhaus GmbH und der 
SinnLeffers GmbH. Erfahrene Aufsichtsräte 
könnten vor allem in Krisenzeiten die be-
triebliche Mitbestimmung auf allen Ebenen 

konstruktiv unterstützen, ist Tippel-Kluth überzeugt: „Mitbestimmung 
beschränkt sich nicht auf Sitzungen.“ Wie sie bei Arcandor und deren 
Töchtern vor und nach den Unternehmensinsolvenzen im Interesse 
der Beschäftigten Einfluss nehmen konnte, beschreibt Tippel-Kluth in 
unserem Fragebogen: www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats

„Mitbestimmung  
beschränkt sich nicht  
auf Sitzungen“

te im Minijob“ nach Soest ein. 
Schwerpunkt des „Minijob-Semi-
nars“: Welche besonderen Regeln, 
aber auch Ansprüche und Rechte –  
vom Urlaub bis zu Ansprüchen bei 
Krankheit – gelten für Minijob-
Beschäftigte?
www.region-hellweg-sauerland.dgb.de/
termine

••• Der DGB Sachsen lädt am  
24. September zum Wirtschafts-
politischen Gespräch „Schul-
denbremse und was nun? – Steu-
ersenkung + Schuldenbremse = 

Sozialabbau“ ein. Denn: Angesichts 
der im Wahlkampf einiger Parteien 
versprochenen Steuersenkungen 
stellt sich die Frage nach der Be-
deutung der Schuldenbremse für 
künftige Sozialpolitik aktueller 
denn je. Auf der Veranstaltung 
wird zunächst dargestellt, wie die 
Schuldenbremse im Detail funktio-
niert, anschließend wägen in einer 
Podiumsdiskussion VertreterInnen 
von SPD, Linkspartei, Grünen und 
FDP das Pro und Contra ab.
www.dgb-sachsen.de

••• Im europäischen Vergleich 
arbeiten Frauen in Deutschland 
überdurchschnittlich oft in Teilzeit-
verhältnissen. Seit einigen Jahren 
nehmen darüber hinaus die so 
genannten Minijobs zu – ebenfalls 
überdurchschnittlich oft bei weib-
lichen Beschäftigten. Die DGB-
Region Hellweg-Sauerland 
lädt daher gemeinsam mit dem 
DGB-Bildungswerk NRW und der 
Gleichstellungsstelle der Stadt 
Soest am 7. Oktober zur Frauen-
Infoveranstaltung „Ihre Rech-

interregio

werden die internationalen Gäste 
gemeinsam mit den deutschen Ge-
werkschaften am 7. Oktober den 
2. Welttag für menschenwürdige 
Arbeit, den „World Day for Decent 
Work“, mit Aktionen in Berlin be-
gehen (mehr: Seite 3).   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

B u c h

Schwarz-rote 
Bilanz
Fast klingt es, als sei nach der 
Bundestagswahl im September 
definitiv Schluss mit Schwarz-Rot, 
wenn Hans-Joachim Schabedoth in 
seinem aktuellen Buch eine „Bilanz 
der Großen Koalition“ zieht. Ob 
dem so sein wird, lässt sich aktuell 
aus kaum einer Umfrage eindeu-
tig herauslesen. Herauslesen lässt 
sich dafür aus Schabedoths Buch 
„Angela Merkel – Regieren mit 
SPD und Union“ eine sachliche 
Bestandsaufnahme der Regie-
rungs- und Koalitionsarbeit der 
vergangenen vier Jahre. Chronolo-
gisch analysiert Schabedoth, Leiter 
des Grundsatzbereichs beim DGB-
Bundesvorstand und selbst Bun-
destagskandidat für die SPD, die 
wichtigsten Wegmarken der Großen  
Koalition – und entdeckt neben 
kurzsichtiger Symbolpolitik und 
langfristig angelegten Projekten 
auch skurrile Anekdoten. Klar wird 
aber auch: Dass das Regieren in 

einer „großen“ Koalition einfacher 
wird als in einer „kleinen“, hat sich 
als Irrglaube erwiesen.

Hans Joachim Schabedoth: Angela Merkel 
– Regieren mit SPD und Union – Bilanz der 
Großen Koalition, Schüren Verlag 2009, 
152 Seiten, 14,90 Euro.
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Zukunft der 
Bundesagentur

Zentrale Institution, um ar-

beitslose Menschen wieder 

in den Arbeitsmarkt einzu-

gliedern, ist die Bundesa-

gentur für Arbeit (BA). Eine 

wichtige Frage lautet darum 

vor der Wahl: Was sehen die 

Programme der Parteien für 

die Zukunft der BA vor? 

Die Union möchte die Ver-

mittlungsleistung der BA 

weiter verbessern und ge-

währleisten, dass die Kom-

munen enger mit der BA 

zusammenarbeiten. Die SPD 

will die Zahl der Arbeitsver-

mittlerInnen aufstocken und 

eine verfassungskonforme 

Nachfolgeregelung für die 

Arbeitsgemeinschaften 

der BA und der Kommunen 

vorlegen. Die FDP möchte 

die BA ganz auflösen. Ziel 

ist ein Drei-Säulen-Modell 

aus Versicherungsagentur, 

kleinen überregionalen 

Arbeitsmarktagenturen und 

vielen kommunalen Arbeits-

agenturen, um mehr Wett-

bewerb zu schaffen. Die 

Grünen wollen eine „zügige 

Neuorganisation der Job-

center“ durch eine verfas-

sungsrechtliche Absicherung 

der ARGEn und der zugelas-

senen kommunalen Träger 

erreichen. Die Linke äußert 

sich im Wahlprogramm nicht 

konkret zur Zukunft der BA.

Im Internet

www.einblick.dgb.de
Langfassung des 

Wahlchecks zur 
Zukunft der Sozialen 

Sicherungssysteme 

W a h l c h e c k  I I I

Wie sozial soll Deutschland sein?
Für den DGB steht fest: Gerade in der Krise müssen die sozialen 
Sicherungssysteme solidarisch ausgebaut werden. einblick prüft im 
letzten Teil des Wahlcheck, was die Parteien in den Bereichen Rente, 
Kranken- und Arbeitslosenversicherung vorhaben.

DGB   Der DGB fordert, die Arbeitslosenversi-
cherung zu stabilisieren. Dazu gehören unter ande-
rem die Abschaffung des Eingliederungsbeitrags und 
die Wiedereinführung der Defizithaftung für den Bund. 
Außerdem ist der DGB gegen Kürzungen bei ALG I 
und ALG II und fordert die Anhebung der Regelsätze 
– insbesondere für Kinder – und mehr Qualifizierung 
für Arbeitslose. +++ Der DGB fordert, die Kranken-
versicherung zu einer Bürgerversicherung weiter-
zuentwickeln. Die Trennung zwischen Gesetzlicher 
Krankenversicherung (GKV) und Privater Kranken-
versicherung (PKV) soll aufgehoben, die GKV zu 100 
Prozent paritätisch finanziert werden. +++ Der DGB 
fordert, dass die Rente mit 67 im Jahr 2010 rückgängig 
gemacht wird. Die Gesetzliche Rentenversicherung 
soll zur Erwerbstätigenversicherung ausgebaut wer-
den. Außerdem will der DGB die Weiterführung einer 
geförderten Altersteilzeit und den erleichterten Zugang 
zu einer Erwerbsminderungsrente ohne Abschläge.

CDU/CSU   Arbeitslosenversicherung: Ziel 
für die Union bleibt „die Stabilisierung der Lohnzusatz-
kosten“. Den Sorgen „vieler Menschen“ will die Union 
begegnen, „indem wir marktgerechte Arbeitsplätze 
fördern statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren“. Hinzu-
verdienstregeln sollen neu geordnet werden. +++ In 
der Gesetzlichen Krankenversicherung sollen ver-
sicherungsfremde Leistungen steuerfinanziert bleiben. 
Neben der GKV soll die PKV als Voll- und Zusatzver-
sicherung erhalten bleiben. Die Zusammenarbeit von 
GKV und PKV soll erweitert werden. „Eine staatliche 
Einheitsversicherung lehnen wir ab.“ +++ CDU/CSU 
setzen bei der Rentenversicherung auf gesetzliche, 
private und betriebliche Vorsorge und erteilen einer 
Erwerbstätigenversicherung eine klare Absage. Die 
Rente mit 67 bleibt. Die steuerliche Förderung der 
privaten Vorsorge soll vereinfacht werden. 

SPD   Leitprinzip der SPD ist die Bürgersozialver-
sicherung. Die SPD will die Arbeitslosenversiche-
rung in eine Arbeitsversicherung umwandeln. ALG II-
Regelsätze sollen regelmäßig geprüft werden. Vermö-
gen, das der Altersvorsorge dient, wird nicht auf ALG 
II angerechnet.  +++ Die SPD will, dass der Beitrag 
zur gesetzlichen Krankenversicherung wieder pa-
ritätisch von Arbeitgebern und Beschäftigten getragen 
wird. Alle Einkommen sollen herangezogen werden. 
Der Risikoausgleich im Gesundheitsfonds soll weiter-

entwickelt und die private KV miteinbezogen werden. 
+++ Die Rentenversicherung soll zu einer Erwerbs-
tätigenversicherung werden. Die schrittweise Erhö-
hung des Renteneintrittsalters soll beibehalten, aber 
individuelle Bedürfnisse sollen besser berücksichtigt 
und Altersarmut verhindert werden. Die geförderte 
Altersteilzeit soll bis 2015 verlängert, eine Teilrente 
ab dem 60. Lebensjahr möglich werden.

FDP   In der Arbeitslosenversicherung soll das 
Versicherungsprinzip gestärkt werden. Die FDP lehnt 
die Staffelung der Bezugsdauer des ALG I nach voran-
gegangener Beschäftigungsdauer ab. +++ Kranken-
versicherung: Für die FDP gilt „Privat kommt vor dem 
Staat“. Es soll mehr Wettbewerb im Gesundheitssektor 
geschaffen werden. Die PKV soll gestärkt, der Gesund-
heitsfonds abgeschafft werden. +++ Rentenversi-
cherung: „Die FDP will die Alterssicherung stärker in 
Richtung privater Kapitaldeckung umbauen.“ 

Grüne   Arbeitslosenversicherung: Die Grü-
nen wollen eine Grundsicherung einführen. Die ALG 
II-Regelsätze sollen auf 420 Euro angehoben, Zumut-
barkeitsregeln entschärft, private Altersvorsorge besser 
geschützt und eine Kindergrundsicherung eingeführt 
werden. +++ Krankenversicherung: Die Grünen 
wollen eine Bürgerversicherung, in die alle einbezah-
len. Der Gesundheitsfonds soll abgewickelt werden.  
+++ Die gesetzliche Rentenversicherung soll 
weiterentwickelt werden. Eine solidarisch finanzierte 
Garantierente soll eingeführt werden. Eine abschlags-
freie Erwerbsminderungsrente soll ab 63 Jahren, eine 
Teilrente ab 60 Jahren möglich sein.

Die Linke   Arbeitslosenversicherung: 
Hartz IV soll mittelfristig abgeschafft und durch eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung ersetzt werden. Die 
Hartz IV-Sätze sollen auf 500 Euro angehoben, die 
Vermögensfreigrenze auf 20 000 Euro steigen und das 
Schonvermögen für die Altersvorsorge auf 700 Euro 
pro Lebensjahr angehoben werden. +++ Die Linke 
will die Gesetzliche Krankenversicherung zu einer 
Bürgerversicherung weiterentwickeln. +++ Die ge-
setzliche Rentenversicherung soll zu einer Erwerbs-
tätigenversicherung umgebaut werden. Die Rente mit 
67 soll abgeschafft, die Altersteilzeit verlängert und ein 
abschlagsfreier Zugang zur Erwerbsminderungsrente 
eröffnet werden.   •

einblick 16/09
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Auf die Straße
Desinteresse, Unwissenheit und ei-
ne unpolitische Grundhaltung wird 
der heutigen Jugend oft unterstellt. 
Eine Umfrage des Forsa-Instituts im 
Auftrag der DGB-Jugend zeigt das 
Gegenteil: 60 Prozent der jungen 
Menschen im Alter zwischen 16 
und 32 Jahren sind bereit, „für ih-
re Interessen auf die Straße zu ge-
hen.“ Dabei steht die Bereitschaft 
zum Protest in direktem Zusam-

menhang mit der Tatsache, dass 
sich 74 Prozent der Jugendlichen 
von Politik und Parteien nicht aus-
reichend vertreten fühlen.

Die Befragungsergebnisse zei-
gen zudem, dass die Zufriedenheit 
mit der persönlichen wirtschaft-
lichen Lage stark vom Bildungs-
grad abhängt. So sind 52 Prozent 
der geringer Qualifizierten unzu-
frieden mit ihrer aktuellen Situa-
tion – bei den Jugendlichen mit 
Abitur oder Studium sind es „nur“ 
26 Prozent.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

IG BAU, der Zen-
tralverband des Bau-
gewerbes (ZDB) und 

der Hauptverband der Deut-
schen Bauindustrie (HDB) 
haben sich zur „Initiative 
Wohnungsbau in Deutsch-
land“ zusammengetan. 

ver.di fordert von den 
KandidatInnen der 
Parteien zur Bundes-

tagswahl klare Bekenntnisse 
für eine Angleichung der 
ostdeutschen Renten an 
Westniveau. Den entspre-
chenden Aufruf eines 
Bündnisses aus ver.di, GEW, 
TRANSNET, GdP und Sozial-
verbänden haben bereits 
40 000 Menschen unterzeich-
net. Das sei nur ein Zwischen-
ergebnis, so ver.di.

kurz&bündig

Anzeige

erfahren. sicher. günstig.

Kennen Sie Ihre Versorgungslücke beim Eintritt in den Ruhestand ?  
Damit Sie ausreichend vorsorgen können, sollten Sie wissen, wie hoch Ihre Ansprüche sein werden.  
Wir berechnen Ihnen kostenlos und unverbindlich Ihre Pensionsan sprüche und erstellen Ihren 
persönlichen Vorsorgeplan. Rufen Sie uns an !

Bestimmen Sie Ihre Pension selbst !
Debeka-Hauptverwaltung

Ferdinand-Sauerbruch-Straße 18

56058 Koblenz

Telefon (02 61) 4 98-0

www.debeka.de

Lebensversicherungsverein a. G.

Bundesanstalt für Finanzdienstlei-
stungsaufsicht (BaFin) angesiedelt 
ist, sowie eine verpflichtende trans-
parente Verbraucherinformation zu 
allen Finanzprodukten. Außerdem 

müsse im Vertrieb die drastische 
Provisionsorientierung abgebaut 
werden, um den Renditedruck von 
den Beschäftigten der Branche zu 
nehmen.   •

F i n a n z p r o d u k t e

Schutz für Verbraucher und Beschäftigte

DGB-Vorstandsmitglied Claus Ma-
tecki hat mit Blick auf den Anleger-
schutz eine wesentlich strengere 
Regulierung von Finanzmarkt-
produkten gefordert. Außerdem 
müssten auch die Beschäftigten 
der Finanzbranche, die die Kunden 
letztlich beraten, vor einem zu ho-
hen Renditedruck geschützt wer-
den, erklärte Matecki Mitte Sep-
tember anlässlich der DGB-Tagung 
„Verbraucher und Beschäftigte am 
Finanzmarkt schützen“ in Berlin. 
Fehlender Verbraucherschutz und 
hohe Vertriebsvorgaben für die Mit-
arbeiter in der Finanzbranche hät-
ten „zu erheblichen Verwerfungen“ 
geführt, manche VerbraucherInnen 
müssten mit „Totalverlusten ihrer 
Spareinlagen“ rechnen.

Der DGB fordert deshalb einen 
„Finanzmarkt-TÜV“, der bei der 
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MEINUNG Kein Ausstieg 
aus dem Ausstieg
Im Atomkonsens hat die 

rot-grüne Bundesregierung 

im Jahr 2000 den sukzessi-

ven Ausstieg Deutschlands 

aus der Atomkraft mit den 

Betreibergesellschaften 

vertraglich geregelt. Auf 

Grundlage des Vertrags 

wurde 2002 das Atomgesetz 

novelliert.

Die große Koalition aus SPD 

und CDU/CSU konnte sich 

nicht auf eine einheitliche 

Position zur Kernenergie 

einigen. Im Koalitions-

vertrag von 2005 ist das 

Fortbestehen der von Rot-

Grün getroffenen Regelung 

vereinbart worden. 

Im Falle eines Wahlsieges 

bei der Bundestagswahl 

wollen CDU/CSU und FDP 

den Atomausstieg zur Dis-

position stellen. SPD, Grüne 

und die Linke stehen weiter 

zum Ausstieg.

Die DGB-Gewerkschaften 

tragen den Atomkonsens 

mit. Auf dem letzten DGB-

Kongress 2006 beschlossen 

sie: „Der DGB trägt die 

bisherigen Beschlüsse des 

Energiekonsenses zum lang-

fristigen Ausstieg aus der 

Kernenergie mit. Die End-

lagerung der radioaktiven 

Abfälle ist in nationaler 

Verantwortung von der 

Bundesregierung zusammen 

mit der Atomwirtschaft in 

dieser Legislaturperiode 

einer Lösung zuzuführen.“

Welchen Energiemix die 

Gewerkschaften für die Zu-

kunft wollen, hat der DGB-

Bundesvorstand im März in 

den „Energiepolitischen The-

sen des DGB“ festgehalten.

www.einblick.dgb.de
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➜Die Atommülldebatte und die Diskussion um ver-
längerte Laufzeiten der Atomkraftwerke bewegen in 
Niedersachsen viele Kolleginnen und Kollegen. Das 
gesellschaftliche Konfliktpotenzial ist ganz erheb-
lich. Zwei Drittel der Bevölkerung lehnen nach einer 
von Greenpeace in Auftrag gegebenen Umfrage ei-
ne Laufzeitverlängerung der 17 in Deutschland im 
Betrieb befindlichen Atomkraftwerke ab. Dennoch 
diskutieren CDU und FDP darüber, die Laufzeit der 
Atomkraftwerke zu verlängern. An den Börsen wer-
den schon wieder Wetten auf eine Renaissance der 
Atomenergie nach der Bundestagswahl am 27. Sep-
tember abgeschlossen. Die Atomlobbyisten ren-
nen der schwarz-gelben Politik die Türen ein. 
Sie wollen ihre Pfründe sichern und spielen dabei 
mit den Sicherheitsbedürfnissen der Menschen. Da-
gegen wehrt sich der „Niedersachsenaufruf gegen 
Atomkraft“, den wir zusammen mit Politikerinnen 
und Politikern initiiert haben.

Gleichzeitig versinkt Niedersachsen im Atommüll. 
Gorleben, Asse und Schacht Konrad sind genug. 
Kein Tag vergeht ohne neue Hiobsbotschaften. Die 
rund 126 000 Fässer mit schwach- und mittelradio-
aktiven Abfällen in der Asse drohen abzusaufen. 
Was für alle Zeiten sicher sein sollte, scheitert nach 
dreißig Jahren. Zeugen haben im parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss berichtet, dass dreimal 
mehr Plutonium in der Asse lagert als bisher von 
den Verantwortlichen angegeben. In tausenden Fäs-
sern lagern mindestens 28 statt neun Kilogramm 
Plutonium. Trotz nicht enden wollender Störfälle in 
deutschen Atomkraftwerken verweigert das nieder-
sächsische Umweltministerium eine Überprüfung 
der Atomaufsicht durch die Internationale-Atom-
energie-Organisation.

Ministerpräsident Christian Wulff hält am Endla-
gerstandort Gorleben fest, obwohl mittlerweile klar 
ist, dass die Erkundungen in Gorleben unter den 
CDU-Regierungen gegen den wissenschaftlichen 
Rat begonnen wurden. Die Risiken für die Bevölke-
rung scheint er dabei zu ignorieren. Niedersachsens 
Umweltminister Hans-Heinrich Sander (FDP) bietet 
auf dem Entsorgungsmarkt sogar weitere Atom-
müllstandorte in Niedersachsen an. 

Die Anti-Atom-Kundgebung in Berlin am 5. Sep-
tember hat eindrucksvoll gezeigt, dass die Men-

„Niedersachsen darf nicht länger das Atomklo der Republik sein“, fordert der nieder-
sächsische IG Metall-Bezirksleiter Hartmut Meine. Gemeinsam mit ver.di-Landesleiter 
Siegfried Sauer erklärt er, weshalb der Ausstieg aus der Atomkraft längst überfällig 
ist – nicht nur in Niedersachsen.

E n e r g i e p o l i t i k

Allianz gegen Atomkraft

schen die weitere Nutzung der Atomkraft ablehnen 
und eine andere Politik wollen. Der Ausstieg aus 
der Atomenergie und der Umstieg auf rege-
nerative Energien sind längst überfällig. Die 
Atomenergie ist eine rückwärtsgewandte und ver-
altete Technologie. Es bedarf eines Umdenkens und 
innovativer Ideen zur Stärkung der erneuerbaren 
Energien. Eine Verlängerung der Restlaufzeiten der 
Atomkraftwerke würde diesen Umstieg gefährden 
und den Kraftwerksbetreibern weitere Millionenge-
winne bescheren. Geld, das wesentlich sinnvoller in 
die Forschung und Entwicklung alternativer Energie-
gewinnung investiert werden könnte. 

Vor diesem Hintergrund haben wir als Gewerk-
schafter zusammen mit Politikern in Niedersachsen 
eine Allianz gegen Atomkraft initiiert. Ziel dieser 
Allianz ist es, zu verhindern, dass Niedersachsen zu 
einem schwarz-gelben Atommüllfass wird. Wenn 
die Politik die Interessen der Menschen 
ignoriert und zusätzlich nachfolgende Gene-
rationen gefährdet, müssen wir uns zur Wehr 
setzen. Alle Atomkraftgegner sind aufgefordert, 
sich an der „Unterschriftenaktion gegen Atom“ 
zu beteiligen. Ein breites Bündnis der Gesellschaft 
tritt dafür ein, dass am Atomausstieg nicht gerüttelt 
werden darf. GewerkschafterInnen, Betriebs- und 
Personalräte, PolitikerInnen, Kulturschaffende und 
SportlerInnen sind aufgerufen, sich an der laufenden 
Unterschriftenaktion zu beteiligen.   •

Hartmut Meine, 57, IG Metall-Bezirkslei-
ter Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, 
und Siegfried Sauer, 55, ver.di-Landes-
leiter Niedersachsen-Bremen, haben 
gemeinsam mit vier PolitikerInnen von 
SPD und Grünen Anfang September den 
„Niedersachsen-Aufruf gegen Atom-
kraft“ initiiert. 
www.niedersachsen-gegen-atomkraft.de
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„Mein Lieblings-Europa-Plakat war nach wie vor von der 
CDU: ‚Für eine soziale Marktwirtschaft, die menschlich ist.‘ 
Da dachte ich, dass die Verwirrung jetzt ihren Höhepunkt 
erreicht hat. Ich dachte immer, dass sei die Definition  
der sozialen Marktwirtschaft, dass sie menschlich ist.  
Und wenn man das extra betonen muss, ist das verdächtig.“

Michael Spreng, Journalist, Politikberater und Ex-Wahlkampfmanager von 
Edmund Stoiber, in der arte-TV-Sendung „Durch die Nacht mit…“ vom  
3. September über ein Plakat der CDU im Europawahlkampf
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ARBEITSSUCHE: Frauen würden für (noch) weniger arbeiten

dieDGBgrafik

Das Hartz-System hat den Druck auf 

viele Arbeitssuchende deutlich ver-

schärft. Ein Indiz: Laut Institut für  

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB) bewegen sich die Löhne, zu 

denen ALG-II-BezieherInnen bereit 

wären, eine Stelle anzunehmen, „über-

wiegend im Niedriglohnsegment“.  

Im Schnitt würden Hartz-IV-Empfänge-

rInnen für 6,29 Euro eine Stelle antre-

ten. Besonders starke Auswirkungen 

hat der Sanktionsdruck offenbar auf 

Frauen: Ihre „Schmerzgrenze“ liegt 

jeweils unter der der Männer. ©
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Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)

Netto-Stundenlohn, zu dem ALG-II-BezieherInnen bereit wären, eine (neue) Stelle anzunehmen (in Euro)

alle ALG-II-BezieherInnen
6,02

6,44

5,90
6,38

6,03
6,36

6,91
8,11

6,38
6,89

nicht erwerbstätige ALG-II-BezieherInnen
Frauen

aufstockende Mini-JobberInnen

„Aufstocker“ mit bis zu 30 Wochenstunden

„Aufstocker“ mit 30 und mehr Wochenstunden

Männer

Schlusspunktl

personalien
••• Susanne Hermen, 30, bisher 
bei der Deutschen Presse-Agentur 
(dpa) beschäftigt, zuvor unter 
anderem für die Deutsche Gesell-
schaft für Technische Zusammenar-
beit (GTZ) tätig, ist seit dem 15. Au-
gust Referentin für Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit beim Nord-
Süd-Netz des DGB-Bildungswerks 
in Düsseldorf.
••• Klaus Wiesehügel, 56, ist 
auf dem 20. Ordentlichen Gewerk-
schaftstag der IG Bauen-Agrar-
Umwelt (IG BAU) in Berlin mit 90,1 
Prozent der Stimmen als Vorsitzen-
der der IG BAU wieder gewählt 
worden. Wiesehügel hat dieses 
Amt seit 1995 inne. Ebenfalls im 
Amt bestätigt wurde Dietmar 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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21.9.  ver.di, bundesweiter  
Aktionstag „Altenpflege in Bewe-
gung“

24./25.9.  G20-Gipfel, Pitts-
burgh/USA

26.9.  DGB Hessen-Thü-
ringen, Bezirksfrauenkonferenz 
zum Gender-Index, Frankfurt/M.

27.9.  Bundestagswahl
27.9.  Landtagswahlen in  

Brandenburg und Schleswig-Holstein
28.-2.10.  Hans-Böckler-Stif-

tung und Friedrich-Ebert-Stiftung, 
5. Internationale Kasseler Sommer-
akademie zur Gestaltung der Welt-
wirtschaft, Hofgeismar/Landkreis 
Kassel

1./2.10.  H a n s - B ö c k l e r -
Stiftung, 5. HBS-Gleichstellungs- 

tagung „Wege zur Entgeltgleich-
heit“, Berlin

3.10.  Tag der Deutschen 
Einheit

5.10.  DGB, Festakt „60 
Jahre Deutscher Gewerkschafts-
bund“ mit Bundespräsident Horst 
Köhler, Berlin

5.10.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Internationales Diskussions-
forum „Perspektiven für eine glo-
balisierte Welt – die Zukunft inter-
nationaler Solidarität“, Berlin

5.-8.10.  I n te rna t iona le r 
Gewerkschaftsbund (IGB), IGB-
Exekutivtreffen, Berlin

7.10.  2. Welttag für men-
schenwürdige Arbeit (World Day 
for Decent Work)

Schäfers, 54, mit 88,1 Prozent 
als stellvertretender Vorsitzender 
sowie die Vorstandsmitglieder  
Bärbel Feltrini, 44 (72,5 %), 
Andreas Steppuhn, 47, (68,2 
%) und Frank Wynands, 57 
(88,1 %). Neu als stellvertretender 
Vorsitzender der IG BAU wurde mit 
83,6 Prozent Robert Feiger, 46, 
gewählt, der dem IG BAU-Vorstand 
seit 2007 angehört. Der bisherige 
Stellvertreter Hans-Joachim 
Wilms, 54, trat aus gesundheit-
lichen Gründen nach einer über 
14-jährigen Amtszeit nicht mehr 
zur Wahl an. Neu in den Vorstand 
wählten die Delegierten Harald 
Schaum, 50, Regionalleiter Hes-
sen der IG BAU, mit 72,5 Prozent.



U
R

T
E

I
L

E

U
R

T
E

I
L

EU R T E I L E U R T E I L E

F r e i w i l l i g e S o n d e r z a h l u n g e n

Gleichbehandlung ist zu beachten
Ist ein Arbeitgeber weder vertraglich noch aufgrund kollektiver

Regelungen zu Sonderzahlungen verpflichtet, kann er frei entschei-
den, ob und unter welchen Voraussetzungen er seinen Arbeitneh-
mern eine zusätzliche Leistung gewährt. Allerdings ist er an den ar-
beitsrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung gebunden. Er darf
einzelnen Arbeitnehmern nur aus sachlichen Kriterien eine Sonder-
zahlung vorenthalten. Stellt er sachfremd Arbeitnehmer schlechter,
können diese verlangen, wie die begünstigten Arbeitnehmer behan-
delt zu werden.

B e w e r b u n g s k o s t e n

Kostenerstattung auch für das Ausland
Arbeitslose können zur Beratung undVermittlung unterstützende

Leistungen von derAgentur fürArbeit erhalten. Zu diesen Leistungen
gehört auch die Kostenerstattung für die Fahrt zu einem Vorstel-
lungsgespräch in einem anderen EU-Mitgliedsstaat.

A r b e i t s s c h u t z

Anspruch auf rauchfreien Arbeitsplatz
Ist es durch Landesgesetz verboten, in Gaststätten Tabak zu rau-

chen und fällt ein dort beschäftigter Arbeitnehmer in den Schutzbe-
reich dieses Rauchverbots, kann er verlangen, auf einem tabak-
rauchfreien Arbeitsplatz beschäftigt zu werden.

S c h w e r b e h i n d e r u n g

Bewerber braucht fachliche Eignung
Wird ein schwer behinderter Bewerber im Bereich des öffentli-

chen Dienstes zu einem Vorstellungsgespräch nicht eingeladen, so
liegt keine Diskriminierung vor, wenn dem behinderten Bewerber of-
fensichtlich die fachliche Eignung fehlt. Das ist der Fall, wenn er über
keine beruflichen Erfahrungen verfügt, die nach dem Stellenprofil
Stellenanforderungsmerkmal waren

S o z i a l v e r s i c h e r u n g s b e i t r ä g e

Bei Schwarzarbeit sind nachzuzahlen
Bei einem illegal beschäftigten Arbeitnehmer gelten die vom Ar-

beitgeber geleisteten Zahlungen im Rahmen der Berechnung der
nachzufordernden Sozialversicherungsbeiträge als Nettoarbeitsent-
gelt. Ein illegales Beschäftigungsverhältnis liegt auch dann vor, wenn
der Arbeitgeber gegen gesetzliche Vorschriften verstößt, ohne dass
ihmVorsatz oder Fahrlässigkeit vorgeworfen werden können.

G e s e t z l i c h e U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Rodeln nicht unfallversichert
Die Verletzung eines Geschäftsführers bei einer Fahrt auf der Ro-

delbahn während einer Seminarwoche stellt keinenArbeitsunfall dar.
Der Fall: Der Geschäftsführer unternahm während einer Semi-

narwoche eine Bergwanderung mit einem Seminarteilnehmer. Die
beiden hatten Verschiedenes zu besprechen und wurden von Famili-
enangehörigen begleitet. Nach demAufstieg fuhr der Geschäftsfüh-
rer zusammen mit seiner Tochter mit dem Rodelschlitten zu Tal und
verletzte sich. Die Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung als
Arbeitsunfall ab. Die dagegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg.

Das Sozialgericht: Auf Fortbildungsveranstaltungen besteht
kein lückenloser Versicherungsschutz; in der Regel unversichert sind
höchstpersönliche Verrichtungen (wie z.B. Essen) oder eigenwirt-
schaftliche Tätigkeiten (wie z.B. Einkaufen). Selbst wenn man dem
Bergaufstieg des Geschäftsführers wegen etwaiger Fachgespräche
noch einen betrieblichen Schwerpunkt zuordnen könnte, hat jeden-
falls mit Beginn der Rodelfahrt, die er mit seiner Tochter - und nicht
mit dem anderen Seminarteilnehmer - unternommen hat, der Versi-
cherungsschutz geendet. Hätte der Geschäftsführer mit dem anderen
Seminarteilnehmer weiter wichtige Gespräche zu führen gehabt, hät-
te er mit diesem die Seilbahn benutzen können - und es wäre dann
auch nicht zu dem Unfall gekommen. Seine Behauptung, er befinde
sich „immer im Dienst“, ist unerheblich.

A r b e i t s l o s e n g e l d

Keine Sperre bei wichtigem Grund
Kündigt ein Arbeitnehmer ohne wichtigen Grund, erhält er Ar-

beitslosengeld erst nach einer Sperrzeit von 12Wochen. Ein wichti-
ger Grund für die Kündigung kann in der objektiven Überforderung
des Arbeitnehmers liegen.

Der Fall: Der 41-jährige Busfahrer kündigte das Arbeitsverhält-
nis bereits nach 2 ½Monaten und beantragteArbeitslosengeld.We-
gen der Kündigung stellte die Bundesagentur für Arbeit eine Sperr-
zeit von 12Wochen fest. Der arbeitslose Mann berief sich jedoch auf
die schlechten Arbeitsbedingungen. Er habe stets - auch am Wo-
chenende - erst spät amAbend erfahren, ob und wann er am nächs-
ten Tag arbeiten müsse. Um Überschreitungen der Lenkzeiten zu ver-
decken, habe er mit mehreren Fahrtenschreiberscheiben arbeiten
sollen. Der Lohn sei ihm nicht pünktlich ausbezahlt worden. Die ge-
gen die Sperrzeit gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Ob der Busfahrer die Lenk- und Ru-
hezeiten nicht einhalten konnte, ist nicht nachgewiesen. Dennoch:
Die objektive Überforderung durch die Arbeitsbedingungen ist ein
wichtiger Grund für seine Kündigung gewesen. Er hat wegen der Ar-
beitsbedingungen derart unter Druck gestanden, dass er den Anfor-
derungen nicht mehr gerecht werden konnte.Aufgrund der nicht vor-
hersehbaren Dienstzeiten hat der Busfahrer seine Freizeit nicht pla-
nen können. Darüber hinaus hat er nur wenig Zeit für die Vorberei-
tung der ineinander verschachtelten Busfahrten gehabt. Auch sind
die Fahrzeiten so knapp kalkuliert gewesen, dass er immer wieder
um Entlastung hat bitten müssen. Diese Bedingungen haben sich auf
seine Konzentration und damit auch auf die Verkehrssicherheit der
häufig mit Kindern und Jugendlichen besetzten Busse ausgewirkt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 19. Juni 2009 - L 7 AL 15/09

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 29. Juli 2009 - L 6 R 105/09

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 19. Mai 2009 - 9 AZR 241/08

Hessisches Landesarbeitsgericht,
Urteil vom 11. März 2009 - 2/1 Sa 554/08

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 5. August 2009 - 10 AZR 666/08

Sozialgericht Düsseldorf,
Urteil vom 4. August 2009 - S 6 U 82/06

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 16/09

blickeinein
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Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 18. Juni 2009 - L 9 AL 129/08
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Kein Fortschritt für gute Arbeit
Die Union wird mit ihrem erklärten 
Wunschpartner, der FDP, die künf-
tige Bundesregierung stellen. Vor 
einem möglichen „sozialen Eis-
sturm“ hat bereits kurz nach der 
Wahl der DGB-Vorsitzende Micha-
el Sommer gewarnt. Die Kanzlerin 
bemühte sich zu beschwichtigen: 
„Es muss sich niemand fürchten 
vor einem Eissturm, sondern wir 
werden eine ausgewogene Politik 
von wirtschaftlicher Vernunft und 
sozialer Balance machen.“

Selbst wenn der von vielen be-
fürchtete soziale Kahlschlag aus-
bleiben sollte: Verlierer der Bun-
destagswahl sind in jedem Fall die, 
die auf sozialen Fortschritt und ein 
Mehr an guter Arbeit angewiesen 
sind. Schwarz-Gelb mag den Status 
Quo erhalten, bei vielen Entschei-
dungen, die für die Bekämpfung 
von Niedriglöhnen und prekärer 
Beschäftigung nötig wären, wird 
es aber wohl kaum vorangehen. 
Denn auch wenn nach einer kurz 
vor der Wahl vom DGB veröffent-
lichten Umfrage 79 Prozent der 
Unions- und sogar 74 Prozent der 
FDP-WählerInnen für Mindest-
löhne sind, dürften wesentliche 
Fortschritte ausbleiben. Und auch 
für LeiharbeiterInnen ist eine Ver-
besserung ihrer Arbeits- und Ent-
geltbedingungen eher in die Ferne 
gerückt. Ein erster Test dafür, wie 
ernst die künftige Koalition soziale 
Fragen nimmt, könnte die gesetz-
lich vorgeschriebene Überprüfung 
der „Rente mit 67“ im kommenden 
Jahr sein – sowohl Union und FDP 
haben aber bereits erklärt, an der 
Anhebung des Renteneintrittsalters 
festhalten zu wollen.

Derweil sind vor allem die 
Wirtschaftsverbände fleißig dabei, 

solle in jedem Fall in 
Betrieben mit weniger 
als 20 Beschäftigten 
komplett gestrichen 
werden – so die DIHK-
Forderungen. Michael 

Fuchs vom CDU-Wirtschaftsflügel 
springt den Kündigungsschutzgeg-
nern bereits zur Seite: „Wir sehen 
beim Kündigungsschutz Reformbe-
darf.“ Ganz anders Bayerns Sozi-
alministerin Christine Haderthauer 
(CSU). „Wer gerade in der Krise im-
mer wieder das hohe Lied auf die 
soziale Marktwirtschaft gesungen 
hat, wird unglaubwürdig, wenn er 
ihre wichtigsten Errungenschaften 
jetzt in Frage stellt“, mahnte sie in 
Richtung CDU.   •

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.60-jahre-dgb.de
Die Jubiläumswebseite 

des DGB

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund
DGB-Bereich 

Arbeitsmarktpolitik: 
„Arbeitslosenversicherung 

wird ins Rekord-Defi zit 
getrieben“

Wunschlisten an die neue Regie-
rung zu formulieren. Während eini-
ge, wie BDA-Präsident Dieter Hundt, 
noch etwas verklausuliert „Ausga-
ben senkende Strukturreformen in 
allen Zweigen der Sozialversiche-
rung“ fordern, wird vor allem der 
Deutsche Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK) bei der Arbeits-
marktpolitik deutlich. Befristete Ein-
stellungen müssten künftig für vier, 
statt wie bisher für zwei Jahre mög-
lich sein und der Kündigungsschutz 

Bei den gewerkschaft-
lich organisierten Wäh-
lerInnen hat die SPD 
mit minus 13,7 Prozent 
noch stärker verloren 
als bei allen Wähle-
rInnen (11,2 Prozent). 
Alle anderen Parteien 
gewinnen bei Gewerk-
schafterInnen hinzu – 
am stärksten DIE LINKE, 
am wenigsten die 
Grünen.
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11,9 10,7 6,014,623,033,8

17,1 9,9 5,39,233,525,0

Gewerkschafter: Keine Mehrheit für Schwarz-Gelb
Zweitstimmen bei der Bundestagswahl 2009 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Bundestagswahl 2009 / Bundeswahlleiter

* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim, im Auftrag von einblick ©
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Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe 
Wahlen, Mannheim, im Auftrag von einblick

+2,9

-13,7

*Alle Arbeitnehmerorganisationen 
(neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
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Gewerkschafter: Zweistellige 
Verluste für die SPD
Zweitstimmen von Gewerkschaftsmitgliedern* – 
Veränderungen gegenüber 2005 (in Prozent)

+3,6
+5,2

+1,5
+0,5

Die SPD behauptet bei den gewerkschaftlich organisierten WählerInnen 
ihren „ersten Platz“ mit 33,5 Prozent, dahinter liegen die Union mit 25 und 
DIE LINKE mit knapp über 17 Prozent. Die Grünen liegen bei Gewerkschaf-
terInnen knapp, die FDP deutlich unter ihrem Gesamtergebnis.

Beilage dieser Ausgabe:

„60 JAHRE DGB“
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POLITIK AKTUELL
Bundestagswahl 2009: 
So haben GewerkschafterInnen gewählt

Im Rahmen ihrer Wahltags-
befragung am 27. September 
2009 hat die Mannheimer 
Forschungsgruppe Wahlen 
insgesamt 15591 WählerInnen 
interviewt. 15,4 Prozent der 
Befragten gehören Arbeitneh-
merorganisationen an.

Der Trend seit Agenda 2010 und 
Hartz-Reformen, dass die SPD bei 
gewerkschaftlich organisierten 
WählerInnen an Boden verliert, 
setzt sich auch bei der Bundes-
tagswahl 2009 fort. Das gilt für al-
le Berufsgruppen. Zwar schneidet 
die SPD bei ArbeiterInnen und An-
gestellten immer noch besser als 
die Union ab, sie musste aber noch 
einmal gegenüber 2005 große Ver-
luste hinnehmen (ArbeiterInnen: 
minus 16,1 %, Angestellte: minus 
10,7 %). 2002 hatten sich noch 
55,7 Prozent der gewerkschaftlich 
organisierten Angestellten und 
53,5 Prozent der ArbeiterInnen 
für die SPD entschieden. Bei den 
Beamten, die einer Gewerkschaft 
angehören, hat die Union die 
SPD überholt. Gegenüber 2005 
verloren die Sozialdemokraten 
in dieser Gruppe 13,5 Prozent-
punkte, die Union konnte um 6,9 
Prozentpunkte zulegen.

Anders als bei den Bundestags-
wahlen von 1998 bis 2005 lassen 
sich bei der Bundestagswahl 2009 
kaum geschlechtsspezifische Un-
terschiede im Wahlverhalten von 
gewerkschaftlich organisierten 
Männern und Frauen feststellen. 
Der Trend, dass Frauen, vor allem 
gewerkschaftlich organisierte, 
eher für Rot-Grün votieren, hat 
sich nicht fortgesetzt. Nur was 
die Wahl der Grünen betrifft, 
lassen sich noch signifikante 
Unterschiede feststellen. Die 
Gewerkschaftsfrauen haben mit 
12,9 Prozent wesentlich häufiger 
für die Grünen gestimmt als ihre 
Kollegen (8,2 %).

Bei den Landtagswahlen in Bran-
denburg bleiben die Sozialdemo-
kraten unter den Gewerkschafts-
mitgliedern mit 36 Prozent stärk-
ste politische Kraft. Gegenüber 

D G B - S t u d i e

Beamtinnen 
benachteiligt
Frauen im Staatsdienst verdie-
nen durchschnittlich fast 18,7 
Prozent weniger als ihre männ-
lichen Kollegen – das belegt eine 
Studie des DGB. „Öffentliche Ar-
beitgeber sollten als leuchtendes 
Vorbild vorangehen, wenn es um 
die Gleichstellung von Mann und 
Frau geht“, so die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock. 
Allerdings sei das Gegenteil der 
Fall. Verantwortlich sind unter an-
derem die hohe Teilzeitquote unter 
den weiblichen Beschäftigten und 
der geringe Anteil von Frauen in 
Spitzenpositionen. Der DGB fordert 
deshalb, auch Teilzeitkräften den 
beruflichen Aufstieg – auch in Füh-
rungspositionen – zu ermöglichen. 
„Führen in Teilzeit und im Tandem 
ist möglich, dafür gibt es genug  
Beispiele“, betonte Sehrbrock.   •

S c h u l d e n b r e m s e

Ausgebremst
Die unter der Großen Koalition be-
schlossene so genannte Schulden-
bremse wird die Landeshaushalte 
so stark beschränken, dass sie in 
den kommenden Jahren kaum noch 
handlungsfähig sein dürften. Das 
belegt jetzt eine Berechnung des 
Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) in der 
Hans-Böckler-Stiftung. Beispiels-
weise müsse Schleswig-Holstein 
zwischen 2010 und 2020 ein struk-
turelles Defizit von 1,4 bis knapp 
1,6 Milliarden Euro abbauen, wenn 
es die Regeln der Schuldenbrem-
se erfüllen möchte. Auch in NRW 
müsste bis 2020 ein Defizit von bis 
zu 5,2 Milliarden Euro abgebaut 
werden. Sofern das Bundesverfas-
sungsgericht die Schuldenbremse 
nicht noch verhindere, müssten 
eine großzügige Auslegung des 
Gesetzes und Steuererhöhungen 
die negativen Folgen verringern, 
so die IMK-Forscher.   •

SPD nur noch bei ArbeiterInnen und Angestellten vorn
Zweitstimmen von Berufstätigen bei der Bundestagswahl 2009 nach 
Berufstätigkeit und Gewerkschaftszugehörigkeit* (in Prozent)

ArbeiterInnen
Gewerkschaftsmitglied

kein Mitglied

Angestellte
Gewerkschaftsmitglied

kein Mitglied

Beamte
Gewerkschaftsmitglied

kein Mitglied

24,6 34,1 10,2 17,6 6,2 7,3

SPDCDU/CSU GrüneFDP Die Linke Andere

33,2 21,4 14,5 15,6 7,1 8,2

22,4 34,3 9,1 18,2 12,1 3,9 

35,2 21,6 15,5 10,4 11,8 5,5

34,1 29,8 8,6 11,2 14,8 1,5

37,2 23,6 12,9 5,8 15,4 5,1
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Kaum Unterschiede zwischen den Geschlechtern
Zweitstimmen von Gewerkschaftsmitgliedern* nach Geschlecht (in Prozent)

Frauen 32,525,3 12,98,1 16,9 4,3

35,224,8 8,29,8 16,5 5,5

SPDCDU/CSU GrüneFDP Die Linke Andere

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim, im Auftrag von einblick

Männer
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7,2 5,6 7,219,827,233,0

5 4 7173136

Brandenburg: SPD kann zulegen
Stimmenanteile bei der Landtagswahl in Brandenburg vom 27. September 2009 
(in Prozent)
Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2009 / Landeswahlleiter Brandenburg

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
 D

G
B 

ei
nb

lic
k 

17
/0

9

CDUDie Linke GrüneFDP Andere

12,4 6,0 5,54,314,925,431,5

13 9 56113620

Schleswig-Holstein: Keine Mehrheit für Schwarz-Gelb
Stimmenanteile bei der Landtagswahl in Schleswig-Holstein vom 27. September 
2009 (in Prozent)
Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2009 / Landeswahlleiterin Schleswig-Holstein

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim ©
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CDU Die Linke SSWGrüneFDP Andere

* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)

2004 konnte die SPD ihr Ergebnis 
in dieser Gruppe sogar um vier 
Prozentpunkte verbessern. Es 
folgt mit 31 Prozent die Partei Die 
Linke (gegenüber 2004 ein Minus 
von 4 Prozent).

Verluste für CDU und SPD, 
Gewinne für FDP, Linke und 
Grüne: Bei der Landtagswahl 

in Schleswig-Holstein liegt das 
Wahlverhalten der Gewerkschaf-
terInnen im Landestrend. Obwohl 
die SPD gegenüber der letzten 
Wahl 2005 insgesamt 17 Prozent-
punkte verlor, liegt sie mit einem 
Stimmenanteil von 36 Prozent in 
der Gunst der gewerkschaftlich 
organisierten WählerInnen immer 
noch vorn.
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So wurden sie 
gewählt

einblick stellt die wieder- 

oder neu gewählten Parla-

mentarier vor, die vor ihrer 

Abgeordnetentätigkeit 

gewerkschaftspolitisch 

aktiv waren – oder immer 

noch sind (in alphabetischer 

Reihenfolge):

Achim Barchmann, DGB-

Regionsvorsitzender Süd-

Ost-Niedersachsen, SPD, 

eingezogen über Landesliste 

Niedersachsen (als Direkt-

kandidat im Wahlkreis er-

reichte Erststimmen: 34,6%)

Doris Barnett, ehem. ÖTV- 

und DGB-Rechtsschutzsekre-

tärin (heute IG BCE), SPD, 

Landesliste Rheinland-Pfalz 

(WK 32,4%)

Klaus Barthel, ehem. ÖTV-

Gewerkschaftssekretär 

(heute ver.di), SPD, Landes-

liste Bayern (WK 15,8%)

Karin Binder, ehem. HBV-

Gewerkschaftssekretärin 

(heute ver.di), DIE LINKE, 

Landesliste Baden-Württem-

berg (WK 7,1%)

Klaus Brandner, ehem. 1. Be-

vollmächtigter der IG Metall 

Gütersloh, SPD, Landesliste 

NRW (WK 32,3%)

Willi Brase, DGB-Regionsvor-

sitzender Siegen-Wittgen-

stein-Olpe, SPD, Landesliste 

NRW (WK 39,1%)

Martin Burkert, TRANSNET-

Vorstandsmitglied, SPD, Lan-

desliste Bayern (WK 30,2%)

einblick 17/09

POLITIK AKTUELL

➜Tenor vieler Kommentare – auch 
aus den Gewerkschaften: Die SPD 
müsse sich inhaltlich neu ausrich-
ten. Der DGB-Vorsitzende von 
NRW, Guntram Schneider, fordert 
die Partei zur „sozialen Erneue-
rung“ auf. Dazu gehöre, dass die 
Agenda-Politik an zentralen Punk-
ten korrigiert würde. Schneider hat 
den Einzug in den Bundestag als 
SPD-Kandidat im Wahlkreis Biele-
feld knapp verpasst. Der DGB-Vor-
sitzende von Berlin-Brandenburg, 
Dieter Scholz, gab am Tag nach der 
Wahl Brandenburgs Ministerpräsi-
dent Matthias Platzeck (SPD) deut-
liche Signale für die anstehenden 
Koalitionsverhandlungen mit auf 
den Weg: „Wenn die SPD in Bran-
denburg gegen den Bundestrend 
Wahlen gewinnt, dann muss sie 
jetzt auch gegen den Bundestrend 
Politik machen.“

Gestärkt gehe aus der Bundes-
tagswahl die Christlich-Demokra-
tische Arbeitnehmerschaft (CDA) 
hervor, erklärte ihr Bundesvorsitzen-
der Karl-Josef Laumann (CDU). Der 
NRW-Arbeits- und Sozialminister 
befürchtet keinen sozialen Kahl-
schlag. Das Regierungsprogramm 
der Union sei aus Sicht der CDA ein 
gutes Programm. Deshalb gehe er 
davon aus, „dass auch der Koaliti-
onsvertrag in Ordnung sein wird“.

Der Kampf gegen die Rente mit 
67 und die Einführung eines flächen-
deckenden Mindestlohns sind für 
Alexander Ulrich, 2. Bevollmächtig-
ter der IG Metall Kaiserslautern und 
frisch gewählter Abgeordneter für 
DIE LINKE, weiterhin zwei der wich-
tigsten Themen auf Bundesebene. 
„Wir müssen uns dafür einsetzen, 
dass die Wirtschaftskrise nicht auf 
dem Rücken der Beschäftigten aus-
getragen wird“, so Ulrich. „Darum 

Gewerkschafter: Hohe Gewinne für die Union 
im Osten, geringe im Westen
Zweitstimmen von Gewerkschaftsmitgliedern* bei den Bundestagswahlen
1994, 1998, 2002, 2005 und 2009 in Ost und West (in Prozent)

Osten
1994

1998
35,531,2 4,42,9 24,1 1,9

SPDCDU/CSU GrüneFDP Die Linke/PDS Andere

40,421,8 3,81,8 23,7 8,5

* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften z. B. auch Beamtenbund) 
Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim, im Auftrag von einblick

46,020,7 3,84,5 20,1 4,92002

Westen
53,729,5 7,83,5 1,1 4,6

59,922,4 7,03,41,8 5,5

52,428,0 9,55,5 1,5 3,1

2005

2009

2009

1994

1998

2002

2005

34,517,8 5,36,0 30,3 6,1

23,427,1 5,07,6 32,1 4,8

50,123,0 9,15,4 8,0 4,4

36,024,3 11,09,5 13,8 5,4
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brauchen wir eine Zusammenarbeit 
von parlamentarischer und außer-
parlamentarischer Opposition – ins-
besondere mit den Gewerkschaf-
ten.“ „Ich verstehe mich als parla-

und SPD-MdB, hält neben der 
Bekämpfung der Finanz- und Wirt-
schaftskrise den „Erhalt und der 
Ausbau des Sozialstaates“ für ei-
ne Hauptaufgabe der kommenden 
vier Jahre.

Kurz vor der Wahl hatten in 
Niedersachsen Gewerkschafter ge-
meinsam mit PolitikerInnen von SPD 
und Grünen den „Niedersachsen-
Aufruf gegen Atomkraft“ initiiert 

mentarischer Arm der Gewerkschaf-
ten, weil die Angriffe von Schwarz-
Gelb auf Arbeitnehmerrechte zu-
nehmen werden“, sagt auch Ulrichs 
Fraktionskollege Klaus Ernst. „Die 
nächste große Auseinandersetzung 
wird die ‚Überprüfung’ der Rente 
mit 67 im nächsten Jahr sein.“

Willi Brase, DGB-Regionsvorsit-
zender Siegen-Wittgenstein-Olpe 

(einblick 16/2009). „Schwarz-Gelb 
meint es ernst mit dem Atom-Roll-
back und will Gorleben um jeden 
Preis als Endlager durchsetzen“, 
sagt Brigitte Pothmer, ver.di-Mitglied 
und wiedergewählte Grünen-Abge-
ordnete, die zu den InitiatorInnen 
des Aufrufs gehört. „Dagegen steht 
eine gesellschaftliche Mehrheit mit 
uns Grünen.“   •

SPD: Wenig Chancen bei jungen GewerkschafterInnen
Zweitstimmen von Gewerkschaftsmitgliedern* unter 30 Jahre bei der 
Bundestagswahl 2009 in Ost und West (in Prozent)

Osten 10,631,1 7,312,5 19,3 19,2

22,027,2 13,312,9 11,8 12,8

SPDCDU/CSU GrüneFDP Die Linke Andere

* Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften z. B. auch Beamtenbund) 
Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim, im Auftrag von einblick

Westen
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Von allen Altersgruppen schneidet die SPD bei GewerkschafterInnen 
unter 30 Jahren am schlechtesten ab. Im Osten Deutschlands landet sie 
bei jungen Gewerkschaftsmitgliedern sogar nur auf Platz 4. Die größte 
Zustimmung bei den Jüngeren erhielt in West und Ost die Union.

weiter auf Seite 5

S t i m m e n  z u r  W a h l

„Schwarz-Gelb meint es ernst“
Zwar hatten die Gewerkschaften keine Wahlempfehlung ausgespro-
chen, wohl aber eindringlich vor Schwarz-Gelb gewarnt. Jetzt wird 
genau diese Konstellation das Land regieren und die SPD landet 
unsanft in der Opposition. Wie geht es weiter? einblick hat 
Stimmen zur Wahl gesammelt.
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I m  I n t e r v i e w :  H u b e r t u s  S c h m o l d t ,  V o r s i t z e n d e r  d e r  I G  B C E

„Der DGB muss stärker werden“
Beim IG BCE-Gewerkschaftskon-
gress im Oktober tritt Hubertus 
Schmoldt nicht mehr für die Wahl 
zum Vorsitzenden an. Im einblick-
Interview zieht er eine erste Bilanz 
seiner Amtszeit.

■ Nach 13 Jahren als Gewerk-
schaftsvorsitzender trittst du nicht 
mehr an. Welche Bilanz ziehst du?
■ Die größte gesellschaftspoli-
tische Herausforderung für die 
Gewerkschaften war in dieser Zeit 
sicherlich die Vereinigung der bei-
den deutschen Staaten. Mit erleben 
zu müssen, wie in Folge dessen im 
Osten massiv Arbeitsplätze und 
damit die Hoffnung der Menschen 
weg gebrochen sind, war eine ganz 
dramatische Erfahrung. Zwar ist 
es uns gelungen, im industriellen 
Bereich Kerne zu erhalten, um die 
herum auch Neues entstanden ist. 
Aber vom Beschäftigungsniveau von 
1990 und den Jahren davor sind wir 
natürlich meilenweit entfernt. Diese 
Teilung des Landes ist noch lange 
nicht überwunden. 
■ Welches Resümee ziehst du orga-
nisationspolitisch?
■ Unsere Vorläuferorganisationen 
haben die Fusion bereits 1991 auf 
den Weg gebracht hat – lange vorm 
Zusammenschluss zur IG BCE 1997. 
Wir haben uns bewusst einen län-
geren Zeitraum genommen, um die 
Gründung dieser neuen Organisa-
tion vorzubereiten, damit am Ende 
auch eine neue Gewerkschaft mit 
einer neuen, eigenen Identität ent-
steht. Es sollte keine „Übernahmen“ 
geben, niemand sollte das Gefühl 
haben, an den Rand gedrängt wor-
den zu sein. Ich denke, das ist der 
neuen Organisation gelungen. 
■ Wie beurteilst du den Stand der 
DGB-Reform, die du ja auch vehe-
ment eingefordert hast?
■ Bei der Reform befinden uns 
noch auf der Zielgeraden. Wir haben 
uns mehr vorgenommen, als jetzt er-
reichbar ist. Das ist nicht zufrieden 
stellend, aber das ist auch eine Frage 

der Machbarkeiten. Entscheidend für 
die Strukturreform des DGB ist nun 
der nächste DGB-Kongress 2010, 
der angesichts einer schwarz-gelben 
Regierung natürlich auch noch ganz 
andere Sorgen und Aufgaben hat.
■ Wie sollte aus deiner Sicht der 
DGB der Zukunft aussehen?
■ Seit langem gibt es in den Ge-
werkschaften Diskussionen über 
die Rolle des DGB. Aus meiner Sicht 
muss der DGB als Dachverband deut-
lich gestärkt werden. Eine stärkere 
Rolle für den DGB bedeutet für die 

Mitgliedsgewerkschaften natürlich 
auch, darauf zu verzichten, in der 
Öffentlichkeit bei bestimmten ver-
abredeten Themenbereichen eigen-
ständige Positionen zu entwickeln. 
Das ist sicher nicht immer einfach. 
Aber wenn der DGB weiter erster 
Ansprechpartner bei übergreifenden 
Fragen für Politik und Öffentlichkeit 
sein soll, dann muss der DGB bei 
einigen Fragen originäre Antworten 
geben können. Natürlich haben wir 
inzwischen andere Gewichtungen im 
DGB, die schwierig zu händeln sind: 
Zunächst gibt es zwei ganz große 
Organisationen im DGB, und dann 
folgen mit großem Abstand weitere. 
Da muss man dafür Sorge tragen, 
dass die beiden großen Organisati-
onen im DGB nicht die kleinen über-
flügeln. Die Grundidee des DGB war 
mal, dass jede Organisation im DGB 
eine Stimme hat, unabhängig da-
von wie viele Mitglieder sie auf sich 
vereinigt. Dieser Prozess des Aus-
gleichs unterschiedlicher Gewichte 
und Positionen ist schwierig, aber 

Werner Dreibus, 1. Bevoll-

mächtigter der IG Metall 

Offenbach, DIE LINKE, Lan-

desliste Hessen (WK 6,9%)

Klaus Ernst, 1. Bevollmäch-

tigter der IG Metall Schwein-

furt, DIE LINKE, Landesliste 

Bayern (WK 10,4%)

Josip Juratovic, ehem. frei-

gestellter Betriebsrat bei 

AUDI, IG Metall, SPD, Lan-

desliste Baden-Württemberg 

(WK 25,1%)

Ute Kumpf, ehem. Bezirks-

sekretärin der IG Metall 

Baden-Württemberg sowie 

ehem. DGB-Kreisvorsitzende 

Calw, SPD, Landesliste Ba-

den-Württemberg (WK 26,3%)

Sabine Leidig, ehem. DGB-

Regionsvorsitzende Mittel-

baden, DIE LINKE, Landes-

liste Hessen (WK 6,8%)

Steffen Lemme, DGB-Lan-

desvorsitzender Thüringen 

sowie stellv. Bezirksvorsit-

zender Hessen-Thüringen, 

SPD, Landesliste Thüringen 

(WK 18,1%)

Ulla Lötzer, ehem. Gewerk-

schaftssekretärin ver.di 

Köln, DIE LINKE, Landesliste 

NRW (WK 8,6%)

Ullrich Meßmer, 1. Bevoll-

mächtigter der IG Metall 

Nordhessen, SPD, direkt ge-

wählt im Wahlkreis Waldeck 

mit 37,8%

Karin Roth, ehem. Vorsitzen-

de DGB-Bezirk Nordmark, 

SPD, Landesliste Baden-

Württemberg (WK 28,6%)

So wurden sie 
gewählt

wenn man will, bekommt man das 
auch hin.
■ Was sind die wichtigsten Heraus-
forderungen für die IG BCE in den 
nächsten Jahren?
■ Die gleichen, die auch für alle 
anderen Gewerkschaften gelten: 
Wir müssen unsere Mitgliederbasis 
verstärken, wir müssen Zugänge zu 
den Berufsgruppen finden, zu de-
nen wir bisher nur wenig Zugang 
hatten. Daran arbeiten wir mit un-
serem Zielgruppenansatz. Der ist 
mit Sicherheit richtig, aber auch der 

muss entwickelt und kann nicht von 
oben verordnet werden. Er muss in 
den Betrieben gelebt werden. Das 
heißt: Künftig muss es noch mehr 
darauf ankommen, Gewerkschafts-
arbeit in den Betrieben erlebbar zu 
machen. Dazu gehört beispielswei-
se auch, den Einzelnen – auch be-
fristete – Beteiligungsmöglichkeiten 
einzuräumen. Viele scheuen etwa 
davor zurück, dass sie sich, wenn 
sie in der Gewerkschaft mitarbeiten 
wollen, nach ihrer Ansicht gleich 
für vier Jahre in Gremien binden 
müssen. Viele unserer Organisati-
onsformen, die früher berechtigt 
waren, entsprechen nicht mehr den 
Anforderungen der Beschäftigten 
von heute. Wir müssen Beides 
schaffen: Strukturen, die allen, die 
sich längerfristig engagieren wollen, 
Möglichkeiten eröffnen. Zugleich 
müssen wir uns auch jenen öffnen, 
die sich nur kurzfristig, bei einzelnen 
Themen beteiligen wollen.   •

einblick 17/09

GEWERKSCHAFTEN
Fortsetzung von Seite 3

weiter auf Seite 7
Langfassung des Interviews: www.einblick.dgb.de

Unter dem Motto „vorwärts denken. verantwortlich 

handeln.“ findet vom 11. bis 16. Oktober 2009 in Han-

nover der 4. Ordentliche Gewerkschaftskongress der IG 

BCE statt. Der bisherige Vorsitzende Hubertus Schmoldt, 

64, (Foto) tritt nicht mehr zur Wahl an. Der gelernte Ma-

schinenschlosser, seit 1995 Vorsitzender der IG Papier-

Chemie-Keramik, ist seit der Gründung der IG Bergbau, 

Chemie, Energie ihr Vorsitzender. Als designierter Nach-

folger stellt sich IG BCE-Vorstand Michael Vassiliadis, 45, auf dem 

Gewerkschaftstag zur Wahl.   Mehr Infos: www.igbce.de

Fo
to

: I
G

 B
CE



6

17/09

GEWERKSCHAFTEN

B ü n d n i s  g e g e n  R e c h t s

Landtag dabei
Der Bayerische Landtag wird Mit-
glied im bayerischen „Bündnis für 
Toleranz – Demokratie und Men-
schenwürde schützen“, das kün-
digte die Landtagspräsidentin Bar-
bara Stamm (CSU) an. Sie stelle 
sich voll hinter die Ziele des Bünd-
nisses, so Stamm: Rechtsextremis-
mus, Antisemitismus und Rassismus 
bekämpfen und die Erziehung zu 
Demokratie und Achtung der Men-
schenwürde fördern. Das Bündnis 
gegen Rechts war 2005 unter 
Federführung des DGB gegründet 
worden. Anlass waren die jährlichen 
Aufmärsche von Nazis am Geburts-
ort des Hitler-Stellvertreters Rudolf 
Hess im bayerischen Wunsiedel, 

gegen die die AktivistInnen des 
Bündnisses mobil machten. Heute 
unterstützen die Mitglieder unter 
anderem die Projektstelle gegen 
Rechtsextremismus in Bad Alexan-
dersbad, vernetzen die Mitglieder 

und stellen Kontakte zu Initiativen 
und Kommunen her. Neben dem 
DGB sind 25 weitere Institutionen 
aus Politik, Wirtschaft, Kultur und 
Kirchen im Bündnis organisiert.   •
www.bayerisches-buendnis-fuer-toleranz.de

Die Chemie-Stiftung 
Sozialpartner-Aka-
demie (CSSA) hat 

Mitte September ihr erstes 
Kolloquium für Führungs-
kräfte und Betriebsräte ver-
anstaltet. Als gemeinsame 
Einrichtung der IG BCE und 
des Bundes-Arbeitgeberver-
bands Chemie (BAVC) soll die 
CSSA den „Wittenberg-Pro-
zess“ vertiefen. In dem 2007 
initiierten Prozess haben 
die Chemie-Sozialpartner 
gemeinsame Leitlinien für 
„verantwortliches Handeln 
in der sozialen Marktwirt-
schaft“ vereinbart.

Am 16. und 17. Okto-
ber fi ndet im Rahmen 
der Frankfurter Buch-

messe ein Bildungskongress 
statt. GEW-Mitglieder, die 
am Kongress teilnehmen, er-
halten als „Bildungsbonus“ 
eine Freikarte für den Besuch 
der Messe am 18. Oktober 
(Sonntag).

Anlässlich des Welt-
tourismustags (27. 
September) hat sich 

der NGG-Vorsitzende Franz-
Josef Möllenberg für einen 
nachhaltigen Tourismus 
ausgesprochen – auch mit 
fairer Entlohnung und guten 
Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten der Branche.

Die GdP hat erstmals 
auf einer Tagung 
einen „bundesweiten 

Erfahrungsaustausch“ der 
Gleichstellungsbeauftragten 
in der Polizei mit rund 100 
TeilnehmerInnen organisiert. 
GdP-Vorstand Elke Gündner-
Ede sagte, die GdP wolle 
auch bei der Polizei für die 
Durchsetzung des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsge-
setzes (AGG) streiten.

kurz&bündig
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schlecht klimatisierten Großraum-
büros und fehlenden Erholungs-
zeiten am Arbeitsplatz leiden.

Alleine in Berlin arbeiten nach 
Angaben des Senats 22 000 Men-
schen in rund 170 Call-Centern. Dem 
ver.di-Vorstoß für die Region Berlin-

Brandenburg kommt deshalb eine 
besondere Rolle zu. Gerade in den 
neuen Bundesländern und Berlin 
sind in den vergangenen 20 Jahren 
viele Call-Center mit öffentlichen 
Geldern gefördert worden.   •
www.einblick.dgb.de/links

v e r . d i 

Gütesiegel für 
Call-Center
Der ver.di-Landesbezirk Berlin-
Brandenburg fordert ein Gütesiegel 
für Call-Center, das die Vergabe von 
öffentlichen Fördergeldern an die 
Einhaltung von Qualitätskriterien 
knüpft. „Nur mit einem Gütesiegel 
kann man schlechte Arbeitsbedin-
gungen und dem Nichteinhalten 
von gesetzlichen Bestimmungen 
Einhalt gebieten“, erklärt Jürgen 
Stahl vom Fachbereich Besondere 
Dienstleistungen des Landesbe-
zirks. Dass das notwendig ist, bele-
gen verschiedene aktuelle Studien. 
Eine Umfrage von ver.di ergab, dass 
in Berlin und Brandenburg – einer 
Boom-Region für Call-Center – eine 
sehr hohe Unzufriedenheit unter 
den Beschäftigten herrscht. Die 
Hauptgründe: schlechte Arbeitsbe-
dingungen und wenig Geld. So ver-
dienen laut „Schwarzbuch Billig-
lohn“ des DGB Berlin-Brandenburg 
die MitarbeiterInnen in Call-Centern 
im Schnitt zwischen 5,11 Euro und 
6,14 Euro. Hinzu kommt laut DGB, 
dass viele Angestellte unter kurz-
fristig festgelegten Dienstplänen, 

F a c h t a g u n g

Arbeitsrecht in 
Bewegung
Das Arbeitsrecht verändert sich ste-
tig – Entscheidungen der Arbeitsge-
richtsbarkeit haben unmittelbaren 
Einfluss auf die aktuelle Rechtslage 
und die praktische Arbeit von be-
trieblichen Interessenvertretungen. 
Den Austausch von JuristInnen 
mit Betriebs- und Personalrä-
ten will „Arbeit und Leben e.V.“ 

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Stipendiaten 
ausgezeichnet
Die Hans-Böckler-Stiftung (HBS) 
hat zum zweiten Mal nach 2008 
einen Engagementpreis an fünf 
besonders aktive HBS-Stipendia-
tInnen vergeben. HBS-Geschäfts-
führer Wolfgang Jäger betonte 

Die Preisträger (von links): Elke 
Oestreicher, Adriana Lettrari, 
Johannes Klenk, Katja Urbatsch 
und Markus Schupp

deshalb auch in diesem Jahr mit der 
Fachkonferenz „Arbeitsrechtstag 
Rhein-Ruhr“ fördern. Im Fokus ste-
hen am 4. November in Essen die 
Themenbereiche Betriebsübergang, 
Sozialplangestaltung, fristlose Kün-
digungen bei geringwertigen Ver-
mögensdelikten (wie beim „Fall Emi-
ly“) sowie neue rechtliche Aspekte 
zur betrieblichen Mitbestimmung. 
Zu den ReferentInnen gehören 
Rechtsanwälte, Richter und Direk-
toren von Arbeitsgerichten.   •
Infos und Anmeldung: www.aulnrw.de

das besondere Engagement der 
PreisträgerInnen „für die Interes-
sen von ArbeitnehmerInnen und 
Arbeitnehmern in Gewerkschaften, 
an der Hochschule, in politischen 
und sozialen Initiativen“. Diese 
Bandbreite zeigt sich auch in den 
Projekten der Ausgezeichneten: 
So organisierte Stipendiat Mar-
kus Schupp beispielsweise einen 
Solifonds für einen mittellosen 
ausländischen Mitstudenten, Elke 
Oestreicher engagierte sich in meh-
reren Lehrforschungsprojekten an 
der Hochschule, Katja Urbatsch in-
itiierte das Internetportal arbeiter-
kind.de, das Kinder aus nichtaka-
demischen Familien zum Studium 
ermutigt. Adriana Lettrari startete 
das Projekt „EU in Progress“, und 
Johannes Klenk wurde für sein En-
gagement in der stiftungseigenen 
Bildungsarbeit ausgezeichnet.   •
www.einblick.dgb.de/links
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MEINUNG So wurden sie 
gewählt

Anton Schaaf, ehem. freige-

stellter Betriebsrat Mülhei-

mer Entsorgungsunterneh-

men, ver.di-Mitglied, SPD, 

direkt gewählt im Wahlkreis 

Mülheim-Essen I mit 41,4%

Michael Schlecht, Bereichs-

leiter Wirtschaftspolitik 

beim ver.di-Bundesvorstand, 

DIE LINKE, Landesliste Ba-

den-Württemberg (WK 9,5%)

Uwe Schummer, CDA-Bun-

desvorstand, Katholische 

Arbeitnehmer-Bewegung 

(KAB) sowie IG Metall, CDU, 

direkt gewählt im Wahlkreis 

Viersen (NRW) mit 48,9%

Franz Thönnes, ehem. 

Geschäftsführer IG Chemie-

Papier-Keramik Hamburg 

(heute IG BCE), SPD, Landes-

liste Schleswig-Holstein (WK 

30,6%)

Alexander Ulrich, 2. Bevoll-

mächtigter der IG Metall 

Kaiserslautern, DIE LINKE, 

Landesliste Rheinland-Pfalz 

(WK 13,9%)

Heinz Peter Wichtel, Be-

triebsratsvorsitzender und 

Aufsichtsratsmitglied der 

Fraport AG, CDU, direkt 

gewählt im Wahlkreis Offen-

bach mit 40,2%

Sabine Zimmermann, DGB-

Regionsvorsitzende Vogt-

land-Zwickau, DIE LINKE, Lan-

desliste Sachsen (WK 28,1%)

Willi Zylajew, CDA-Bun-

desvorstand, Katholische 

Arbeitnehmer-Bewegung 

(KAB) sowie IG BCE, CDU, 

direkt gewählt im Wahlkreis 

Erftkreis I mit 39,4%

einblick 17/09

Die Wählerinnen und Wähler haben entschieden. 
Union und FDP werden die künftige Bundesregie-
rung stellen. Wir als Gewerkschaften haben vor 
dieser Konstellation gewarnt. Natürlich respektieren 
wir dieses demokratische Wahlergebnis, wir werden 
aber nicht jede Politik akzeptieren. Die Union darf 
ihre Rolle als Volkspartei jetzt nicht aufge-
ben, sie ist auch von vielen Arbeitnehmerinnen 

Kooperation und Konflikt
„Kooperation wo möglich, Konflikt wo nötig“, be-

schreibt der Erste Vorsitzende der IG Metall, Berthold 
Huber, die Einstellung seiner Gewerkschaft gegenü-

ber der künftigen Regierung. „Beschäftigungssicherung 

und Stabilisierung der industriellen Wertschöpfungs-

kette, das bleibt auch für Schwarz-Gelb die Hauptauf-

gabe“, so Huber weiter. Wenn die Gewerkschaften 

Massenentlassungen verhindern müssten, „brauchen 

wir die Unterstützung der Politik“.

Das Wahlergebnis sei eine „Schwächung derjenigen 

Kräfte, die das Thema der sozialen Gerechtigkeit nach 

vorne geschoben haben“, meint der ver.di-Vorsitzende 

Frank Bsirske. Gleichzeitig würden durch die FDP 

„in der Union diejenigen bestärkt, die Themen wie 

Armutslöhnen und Ungleichbehandlung von Leiharbei-

tern gleichgültig gegenüberstehen“.

„In der Krisensituation war Schwarz-Gelb nicht meine 

Wunschkonstellation. Aber was die Wählerinnen und 

Wähler entschieden haben, ist zu respektieren“, erklärt 

die stellvertretende DGB-Vorsitzende Ingrid Sehr-
brock. „Wir nehmen die Kanzlerin beim Wort. Die 

CDU – so sagte sie – will ihre Mittefähigkeit ausbauen, 

ohne Wirtschaftskompetenz zu verlieren. Aus dieser 

Absichtserklärung muss jetzt Politik werden – mit 

Hand und Fuß.“

Der TRANSNET-Vorsitzende Alexander Kirchner 

warnt derweil vor einem „blinden Privatisierungskurs“ 

bei der Bahn. „Angesichts der Zustände auf den Finanz-

märkten kann so etwas auf absehbare Zeit nicht auf 

der Tagesordnung stehen“, so Kirchner.

Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer erklärt 
im einblick, was die Gewerkschaften von 
der künftigen Bundesregierung unter 
Bundeskanzlerin Angela Merkel erwarten 
und woran sie sie messen werden.

D G B  u n d  G e w e r k s c h a f t e n

„Nicht jede Politik akzeptieren“

und Arbeitnehmern gewählt worden. Sie ist aber 
mit Sicherheit nicht gewählt worden, um eine ar-
beitnehmerfeindliche und spekulantenfreundliche 
Politik zu machen. 

Ob sie zu einer arbeitnehmerfreundlichen Politik 
bereit ist, kann sie etwa bei den Mindestlöhnen zei-
gen: Auch wenn mit der FDP kein flächendeckender 
gesetzlicher Mindestlohn möglich ist, sollten weitere 
Branchenlösungen für Mindestentgelte vorangetrie-
ben werden. Auch bei der Überprüfung der „Rente 
mit 67“, die im kommenden Jahr ansteht, muss die 
künftige Bundesregierung Farbe bekennen. Denn 
wer ehrlich ist, muss sagen: Die Rente mit 67 ist 
nicht vertretbar und muss zurück genommen 
werden.

Es kommt jetzt darauf an, ob die Bundeskanzlerin 
Wort hält und die betriebene Politik des Ausgleichs 
mit und auch gegen die FDP fortsetzen kann. Dazu 
gehört auch, Arbeitsplätze zu sichern, Entlas-
sungen mit allen Mitteln zu verhindern und 
die Krisenlasten nicht auf die Beschäftigten 
abzuwälzen. Angela Merkel hat mir gegenüber in 
Sachen Arbeitnehmerrechten eindeutig erklärt, dass 
sie bei ihren bisherigen Positionen bleibt – ob beim 
Kündigungsschutz, bei der Mitbestimmung oder bei 
der Tarifautonomie. Daran werden wir sie messen. 
Sie muss die Neoliberalen und Marktradikalen in 
der FDP und in der eigenen Partei in ihre Schranken 
weisen. Wenn das nicht gelingt, dann werden die 
Zeiten für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und für die Gewerkschaften härter.

Die Gewerkschaften werden die Regierung au-
ßerdem nicht aus der Verantwortung lassen, wenn 
es darum geht, Lehren aus der weltweiten Finanz-
krise zu ziehen. Wir brauchen endlich eine wirksame 
Regulierung der Finanzmärkte.

Der DGB will mit der schwarz-gelben Regierung 
konstruktiv zusammenarbeiten. Wenn aber ein-
seitig Politik zu Lasten der sozial Schwachen 
und zu Lasten der Beschäftigten gemacht 
wird, werden wir uns zur Wehr setzen und 
Widerstand organisieren.   •

Michael Sommer, 57, 
ist seit 2002 
Vorsitzender 
des Deutschen 
Gewerkschafts-
bundes.
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Vertrieb durch PrintNetwork pn GmbH, Stralauer Platz 33-34, 10243 Berlin, PVSt, DPAG, Entg. bez., A 45918

„Wir Journalisten sollten die Tigerente ab heute 
zurück ins Kinderzimmer schicken. Die Zeiten sind 
ernst und deshalb schwarz-gelb.“

Sven Gössmann, Journalist der Rheinischen Post (Düsseldorf), am Wahl-
abend zum Begriff „Tigerentenkoalition“ als Bezeichnung für ein Bündnis 
aus CDU, CSU und FDP.

8

STIFTUNGSPROFESSUREN: Kampf um die Köpfe?

dieDGBgrafik

Während Wirtschaftsprofessuren nur 

rund zwölf Prozent aller deutschen 

ProfessorInnen-Stellen ausmachen, 

sind es bei den gestifteten Profes-

suren fast 34 Prozent. 80 Prozent der 

Stifter erwarten laut Institut der deut-

schen Wirtschaft Köln eine stärkere 

„Kooperation zwischen Wirtschaft und 

Wissenschaft“. Das privat gestiftete 

Geld kommt teilweise von Verbänden 

oder Einzelpersonen – in der Mehr-

heit (etwa zwei von drei Fällen) aber 

mittelbar oder unmittelbar aus der 

Wirtschaft und von Unternehmen. ©
 D

GB
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Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln 2009, Statistisches 
Bundesamt, Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft

  *nur hauptamtliche Stellen
**Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik

Anteil der Fachrichtungen unter allen Professuren* und unter Stiftungsprofessuren (in Prozent)

Alle Professuren Stiftungsprofessuren

11,9

41,6

21,1

8,5

33,7

35,8

11,3

10,6

13,4

3,5 4,6

4,0

Wirtschaftswissenschaften

MINT-Fächer**

Geistes- und Sozialwissenschaften

Medizin

Jura

Sonstige

Schlusspunktl

personalien
••• Elke Drewes, 47, zuvor 
zwölf Jahre Journalistin beim NDR-
Hörfunk, ist seit dem 15. Septem-
ber neue Pressesprecherin des DGB 
Hessen-Thüringen. Sie folgt Marita 
Eilrich, die in Ruhestand gegangen 
ist. Drewes war in der Frauenbewe-
gung aktiv. Künftig leitet sie beim 
DGB-Bezirk Hessen-Thüringen au-
ßerdem den Bereich Frauen- und 
Gleichstellungspolitik.

••• Dr. Katharina Erdmenger, 
37, beendet zum 1. Oktober ihre 
Tätigkeit als Leiterin des DGB-
Verbindungsbüros in Brüssel und 
wechselt als Referatsleiterin für 
Europäische Raumordnungspolitik 
zum Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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5.10.  DGB, Festveranstal-
tung „60 Jahre Deutscher Gewerk-
schaftsbund“ mit Bundespräsident 
Horst Köhler, Berlin

5.10.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Konferenz „Pers-
pektiven für eine globalisierte  
Welt – die Zukunft internationaler 
Solidarität“, Berlin

5.-8.10.  IGB, Exekutiv-Tref-
fen des Internationalen Gewerk-
schaftsbundes, Berlin

7.10.  Welttag für men-
schenwürdige Arbeit – World Day 
for Decent Work

7.10.  IGB, Vorstandssit-
zung des Internationalen Gewerk-
schaftsbundes, Berlin

7.10.  ver.di, Koordinie-

rungstreffen „Organizing Kampa-
gne im Studentenwerk“, Berlin

7.10.  v e r. d i - i n n o t e c , 
Workshop „Internetauftritte über 
ein CMS – Was können Content 
Management Systeme?“, Frankfurt 
am Main

8.10.  DGB-Bildungswerk 
und DGB Hamburg, Workshop „Die 
Verwaltung in Norddeutschland in-
terkulturell öffnen“, Hamburg

8./9.10.  ver.di-Landesbezirk 
Nord, Podiumsdiskussion „Ein un-
moralisches Angebot: Personal-
abbau bei steigenden Gewinnen 
– und die Allgemeinheit zahlt den 
Preis!“, Kiel

9.10.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Seminar „Migrationspolitik 

in Europa im Rahmen der Krise – 
Rahmenbedingungen und Heraus-
forderungen“, Berlin

9.10.  DGB, DGB-Jugend, 
ver.di, GEW Berlin, taz, „Praktikan- 
ten-Streik“, Berlin

11.-16.10.  IG BCE, 4. Ordent-
licher Gewerkschaftskongress, 
Hannover

12.-14.10.  euro-betriebsrat.de,  
Workshop für Europäische Betriebs- 
räte, Montabaur

14.-16.10.  ver.di , Seminar 
„PFIFF – Projekt für Frauen in  
Führungsfunktionen“, Berlin

15./16.10.  Hans-Böckler-Stif- 
tung, Veranstaltung „Neue Erwerbs- 
arbeit – altes Arbeitsrecht? Form und  
Reichweite des Strukturwandels im 
Arbeitsrecht“, Erfurt
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H a r t z I V

Vertrauensschutz bei Überzahlung
Ist für Hartz-IV-Empfänger anhand der Bewilligungsbescheide

nicht ohne weiteres erkennbar, dass die Grundsicherungsbehörde
Einkommen unzureichend angerechnet hat, darf die Behörde Über-
zahlungen für zurückliegende Zeiträume nicht zurückverlangen.

Der Fall: Die Arbeitsgemeinschaft (ARGE) verlangte von der
dreiköpfigen Familie die Erstattung von 2314,- Euro. DieARGE hatte
über einen Zeitraum von zwei Jahren mehrere Neuberechnungsbe-
scheide erlassen. In diesem Zusammenhang vergaß der Sachbear-
beiter, das Kindergeld der Tochter durchgehend anzurechnen. Auf
die Klage wurden die Erstattungsbescheide der ARGE aufgehoben.

Das Sozialgericht: Das Kindergeld ist zwar als Einkommen auf
den Leistungsanspruch der Tochter anzurechnen. Der Rücknahme
der Bewilligungsbescheide steht jedoch einVertrauensschutz der Fa-
milie entgegen; denn diese hat die Leistungen für den eigenen Le-
bensunterhalt verbraucht. Die Eltern haben die erforderliche Sorgfalt
nicht in besonders schwerem Maße verletzt, so dass ihre Unkenntnis
von der Überzahlung nicht auf grober Fahrlässigkeit beruht. Sie ha-
ben davon ausgehen dürfen, dass die Behörde ihre Angaben zum
Kindergeld vollständig berücksichtigt.Wegen der komplizierten Ge-
staltung der Bewilligungsbescheide und der schwankenden Leis-
tungshöhe auf Grund der Anrechnung wechselnder Erwerbseinkom-
men ist die fehlerhafte Berechnung der Leistungen für einen juristi-
schen Laien nicht augenfällig gewesen.

G e s e t z l i c h e U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Katzenbiss ist Arbeitsunfall
Die Mitarbeiterin einer Tierarztklinik, die während der Behand-

lung eines Tieres verletzt worden ist, kann von demArbeitgeber kein
Schmerzensgeld verlangen.

Der Fall: Die Hilfstierpflegerin wurde von einem Kater in die lin-
ke Hand gebissen. Eine Infektion verkomplizierte den Heilungspro-
zess. Sie leidet immer noch unter den Folgen und verlangte von
ihremArbeitgeber die Zahlung von Schmerzensgeld.

Das Landesarbeitsgericht: Die Hilfstierpflegerin kann kein
Schmerzensgeld von ihrem Arbeitgeber verlangen. Nach dem Ge-
setzt steht dem geschädigten Arbeitnehmer nur dann ein Schadens-
ersatzanspruch gegen den Arbeitgeber zu, wenn der den Schaden
vorsätzlich herbeigeführt hat. Grund der Regelung ist, dass an die
Stelle der privatrechtlichen Haftung des Arbeitgebers bei Arbeitsun-
fällen die sozialversicherungsrechtliche Gesamthaftung der Berufs-
genossenschaft tritt. Dadurch steht dem Geschädigten ein solventer
Anspruchsverpflichteter zurVerfügung.Auch wenn anzuerkennen ist,
dass sich die Mitarbeiterin in einer schwierigen persönlichen Situati-
on befindet, ist nicht zu erkennen, dass der Arbeitgeber mit beding-
tem Vorsatz gehandelt hat, als er ihr die Anweisung gab, den wider-
spenstigen Kater zu fangen. DerArbeitgeber musste zwar davon aus-
gehen, dass es beim Fangen eines renitenten Tieres in einer Tierklinik
zu Verletzungen kommen kann. Er hat aber nicht billigend in Kauf
genommen, dass sich die Mitarbeiterin in derartigerWeise verletzen
und einen solchen Schaden davontragen würde.

R a u c h e r p a u s e n

Ausstempeln nicht vergessen
Wer trotz Abmahnung wiederholt Pausen im betrieblichen Rau-

cherraum verbringt, ohne die vorgeschriebene Zeiterfassung zu be-
dienen, riskiert die fristlose Kündigung.

K l a g e f r i s t

Schuldhafte Versäumung ist irreparabel
Wer seinen Briefkasten nicht mit seinem Namen kenntlich macht

mit der Folge, dass er nicht rechtzeitig Klage erhebt, hat die Frist
schuldhaft versäumt.Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wird in
diesem Fall nicht gewährt; denn diese setzt voraus, dass jemand oh-
ne Verschulden verhindert gewesen ist, eine gesetzliche Verfahrens-
frist einzuhalten.

K ü n d i g u n g

Kündigungsgrund Zuspätkommen
Kommt ein Arbeitnehmer ständig zu spät zur Arbeit, muss er mit

seiner Entlassung rechnen. Nicht immer hilft ein ärztliches Gut-

achten, wonach man wegen einer psychischen Störung nicht in

Lage ist, den Zeitpunkt des Arbeitsantritts selbst frei zu bestim-

men.

A u s b i l d u n g s k o s t e n

Rückzahlung unter Voraussetzungen
Wird in einem Arbeitsvertrag vereinbart, dass der Arbeitnehmer

verpflichtet ist, Aus- und Fortbildungskosten dem Arbeitgeber
zurückzuzahlen, so ist diese Vereinbarung nur unter der Vorausset-
zung gültig, dass die Ausbildung von geldwertem Vorteil für den Ar-
beitnehmer ist und dieser nicht unangemessen lange an dasArbeits-
verhältnis gebunden wird. Ist eine zu lange Bindungsdauer verein-
bart, führt dies grundsätzlich zur Unwirksamkeit der Rückzahlungs-
klausel insgesamt; ein Rückzahlungsanspruch besteht nicht.

W e r b u n g s k o s t e n

Auch bei Erststudium abzuziehen
Aufwendungen für ein so genanntes Erststudium nach abge-

schlossener Berufsausbildung können als Werbungskosten abgezo-
gen werden. Sie sind keine Kosten der Berufsausbildung.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Sozialgericht Dortmund,
Urteil vom 22. Juli 2009 - S 28 AS 228/08

Hessisches Landesarbeitgericht,
Urteil vom 14. Juli 2009 - 13 Sa 2141/08

Thüringer Landesarbeitsgericht,
Urteil vom 11. Juni 2009 - 3 Sa 22/07

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 15. September 2009 - 3 AZR 173/08

Arbeitsgericht Duisburg,
Urteil vom 14. September 2009 – 3 Ca 1336/09

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 26. Februar 2009 - L 6 SO 78/07

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 17/09
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Bundesfinanzhof,
Urteil vom 18. Juni 2009 - VI R 14/07
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Parität wieder herstellen
Mit einem Minus von 7,5 
Milliarden Euro bei den ge-
setzlichen Krankenkassen 
rechnet der Schätzerkreis 
des Bundesversicherungs-
amtes im kommenden 
Jahr. Eine große Heraus-
forderung für die künftige 
Bundesregierung – und 
eine Chance zu zeigen, 
wie ernst es Schwarz-Gelb 
mit einer sozialen Politik 
meint. Die FDP hat in den 
Koalitionsverhandlungen 
aber bereits klar gemacht: 
Sie ist gegen zusätzliche 
Kosten oder steigende 
Beiträge – zumindest für 
die Arbeitgeber. Bleiben noch zwei 
Möglichkeiten, wie das Defizit 
ausgeglichen werden kann: mit 
weiteren Steuerzuschüssen zur 
gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) oder mit Zusatzbeiträgen der 
Kassen, beziehungsweise einseitig 
höheren Arbeitnehmerbeiträgen 
zur GKV.

DGB-Vorstand Annelie Bunten-
bach hat Letzterem bereits eine 
klare Absage erteilt und warnt vor 
einer „Belastungswelle“ in der 

Praxisgebühr würden die Versicher-
ten 15 Milliarden Euro zur Finan-
zierung der GKV einseitig überneh-
men, rechnet der DGB vor. Der DGB 
fordere deshalb, „dass die Arbeit-
geber endlich wieder den gleichen 
Beitrag leisten wie die Beschäf-
tigten“, erklärt Buntenbach. Au-
ßerdem sollten die Zusatzbeiträge 
(der Versicherten) abgeschafft und 
stattdessen der Steueranteil zur 
Finanzierung der Krankenversiche-
rung erhöht werden. Perspektivisch 
erwarte der DGB eine Gesund-
heitsreform, die endlich „mit der  
Zweiklassenmedizin aufräumt“.

Auch verschiedene Vertrete-
rInnen der Union lehnen einseitige 
Belastungen der ArbeitnehmerInnen 
ab. Saarlands amtierender – und 
wohl auch künftiger – Ministerprä-
sident Peter Müller (CDU) erklärte, 
die paritätische Finanzierung der 
Sozialversicherungen sei schon 
an mehreren Punkten „durchbro-
chen“. Diesen Weg solle man nicht 
fortsetzen.   •

+  Die bayerische Sozial- 
ministerin Christine 

Haderthauer (CSU) bringt die 
Kritik am Bürgergeldkonzept 
der FDP auf den Punkt: „Wir 
wollen keine Transferhilfe-
empfänger, die plötzlich den 
halben Winter ungeheizt 
überstehen müssen, weil die 
Pauschale nicht gereicht hat.“

- Unions-Fraktionsvize 
Wolfgang Bosbach (CDU) 

fordert härtere Sanktionen 
gegen ausländische Arbeitslo-
se. Er glaubt: Viele, die zu 
einem Sprachkurs verpflichtet 
worden seien, „kommen 
einfach nicht“. „Die können 
nicht weiter die vollen 
Sozialleistungen beziehen.“

plusminusBERLIN Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.lohnspiegel.de
Der Lohnspiegel des  
WSI-Tarifarchivs mit  

neuer Umfrage

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

WSI: Kündigungsschutz 
hat keine negativen 

Beschäftigungseffekte

GKV. In der Krise müssten Millio-
nen von ArbeitnehmerInnen bereits 
Einkommenseinbußen hinnehmen 
und dürften deshalb als Versicherte 
nicht „doppelt und dreifach abkas-
siert werden“, so Buntenbach.

Zudem ist die GKV schon jetzt 
längst nicht mehr paritätisch finan-
ziert – bereits heute zahlen die ver-
sicherten ArbeitnehmerInnen einen 
Sonderbeitrag von fast einem Pro-
zentpunkt. Mit diesem Zusatzbei-
trag und Sonderzahlungen wie der 

Mal ging es rauf mit den Beiträ-
gen zur gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung, mal 
runter. Nur ein Trend bleibt: 
Paritätisch finanziert sind beide 
Sozialversicherungszweige nicht 
mehr. Bei der Krankenversiche-
rung zahlen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber jeweils 7 Prozent 
des Bruttolohns – die Arbeitneh-
mer aber zusätzlich noch einen 
Sonderbeitrag von 0,9 Prozent 
und zudem die Praxisgebühren. 
In der Pflegeversicherung sind 
die Beitragsanteile von Arbeit-
nehmern und -gebern zwar 
gleich hoch, die Arbeitnehmer 
mussten dafür aber den Wegfall 
eines gesetzlichen Feiertags 
(Buß- und Bettag) hinnehmen.

einblick 18/09
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  *teilweise Jahresdurchschnitt aus verschiedenen Beitragssätzen
**seit 1. Juli 2009
Quelle: BMG

Auf und ab
Entwicklung der Beitragssätze zur gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung (in Prozentpunkten)*

13,78 13,38 13,97 14,00
15,50 14,901,70 1,70 1,70 1,83
1,95 1,9515,48 15,08 15,67 15,83

17,45 16,85

Pflegeversicherung

2005 2006 2007 2008 2009 2009/II** 

Krankenversicherung
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Putz-Notstand
Im Gebäudereinigerhandwerk 
wird es einen unbefristeten, bun-
desweiten Streik geben – den er-
sten Arbeitskampf dieser Art in der 
Branche. Zum einblick-Redaktions-
schluss rechnete die IG BAU kurz 
vor Bekanntgabe der endgültigen 
Ergebnisse der Urabstimmung mit 
einer deutlichen Zustimmung der 
gewerkschaftlich organisierten Be-
schäftigten. Arbeitsniederlegungen 
soll es ab dem 20. Oktober geben. 
In ganz Deutschland könne dann 
ein „Putz-Notstand“ ausbrechen, 
so die Gewerkschaft. Die IG BAU 
fordert für die Beschäftigten der 
Branche unter anderem ein Ein-
kommensplus von 8,7 Prozent, 
die Lohnangleichung von Ost- an 
Westlöhne sowie eine betriebliche 
Altersvorsorge.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

G e i s t e s w i s s e n s c h a f t l e r

Kreativ und 
schlecht bezahlt
Nicht jeder Hochschulabschluss ist 
im Berufsleben gleich viel wert, so 
das Ergebnis einer aktuellen Studie 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der Bun-
desagentur für Arbeit: Geistes-, 
Kultur- und Sozialwissenschaftle-
rInnen verdienen deutlich weniger, 
als etwa HochschulabsolventInnen 

Die neu gewählte grüne Bundestagsfraktion weist mit 54,4 Prozent wie 
bisher den höchsten Frauenanteil aller Fraktionen im Bundestag 
auf, gefolgt von der Linken, der SPD und der FDP. Schlusslicht ist die 
CDU/CSU-Fraktion mit 20,1 Prozent weiblichen Abgeordneten. Insge-
samt ist der Frauenanteil im Bundestag mit 32,6 Prozent gegenüber der 
letzten Legislaturperiode (31,8 Prozent) geringfügig gestiegen.
Wie auch bei früheren Bundestagswahlen haben die Wählerinnen das 
frauenpolitische Engagement der Grünen honoriert: Frauen haben deut-
lich häufiger die Grünen gewählt (13% aller Frauen / 9% der Männer). 
Aber auch die CDU/CSU steht in der Gunst der Frauen höher: 36 Prozent 
der Frauen gaben der Union ihre Stimme, aber nur 31 Prozent der Män-
ner. Dagegen hat die SPD gegenüber den letzten Bundestagswahlen 
ihren Frauenvorsprung eingebüßt und hat mit einem Minus von 13,5 
Prozentpunkten bei den Wählerinnen überdurchschnittlich verloren. 
23 Prozent der Frauen wie auch der Männer haben 2009 für die SPD 
gestimmt. Männer hingegen wählen häufiger FDP (17 % der Männer /  
13 % der Frauen) und die Linke (13 % / 11 %).

der Natur- und Ingenieurwissen-
schaften: Das monatliche Nettoge-
halt von Geisteswissenschaftlern 
liegt laut IAB bei 2300 Euro, Ab-
solventInnen aller anderen Fach-
richtungen kommen im Schnitt auf 
2600 Euro.

Auch die Selbstständigkeit oder 
die Arbeit als Freiberufler bringen 
Geistes-, Kultur- und Sozialwissen-
schaftlerInnen keine finanziellen 
Vorteile: Sie verdienen als Selbst-
ständige in der Regel weniger, als 
fest Angestellte – bei den meisten 
anderen akademischen Fachrich-
tungen ist das Verhältnis umge-
kehrt. Das könne daran liegen, 
dass besonders viele selbstständige 
Geisteswissenschaftler in „ver-
gleichsweise schlecht bezahlten 
Bereichen“ wie „Kunst, Kultur oder 
dem Verlagswesen“ tätig seien, so 
Frank Wießner vom IAB.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

schaftsbund vor allem an zwei 
Aspekten der Ausbildungszahlen 
der Paktpartner: Zum einen wer-
den fast 73 500 Jugendliche in 
überbrückenden Maßnahmen als 
„versorgt“ gewertet, obwohl sie 
eine Ausbildungsstelle suchen – 
damit liege die Zahl aller „Unver-
sorgten“ bei mindestens 84 000. 
Zum anderen würden jedes Jahr 
zehntausende BewerberInnen als 
nicht ausbildungsreif eingestuft – 
und verschwinden so ebenfalls aus 
der Statistik.   •

D G B

Steuer gegen 
Armut
Der DGB unterstützt gemeinsam 
mit weiteren Organisationen die 
Kampagne „Steuer gegen Armut“. 
Ziel der Kampagne: die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer. Die 
Initiatoren haben die künftige Bun-
desregierung außerdem aufgefor-
dert, sich auf internationaler Ebene 
für die Einführung einer solchen 
Steuer einzusetzen.   •
www.einblick.dgb.de/links

POLITIK AKTUELL
A u s b i l d u n g s z a h l e n

Frisierte Bilanz
Der Ausbildungspakt aus Bundes-
regierung und Wirtschaft hat die 
aktuelle Jahresbilanz für den Aus-
bildungsmarkt vorgelegt. Demnach 
haben bis Ende September 9600 
Jugendliche keine Lehrstelle gefun-
den. Das seien 4900 weniger als im 
Vorjahr, so die Bundesagentur für 
Arbeit (BA).

Mit scharfer Kritik reagierte die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Ingrid Sehrbrock auf die Zahlen. Der  
Pakt präsentiere erneut eine fri-
sierte Bilanz. Frei nach dem Motto 
„Es kann nicht sein, was nicht sein 
darf“ werde die Statistik schönge-
redet. Es sei angesichts von 1,5 Mil-
lionen Menschen im Alter zwischen  
20 und 29 Jahren ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung „schlicht zy-
nisch“ zu behaupten, dass jeder aus-
bildungswillige Mensch eine Lehr- 
stelle bekomme, betonte Sehrbrock.

Der DGB fordert deshalb drin-
gend eine „ehrliche Ausbildungs-
statistik“. Kritik übt der Gewerk-
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Quelle: Deutscher Bundestag/ 
eigene Berechnungen

Grüne als Frauenpartei
Anteil der weiblichen Abgeordneten 
im neu gewählten Bundestag nach 
Fraktionen (in Prozent)

54,4

52,6

37,7

24,4

20,1

32,6

Grüne

Linke

SPD

FDP

CDU

Insgesamt

In der letzten einblick-Ausgabe 
haben wir unter der Überschrift 
„So wurden sie gewählt“ 
neu und wiedergewählte Abge-
ordnete des 17. Deutschen Bun-
destags vorgestellt, die gewerk-
schaftspolitisch aktiv waren – 
oder immer noch sind. Mit Dank 
an die vielen LeserInnen, die 
uns Hinweise gegeben haben, 
vervollständigen wir hiermit die 
Liste. Ebenfalls in den Bundestag 
eingezogen sind: 
Herbert Behrens, Gewerk-
schaftssekretär im Fachbereich 
Medien, Kunst und Industrie bei 
ver.di Bremen, DIE LINKE, Lan-
desliste Niedersachsen. 
Inge Höger, bis 2005 Mitglied 
des ver.di-Landesfachbereichs-
vorstand Sozialversicherung in 

NRW sowie Mitglied der Bun-
destarifkommission und Tarif-
verhandlungskommission für 
die AOK, DIE LINKE, Landesliste 
NRW. 
Jutta Krellmann, Gewerk-
schaftssekretärin bei der IG 
Metall Verwaltungsstelle Alfeld-
Hameln-Hildesheim, DIE LINKE, 
Landesliste Niedersachsen. 
Ralph Lenkert, bisher stell-
vertretender Betriebsratsvorsit-
zender bei Sypro Optics (Jena), 
IG Metall, DIE LINKE, direkt ge-
wählt im Wahlkreis Gera-Jena-
Saale-Holzland-Kreis (30,4 % 
Erststimmen). 
Harald Weinberg, Regional- 
leiter Bayern der ver.di Bildung+ 
Beratung gGmbH, DIE LINKE, Lan- 
desliste Bayern.

in eigenerSache
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Merkel will 
G20-Charta für 
nachhaltiges 
Wirtschaften

Was die notwendigen inter-

nationalen Regulierungen 

in Folge der Krise betreffe, 

„haben wir das Ende noch 

nicht erreicht“, erklärte 

Angela Merkel auf dem 

IG BCE-Gewerkschaftstag in 

Hannover am 14. Oktober. 

Es müsse alles getan wer-

den, damit sich eine solche 

Krise nicht wiederholen 

kann, betonte sie. Darin sei 

sie sich mit den Gewerk-

schaften einig.

Erfreut zeigte sich Merkel, 

dass es gelungen sei, die 

Rolle der ILO in den G20-

Verhandlungen zu stärken. 

Beim DGB bedankte sie sich 

ausdrücklich für seine „große 

Unterstützung“, um eine 

„Charta für nachhaltiges 

Wirtschaften“ im Rahmen 

der G20 auf den Weg zu 

bringen. Eine solche Charta 

drohte bereits im Vorfeld 

des G20-Gipfels von Pitts-

burgh insbesondere am Wi-

derstand von Indien, China 

und Brasilien zu scheitern. 

Jetzt steht sie auf dem nächs-

ten G20-Gipfel erneut auf 

der Tagesordnung. Wie die 

Kanzlerin fordern auch die 

internationalen Gewerkschaf-

ten schon seit langem eine 

solche Charta, gestützt auf 

die ILO-Kernarbeitsnormen.

Im Internet

www.einblick.dgb.de
Links und Hintergrund-

informationen zu den For-
derungen der internatio-

nalen Gewerkschaften

einblick 18/09
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Seit langem fordern die Gewerk-
schaften einen Platz am Verhand-
lungstisch der G20. Beim Gipfel 
in Pittsburgh haben sie ein erstes 
Etappenziel erreicht: Erstmals wur-
de die Internationale Arbeitsorga-
nisation ILO in die Verhandlungen 
mit einbezogen – auch das eine 
gewerkschaftliche Forderung. Von 
Obama bis Merkel: Noch nie seien 
die internationalen Gewerkschaften 
so aufmerksam von den Staats- und 
Regierungschefs gehört und emp-
fangen worden wie anlässlich des 
G20-Gipfels in Pittsburgh, urteilt 
Wolfgang Lutterbach, Bereichsleiter 
für internationale Gewerkschafts-
politik beim DGB-Bundesvorstand. 
„Dass die freie Gewerkschaftsbe-
wegung in der Welt an Stärke und 
Bedeutung gewonnen hat, hat 
nicht zuletzt unser Auftreten beim 
G20-Gipfel in Pittsburgh gezeigt“, 
stellt auch der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer fest. Die Gewerk-
schaften wollen aber noch mehr: 
So sollten bei der in Pittsburgh für 
2010 beschlossenen Konferenz 
der G20-ArbeitsministerInnen die 
Sozialpartner, Arbeitgeber und 
Gewerkschaften, in angemessener 
Form – wie bei den G8 – beteiligt 
werden, insbesondere dann, wenn 
es zu einer Institutionalisierung 
dieser Treffen kommen sollte.

Unterstützung für ihre Forderung 
nach mehr Einfluss erhalten die Ge-
werkschaften von Bundespräsident 
Horst Köhler. „Eine grundlegende 
Reform der Weltfinanzordnung ver-
langt auch die Beteiligung der Ge-
werkschaften“, erklärte er in seiner 
Rede anlässlich der Feier zum 60. 
Jubiläum des DGB in Berlin. Und 
auch in der Kritik an den Beschlüs-
sen der G20 ist sich der Bundes-
präsident mit den Gewerkschaften 
einig. Er könne „aus den veröffent-
lichten Beschlüssen von Pittsburgh 

noch nicht entnehmen, dass sich 
eine Krise dieser Dimension auf 
den Weltfinanzmärkten nicht doch 
eines Tages wiederholen kann“. 
„Das Monster“ sei noch nicht auf 
dem „Weg der Zähmung“. 

„Die Krise ist noch lange nicht 
vorbei – ganz im Gegensatz zu dem, 

re, um künftig Spekulationsblasen 
zu verhindern. 

Auf der jährlichen IGB-Vor-
standssitzung, die anlässlich des 
60. DGB-Jubiläums in Berlin statt-
fand, haben die VertreterInnen der 
weltweiten Gewerkschaften in ih-
rer „Berliner Erklärung“ ihre For-
derungen an die Politik angesichts 
der Wirtschafts- und Finanzkrise 
noch einmal bekräftigt. Sie warnen 
davor, die Wirtschaftskrise kleinzu-

was die G20 der Welt weismachen 
möchte. Die weltweiten Konjunk-
turpakete für die ökonomische 
Wende werden nicht ausreichen, 
um die stetig zunehmende Arbeits-
losigkeit einzudämmen“, sagt Guy 
Ryder, Generalsekretär des Inter-
nationalen Gewerkschaftsbundes 
(IGB). Der G20-Gipfel habe zwar 
gewisse Fortschritte in Beschäfti-
gungsfragen gebracht, unter an-
derem auch eine Zusage, dass 
weltweites Wachstum nicht auf 
Kosten international anerkannter 
Arbeitsnormen gehen darf. IGB 
und TUAC, der gewerkschaftliche 
Beratungsausschuss bei der OECD, 
kommen in ihrer Evaluierung des 
Gipfels aber zu dem Schluss, dass 
die Fortschritte bei der Neuregu-
lierung der Finanzmärkte weit von 
dem entfernt seien, was nötig wä-

reden. Berichte über ein Abflachen 
der globalen Rezession mit einer 
Verlangsamung des massiven Pro-
duktionsrückgangs in den Volks-
wirtschaften seien „gefährlich ver-
früht“. Ein weltweiter Anstieg der 
Arbeitslosigkeit stehe noch bevor. 
So rechne die ILO damit, dass sich 
die Zahl der Arbeitslosen bis zum 
Jahresende um weltweit 59 Milli-
onen erhöhen wird.

Und auch die Qualität der Ar-
beit sinkt weltweit. Vor allem in 
Entwicklungsländern entstehen 
infolge der Globalisierung schlecht 
abgesicherte Jobs. Laut einer ge-
meinsamen Studie der ILO und der 
Welthandelsorganisation WTO gibt 
es immer mehr so genannte Schat-
ten-Arbeitsplätze – etwa in nicht 
offiziell registrierten Unternehmen 
oder Jobs ohne soziale Rechte.   •

Am 7. Oktober, dem Welttag für menschenwürdige Arbeit, haben inter-
nationale GewerkschafterInnen nicht nur vorm Brandenburger Tor für 
ihre Forderungen demonstriert. Am gleichen Tag nutzte auch Kanzlerin 
Angela Merkel die Tagung des IGB-Vorstandes in Berlin, um die Vertre-
terInnen der weltweiten Gewerkschaften im Kanzleramt zu emp-
fangen. Auf dem Foto rechts neben dem DGB-Vorsitzenden Michael 
Sommer und der Kanzlerin: Sharan Burrow, die Präsidentin des IGB.

Fo
to

: D
G

B/
Si

m
on

e 
M

. N
eu

m
an

n

I n t e r n a t i o n a l e  K r i s e n b e w ä l t i g u n g

Rolle der Gewerkschaften gewachsen
Die Krise macht’s möglich: Zunehmend werden die Gewerkschaften 
auch in der internationalen Politik als wichtiger Akteur ernst 
genommen und mit einbezogen.
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Sanktionen 
aussetzen
Ein breites Bündnis von Verbän-
den, WissenschaftlerInnen und 
PolitikerInnen ruft dazu auf, den 
„Sanktionsparagraphen“ im Sozi-
algesetzbuch II (SGB II) auszuset-
zen. Hintergrund der Forderung 
für das „Sanktionsmoratorium“: 
Hartz-IV-EmpfängerInnen können 
bereits bei geringen Verstößen 
gegen Auflagen der Jobcenter und 
ARGEn, wie zum Beispiel Melde-
versäumnissen, den Regelsatz für 
bis zu drei Monate verlieren. Die 
InitiatorInnen fordern deshalb: 
Angesichts der „katastrophalen 
Personalsituation in den Jobcen-
tern“, den Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise und der hohen Zahl 
erfolgreicher Widersprüche und 
Klagen gegen Sanktionen sollten 
die aktuellen Sanktionsregeln so-
fort ausgesetzt und nicht mehr an-
gewendet werden. Verfasst wurde 

der „Aufruf für ein Sanktionsmora-
torium“ unter anderem von Mar-
kus Kurth (MdB, Die Grünen), der 
Arbeits- und Sozialrechtlerin Helga 
Spindler (Universität Duisburg-Es-
sen) und Franziska Drohsel (Bun-
desvorsitzende der Jusos). Zu den 
ErstunterzeichnerInnen gehören 
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirs-
ke, die stellvertretende Vorsitzende 
des DGB Berlin-Brandenburg Do-
ro Zinke, der Schriftsteller Günter 
Grass und der Journalist Günter 
Wallraff.   •
www.sanktionsmoratorium.de

PROJEKTE UND PARTNER

„Nicht alles dreht sich um Zahlen“, sagt Claudia Huber, Aufsichts-
rätin bei der Eurest Deutschland GmbH sowie bei der Compass 
Group in Deutschland – dem britischen Mutterkonzern von Eurest. 

Dass es statt um Zahlen bei einem Dienstlei-
ster wie dem Catering-Unternehmen Eurest 
vor allem um die Arbeit und die Zufrieden-
heit der Beschäftigten gehen muss, dafür 
will NGG-Mitglied Huber mit ihrer Arbeit im 
Aufsichtsrat sorgen. Seit fast 17 Jahren ist 
sie bei Eurest beschäftigt – seit 2004 sitzt 
Huber im Aufsichtsrat der Compass Group 

in Deutschland, seit 2008 auch bei Eurest selbst. Warum und wie die 
stellvertretende Vorsitzende des Eurest-Gesamtbetriebsrats mit dafür 
sorgt, dass ihr Unternehmen nicht „ins Schleudern kommt“, verrät sie in  
unserem Fragebogen als „Aufsichtsrätin des Monats“ im Oktober. 
www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats

Augenmerk auf 
die Situation der 
Beschäftigten

••• Noch bis zum 27. November 
hat die Ausstellung „Made in? 
Made by? – Unserer Kleidung auf 
der Spur“ im Bremer DGB-Haus ihre 
Türen geöffnet. Sie veranschaulicht 
mit Texten und Fotos die Arbeits-
bedingungen beim Anbau und der 
Verarbeitung von Baumwolle sowie 
bei der Produktion von Kleidung 
und Textilien weltweit. Entstanden 
ist die Ausstellung aus einer Koo-
peration von DGB Bremen, dem 
Bremer Informationszentrum für 
Menschenrechte und Entwicklung 
(biz) und der Kampagne für sau-
bere Kleidung. www.dgb-bremen.de

••• Die DGB Frauen Bielefeld 
und Gütersloh laden am 7. No-
vember zum „Stadtrundgang aus 
Frauensicht“ nach Gütersloh ein. 
Auf der historischen Stadtfüh-
rung werden die „Lebens- und Ar-
beitswirklichkeit von Arbeiterinnen 
und Bürgerinnen im 19. Jahrhun-
dert“ erkundet. www.bielefeld-dgb.de

interregio

M o d e l l p r o j e k t

Gegen 
Menschenhandel
Zwar ist Menschenhandel „zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung“ 
oder „zum Zweck der Arbeitsaus-
beutung“ in Deutschland längst 
strafbar – trotzdem wird das De-
likt kaum zur Anzeige gebracht und 
noch seltener überhaupt öffentlich. 
Ein Grund: Allzu oft werden die 
eigentlichen Opfer als „Illegale“ 
und Schwarzarbeiter kriminalisiert 
und wie Täter behandelt. In Berlin 
soll sich das jetzt ändern. Der DGB 
Berlin-Brandenburg hat gemein-
sam mit dem Berliner Senat, der 
Internationalen Organisation für 
Migration (IOM) und der Internati-
onalen Arbeitsorganisation ILO ein 
Modellprojekt gestartet: das „Ber-
liner Bündnis gegen Menschenhan-
del zum Zweck der Arbeitsausbeu-
tung“. 

„Wir wollen die Opfer besser 
schützen und die Täter effektiver 
bekämpfen“, beschreibt die Berli-
ner Staatssekretärin für Arbeit, Ker-
stin Liebich, die Ziele des Projekts. 
Ein konkreter Ansatzpunkt: Institu-
tionen, Behörden und Berufsgrup-
pen, die mit von Menschenhandel 
betroffenen Personen in Kontakt 
kommen, sollen in speziellen Trai-
nings geschult und für das Thema 
sensibilisiert werden – so zum 
Beispiel Staatsanwaltschaften, Zoll 
oder Polizei.  •
www.gegen-menschenhandel.de

F r i e d r i c h - E b e r t - S t i f t u n g

Decent Work 
für Frauen
Vier Säulen sieht das Decent-Work-
Konzept für menschenwürdige Ar-
beit der Internationalen Arbeitsor-
ganisation ILO vor – Beschäftigung 
zu fairem Lohn, (Arbeitnehmer-)
Rechte am Arbeitsplatz, soziale 
Sicherheit und sozialer Dialog. 
Besonders häufig bleibt Frauen 
ein Arbeitsplatz zu diesen Bedin-
gungen verwehrt – und das welt-

Die gewerkschaftliche Immobilien-
gesellschaft für Restitutionsobjekte 
GIRO ruft zum zweiten Mal zum 
Schülerwettbewerb „2. Mai 1933“ 
auf. Ziel des Wettbewerbs ist es, die 
Erinnerung an die Stürmung der 
Gewerkschaftshäuser am 2. Mai 
1933 durch die Nationalsozialisten 
wach zu halten und die Geschichte 
der freien Gewerkschaften vor und 
während der Nazi-Diktatur aufzu-
arbeiten. SchülerInnen der Klassen 

2 .  M a i  1 9 3 3

Schülerwettbewerb gestartet

8 bis 11 sind aufgerufen, sich mit 
dem Thema zu beschäftigen und in 
Einzel- oder Gruppenarbeiten die 
Ereignisse vom 2. Mai 1933 in ihrer 
Stadt und ihrer Region zu recher-
chieren. Ausgeschrieben sind Prei-
se im Wert von insgesamt 25 000 
Euro. Einsendeschluss ist der erste 
Ferientag der Sommerferien 2010 
(je nach Bundesland unterschied-
lich).   •
www.zweiter-mai-1933.de

weit. Mit dem Diskussionsforum 
„Gleichstellung als Herzstück der 
Decent-Work-Agenda – Wie be-
kommen Frauen Zugang zu men-
schenwürdiger Arbeit“ möchte die 
Friedrich-Ebert-Stiftung das Thema 
am 4. November in Berlin angehen. 
Vorgestellt werden unter anderem 
eine Studie über die Chancen von 
Frauen auf menschenwürdige 
Arbeit sowie Handlungsempfeh-
lungen an Politik, Gewerkschaften, 
Wirtschaft  und Nichtregierungsor-
ganisationen.   •
www.einblick.dgb.de/links
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Akteure vernetzen sich
Das „Netzwerk Beteiligung“, entstanden aus dem Trendwende-Projekt 
„Mitbestimmung am Arbeitsplatz“, will für beteiligungsorientierte 
Ansätze in der Gewerkschaftsarbeit werben und Betriebsräte dabei 
unterstützen, Belegschaften stärker in ihre Arbeit einzubeziehen.

Von ver.di bis zur IG BCE: Immer 
mehr Gewerkschaften setzen auf 
beteiligungsorientierte Gewerk-
schafts- und Betriebsratsarbeit, um 
den Veränderungen in der Arbeits-
welt besser gerecht und attraktiver 
für neue Mitglieder zu werden. So 
erproben beispielsweise ver.di, IG 
Metall oder IG BAU seit einiger Zeit 
erfolgreich Organizing-Strategien 
(einblick 13/09). Mit dem Konzept 
„ver.di Chance 2011“ möchte 
ver.di erreichen, dass Mitglieder-
orientierung künftig das Organi-
sationshandeln bestimmt. Die IG 
Metall will sich mit dem „Projekt 
IG Metall 2009“ zur aktivierenden 
„Mitmach- und Beteiligungsge-
werkschaft“ weiterentwickeln 
(siehe Seite 7). Die IG BAU hat 
sich bereits 2005 für das Leitbild 
Mitmachgewerkschaft entschieden 
und auf ihrem Gewerkschaftstag 
im September beschlossen, die 
aktivierende Gewerkschaftsarbeit 
auszubauen. Auch die IG BCE hat 
auf ihrem Kongress Mitte Oktober 
ein positives Fazit ihrer Zielgrup-
penarbeit gezogen. Um Beschäf-
tigte stärker an der Betriebspolitik 
zu beteiligen, forciert die IG BCE 

seit 2005 diesen Ansatz: Betrieb-
liche Arbeit soll konkret an den 
Bedürfnissen der verschiedenen 
Zielgruppen in der Belegschaft aus-
gerichtet werden. „Zielgruppenar-
beit ergänzt und stärkt die Arbeit 
unserer Vertrauensleute und Be-
triebsräte“, stellt der IG BCE-Vor-
sitzende Michael Vassiliadis fest.

Anknüpfen können die Gewerk-
schaften dabei auch an die posi-
tiven Erfahrungen, die im Rahmen 
des Trendwende-Projektes „Mit-
bestimmung am Arbeitsplatz“ ge-
macht wurden (siehe Kasten). Aus 
dem Projekt heraus haben sich Eh-
ren- und Hauptamtliche im „Netz-
werk Beteiligung“ zusammenge-
schlossen, die den Beteiligungsge-
danken verbreitern und ihr Wissen, 
ihre Erfahrungen und ihre Unter-
stützung weitergeben wollen.

„Wir wollen möglichst viele 
Nachahmer finden“, erklärt Heike 
Kauls (DGB), die als Leiterin des 
Trendwende-Projekts das Netz-
werk koordiniert. So bieten die 
NetzwerkerInnen interessierten 
Betriebsräten an, sie anlässlich 
der Betriebsratswahlen 2010 zu 
beraten und zu unterstützen. „Wir 

Beteiligung 
MACHT stark

So lautet das Fazit des 

dreijährigen Projekts zur 

„Mitbestimmung am Ar-

beitsplatz“, das der DGB 

und seine Mitgliedsge-

werkschaften im Rahmen 

der Initiative Trendwende 

durchgeführt haben. Das 

Projekt wurde im Frühsom-

mer 2009 beendet – doch 

erklärtes Ziel der Akteure 

ist, weiter für beteiligungs-

orientierte Betriebsrats- und 

Gewerkschaftsarbeit zu 

werben. Dazu haben sie sich 

im „Netzwerk Beteiligung“ 

zusammengeschlossen.

Der nächste Netzwerk-Work-

shop findet am 2. November 

in Hannover statt. Dort soll 

es vor allem darum gehen, 

was die einzelnen als Par-

tizipationsbotschafter an 

andere weitergeben wollen 

und wie die Arbeit des 

Netzwerks zu den Betriebs-

ratswahlen 2010 organisiert 

werden kann.

Weitere Informationen 

zum Workshop und alles 

Wissenswerte zum Projekt 

sowie Beispiele guter Praxis, 

Checklisten und Hinter-

grundmaterialien gibt es 

auf der Internetseite des 

Projektes:

www.beteiligung-macht-stark.de

Kontakt: heike.kauls@dgb.de

wollen versuchen, Patenschaften 
zwischen ‚alten Hasen‘ und ‚New-
comern‘ zu bilden, damit sich die 
Partizipation kontinuierlich ver-
breitert“, so Kauls. In Gesprächen 
mit gewerkschaftlichen Gremien 
und Vorständen erläutert sie zu-
dem, wie die Projektergebnisse für 
die eigene Arbeit genutzt werden 
können, und wirbt für die Mitar-
beit im Netzwerk. Mit Erfolg: Das 
Netzwerk hat bereits erste neue 
Mitstreiter gefunden – „aber wir 
brauchen noch viel mehr“.   •
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Quelle: IAB-Betriebspanel 2007

Knapp die Hälfte 
mit Betriebsrat
Anteil der Beschäftigten, die von 
einem Betriebsrat oder einer anderen 
Mitarbeitervertretung vertreten 
werden (in Prozent)

46
39

7
11

West Ost

Betriebsrat
andere Mitarbeitervertretung

Fast jeder zweite Beschäftigte 
in Deutschland wird von einem 
Betriebsrat vertreten. Im Frühjahr 
2010 finden die nächsten turnus-
mäßigen Betriebsratswahlen statt. 
Unter dem Motto „Gute Arbeit 
kannst du wählen“ werben DGB 
und Gewerkschaften für die Wahl 
von Betriebsräten. 

einblick 18/09

GEWERKSCHAFTEN

➜

Beteiligung ist machbar
Im Rahmen des Trendwende-Projektes „Mitbestimmung am 

Arbeitsplatz“ haben Betriebsräte und Vertrauensleute in fünf 

Pilotunternehmen beteiligungsorientierte Ansätze in ihre 

Arbeit integriert – mit erstaunlichen Erfolgen.

Bei AWISTA etwa, einer Tochter der Stadtwerke Düsseldorf, 

ist es gelungen, der Arbeit der gewerkschaftlichen Vertrau-

ensleute neue Impulse zu geben und sie in der Belegschaft 

besser zu verankern. Der Anteil der aktiven Vertrauensleute 

ist von 18 auf 71 Prozent gestiegen, die Zusammenarbeit der 

Vertrauensleute mit dem Betriebsrat wurde verbessert.

Ziel des Projektes im Reifenwerk von Continental in Han-

nover war es, die Bachelor-Studierenden, die bei Conti eine 

duale Ausbildung absolvieren, für die Gewerkschaft zu ge-

winnen. Unter dem Motto „Eure Themen sind uns wichtig!“ 

wurden sie zu ihrer Situation befragt, zu einem Arbeitstref-

fen und zu einer Kennenlern-Party eingeladen. Heute ist nur 

einer der 42 Studierenden kein Gewerkschaftsmitglied. Einer 

von ihnen wurde in die Jugend- und Auszubildendenvertre-

tung gewählt. Und im nächsten Jahr steht die Beteiligung 

dieser Gruppe bei den Betriebswahlen an.

Bei IBM in Hannover ist es gelungen, den Organisationsgrad 

von zehn auf 30 Prozent zu erhöhen. Die beiden im Betrieb 

vertretenen Gewerkschaften IG Metall und ver.di konkurrie-

ren nicht mehr, sondern arbeiten zusammen. Während der 

Projektphase wurde zudem bekannt, dass der Konzern in 17 

Einzelfirmen zerlegt wird. Dem Bedürfnis der verunsicherten 

Beschäftigten nach Information und Diskussion kam der 

Betriebsrat etwa mit „Runden Tischen“ im Anschluss an 

Betriebsversammlungen entgegen. 
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GEWERKSCHAFTEN

In Deutschland ist das 
Armutsrisiko für 
Erwerbstätige in 
den letzten zehn Jahren 
deutlich gestiegen – 
das zeigt eine Studie 
des Bereichs Arbeits-
marktpolitik beim 
DGB-Bundesvorstand. 
Besonders stark betrof-
fen sind Beschäftigten 
in Ostdeutschland. 
Dort ist das Risiko fast 
doppelt so hoch wie 
in Westdeutschland. 
Zudem belegt die 
Studie einmal mehr 
den weiterhin deut-
lichen Lohnunterschied 
zwischen Ost- und 
Westdeutschland. Die 
Studie online: www.einblick.dgb.de/hintergrund

G E W - A n a l y s e

Fragwürdige 
Fragen
Wie mit Umfragen Politik gemacht 
werden kann, zeigt eine aktuelle 
Untersuchung der GEW. Die Ge-
werkschaft analysierte Ergebnisse 
und Fragetechniken bei Mei-
nungsumfragen, die sich mit der 
Einführung „einer Schule für alle“ 
beschäftigen. „Wie die Frage, so 
die Antwort“, resümiert die GEW. 
Wenn nach „längerem gemein-
samen Lernen“ gefragt wird, gebe 
es zwei Drittel BefürworterInnen. 
Werde hingegen der „ideologisch 
aufgeladene“ Begriff der „Ein-
heitsschule“ in der Fragestellung 
verwendet, lehnen zwei Drittel 
dasselbe Konzept ab. Ähnliche Er-
gebnisse gab es bereits bei einer 
GEW-Analyse in 2007.   •
www.einblick.dgb.de/links

D G B - J u g e n d

Abzocker 
prämiert
Die DGB-Jugend hat gemeinsam 
mit fairwork e.V. zum dritten Mal 
den Preis „Abzocker Praktikum 
des Jahres“ für besonders dreiste 
Praktika-Angebote vergeben. 
„Gewinner“ war in diesem Jahr 
der Bauer Verlag, der auf seiner 
Internetseite 22 Praktikaplätze für 
das gesamte Unternehmen aus-
geschrieben hatte. Anforderungen 
an die BewerberInnen: Ein abge-
schlossenes Studium oder eine ab-
solvierte Ausbildung. Zudem wollte 

D G B

IG BCE will 
Zukunftsdebatte
Die IG BCE will im und mit dem 
DGB eine gewerkschaftliche Zu-
kunftsdiskussion auf den Weg brin-
gen. Das erklärte der neu gewählte 
Vorsitzende der IG BCE Michael 
Vassiliadis. „Die im Projekt ,Trend-
wende‘ gemachten Erfahrungen 
stimmen mich optimistisch“, so 
Vassiliadis. Der DGB-Bundeskon-
gress im Mai 2010 sei eine gute 
Gelegenheit, die Debatte breiter 

zu führen. „Wir müssen die Lage 
analysieren, uns den Herausforde-
rungen stellen und Ziele setzen.“ 
Die Gewerkschaften kümmerten 
sich um diejenigen, die am Rand 
der Gesellschaft stehen und verlie-
hen ihnen eine Stimme. Das müsse 
auch so bleiben. „Aber wir müssen 
wieder stärker herausstellen, dass 
der Betrieb das Zentrum gewerk-
schaftlicher Tätigkeit ist“, betonte 
der IG BCE-Vorsitzende. Vassiliadis 
war am 13. Oktober vom IG BCE-
Kongress in Hannover zum neuen 
Vorsitzenden gewählt worden (si-
ehe Seite 8).   •

der Bauer Verlag, dass die Prakti-
kanten mindestens sechs Monate 
im Unternehmen arbeiten und da-
für maximal 500 Euro pro Monat 
bekommen sollten. Aussichten auf 
Übernahme – Fehlanzeige. 

Mittlerweile hat der Bauer 
Verlag reagiert und auf seiner In-
ternetseite die Praktika-Angebote 
überarbeitet. Die Stellen richten 
sich nun an Studierende ab dem 
dritten Fachsemester. Die DGB-
Jugend begrüßte, „dass der Bauer 
Verlag sofort reagiert hat und auf 
eine abgeschlossenes Studium, be-
ziehungsweise Berufsausbildung 
als Voraussetzung verzichtet“.   •
www.einblick.dgb.de/links

TRANSNET und die 
Verkehrsgewerk-
schaft GDBA wollen 

künftig noch enger zusam-
menrücken und „eine starke 
Geschlossenheit“ herstellen. 
Sowohl der TRANSNET-Beirat 
als auch der GDBA-Vorstand 
tagen dazu Ende Oktober in 
Fulda. Meldungen über eine 
Fusion der DGB- und der 
Beamtenbund-Gewerkschaft 
bestätigte bis Redaktions-
schluss keine Seite offi ziell.

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllen-
berg kritisiert die Er-

gebnisse des „Milchgipfels“ 
bei Bundeskanzlerin Angela 
Merkel als „völlig unzurei-
chend“. An einer nachhal-
tigen Lösung für die Branche 
müssten auch Milchindustrie, 
Handel, und Arbeitneh-
merInnen beteiligt werden. 
Angesichts der Preisstrategie 
einiger Discounter sagte 
Möllenberg, ein „vernünf-
tiger Milchpreis“ sei die 
„beste Problemlösung“.

Der GdP-Vorsitzende 
von NRW, Frank Rich-
ter, hat ein Überhol-

verbot für LKW auf zweispu-
rigen Autobahnen gefordert 
– häufi ge Unfallursache 
seien riskante Überholmanö-
ver von Lastwagen.

Im Rahmen der 
Kampagne „Was soll 
Politik?“ hat ver.di 

eine bundesweite Online-
Aktion gestartet, die auf die 
schwierige Ausbildungssi-
tuation von Jugendlichen 
aufmerksam machen soll. 
Dazu können E-Mails an 
PolitikerInnen sowie E-Cards 
an Freunde und Bekannte 
versandt werden.
www.was-soll-politik.de

kurz&bündig
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Quelle: Statistisches Bundesamt/DGB

Armutsrisiko gestiegen
Anteil der von Armut gefährdeten Erwerbstätigen 
(in Prozent)

4,1

5,3

6,7

10,0

4,6

6,2

Alte Bundes-
länder

Neue Bundes-
länder (mit Berlin)

Deutschland
gesamt

1998
2008

K a r s t a d t

Preis für den 
GBR
Der Gesamtbetriebsrat der Karstadt 
Warenhaus GmbH ist im Oktober in 
Bonn mit dem erstmals verliehenen 
„Deutschen Betriebsräte-Preis“ 
ausgezeichnet worden. Damit 
werde der „unermüdliche Einsatz“ 
für den „Erhalt von Arbeitsplätzen 
und die Standortsicherung des 
Unternehmens gewürdigt“, so die 
Begründung der Jury. Die Karstadt 
Warenhaus GmbH hat inzwischen 
Insolvenz angemeldet.

Ausgeschrieben wurde der 
Deutsche Betriebsräte-Preis von 
der Fachzeitschrift Arbeitsrecht im 
Betrieb (AiB) aus dem Bund-Verlag. 
Schirmherr der diesjährigen Preis-
verleihung war der amtierende 
Bundesarbeitsminister Olaf Scholz 
(SPD). Betriebsräte erwiesen sich 
gerade in der jetzigen Krise als 
„Ideenschmieden für kreative 
Wege zur Beschäftigungssiche-
rung“, so Scholz.   •
Die weiteren PreisträgerInnen:
www.deutscherbetriebsraete-preis.de
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MEINUNG Sich ändern, um 
erfolgreich zu sein

Die IG Metall will ihre 

Organisationsstruktur än-

dern, um auch künftig die 

Interessen ihrer Mitglieder 

wirkungsvoll vertreten zu 

können. Das „Projekt IG 

Metall 2009“ soll dazu neue 

Wege aufzeigen.

Ziel soll sein, die Attrakti-

vität für neue Mitglieder zu 

erhöhen. Denn nur mit einer 

positiven Mitgliederent-

wicklung bleibe die Gewerk-

schaft in der Lage, so die 

Analyse der IG Metall, auch 

künftig erfolgreich kollek-

tive Auseinandersetzungen 

zu führen. „Nur dann bleibt 

sie ein starker gesellschaft-

licher Akteur und ist legiti-

miert für die Beschäftigten 

zu sprechen“, erklärt der 

IG Metall-Vize Detlef Wetzel, 

im Vorstand für Organisa-

tion, Personal, Mitglieder, 

Kampagnen, Betriebs- und 

Mitbestimmungspolitik 

zuständig.

Auch wenn es der IG Metall 

2008 gelungen ist, den Mit-

gliederrückgang zu stoppen, 

ist es ihr in den letzten 20 

Jahren zunehmend weniger 

gelungen, ihr Mitgliederpo-

tenzial auszuschöpfen, so 

eine Analyse der IG Metall. 

So ist der Organisations-

grad kontinuierlich auf 26,8 

Prozent in 2008 gesunken. 

Zudem führe der demogra-

fische Wandel dazu, dass 

künftig die Mitgliederzahlen 

sinken, wenn nicht genü-

gend neue Mitglieder aufge-

nommen werden. 

einblick 18/09

Gewerkschaften agieren in einem zunehmend 
schwierigen gesellschaftlichen und politischen 
Umfeld: Der Shareholder Value hat in den Unter-
nehmen Einzug gehalten, die Sozialpartnerschaft 
erodiert, die Tarifbindung sinkt. Gleichzeitig altert 
mit der Gesellschaft auch die Mitgliedschaft der Ge-
werkschaften, die Organisationsgrade sinken. Diese 
Entwicklungen gefährden die Durchsetzungs-
stärke der IG Metall.

Noch gilt: Die IG Metall ist eine starke, kampa-
gnenfähige und finanziell gesunde Organisation. Sie 
ist eine Organisation, die auf der betriebs-, tarif-, 
und gesellschaftspolitischen Ebene Hervorragendes 
für ihre Mitglieder leistet. Der Schlüssel für den Er-
halt dieses politischen Einflusses ist sowohl in quan-
titativer als auch in qualitativer Hinsicht die Beant-
wortung der Mitgliederfrage. Das „Projekt IG Metall 
2009“ rückt die Beantwortung dieser wichtigsten 
politische Machtfrage ins Zentrum der IG Metall. Er-
ste Vorschläge und Ideen dazu liegen vor. Sie werden 
nun in einem transparenten und beteiligungsorien-
tierten Prozess mit allen Beschäftigten und vielen 
Ehrenamtlichen diskutiert und konkretisiert. 

Kernelement ist das Zukunftsbild der aktivie-
renden Mitmach- und Beteiligungsgewerk-
schaft. Dabei sind die Betreuung bestehender Mit-
glieder und die Gewinnung neuer Mitglieder zwei 
Seiten einer Medaille: Die Intensität der Betriebs-
betreuung soll beibehalten werden, gleichzeitig 
werden die Aktivitäten zur Mitgliedergewinnung 
ausgeweitet. 

Dies setzt einen grundlegenden kulturellen und 
organisatorischen Wandel voraus, der Mitgliedern 
und Ehrenamtlichen neue Beteiligungsmöglichkeiten 
eröffnet. Denn sie entscheiden über die Stärke der 
IG Metall in betrieblichen Auseinandersetzungen 
und auf der politischen Bühne. Sie tragen so zur 
Durchsetzungsfähigkeit der Gesamtorganisation 
entscheidend bei. 

Daher entwickelt das Projekt „IG Metall 2009“ 
neue Beteiligungsformen, um ehrenamtliches 
Engagement zu ermöglichen und zu unterstützen. 
Die Verwaltungsstellen der IG Metall haben den 
direkten Kontakt zu den Ehrenamtlichen. Sie sind 

Mit dem „Projekt IG Metall 2009“ will die 
IG Metall ihre Aktivitäten zur Gewinnung 
neuer Mitglieder verstärken und die 
Handlungsfähigkeit der Gewerkschaften 
sichern. Der IG Metall-Vize Detlef Wetzel 
erläutert die geplante Strategie.
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Den Blick auf die Mitglieder richten
der zentrale Ansprechpartner für Betriebsräte und 
Vertrauensleute und sichern maßgeblich die Präsenz 
der IG Metall im Betrieb. Daher wird die IG Metall 
die Verwaltungsstellen künftig stärken. Sie sollen 
von Aufgaben, die keine lokale Präsenz erfordern, 
entlastet werden und zusätzliche Ressourcen zur 
Mitgliedererschließung erhalten. 

Die Weiterentwicklung zu einer aktivierenden 
Mitmach-Gewerkschaft setzt auch eine Umver-
teilung von Ressourcen voraus. Die IG Metall 
wird künftig verstärkt ihre Mittel dort einsetzen, 

wo Mitglieder angesprochen und bisher nicht Or-
ganisierte geworben werden können. Das soll die 
zentrale Richtschnur sein. 

Die Werbung neuer Mitglieder muss sich mehr 
lohnen als bisher. Sie ist ressourcenintensiv und soll 
daher generell stärker finanziert werden. Überlegt 
wird daher, ob ein höherer Beitragsanteil für Neu-
mitglieder in den Verwaltungsstellen verbleiben 
kann. Aber Geld ist nicht alles, auch neue Ideen wer-
den gebraucht. Daher soll ein „Investitionsfonds“ 
gezielt innovative Ansätze der Erschließungsarbeit 
fördern. Kerngedanke ist, dass auch Projekte von 
Ehrenamtlichen und Gremien aus dem Fonds ge-
fördert werden können. 

Die Zuständigkeiten innerhalb der IG Metall 
sollen in Zukunft klarer gefasst werden. Bei einer 
Befragung aller Beschäftigten der IG Metall ha-
ben wir festgestellt, dass Aufgaben zwischen den 
Funktionsbereichen und den Ebenen der IG Metall 
klarer verteilt werden können. Jede Form von Dop-
pelarbeiten muss vermieden werden. Zusätzlich soll 
geprüft werden, ob Serviceleistungen gebündelt und 
vereinheitlicht werden können, wenn dadurch Ein-
sparungen erzielt werden können und die Mitglie-
dernähe nicht eingeschränkt wird. 

Am Ende profitieren alle von dem Pro-
jekt: Ehrenamtliche durch weiter verbesserte Un-
terstützungsangebote, Hauptamtliche durch klarere 
Arbeitsstrukturen. So wird die IG Metall auch in 
Zukunft eine starke gesellschaftliche Kraft für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bleiben.   •

Detlef Wetzel, 56, 
ist seit 2007 Zwei-
ter Vorsitzender 
der IG Metall.
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„Ihr erklärt lange vorher, dass der Übergang kommt. Dann 
tritt der, der vorn ist, zur Seite, und der nächste kommt und 
macht es auch wieder gut. Nicht alle großen Organisationen 
in diesem Land schaffen das in vergleichbarer Weise.“

Der SPD-Vorsitzende Franz Müntefering über den lange vorbereiteten 
Führungswechsel der IG BCE bei der Eröffnung des IG BCE-Kongresses 
am 11. Oktober 2009 in Hannover

8

ARBEITSMARKT: Künftig mehr höher Qualifizierte

dieDGBgrafik

Der Niedriglohnsektor hat sich in 

den vergangenen Jahren deutlich 

ausgeweitet – nicht zuletzt aufgrund 

politischer Weichenstellungen. Eine 

Begründung: Für gering Qualifizierte 

müssten mehr Jobs entstehen. Dieser 

Logik folgend, müsste jetzt endlich 

Schluss mit der Billigstrategie am 

Arbeitsmarkt sein: In den kommenden 

Jahren wird vor allem der Anteil  

der höher Qualifizierten steigen, der 

Anteil der gering Qualifizierten ohne 

Berufsausbildung hingegen leicht 

sinken. ©
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Quelle: IAB, Bonin, u.a.*Hochschul- oder FachhochschulabsolventInnen, sowie MeisterInnen, TechnikerInnen und FachschulabsolventInnen

Anteile von Personen mit verschiedenen Qualifikationsstufen an allen Erwerbspersonen 
(Projektion bis 2030, in Prozent)

Höher Qualifizierte*

Erwerbspersonen ohne
Berufsabschluss

Erwerbspersonen mit
regulärer Berufsausbildung

2010
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40

30
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2015 2020 2025 2030

27,2

58,7

14,1

28,7

57,5

13,8

30,3

56,1

13,7

31,9

54,6

13,5

33,2

53,3

13,5

Schlusspunktl

••• Michael Vassiliadis, 45, ist 
am 13. Oktober auf dem Kongress 
der IG Bergbau, Chemie, Energie 
(IG BCE) mit einem Stimmenanteil 
von 97,1 Prozent zum neuen Vorsit-
zenden der drittgrößten deutschen 
Gewerkschaft gewählt worden. Der 
gelernte Chemielaborant war von 
1997 bis 2004 IG BCE-Vorstands-
sekretär und gehört dem geschäfts-
führenden Hauptvorstand seit 2004 
an, zuständig unter anderem für 
Betriebsräte, Jugend und Bildung. 
Als stellvertretender Vorsitzender 
wurde Ulrich Freese, 58, mit 94 
Prozent wiedergewählt. Auch die 
Vorstandsmitglieder Edeltraud 
Glänzer, 53 (97,1 %), Egbert 
Biermann, 55 (80,2 %), wurden  

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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22./23.10.  ver.di und Hans-
Böckler-Stiftung, Arbeitsdirektoren-
Tagung „Gute Arbeit und Entwick-
lung der europäischen Rechtspre-
chung und Rechtsetzung“, Berlin

23.-25.10.  DGB-Bildungswerk, 
Tagung zur gewerkschaftlichen 
Brasilienarbeit „Com toda a forca! 
Herausforderungen für Gewerk-
schaften in der Krise“, Hattingen

29.10.  ver.di, Potsdamer 
Forum „Erstes Treffen des Füh-
rungskreises für Führungskräfte im 
öffentlichen Dienst“, Berlin

30.10.  Forschungsnetz-
werk Makroökonomie und Ma-
kropolitik (FMM), Konferenz „The 
World Economy in Crisis – The Re-
turn of Keynesianism“, Berlin

in ihrem Amt bestätigt. Neu im 
Vorstand ist Peter Hausmann, 
55 (95,1 %), bisher Leiter des Lan-
desbezirks Nordrhein. Vassiliadis 
löst den Vorsitzenden Hubertus 
Schmoldt, 64, ab. Schmoldt wur-
de 1995 zum Vorsitzenden der IG 
Chemie-Papier-Keramik gewählt 
und war seit der Gründung der IG 
BCE 1997 ihr Vorsitzender. Nicht 
wieder kandidierte der langjährige 
Vorstand Werner Bischoff, 61.
••• Mit dem Wechsel an der Spitze 
der IG BCE ändert sich auch die Lei-
tung der Abteilung Kommunikation 
beim IG BCE-Hauptvorstand. Chri-
stian Hülsmeier, 51, bisher Chef 
vom Dienst und verantwortlich für 
die Mitgliederzeitschrift kompakt, 

leitet nun die Abteilung. Er folgt 
Bernd Leibfried, 60, der die Ab-
teilung seit 1988 führte.
••• Christoph Schmitz, 43, ist 
seit dem 15. Oktober neuer Leiter 
der ver.di-Bundespressestelle. Der 
Journalist war bisher Pressespre-
cher der Bundestagsfraktion von 
Bündnis 90 / Die Grünen und zuvor 
unter anderem Redakteur bei der 
Rheinischen Post und der Bild.
••• Jeanette Klauza, 33, ist seit 
dem 16. September Referatsleiterin 
für Frühkindliche Bildung, Schule 
und Weiterbildung im Bereich Bil-
dung beim DGB-Bundesvorstand. 
Klauza war seit 2003 Kampagnen-
koordinatorin und Pressereferentin 
bei der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft (CDA).
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„Flashmob-Aktion“ ist zulässig
Eine gewerkschaftliche Aktion, bei der kurzfristig aufgerufene

Teilnehmer durch den Kauf geringwertiger Waren oder das Befüllen
und Stehenlassen von Einkaufswagen eine Störung betrieblicher Ab-
läufe herbeiführen, ist im Arbeitskampf nicht generell unzulässig.

Der Fall:Mit einer Klage wollte ein Arbeitgeberverband der Ge-
werkschaft ver.di untersagen lassen, zu „Flashmob-Aktionen“ im
Einzelhandel aufzurufen. Die Gewerkschaft hatte im Rahmen eines
Arbeitskampfes eineAktion organisiert, bei der etwa 40 Personen ei-
ne Einzelhandelsfiliale aufgesucht und dort voll gepackte Einkaufs-
wagen zurückgelassen sowie durch den Kauf von „Pfennig-Arti-
keln“ Warteschlangen an den Kassen verursacht hatten.

Das Bundesarbeitsgericht: Gewerkschaftliche Maßnahmen,
die zur Durchsetzung tariflicher Ziele auf eine Störung betrieblicher
Abläufe gerichtet sind, sind durch die im Grundgesetz gewährleiste-
te Betätigungsfreiheit der Gewerkschaften geschützt. Zu dieser
gehört die Wahl der Arbeitskampfmittel. Deren Zulässigkeit richtet
sich jedoch nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Für die Be-
urteilung der Angemessenheit einer gewerkschaftlichen Arbeits-
kampfmaßnahme ist von wesentlicher Bedeutung, ob für die Arbeit-
geberseite Verteidigungsmöglichkeiten bestehen. Gegenüber einer
„Flashmob-Aktion“ im Einzelhandel kann sich derArbeitgeber durch
die Ausübung seines Hausrechts oder eine kurzfristige Betriebs-
schließung zurWehr setzen.

A r b e i t s l o s e n g e l d I I

Meldepflicht trotz Krankheit
Ein arbeitsunfähig erkrankterAlg-II-Bezieher muss sich beim Leis-

tungsträger melden, wenn seine Erkrankung dies zulässt.
Der Fall: Ein Leistungsempfänger war Aufforderungen des Leis-

tungsträgers mehrfach nicht nachgekommen, sich zur Besprechung
eines Bewerberangebots in der Behörde zu melden. Er hatte für die
Termine jeweils ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen oder
Bestätigungen über Arzttermine vorgelegt. Der Leistungsträger for-
derte den Arbeitslosen deshalb auf, künftig jeweils eine Bescheini-
gung darüber vorzulegen, dass er aus gesundheitlichen Gründen die
Meldetermine nicht wahrnehmen könne; dem kam er nicht nach.
Daraufhin senkte der Leistungsträger dasArbeitslosengeld II. Die da-
gegen gerichtete Klage blieb ohne Erfolg.

Das Landessozialgericht: Bei einer Erkrankung des Melde-
pflichtigen am vereinbarten Meldetermin reicht es nicht aus, wenn
der Betroffene arbeitsunfähig ist. Es kommt vielmehr darauf an, ob er
krankheitsbedingt gehindert war, den Meldetermin wahrzunehmen.
Der Leistungsträger darf daher auch die Vorlage einer über eine Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigung hinausgehenden Bescheinigung
über die Unfähigkeit zurWahrnehmung des Meldetermins verlangen,
wenn begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die beschei-
nigte Arbeitsunfähigkeit nicht gleichzeitig die Unfähigkeit zur Wahr-
nehmung des Meldetermins begründet. Auch die Wahrnehmung ei-
nesArzttermins ist nur dann ein wichtiger Grund für dieVersäumung
eines Meldetermins, wenn es sich um einen notfallmäßigen oder aus
sonstigen Gründen unaufschiebbaren Termin handelt.

A l k o h o l m i s s b r a u c h

Kein Fahrradverbot
Dem Fahrer eines Fahrrades, der keine Fahrerlaubnis für Kraft-

fahrzeuge besitzt und der erstmals mit dem Fahrrad unter Alkoho-
leinfluss aufgefallen ist, darf das Fahrradfahren nicht verboten wer-
den.

A r b e i t s l o s e n v e r s i c h e r u n g

Bei verschuldeter Kündigung Sperrzeit
Wer für ein Konkurrenzunternehmen tätig wird, verstößt gegen

arbeitsvertragliche Nebenpflichten. Bei fristloser Kündigung wird Ar-
beitslosengeld erst nach Ablauf einer Sperrzeit gezahlt.

A r b e i t s l o s i g k e i t

Nothilfe für Hilfebedürftige
Ein Arbeitsloser, der zuvor keinen Antrag auf Gewährung von Ar-

beitslosengeld II gestellt hat, hat trotzdem Anspruch auf eine Not-
fallbehandlung im Krankenhaus.

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Ist gesetzlich geschützt
Ein Erlassvertrag, der abgeschlossen wird, um die zwingenden

gesetzlichen Rechtsfolgen eines Betriebsübergangs zu umgehen, ist
nichtig. Nach dem Schutzzweck des Gesetzes soll bei einem Betriebs-
übergang der Betriebserwerber nicht nur der neue Arbeitgeber wer-
den, sondern zugleich in die Rechte und Pflichten aus den im Zeit-
punkt des Übergangs bestehenden Arbeitsverhältnissen eintreten.
Damit ist auch der Inhalt der Arbeitsverhältnisse geschützt; er soll
nicht allein durch den Betriebsübergang nachteilig verändert wer-
den.

S o z i a l h i l f e

Hausverkauf nicht zwingend
Stellt der Leistungsträger für Sozialhilfe fest, dass ein Hilfebe-

dürftiger mit seiner fünfköpfigen Familie in einem zu großen Haus
lebt (219 qmWohnfläche und Hausgrundstück mit 888 qm), so kann
sie nicht pauschal verlangen, dass das Anwesen verkauft wird.
Es muss zunächst geprüft werden, ob eine Verwertung des Haus-
grundstücks rechtlich und tatsächlich möglich wäre und ob die zuläs-
sige Verwertungsvariante eine Härte bedeuten würde. Ein Härtefall
kann auch im Sozialhilferecht unter wirtschaftlichenAspekten vorlie-
gen.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 22. September 2009 - 1 AZR 972/08

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 23. Juli 2009 - L 5 AS 131/08

Bundessozialgericht,
Urteil vom 19. Mai 2009 – B 8 SO 4/08 R

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 19. März 2009 – 8 AZR 722/07

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz,
Beschluss vom 25. September 2009 - 10 B 10930/09.OVG

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 16. Februar 2009 –L 9 AL 91/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 18/09
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Bundessozialgericht,
Urteil vom 19. Mai 2009 - B 8 SO 7/08 R
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Versteckt, verschoben, verzagt
Kritisch beurteilt der DGB-Vorsitzen-
de Michael Sommer den schwarz-
gelben Koalitionsvertrag. „Ver-
steckte Umverteilung von unten 
nach oben, verschobene, aber klar 
konturierte Einschnitte in die Sozi-
alsysteme und Verzagtheit bei der 
Krisenbekämpfung und Krisenbe-
wältigung“, diesen Geist atme der 
schwarz-gelbe Koalitionsvertrag, 
so Sommer. Immerhin habe Merkel 
ihre Zusage eingehalten, Tarifauto-
nomie, Mitbestimmung und Kün- 
digungsschutz nicht anzutasten.

Besonders kritisierte der DGB-
Vorsitzende die Koalitionsvorhaben 
in den Bereichen Gesundheit und 
Pflege. Schwarz-Gelb will unter an-
derem in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) eine einkom-
mensunabhängige Kopfpauschale 
etablieren und den Arbeitgeber-
beitrag „einfrieren“. Diese Pläne 
seien der „Anfang vom Ende der 
letzten solidarischen Versicherung 
in Deutschland“, so Sommer. Ge-
rade der festgeschriebene Arbeit-
geberbeitrag in der GKV sorge 
dafür, dass Kostenexplosionen im 
Gesundheitswesen nur noch durch 
die Versicherten bezahlt würden.

heitspolitik in der Stuttgarter Zei-
tung als „sozialen Sprengstoff, den 
die FDP gelegt hat“. Eine „offene 
Wunde“ sei die Ende 2009 aus-
laufende geförderte Altersteilzeit, 
so Huber. Der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske warnte davor, dass 
die „Steuergeschenke“ der Koali-
tion Bund, Ländern und Kommu-
nen dringend benötigte finanzielle 
Mittel systematisch entziehen. 
„Mit der Aushöhlung der staatli-
chen Finanzbasis geraten auch die 
sozialen Sicherungssysteme immer 
mehr unter Druck“, so Bsirske. 

Der IG BCE-Vorsitzende Mi-
chael Vassiliadis sagte, wer allein 
den ArbeitnehmerInnen künftige 
Kostensteigerungen bei Gesund-
heit und Pflege aufbürden wolle, 
stelle „Grundprinzipien unserer 
bewährten Systeme sozialer Sicher-
heit“ infrage. Als eine „richtiges 
Signal“ bezeichnete Vassiliadis 
hingegen das Koalitionsvorhaben, 
2009 und 2010 die krisenbedingten 
Mehrausgaben in der Sozialversi-
cherung aus Steuermitteln zu fi-
nanzieren, „statt die Beitragszahler  
und Unternehmen zu belasten“.  •

+  Heinz Riesenhuber 
(CDU), ehemaliger Bun- 

desminister für Forschung 
und Technologie sowie 
Alterspräsident des neu 
gewählten Bundestags, hat 
sich in seiner Eröffnungsrede 
zur 17. Legislatur gewünscht, 
dass wieder mehr Betriebs-
räte als Abgeordnete im 
Deutschen Bundestag sitzen.

- Klaus Brähmig, Vorsit-
zender der Arbeitsgrup-

pe Tourismus der Unionsfrakti-
on, freut sich darüber, dass 
laut Koalitionsvertrag „Aus- 
bildungshemmnisse im Gast- 
gewerbe“ durch eine Locke-
rung des Jugendarbeitsschutz-
Gesetzes „abgebaut werden“. 
Das stärke den Tourismus-
standort Deutschland.

plusminusBERLIN Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.nespressure.org
Internationale Protest-

Website gegen Verletzung 
von Arbeitnehmerrechten 

bei Nestlé

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Gewerkschaftliche 
Stellungnahmen zur 

anstehenden UN-Klima- 
konferenz in Kopenhagen

Die stellvertretende DGB-Vorsit-
zende Ingrid Sehrbrock hält es für 
„gefährlich“, dass Schwarz-Gelb 
sich weiter von der paritätischen 
Finanzierung der Kranken- und 
Pflegeversicherung entfernt. Da-
neben bemängelt Sehrbrock, dass 
das Kapitel zur Wirtschaftspolitik 
im Koalitionsvertrag „weit ent-
fernt“ von christdemokratischen 
Vorstellungen von sozialer Markt-
wirtschaft sei.

Auch der Erste Vorsitzende der 
IG Metall, Berthold Huber, bezeich-
nete die Beschlüsse zur Gesund-

Um über vier Milliarden Euro sind die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenkassen allein im ersten Halbjahr 2009 gestiegen.  
Da Schwarz-Gelb den Arbeitgeberbeitrag „einfrieren“ will,  
müssen Mehrausgaben künftig wohl durch höhere Beiträge  
der Versicherten bezahlt werden.
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Mathe-Olympiade
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*gerundete Werte
**ohne Zahnersatz

Quelle: BMG / AOK / 
eigene Berechnungen

Was bezahlt werden muss
Ausgabensteigerung der gesetzlichen Krankenkassen, Vergleich erstes Halbjahr 
2008 mit erstem Halbjahr 2009 in ausgewählten Bereichen (in Millionen Euro*)
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Für 100 000 
Beschäftigte
Im „Trubel“ der Verhandlungen der  
neuen Regierungskoalition sind 
Ende Oktober – weitgehend unbe-
merkt – in drei weiteren Branchen 
verbindliche Mindestlöhne über das 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz ein-
geführt worden. Per Rechtsverord-
nung hatte das noch von Olaf Scholz 
(SPD) geführte Bundesarbeitsminis-
terium die Mindestentgelte für das  
Maler- und Lackiererhandwerk, für 
Großwäschereien und für Bergbau-
spezialarbeiten festgesetzt, die am 
23. Oktober in Kraft getreten sind. 
Die neuen Mindestlöhne gelten 
nach Angaben des Ministeriums für 
rund 100 000 Beschäftigte.   •
Alle geltenden Mindestlöhne im Sinne des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes online: 
www.einblick.dgb.de/links

Der „dritte Sektor“ der Volkswirt-
schaft , der Nonprofit-Sektor – Ver-
bände, Organisationen und gemein-
nützige Unternehmen – ist nicht 
mehr das, was er einmal war. Zu  
diesem Ergebnis kommt das Wis-
senschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung (WZB) in einer aktuellen 
Analyse: Gerade den Akteuren des 
dritten Sektors werde „eine starke 
Orientierung an Werten der Soli-
darität“ zugeschrieben, allerdings 
sei dieser Bereich inzwischen zu 
einem „arbeitsmarktpolitischen 
Experimentierfeld“ geworden. Viele 

G e w e r k s c h a f t s f r a u e n

Lettland vorn
In einer Analyse zur Entwicklung 
der Mitgliedszahlen der Gewerk-
schaften in 23 europäischen Län-
dern hat die Europäische Stiftung 
zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen (Eurofound) 

D G B

Aufbau Ost
Für den DGB bleibt der „Aufbau 
Ost“ auch künftig eine vorrangige 
Aufgabe. In der Broschüre „Wie 
weiter mit dem Aufbau Ost?“ 
stellt der Bereich Struktur- und 
Regionalpolitik beim DGB-Bun-
desvorstand seine Positionen zur 
wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung für Ostdeutschland vor. 

Um Krise und Klimawandel zu über-
winden, schlagen drei deutsche  
Forschungsinstitute eine „einheit-
liche Investitionsstrategie“ öffent-
licher und privater Akteure vor. Mit 
dem Umbau des Steuersystems, 
einer gezielten Förderung von 
ökologischen Investitionen und 
der begleitenden Einführung eines 
„Finanz-TÜVs“ könne bis 2020 die 
Zahl der Arbeitslosen auf rund 1,5 
Millionen gedrückt werden, heißt es 

D r i t t e r  S e k t o r

Experimentierfeld

Formen irregulärer oder potenziell 
prekärer Beschäftigung hätten seit 
Mitte der 1990er Jahre in diesem 
Bereich drastisch zugenommen. Zu 
beobachten sei „ein überproportio-
naler Anstieg der Teilzeitbeschäfti-
gung, eine zunehmend exzessive 
Befristungspraxis“ und vor allem 
in Ostdeutschland eine deutliche 
Verschiebung bei den öffentlich 
geförderten Beschäftigungsver-
hältnissen: weg von sozialversi-
cherungspflichtigen Maßnahmen, 
hin zu Ein-Euro-Jobs.   •
www.einblick.dgb.de/links

Für die Gewerkschaften steht fest: 
Um die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen zu verbessern, muss 
es eine deutliche Abkehr von der 
Niedriglohnstrategie in den neuen 
Bundesländern geben. Mindestlöh-
ne, gleiche Löhne für gleiche Arbeit 
in Ost und West und eine innova-
tionsgestützte Wirtschaftspolitik, 
die sich an den Bedürfnissen der 
Menschen ausrichtet, gehören hier-
für zu den tragenden Säulen, so 
der DGB. Die Broschüre erläutert 
im Detail, wie die zentralen Pro-
bleme – wie die Auswirkungen der 
Krise, Abwanderung und prekäre 
Beschäftigung – in Ostdeutschland 
angegangen und überwunden wer-
den können.   •
www.einblick.dgb.de/links

I n v e s t i t i o n s s t r a t e g i e

Grünes Geld

in der vom Bundesumweltministe-
rium in Auftrag gegebenen Studie. 
Das Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturforschung in der 
Hans-Böckler-Stiftung (IMK), das 
Institut für Weltwirtschaft (IfW/Kiel) 
und das Potsdam-Institut für Klima-
forschung (PIK) betonen darin: „Ein 
konsequenter Umbau der Produkti-
onsstrukturen in Richtung Energie- 
und Ressourceneffizienz, Umwelt-
technologie und Klimaschutz kann 
das durchschnittliche reale Wirt-
schaftswachstum auf mehr als zwei  
Prozent pro Jahr erhöhen.“   •
www.einblick.dgb.de/links

A n t i d i s k r i m i n i e r u n g

„Blauer Brief“
aus Brüssel
In Deutschland wird zu wenig ge-
gen Diskriminierung unternommen, 
sagt die EU-Kommission. In einer an  
Deutschland und Portugal gerichte- 
ten Stellungnahme vom 8. Oktober  
fordert die Kommission beide Mit- 
gliedsstaaten auf, die EU-Vorschrif- 
ten zum Verbot der Diskriminierung  
aufgrund des Geschlechts in Beschäf- 
tigung und Beruf (Richtlinie 2002/ 
73/EG) vollständig umzusetzen. 

Einer Studie der schwedischen 
EU-Ratspräsidentschaft zufolge 
führt zudem die Beseitigung ge-
schlechtsspezifischer Unterschiede 
zu mehr Wirtschaftswachstum. EU-
weit könnte so das Bruttoinlands-
produkt (BIP) maximal um 15 bis 
45 Prozent gesteigert werden. In 
Deutschland könnte das BIP um 29 
Prozent und die Beschäftigungsrate 
um 28 Prozent wachsen, wenn die 
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern auf dem Arbeitsmarkt verwirk- 
licht wäre, heißt es in der Studie.  •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

F i n a n z m ä r k t e

EGB fordert
mehr Aufsicht
Der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB) sieht die Vorschläge 
der EU-Kommission zur Finanz-
marktregulierung nur als einen 
ersten Schritt in die richtige Rich-
tung. Das geht aus einer Entschlie-
ßung der EGB-Exekutive vom 21. 
Oktober hervor. Darin fordern die 
europäischen Gewerkschaften eine 
effektive Finanzmarktaufsicht und 
gehen über die EU-Pläne deutlich 
hinaus. Diese würden höchstens zu 
einer Art „Frühwarnsystem“ führen, 

so der EGB. Er fordert mehr ver-
bindliche Befugnisse der geplanten 
europäischen Aufsichtsbehörden 
gegenüber nationalen Behörden, 
wenn diese ihren Aufsichtsverpflich- 
tungen nicht nachkommen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

POLITIK AKTUELL
auch den Frauenanteil in den Ar-
beitnehmerorganisationen unter 
die Lupe genommen. In acht der 
untersuchten Länder sind mehr 
Frauen als Männer Mitglied in Ge-
werkschaften. In dieser Kategorie 
vorn liegt Lettland mit einer Frau-
enquote von 68 Prozent. Es folgen 
Estland mit über 64 Prozent und 
Polen mit fast 60 Prozent. Weitere 
Länder mit einem Frauenanteil 
von über 50 Prozent in Gewerk-
schaften: Dänemark, Finnland, Li-
tauen, Norwegen und Schweden. 
Die deutschen Gewerkschaften 
hatten 2008 laut Eurofound eine 
Frauenquote von 31,8 Prozent – 
einbezogen wurden neben den 
DGB-Gewerkschaften auch die 
Mitgliedsverbände des Deutschen 
Beamtenbundes.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund
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Wenig Lob, 
viel Kritik
„Eine Reform der Erwerbs-

minderungsrente gehört 

auf die rentenpolitische 

Tagesordnung von Schwarz-

Gelb“, hatte der IG BAU-

Vorsitzende Klaus Wiesehü-

gel während der laufenden 

Koalitionsverhandlungen 

gefordert. Der Koalitions-

vertrag bleibt vage – eine 

Verbesserung der „Erwerbs-

minderungsschutzes“ soll 

geprüft werden, müsse aber 

kostenneutral sein. 

Die GEW „registriert sehr 

wohl, dass die Mittel für den 

Bildungsbereich aufgestockt 

werden sollen“, erklärt ihr 

Vorsitzender Ulrich Thöne. 

Notwendig seien aber rund 

40 Milliarden Euro, davon 

bleibe Schwarz-Gelb weit 

entfernt. 

Zwar hatte auch die NGG 

eine reduzierte Mehrwert-

steuer im Gastgewerbe 

befürwortet, die Schwarz-

Gelb jetzt offenbar plant. 

Voraussetzung sei aber, 

dass auch die Beschäftigten 

mit fairen Löhnen davon 

profitieren. Die jetzt ange-

kündigte Ausweitung des 

Niedriglohnsektors und die 

Absage an weitere Mindest-

löhne sei „enttäuschend 

und kontraproduktiv“, so 

der NGG-Vorsitzende Franz-

Josef Möllenberg. 

Auch die TRANSNET-Bewer-

tung des Koalitionsvertrags 

ist eher ernüchternd: „Was 

wir dort unter dem Stich-

wort Mobilität lesen, zeigt, 

dass es keine nachhaltige 

Verkehrspolitik geben soll“, 

so der TRANSNET-Vorsitzen-

de Alexander Kirchner.

einblick 19/09

POLITIK AKTUELL

➜

„Einen einheitlichen gesetzlichen 
Mindestlohn lehnen wir ab“, 
heißt es ganz klar im Vertrag. Al-
le bisherigen Mindestlöhne 
sollen bis Oktober 2011 evaluiert 
und gegebenenfalls aufgehoben 
werden. Neuen Mindestlöhnen 
über eine Allgemeinverbindlich-
erklärung müsste das gesamte 
Kabinett zustimmen – auch die 
FDP-Minister Innen, die derzeit 
weitere Mindestlöhne strikt ableh-
nen. +++ Schwarz-Gelb will den 
Niedriglohnsektor ausbauen. 
Ziel sei es, die „Brückenfunktion“ 
von Mini-Jobs in voll sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse zu stärken. Warum die 
Koalition dann gleichzeitig die 
Grenzen für sozialversicherungs-
freie Mini-Jobs erweitern will, er-
klärt der Vertrag nicht. Der DGB 
bezweifelt die Brückenfunktion 
der Mini-Jobs seit Längerem – und 
wird in dieser Auffassung durch 
diverse Studien bestätigt. +++ Bei 
befristeten Arbeitsverhält-
nissen soll eine sachgrundlose 
Befristung (Befristung ohne An-
gaben von Gründen – anders als 
etwa eine befristete Elternzeitver-
tretung) nach einem Jahr Wartezeit 
beim selben Arbeitgeber erneut 
möglich sein. Schwarz-Gelb will 
durch diese Wartezeit Kettenbe-
fristungen – also die immer wie-
der erneuerte Befristung ein und 
desselben Arbeitsverhältnisses – 
verhindern. Die Gewerkschaften 
fürchten aber beispielsweise, 
dass größere Unternehmen die 
Beschäftigten für ein Jahr einfach 
offiziell in einem anderen Kon-
zernbetrieb einstellen und so den 
ArbeitnehmerInnen dennoch Ket-
tenarbeitsverhältnisse aufzwingen. 
+++ Hat Schwarz-Gelb aus der 
Krise gelernt? Offensichtlich nicht. 
Das Kapitel Finanzmärkte 

enthält kaum Konkretes. Wenn 
systemrelevante Finanzinstitute 
in eine Schieflage geraten, soll 
es rechtzeitig vor einer Insolvenz 
möglich sein, die Banken „finanz-
marktschonend“ abzuwickeln oder 
nachhaltig zu stabilisieren – staat-
lich Eingriffe sind also weiterhin 
möglich, nach dem Motto „Retten 
oder Zerschlagen“. +++ Außer-
dem soll es Ratingagenturen 
verboten sein, Finanzprodukte 
gleichzeitig zu entwickeln, zu ver-
treiben und zu bewerten. Schwarz-
Gelb will sich zudem für eine Euro-
päische Ratingagentur einsetzen. 
+++ Fehlanreize bei Finanzinsti-
tuten sollen durch Vergütungs-
systeme beseitigt werden, die 
sich am langfristigen Erfolg eines 
Unternehmens orientieren. Guter 
Ansatz? Die Koalition will das mit 
so genannten Malus-Systemen 
erreichen – also Gehaltsabzügen 
bei schlechten Geschäftszahlen. 
Ob das nur für Vorstand und Ma-
nagement oder auch für weitere 
Beschäftigte gelten soll, lässt der 
Vertragstext offen. ver.di lehnt Ma-
lus-Systeme für Bankbeschäftigte 
strikt ab. +++ Kein eigenständiges 
Gesetz, wie von den Gewerk-
schaften gefordert – aber immerhin 
ein eigenes Kapitel: Schwarz-Gelb 
will den Arbeitnehmerdaten-
schutz in einem eigenen Kapitel 
im Bundesdatenschutzgesetz aus-
gestalten. Verbieten will Schwarz-
Gelb die Verarbeitung von Daten 
über „für das Arbeitsverhältnis 
nicht relevantes außerdienstliches 
Verhalten“ oder nicht arbeits-
relevante Gesundheitszustände. 
+++ Tourismus ist der Koalition 
wichtiger als Arbeitsschutz von 
jungen Menschen. Die Ankündi-
gung der Lockerung des Jugend-
arbeitsschutz-Gesetzes findet 
sich im Kapitel „Tourismus“ – so 

sollen angebliche Ausbildungs-
hemmnisse im Gastgewerbe 
abgebaut werden. +++ 2007 
ermöglichte die Große Koalition 
auch in Deutschland die Gründung 
von Real Estate Investment 
Trusts (REITs) – also von Private-
Equity-Fonds für Immobilien. Nach 
Protesten von DGB, Mieterbund 
und SPD-Linken wurden damals 
Wohn immobilien, die vor 2007 ge-
baut wurden, vor dem Zugriff der 
REITs geschützt. Das will Schwarz-
Gelb jetzt ändern und für die REITs 
„überflüssige Hemmschwellen für 
den deutschen Markt“ abbauen. 
+++ Mehr Wettbewerb ist ein 
Dogma der Liberalen und vieler 
Unions-VertreterInnen. Aber nicht, 
wenn es um die eigene Klientel 
geht. Bei Apotheken werde 
man die Auswüchse beim Ver-
sandhandel bekämpfen und lehne 
eine Änderung des bestehenden 
Mehr- und Fremdbesitzverbotes 
ab. +++ An die Mitbestimmung 
gehen Union und FDP vorerst nicht 
heran – den geplanten Ehrenko-
dex für Betriebsräte kann man 
aber getrost als kleinen Seitenhieb 
verstehen. Die Koalition will außer-
dem der Betriebsversammlung das 
Recht geben, die an Betriebsräte 
gezahlten Aufwendungen offen zu 
legen. +++ „Das geltende AGG 
werden wir im Hinblick auf einen 
möglichen Abbau von Bürokra-
tielasten überprüfen“, heißt es 
im Koalitionsvertrag. Man wolle 
zwar aktiv gegen alle Formen von 
Diskriminierung vorgehen – „den 
ungeeigneten Entwurf der EU-
Kommission zur 5. Antidiskri-
minierungsrichtlinie lehnen 
wir allerdings ab“. +++ Ab 2013 
soll es ein Betreuungsgeld von 
150 Euro für Elternteile geben, die 
unter dreijährige Kinder zu Hause 
betreuen (Herdprämie).   •

K o a l i t i o n s v e r t r a g

Mehr Mini-Jobs statt Mindestlöhne
Die Einschnitte bei Gesundheit und Pflege sind bereits weitgehend bekannt, ebenso wie die Erhöhung des 
Schonvermögens für ALG II-EmpfängerInnen auf 750 Euro pro Lebensjahr. Aber was verbirgt sich noch in den 
6136 Zeilen des schwarz-gelben Koalitionsvertrags? einblick wagt einen Blick auf weitere Details.
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B e r u f s b i l d u n g  H a m b u r g

JAV bestimmt mit
Im Zuge der von der schwarz-grü-
nen Koalition in Hamburg beschlos-
senen Reform des Landes-Schulge-
setzes wurden auch wesentliche 
Verbesserungen für die Mitbestim-
mung von Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen (JAVen) an 
den Hamburger Berufsbildenden 

Schulen durchgesetzt. Einen ent-
sprechenden Antrag der Grünen-
Fraktion hatte die Hamburgische 
Bürgerschaft einstimmig ange-
nommen – die DGB-Jugend Ham-
burg hatte sich im Vorfeld intensiv  
für die Neuregelungen eingesetzt.

Von neuen JAV-Mitwirkungs-
rechten mit „bundesweitem Vorbild-
charakter“ spricht Olaf Schwede,  

Sprecher der DGB-Jugend Ham-
burg: Die JAVen der ausbildenden 
Betriebe haben laut Schulgesetz 
jetzt ein „Anwesenheits-, Antrags- 
und Initiativrecht“ bei Entschei-
dungsprozessen zu zentralen Fra-
gen der beruflichen Bildung. Dazu 
gehören etwa die Abstimmung 
von Ausbildungsinhalten zwischen 
(Berufs-)Schule und Betrieben, die 
Organisation des Unterrichts (z.B. 
Teilzeit- oder Blockunterricht) so-
wie die Gestaltung von Bildungs-
plänen, Zusatzqualifikationen oder 
Förderangeboten. Die neuen Betei-
ligungsrechte stehen ausschließlich 
den Jugendvertretungen, nicht den 
Betriebs- oder Personalräten zu. Die  
„Wirkungsmöglichkeiten“ der JAVen  
würden damit „aus dem rein be-
trieblichen Kontext auf die Schnitt-
stelle zwischen Schule und Betrieb 
erweitert“, erklärt die DGB-Jugend.

Die Gewerkschaftsjugend 
will jetzt in Kooperation mit den  
DGB-Gewerkschaften Informati-
onsabende für Hamburger Jugend- 
und AuszubildendenvertreterInnen 
veranstalten und arbeitet an einer 
„Arbeitshilfe“, damit JAVen die 
neuen Regelungen auch „mit Leben  
füllen können“.   •
www.dgb-hamburg.de

O t t o - B r e n n e r - P r e i s

Preis für 
Afghanistan-
Reportage
Zum fünften Mal verleiht die Otto-
Brenner-Stiftung der IG Metall in 
diesem Jahr den „Otto Brenner 
Preis 2009 für Kritischen Journa-
lismus“ – und seit Ende Oktober 
stehen die PreisträgerInnen fest: 
Der mit 10 000 Euro dotierte  
1. Preis geht an Marc Thörner für 
seine Hörfunk-Reportage „Wir re-
spektieren die Kultur – Im deutsch 
kontrollierten Norden Afgha-
nistans“ (Deutschlandfunk). Thör-
ner hatte unter anderem intensiv 
zum Todesurteil gegen den afgha-
nischen Journalistikstudenten Per-
vez Kaambaksh recherchiert und 
liefere „eine dringend notwendige 
und preiswürdige Korrektur der 
Berichterstattung über die wahren 
Begünstigten der Kämpfe deut-
scher Soldaten am Hindukusch“, 
so die Jury. 

Der 2. Preis geht an das ZDF-Au-
torenteam Ulrike Brödermann und 

Michael Strompen für ihre Doku-
mentation „Der gläserne Deutsche –  
wie wir Bürger ausgespäht werden“. 
Den 3. Preis erhält Simone Sälzer  
(Passauer Neue Presse) für ihre  
14-teilige Serie „Leben in Würde“.

Verliehen werden die Preise 
am 17. November im Rahmen der 
Jahrestagung der Otto-Brenner-
Stiftung in Berlin. Ausführliche 
Informationen zu den Preisträge-
rInnen sowie den Preisen in den 
Kategorien „Spezial“ und „Medi-
enprojektpreis“ gibt es online.   •
www.otto-brenner-preis.de

T a g u n g

Neue Väter
Die Hans-Böckler-Stiftung (HBS) 
und das Institut für sozialwissen-
schaftlichen Transfer (SowiTra) 
haben in einem Forschungsprojekt 
die Auswirkungen des 2007 einge-
führten Elterngelds untersucht. Auf 
der Fachtagung „Der Beitrag des 
neuen Elterngelds zu Vereinbarkeit 
und Geschlechtergleichstellung im 
Betrieb“ stellen HBS und SowiTra 
die Ergebnisse am 13. November 
in Berlin vor. Ein Resümee: Die be-
absichtigte „stärkere Einbeziehung 
von Vätern in die Familienarbeit“ 
sei für viele Betriebe, aber auch für 
viele Väter, „noch eine Herausfor-
derung“.   •
www.einblick.dgb.de/links

PROJEKTE UND PARTNER

Anhalt laden gemeinsam zu Info-
tagen ein, um über die EU-Struk-
turpolitik im Bundesland zu infor-
mieren. Vom 16. bis 20. November 
gibt es jeweils eintägige Veranstal-
tungen in vier Städten mit einem 
Überblick über Förderprogramme in 
der Förderperiode 2007 bis 2013: 
In diesem Zeitraum stellt die EU 
aus dem Europäischen Sozialfonds 
und dem Fonds für regionale Ent-
wicklung rund 2,5 Milliarden Euro 
bereit, um die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung in Sachsen-
Anhalt zu unterstützen. Die Ter-
mine: 16.11. in Halle/Saale, 17.11. 
in Halberstadt, 18.11. in Dessau-
Roßlau und 20.11. in Magdeburg, 
jeweils von 10 bis 16 Uhr.
www.sachsen-anhalt.dgb.de

••• Um den Anstieg arbeitsrecht-
licher Klagen, insbesondere bei den 
Kündigungsschutzklagen, 
bewältigen zu können, fordert der 
DGB Baden-Württemberg 
mehr Richterstellen am Landes-
arbeitsgericht. Die Zunahme von 
Kündigungsschutzverfahren auf-
grund der Wirtschaftskrise, die 
Baden-Württemberg besonders 
hart getroffen habe, führe zu ei-
ner deutlichen Verlängerung der 
Verfahrensdauer an den Arbeits-
gerichten. Es müssten mindestens 
21 Richterstellen neu geschaffen 
werden, fordert der DGB-Landes-
vorsitzende Rainer Bliesener.
www.bw.dgb.de

••• Der DGB Sachsen-Anhalt 
und der Landesfrauenrat Sachsen-

interregio

Unter die Lupe nimmt der So-
zialwissenschaftler Tobias Müller 
in seinem Buch Was haben die 
Hartz-Reformen bewirkt? die 
wohl umfassendste Reform der 
deutschen Arbeitsmarktpolitik. 
Er beleuchtet volkswirtschaft-
liche Arbeitsmarkttheorien und 
ihre Erklärung von Arbeitslo-
sigkeit. Mit Blick auf die sich 
daraus ableitenden Strategien 
untersucht er die Beschäfti-
gungs- und Arbeitsmarktpolitik 
der Bundesrepublik. Anspruch, 
Konzeption und Instrumente 
der Hartz-Reformen werden so 
erläutert und kritisch diskutiert. 
Müller führt zur Umsetzung 
und Bewertung der Hartz-Re-
formen sowohl ökonomische, 
historische, politische als auch 
psychosoziale Dimensionen von 
Arbeitslosigkeit zusammen: ein 
Nachschlagewerk zur deutschen 
Arbeitsmarkpolitik.

Tobias Müller: Was haben die Hartz-
Reformen bewirkt? Zu Ausmaß, 
Ursachen und Folgen der Arbeitslosig-
keit in Deutschland. Weißensee Verlag, 
Berlin 2009, 284 Seiten, 38 Euro.

neueBücher

Das Pflegezeitgesetz
Ein Leitfaden für 
die arbeitsrecht-
liche Praxis
Dr. Sebastian  
Hopfner et al.
2009, 64 S.,  
17 x 24 cm, kart., 
10,80 €
ISBN 978-3-89952-471-0

www.vvw.de

Anzeige

Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz

Ein Leitfaden für  
die arbeitsrechtliche 
Praxis

Dr. Sebastian Hopfner 
Valerie Naumann et al.

3. Auflage, 2009,  
128 S., 17 x 24 cm, 
kart., 16,50 €

ISBN 978-3-89952-427-7

www.vvw.de

Anzeige
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S t u d i e r e n d e  u n d  G e w e r k s c h a f t e n

Campus Offensive
Viele Studierende kommen im Studium erstmals mit der Arbeitswelt in 
Kontakt – ob als PraktikantIn oder NebenjobberIn. Doch mit Gewerk-
schaften haben viele bisher noch wenig am Hut. Das wollen die 
Gewerkschaften durch neue Strategien an den Hochschulen ändern.

Für etliche junge Menschen hat 
am 1. Oktober ein neuer Lebens-
abschnitt begonnen – das Studi-
um. Laut Statistischem Bundesamt 
steigt seit Ende der 1990er Jahre 

die Zahl der StudienanfängerInnen 
und hat sich seit 2003 bei rund 2 
Millionen eingependelt – doch nur 
gut 32 000 der StudentInnen sind 
Mitglied in einer DGB-Gewerk-
schaft. Dabei wird ein Großteil der 
Studierenden nach dem Abschluss 
abhängig beschäftigt sein. Nach ei-
ner IAB-Prognose steigt der Anteil 
der höher Qualifizierten auf dem 
Arbeitsmarkt bis 2030 um rund fünf 
Prozent auf dann 33,2 Prozent. Zu-
dem sind viele heute schon durch 
Nebenjobs und Praktika in der Ar-
beitswelt tätig. Deshalb steht für 
die Gewerkschaften fest: Studieren-
de müssen in die gewerkschaftliche 
Arbeit eingebunden werden.

Seit 2003 engagieren sich Ge-
werkschafterInnen verstärkt in 
Campus Offices und Hochschulin-
formationsbüros (HiBs), um Stu-
dierende bei der Berufswahl zu 
beraten oder sie bei Fragen zu Ne-
benjobs und Praktika zu unterstüt-
zen. „Doch Studierende sind eine 

Zielgruppe mit speziellen Ansprü-
chen und einem Hintergrund, der 
oft nicht gerade gewerkschaftsnah 
ist“, weiß Frank Rzeppa, Referats-
leiter im Bereich Organisations-

politik beim DGB-Bundesvorstand 
und Mitglied der Arbeitsgruppe 
„Organizing an HiBs und Campus 
Offices“. „Darum müssen wir neue 
Wege gehen“, fordert er. Allem vo-
ran steht das Organizing. Mit dieser 
Strategie sollen Menschen aktiviert 
werden, ihre Interessen selbststän-
dig zu vertreten und Probleme an-
zugehen. Die Gewerkschaften be-
gleiten den Prozess und bringen ih-
ren Sachverstand, ihre Infrastruktur 
und ihre Unterstützung mit ein. 

Wie erfolgreich gewerkschaft-
liches Organizing sein kann, zeigt 
die Praktikums-AG an der TU 
Braunschweig. Johannes Katzan 
vom Hochschulinformationsbüro 
der IG Metall erklärt, wie es dazu 
kam: „Wichtig war für uns, dass wir 
keine Themen vorgegeben haben, 
sondern in Gesprächen mit Studie-
renden und der Fachschaft geklärt 
haben, welche Themen ihnen wich-
tig sind.“ Das Thema Praktikum 
rückte schnell in den Mittelpunkt, 

Voneinander 
lernen

Studierende und Gewerk-

schaften zusammen zu 

bringen, das versuchen 

bundesweit mehr als 30 

gewerkschaftliche Campus 

Offices und Hochschulinfor-

mationsbüros (HiB). Mehrere 

Veranstaltungen sollen die 

Vernetzung und den Erfah-

rungsaustausch vor 

Ort befördern. 

* Vom 6. bis 8. November 

veranstaltet die Initiati-

ve students@work einen 

Vernetzungsworkshop in 

Hamburg-Sasel, zu dem alle 

ehren- und hauptamtlichen 

GewerkschafterInnen und 

Interessierte eingeladen 

sind. 

* Die IG Metall Baden-

Württemberg und das 

DGB-HiB Karlsruhe laden 

am 19.11. zu einem Work-

shop nach Karlsruhe ein. 

Das Thema: „Studierende 

an (dualen) Hochschulen 

aktivieren“. 

* Und am 30. November 

wollen die Kooperations-

stelle Hochschule und 

Gewerkschaften Hannover-

Hildesheim und die IG 

Metall Niedersachsen unter 

dem Motto „Organizing & 

Campus“ Interessierte und 

Aktive bei einem Workshop 

in Hannover zusammen-

bringen.

Mehr zum Thema unter 
www.students-at-work.de 
und 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

da alle Studierenden in den Studi-
engängen Maschinenbau und Elek-
trotechnik Pflichtpraktika absolvie-
ren müssen. Ein wichtiger Schritt 
war die gemeinsame Erarbeitung 
einer Umfrage unter den Studieren-
den zum Thema. „Dort haben fast 
40 Menschen mitgearbeitet, die 
wenigsten waren Gewerkschafts-
mitglied.“ Die Umfrage ergab, dass 
fast 80 Prozent aller Praktikanten 
keinen Kontakt zu Betriebsräten 
haben. An dieser Stelle wurde die 
Gewerkschaft aktiv: Sie vernetzt 
nun Studierende mit Betriebsräten, 
betreibt eine Praktikabörse und 
stellt Infomaterial über Rechte und 
Pflichten bereit. Durch die kontinu-
ierliche Arbeit ist die IG Metall in 
Braunschweig heute anerkannter 
Partner und Ratgeber. „Bei der 
Umstellung der Studiengänge auf 
Bachelor hat sich die Universität als 
erstes an uns gewandt, um unsere 
Meinung in Sachen Praktikum zu 
hören “, betont Katzan. „Das ist 
ein Erfolg.“ 

Erfolgreiche Pionierarbeit leistet 
auch die ver.di-Campus-Gruppe 
an der Universität Duisburg-Essen. 
Hervorgegangen ist die Gruppe 
aus den Protesten gegen Studi-
engebühren im Jahr 2004. Seit-
dem haben die Mitglieder ihre 
KommilitonInnen zu zahlreichen 
Aktionen aktivieren können: Pro-
teste gegen den G8-Gipfel in 
Heiligendamm oder die Teilnah-
me am europäischen Sozialforum 
in Malmö. „Die Leute wollen sich 
engagieren“, weiß Caroline Heß, 
Sprecherin der Gruppe. Dabei geht 
es nicht nur um „große“ politische 
Themen, sondern auch um alltäg-
liche Probleme an der Uni. „Jeder 
kann und soll sich gleichberechtigt 
einbringen können“, betont Heß. 
Ein Schlüssel zum Erfolg ist das 
Internet. Soziale Netzwerke wie 
Facebook oder Videos auf Youtu-
be: Vor allem das Web 2.0 eigne 
sich hervorragend für die aktivie-
rende Gewerkschaftsarbeit. Denn 
klar ist: Studierende müssen dort 
abgeholt werden, wo sie sind - auf 
dem Campus, im Internet und auch 
in der Arbeitswelt.    •

einblick 19/09
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Für bessere Bedingungen an den Hochschulen, mehr Durchlässigkeit 
im Bildungssystem oder ein gebührenfreies Studium – Studierende 
sind bereit, sich einzubringen: Mitglieder der ver.di-Campus-Gruppe 
Duisburg-Essen beim Bildungsstreik in Essen im April 2009.



6

19/09

Č M K O S  T s c h e c h i e n

Keine EU-Bürger
zweiter Klasse
Der tschechische Gewerkschafts-
bund ČMKOS setzt sie sich dafür 
ein, den Ratifizierungsprozess des 
Lissabon-Vertrags in Tschechien 
schnellstmöglich abzuschließen. 
Tschechien ist das letzte EU-Land, 
in dem der Vertrag noch nicht ra-
tifiziert ist. ČMKOS warnt davor, 
der Forderung des tschechischen 
Präsidenten Vaclav Klaus nachzu-
kommen, die mit dem Vertrag ver-
bundene EU-Grundrechtecharta 
für Tschechien auszuschließen. 
Dies würde „den Bürgern unseres 
Landes die Möglichkeit verweh-
ren, bei Verletzungen ihrer durch 
die Grundrechtecharta verbrief-

ten Sozial-, Arbeitnehmer- und 
sonstigen Menschenrechte, diese 
bei den Organen der EU geltend 
zu machen“, heißt es in einer Ent-
schließung. Die ČMKOS wende 
sich dagegen, die tschechischen 
Bürger zu EU-Bürgern zweiter 
Klasse zu machen. 

Klaus begründet seine Forde-
rung nach Aussetzung der Charta 
mit dem Schutz vor Rückgabefor-
derungen, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg vertriebene Sudeten-
deutsche stellen könnten. Nach 
Ansicht von Rechtsexperten ist ei-
ne rückwirkende Anwendung des 
Lissabon-Vertrags aber ohnehin 
nicht möglich.

Klaus will erst unterschreiben, 
wenn seine Ausnahmeforderung 
erfüllt ist und das tschechische 
Verfassungsgericht über eine Klage 

gegen den Vertrag entschieden hat. 
Das Gericht kündigte ein Urteil für 
den 3. November an.   •

GEWERKSCHAFTEN

E A d A

Alles neu
Die Akademie der Arbeit wurde of-
fiziell umbenannt: Am 14. Oktober 
wurde der neue Name – „Europä-
ische Akademie der Arbeit“ (EAdA) 
– über dem Eingang des EAdA-Ge-
bäudes an der Universität Frankfurt 
am Main enthüllt. Seit diesem Jahr 
hat die Akademie der Arbeit außer-
dem einen neuen Direktor: Der Ar-
beitsrechtler Prof Dr. Peter Wedde, 
spezialisiert auf Datenschutz und 
Arbeitsrecht in der Informations-
gesellschaft, lehrte zuvor an der 
Frankfurter Fachhochschule.   •
www.akademie-der-arbeit.de

Die GEW beteiligt sich 
an den deutschen 
Aktionen der welt-

weiten Kampagne „1 GOAL – 
Bildung für alle“ anlässlich 
der Fußball-WM 2010 in Süd-
afrika. Die Kampagne macht 
auf die Millenniumsentwick-
lungsziele der Vereinten 
Nationen aufmerksam, die 
allen Kindern bis 2015 das 
Recht auf Bildung und den 
Schulbesuch garantieren 
sollen.

Die NGG hat ihre 
sozialpolitischen 
Forderungen an die 

Fraktionen der im Bundestag 
vertretenen Parteien über-
geben. Die sechs „Schlag-
lichter“ behandeln unter 
anderem die Ausgestaltung 
des Gesundheitssystems, 
die Arbeitsmarkt- und die 
Rentenpolitik sowie die 
Sozialversicherungspfl icht 
für Minijobs.

Die GdP kritisiert, 
dass der Polizei durch 
den Kompromiss der 

schwarz-gelben Koalition 
zur Vorratsdatenspeicherung 
ein wichtiges Instrument zur 
Verhinderung von Straftaten 
„aus der Hand geschlagen 
wird“. Für den Schutz der 
Menschen vor Kriminalität 
sei der polizeiliche Zugriff 
auf elektronische Kommuni-
kationswege notwendig. Das 
habe nichts mit polizeilicher 
Datensammelwut zu tun.

Die IG BCE hat für 
ihre Mitglieder einen 
neuen Internet-

Shop eingerichtet. Auf dem 
Online-Portal können Werbe- 
und Organisationsmittel 
sowie Drucksachen und Prä-
sente erstanden werden.
www.igbce-shop.de
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*je nach Land unterschiedliche Definitionen, unter anderem: Bezahlung unter 
gültigem Mindestlohn, Scheinselbstständigkeit, keine Sozialversicherung Quelle: EFFAT

Prekäre Landwirtschaft
Anteil der ArbeitnehmerInnen in der Landwirtschaft mit prekären 
Arbeitsbedingungen* in ausgewählten Ländern 2008 (in Prozent)
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Die europäischen Gewerkschaften 
der Lebensmittel-, Agrar- und Touris-
musbranche wollen künftig gemein-
sam intensiv gegen prekäre Beschäf-
tigung vorgehen. Das haben die 
TeilnehmerInnen des EFFAT-Kon-
gresses am 21. Oktober in Berlin be-
schlossen und eine „Charta gegen 
prekäre Beschäftigung“ verab-
schiedet. Der europäische Gewerk-
schaftsdachverband EFFAT (Euro-
pean Federation of Food, Agricul-
ture and Tourism Trade Unions) hat 
120 Mitgliedsgewerkschaften aus 
35 Ländern – deutsche Mitglieder 
sind die NGG und die IG BAU.

Ziel des EFFAT-Kongress sei ge-
wesen, das Vorgehen gegen pre-
käre Beschäftigung sowie gegen 
Sozial- und Lohndumping euro-
paweit zu koordinieren, „um sich 
nicht in einem europaweiten Unter-
bietungswettbewerb ausspielen zu 
lassen“, so EFFAT-Generalsekretär 
Harald Wiedenhofer. Der NGG-Vor-
sitzende und EFFAT-Vize Franz-Josef 
Möllenberg forderte anlässlich des 
Kongresses erneut einen gesetz-
lichen Mindestlohn für Deutschland 

ein. „Ich prognostiziere – und das 
hat nichts mit Optimismus zu tun –, 
dass spätestens zum 1. Mai 2011, 
wenn europaweit die volle Arbeit-
nehmer-Freizügigkeit gilt, auch eine 
schwarz-gelbe Regierung die Rea-
lität erkennen muss und eine ge-
setzliche Lohnuntergrenze schafft“, 
so Möllenberg. Dass das dringend 
nötig ist, bestätigte auch Ole 
Wehlast, Präsident der dänischen 

Gewerkschaft NNF, die unter an-
derem die dänischen Schlachtbe-
triebe organisiert. Deutschland, 
besonders Norddeutschland, ent-
wickle sich in dieser Branche zum 
„Wildwest-Land ohne Tariflöhne“. 
Jährlich würden sieben Millionen 
Schweine von Dänemark in deut-
sche Schlachthöfe transportiert, in 
denen Niedrigstlöhne gezahlt wer-
den. Das habe in Dänemark bereits 
„2500 Arbeitsplätze von hoch qua-
lifizierten Fachkräften vernichtet“, 
so Wehlast.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

E F F A T - K o n g r e s s

Charta gegen prekäre Arbeit
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MEINUNG DGB fordert 
Milliarden-Paket

Zum Jahrestag des Bildungs-

gipfels hat DGB-Vize Ingrid 

Sehrbrock die neue Bundes-

regierung aufgefordert, ein 

„Milliarden-Paket“ für das 

Bildungswesen zu schnü-

ren: „Es reicht nicht, wenn 

Schwarz-Gelb pauschal 

verkündet, am 10-Prozent-

Ziel festhalten zu wollen. 

Wir brauchen ein konkretes 

Milliarden-Programm.“ Mit 

rund 13 Milliarden Euro 

pro Jahr ließen sich etwa 

40 000 Sozialarbeiter an 

Ganztagsschulen, 28 000 

wissenschaftliche Stellen 

an Hochschulen, der Ausbau 

des BAföGs, bessere Ange-

bote und Beratung in der 

Weiterbildung sowie die Ab-

schaffung der Kindergarten-

Gebühren finanzieren.

Der Ökonom Roman Jaich 

hat in einer Studie im 

Auftrag der Hans-Böckler-

Stiftung berechnet, wie viel 

Geld das Bildungswesen 

pro Jahr bräuchte, um die 

wichtigsten Verbesserungs-

vorschläge von Experten 

umzusetzen. Danach sum-

miert sich der zusätzliche 

Bedarf in allen Etappen der 

Bildungslaufbahn – für den 

Ausbau von Kitas und Ganz-

tagsschulen, eine bessere 

Ausstattung der Hochschu-

len und mehr Weiterbildung 

– auf jährlich 36,94 Milliar-

den Euro. Der Staat müsste 

27,75 Milliarden mehr bei-

steuern, Unternehmen und 

Privatpersonen den Rest.

Mehr Infos: www.einblick.dgb.de

einblick 19/09

Angela Merkel hätte kaum einen größeren An-
spruch wählen können, als sie vor einem Jahr zum 
60. Jahrestag der Sozialen Marktwirtschaft kurzer-
hand die Bildungsrepublik Deutschland ausrief. Wohl-
stand für alle heiße heute Bildung für alle, verkünde-
te die Bundeskanzlerin – und lud die Ministerpräsi-
denten nach Dresden zu einem Bildungsgipfel ein.

Der Vorstoß der Kanzlerin überraschte, hatte Merkel 
zuvor doch den Bund mit der Föderalismus-Reform 
bildungspolitisch weitgehend entmachtet. 
Entsprechend reserviert reagierten die Bundesländer. 
Unverblümt sagte Sachsen-Anhalts Regierungschef 
Wolfgang Böhmer: „Ich erwarte, dass der Bildungs-
gipfel nach drei Stunden vorbei ist. Ich habe ihn 
nicht erfunden. Bildung ist eindeutig Ländersache.“

Die Ministerpräsidenten ließen sich in Dresden 
nur auf wenige Ziele ein, ohne deren konkrete Um-
setzung zu fixieren. Die Ausgaben für Bildung und 
Forschung sollen auf zehn Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP) steigen, die Zahl der Schulabbrecher 
und der jungen Menschen ohne abgeschlossene 
Ausbildung halbiert werden. Mehr Menschen sollen 
ein Studium aufnehmen und sich weiterbilden. Für 
ein Drittel der Kinder, die jünger als drei Jahre sind, 
müsse ein Krippenplatz bereit stehen. 

Nimmt man diese Ziele ernst, hätten Bund und 
Länder fortan alle Hände voll zu tun. Der Natio-
nale Bildungsbericht zeigt das. Noch immer leben 
in Deutschland rund vier Millionen Menschen, die 
nicht richtig lesen und schreiben können. 1,5 Milli-
onen Menschen im Alter von 20 bis 29 Jahren haben 
keine abgeschlossene Ausbildung. Mehr als 70 000 
verlassen pro Jahr die Schule ohne einen Abschluss. 
Kurzum: Der Weg in die Bildungsrepublik 
Deutschland ist weit.

Ein Jahr nach dem Gipfel fällt die Bilanz ernüch-
ternd aus. Die Minister verstehen die Bildungsziele 
als Rechenaufgabe. Geht es um die Zahl der Schul-
abbrecher, den Ausbildungsmarkt oder die Bil-
dungsausgaben – überall werden die Bilanzen 
frisiert, geschönt oder gefälscht. So entwickelt 
sich Bildungspolitik zur Mathe-Olympiade.

Den Anfang machten die Kultusminister. 
Sie beschlossen eine Änderung der Schulabbrecher-
Statistik. Zählte man dort bisher alle Jugendlichen, 
die nicht mindestens einen Hauptschulabschluss 
erreicht haben, wurde dieser Maßstab nun geän-
dert. Fortan gelten auch Sonderschüler nicht als 

Statt Reformen im Bildungswesen Rechenschiebertricks – die Bilanz der Bildungspolitik von Bund und 
Ländern, die Matthias Anbuhl (DGB) ein Jahr nach dem Bildungsgipfel in Dresden zieht, ist ernüchternd.

E i n  J a h r  n a c h  d e m  B i l d u n g s g i p f e l

Bildungspolitik als Mathe-Olympiade

Abbrecher – selbst wenn sie auf dem Arbeitsmarkt 
kaum eine Chance haben. So ließe sich die Zahl der 
Abbrecher allein in seinem Land halbieren, sagte 
Mecklenburg-Vorpommerns Bildungsminister Henry 
Tesch offenherzig. 

Ähnlich schaut es auf dem Ausbildungs-
markt aus. In diesem Herbst verkündeten die Partner 
des Ausbildungspakts erneut eine entspannte Lage. 

Nur 9600 Jugendlichen fehle 
noch ein Ausbildungsplatz. 
Dass rund 74 000 Jugendliche, 
die händeringend eine Ausbil-
dung suchen, in Warteschlei-
fen geparkt wurden, erwähnte 
man nicht. Diese Jugendlichen 
werden in der Statistik schlicht 
als versorgt geführt.

Nicht besser machten 
es die Finanzminister. Sie 
sollten die Investitionen für 
Bildung und Forschung auf 
10 Prozent des BIP anheben. 

Nimmt man die Zahlen der OECD, hätten mehr als 32 
Milliarden Euro in das deutsche Bildungssystem flie-
ßen müssen. Die Minister stört das nicht. Ihr Motto: 
Taschenrechner anschalten und sehen, was möglich 
ist. So verbuchten sie ganz neue Posten im Bildungs-
etat. Das Kindergeld, Pensionen für Lehrer und Pro-
fessoren sowie die Sanierung von Gebäuden zählen 
dazu. Und siehe da: Deutschland hatte das 10 Pro-
zent-Ziel erreicht, ohne auch nur einen Cent 
zusätzlich ins Bildungswesen zu stecken.

Mit dem wahren Leben hat das nichts zu tun: 
Während Eltern über Unterrichtsausfall und feh-
lende Kita-Plätze klagen, haben sich viele Kultus-
bürokraten in ihrer Parallel-Gesellschaft eingerich-
tet. Unliebsame Begegnungen mit der Wirklichkeit 
stören nur.

Wenn internationale Bildungsexperten die Defi-
zite des deutschen Bildungswesens aufzählen, rea-
gieren viele deutsche Politiker folglich mit Häme und 
Spott. Es soll gar Minister geben, die sich weigern, 
mit dem UN-Bildungsbeauftragten Vernor Munoz 
oder dem internationalen PISA-Koordinator Andre-
as Schleicher (OECD) vor die Presse zu treten. Das 
rüde Verhalten einiger deutscher Politiker könnte 
einen triftigen Grund haben: Internationale Sta-
tistiken dürfen sie nicht frisieren.   •

➜

Matthias Anbuhl, 
39, leitet den 
Bereich Bildung, 
Qualifizierung 
und Forschung 
beim DGB-Bun-
desvorstand.
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„Das ist ungefähr so, als ob man einem Obdachlosen sagt, 
dass er seine Hausratversicherung jetzt von der Steuer 
absetzen kann.“

Comedian Oliver Welke über die Entscheidung der schwarz-gelben Koaliti-
on, das Schonvermögen für Hartz-IV-EmpfängerInnen anzuheben (heute-
show, ZDF, 20. Oktober 2009).

8

SITTENWIDRIGE LÖHNE: Das soll Gesetz werden

dieDGBgrafik

Abgesehen davon, dass Schwarz-Gelb 

mit einem Gesetz gegen sittenwid- 

rige Löhne etwas verbieten will,  

das durch gängige Rechtssprechung 

längst verboten ist: Auch die Höhe  

der dadurch gesetzlich „abgesicher- 

ten“ Löhne ist in vielen Branchen eine 

Farce. „Erlaubt“ wären teils Löhne ab 

knapp zwei Euro pro Stunde. Was die 

neue Koalition als Vorgehen gegen 

Dumpinglöhne verkauft, ist das  

exakte Gegenteil: Niedrigstlöhne  

werden vielmehr vom Gesetzgeber 

noch offiziell legitimiert.
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Sittenwidrigkeitsgrenze (hier: Unterschreitung der untersten Tarifvergütung um ein Drittel) 
bei den Stundenlöhnen verschiedener Branchen (in Euro), Stand: Oktober 2009

2,04

3,64

3,66

4,55

4,79

4,80

5,15

5,15

5,15

5,45

5,59

5,96

7,22

Friseurhandwerk Sachsen 

Privater Transport und Verkehr Sachsen-Anhalt

Bewachungsgewerbe Berlin

Steine-Erden-Industrie Thüringen

Hotels und Gaststätten Hamburg

Systemgastronomie West und Berlin-Ost

Floristik West

Erwerbsgartenbau Rheinland-Pfalz

Einzelhandel NRW

Kunststoffindustrie Ost (ohne Berlin/Brandenburg)

Öffentlicher Dienst der Gemeinden West

Feinkeramische Industrie Nord- und Westdeutschland

Druckindustrie Ost (ohne Brandenburg)

Schlusspunktl

••• Marion von Wartenberg, 
51, stellvertretende Vorsitzende 
des DGB Baden-Württemberg, ist 
von der Präsidialversammlung des 
Deutschen Evangelischen Kirchen-
tags ins Präsidium des Kirchentags 
gewählt worden. Von Wartenberg 
ist seit Mai 2008 DGB-Vize in Ba-
den-Württemberg und war zuvor 
Klinik- und Altenseelsorgerin der 
evangelischen Landeskirche Würt-
temberg sowie Dozentin an einer 
Kranken- und Altenpflegeschule.
••• Maria Helena André, 49, 
vom portugiesischen Gewerk-
schaftsbund UGT, bisher stellver-
tretende Generalsekretärin des 
Europäischen Gewerkschafts-
bundes (EGB), ist von Portugals 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de

14TAGE

IMPRESSUM                     einblick erscheint vierzehntäglich   Herausgeber: DGB    
Verlag: Graewis Verlag GmbH   GeschäftsführerInnen: Anne Graef, Dr. Peter Wilke    
Redaktion: Udo Böhlefeld, Anne Graef (verantw.), Sebastian Henneke, Timm Steinborn    
Redaktionelle Mitarbeit: Lena Clausen, Luis Ledesma   Redaktionsanschrift:  
Wallstraße 60, 10179 Berlin, Tel. 030 / 30 88 24 - 0, Fax 030 / 30 88 24 20,  
Internet: www.einblick.dgb.de, E-Mail: redaktion@einblick.info Anzeigen: Bettina 
Mützel, Tel. 030/859946-240, Fax 030/859946-100, E-Mail: bettina.muetzel@berlin.de    
Layout: zang.design    Infografik: Klaus Niesen   Druck und Vertrieb: PrintNetwork 
Berlin   Abonnements: Änderungen schriftlich an Redaktion einblick (Adresse s.o.)
Nachdruck frei für DGB und Gewerkschaften bei Quellenangabe und zwei Beleg- 
exemplaren. Alle Anderen nur nach schriftlicher Genehmigung durch den Verlag. 
Nachdruck von namentlich gezeichneten Artikeln nur nach Genehmigung durch Ver-
lag und Autor.

3.11.  DGB und Hans-Böck- 
ler-Stiftung, 3. Hochschulpolitisches 
Forum „Leitbild Demokratische und 
Soziale Hochschule“, Berlin

4.11.  DGB, Hans-Böckler-
Stiftung und Europäisches Gewerk-
schaftsinstitut, Konferenz „CSR – 
Mitbestimmung in transnationalen 
Unternehmen?“, Frankfurt am Main

6.-8.11.  attac, Konferenz 
„attac-Herbstratschlag“, Leipzig

Ministerpräsident José Sócrates 
als Arbeits- und Sozialministerin 
ins neue portugiesische Kabinett 
berufen worden.

6.-8.11.  D G B - J u g e n d , 
Workshop „Vernetzungstreffen 
students@work“, Hattingen

7.11.  IG Metall, Konfe-
renz „BR-Wahlen 2010 – Kompe-
tenz für Gute Arbeit“, Leipzig

9.11.  ver.di, Kooperations- 
stelle Hochschule und Gewerk-
schaften, Aktionstag „science day 
2009: Wege aus der Krise – Die Zu-
kunft durch nachhaltiges Wirtschaf-
ten neu gestalten“, Hannover

12.11.  DGB Nord, Konfe-
renz „Work-Life-Balance im Ost-
seeraum – Frauen zwischen Pflege 
und Beruf“, Neubrandenburg

12.11.  DGB, Fachtagung 
„Umdenken – Gegenlenken: Mit 
guter Bildung aus der Krise“, Berlin

12./13.11.  ver.di-Fachbereich 
Gemeinden, Konferenz „JAV- und 

Personalräte-Forum 2009: Öffent-
lich ist wesentlich – Krisenbewälti-
gung erfordert Personalräte“, Kassel

13.11.  GEW, Veranstaltung 
„FrauenStärken im Schulbereich. 
Handlungsansätze zur Verwirkli-
chung der Entgeltgleichheit von 
Lehrkräften“, Karlsruhe

13./14.11.  GEW, Strategieta-
gung „Der Krise trotzen – Millenni- 
umsziele verwirklichen“, Steinbach

16.11.  DGB, 12. Schöne-
berger Forum 2009, Berlin

16./17.11.  DGB, Workshop „Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf – 
Querschnittsthema gewerkschaft-
licher Bildungsarbeit“, Hannover

16./17.11.  ver.di Niedersach-
sen-Bremen, Workshop „Betriebs-
räte vor der Wahl: Reflektieren, Ana- 
lysieren, Optimieren“, Hannover

personalien



U
R

T
E

I
L

E

U
R

T
E

I
L

EU R T E I L E U R T E I L E

S o l d a t e n v e r s o r g u n g s r e c h t

Entschädigung bei Bestrahlung
Erleidet ein Soldat während seiner Dienstzeit eineWehrdienstbe-

schädigung, so ist dies zu entschädigen.
Der Fall: Ein Zeitsoldat war als Generatormechaniker und Hoch-

frequenzfunktechniker bei einer Nato-Einrichtung tätig. Bei Überprü-
fungs- und Wartungsarbeiten an Kurzwellensende- und Empfangs-
geräten sowie Richtfunkgeräten war er Röntgenstörstrahlung ausge-
setzt. 1992 wurde Leukämie diagnostiziert. Zwei Jahre später ver-
starb er imAlter von 38 Jahren an den Folgen dieser Erkrankung. Ei-
ne Entschädigung lehnte die Wehrbereichsverwaltung mit der Be-
gründung ab. Die Klage derWitwe auf Entschädigung hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht:Voraussetzung für einen Entschädi-
gungsanspruch ist, dass die Erkrankung ihre Ursache in einer dem
Wehrdienst zuzuordnenden schädigenden Einwirkung hat. Dieser ur-
sächliche Zusammenhang muss mit Wahrscheinlichkeit vorliegen.
Besteht in der medizinischen Wissenschaft insoweit Ungewissheit,
reicht ausnahmsweise auch ein möglicher Zusammenhang aus. Hier-
von ist bei einer nicht unerheblichen Strahlenexposition und einer
Leukämieerkrankung auszugehen.

U n f a l l v e r s i c h e r u n g s r e c h t

Outdoor-Aktivitäten nicht versichert
Wird im Rahmen eines Teammeetings die Teilnahme an einer

Canyoning-Tour angeboten, so ist diese weder als Betriebssport
noch als betriebliche Gemeinschaftsveranstaltung unfallversichert.

Der Fall: Die Abteilungsleiterin eines Wirtschaftsprüfungsunter-
nehmens verletzte sich beim Abseilen auf einer Canyoning-Tour am
Auge. Die 42-jährige Frau hatte ihre Mitarbeiter zum Dank für die er-
folgreicheArbeit zu einer betrieblichen Motivationsveranstaltung ins
Allgäu eingeladen. Neben Fachbeiträgen und Informationen über die
Entwicklung der Abteilung wurde auch ein „spannendes und ab-
wechslungsreiches Programm“ angeboten. Im Rahmen dieser Tour
durchquerten die Teilnehmer eine Schlucht mittelsAbseilen, Klettern,
Springen, Rutschen, Schwimmen undTauchen. Hierbei verletzten sich
mehrere Mitarbeiter. DenAntrag der verletztenAbteilungsleiterin auf
Entschädigung lehnte die Berufsgenossenschaft ab.

Das Landessozialgericht: Die Teilnahme an einer Freizeit- und
Erholungsveranstaltung ist nicht bereits deshalb unfallversichert, weil
sie vom Unternehmen organisiert und finanziert wird.Vielmehr muss
die Veranstaltung dazu geeignet sein, die Verbundenheit zwischen
Unternehmensleitung und Beschäftigten sowie der Beschäftigten
untereinander zu fördern. Dies setzt voraus, dass grundsätzlich alle
Beschäftigten im Stande sind, an der Veranstaltung teilzunehmen.
Wegen der besonderen Anforderungen an die körperliche Fitness
spricht eine Canyoning-Tour jedoch nicht die Gesamtheit der Be-
schäftigten an. Die Teilnahme an der Canyoning-Tour ist auch nicht
der betrieblichen Tätigkeit der verletzten Frau zuzurechnen, da sie
nicht zu den arbeitsvertraglichen Pflichten der Abteilungsleiterin
gehört. Betriebssport wird nur vom Unfallversicherungsschutz erfasst,
wenn er regelmäßig durchgeführt wird. Zudemmuss er dazu dienen,
die körperliche Fitness zu erhalten. Dies ist für das einmalige Canyo-
ning zu verneinen.

P o s t t r a u m a t i s c h e S t ö r u n g

Kann Berufskrankheit sein
Ein Entwicklungshelfer, der jahrelang in Krisengebieten mit Er-

schießungen, Gewalt,Tod,Vergewaltigung, Krieg und schwerenVer-
kehrsunfällen konfrontiert war, kann an einer posttraumatischen Be-
lastungsstörung erkrankt sein. Nach neueren wissenschaftlichen Stu-
dien sind Personen, die immer wieder existenziellen psychischen Be-
lastungen ausgesetzt sind, in erheblich höheremMaß einem solchen
Erkrankungsrisiko ausgesetzt. Damit kann eine entsprechende psy-
chische Erkrankung wie eine Berufskrankheit anerkannt werden.

S o z i a l h i l f e

Bestattungskosten werden übernommen
Eine mittelloseWitwe hat trotz leistungsfähiger Verwandtschaft

Anspruch auf Übernahme der Kosten für die Bestattung des verstor-
benen Ehemanns gegenüber dem Sozialleistungsträger.

W a r n s t r e i k

Teilnahme ist kein Kündigungsgrund
Die Teilnahme an einem Warnstreik rechtfertigt keine fristlose

Kündigung. Der Auffassung der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-
Umwelt, dass eine solche Kündigung eine unzulässige Beeinträchti-
gung des Streikrechts darstellt, ist zu folgen.

I n t e r e s s e n a u s g l e i c h

Bei wesentlichem Betriebsteil
Legt derArbeitgeber im Kleinbetrieb (13Arbeitnehmer) einen ab-

grenzbaren Teil still, ist eine interessenausgleichspflichtige Betriebs-
änderung gegeben, wenn der Teil „wesentlich“ für den Betrieb war.
Der Betriebsteil ist als wesentlich anzusehen, wenn in ihm minde-
stens 30 v.H. der Arbeitnehmer beschäftigt waren. Dabei kommt es
auf die im stillgelegten Teil vorhandenen Arbeitsplätze an, so dass
auch Arbeitnehmer zu berücksichtigen sind, die ohnehin wegen Er-
reichens der Altersgrenze ausscheiden.

B e t r i e b s s t i l l l e g u n g

Kündigung auch während der Elternzeit
Die für denArbeitsschutz zuständige Behörde muss in aller Regel

demAntrag auf Zulassung der Kündigung eines in Elternzeit befind-
lichen Arbeitnehmers stattgeben, wenn der Betrieb stillgelegt wor-
den ist. Bei der dauerhaften Stilllegung eines Betriebs liegt ein be-
sonderer Fall im Sinne des Gesetzes vor, der die Arbeitsschutzbehör-
den ermächtigt, der Kündigung von Arbeitnehmern in Elternzeit zu-
zustimmen.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 29. April 2009 - L 4 VS 1/05

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 30. April 2009 - L 3 U 249/08

Arbeitsgericht Berlin,
Beschluss vom 14. Oktober 2009 – 1 Ga 18360/09

Landessozialgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 14. Mai 2009 - L 6 U 845/06

Bundessozialgericht,
Urteil vom 29. September 2009 - B 8 SO 23/08 R

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 19/09

blickeineinblickeinein

einblick 19/09

Landesarbeitsgericht Nürnberg,
Urteil vom 21. September 2009 - 6 Sa 808/08

Bundesverwaltungsgericht,
Urteil vom 30. September 2009 - 5 C 32.08
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Keine Billigstrategie nach innen
Die Redensart „Nomen est omen“ 
wird wohl für den Namen des er-
sten schwarz-gelben Gesetzespa-
kets Pate gestanden haben. Oder 
zumindest die Hoffnung, dass sich 
diese Redensart bewahrheitet: 
„Wachstumsbeschleunigungsge-
setz“ nennt die Bundesregierung 
das, was sie als „Sofortmaßnah-
men“ zusammengeschnürt hat. 
Der Kinderfreibetrag soll angeho-
ben, das Kindergeld leicht erhöht 
werden. Steuererleichterungen gibt 
es bei der Erbschaftssteuer, der Un-
ternehmensbesteuerung und der 
Mehrwertsteuer im Gastgewerbe.

Vor allem die Steuersenkungs-
pläne stoßen auf deutliche Kritik 
des DGB: Die Bundesregierung 
beschleunige damit nicht das 
Wachstum, sondern die öffentliche 
Armut, meint DGB-Vorstandsmit-
glied Claus Matecki. „Von den 
Steuersenkungen profitieren über-
wiegend Besserverdienende“, so 
Matecki. Die hätten aber eine be-
sonders hohe Sparquote: „Reiche 
sparen mindestens jeden vierten 
Euro. Die Steuergeschenke landen 
also auf dem Sparbuch.“ Wirt-

tum von rund 4,5 Prozent im kom-
menden Jahr nötig“, so Matecki. 
„Das ist jenseits jeder realistischen 
Annahme.“

Auch wirtschaftspolitisch habe 
die neue Koalition keine Antworten 
auf den weltweiten „ökonomischen 
Strukturwandel“ in Folge der Krise 
zu bieten: In vielen Ländern, die 
bisher aus Deutschland importiert 
hätten, würden sich sowohl Un-
ternehmen als auch Verbrauche-
rInnen jetzt zunächst entschulden. 
Jeder Dollar und Euro, der in diesen 
Ländern in die Entschuldung fließe, 
fehle aber für den Kauf deutscher 
Autos und Maschinen, so Matecki.

Die bisher stark exportabhän-
gige deutsche Wirtschaft müsse ihr 
Wachstum deshalb künftig besser 
ausbalancieren. Deutschland müs-
se die Spaltung der Volkswirtschaft 
in eine „hoch wettbewerbsfähige 
Exportindustrie“ und eine „billige 
binnenmarktorientierte Dienstlei-
stungsökonomie“ überwinden, 
fordert Matecki. Dafür müsse auch 
das staatliche Investitionsniveau 
wieder steigen – mit Investitionen 
in Bildung, Gesundheit und den 
ökologischen Umbau von Wirt-
schaft und Gesellschaft. Gerade 
dafür brauche der Staat aber eine 
breitere Finanzierungsbasis – und 
keine Steuersenkungen. „Nicht 
weniger Steuern, sondern höhere 
Steuern für Bezieher hoher Einkom-
men, für Vermögende und profita-
ble Unternehmen sind das Gebot 
der Stunde“, so Matecki.   •

+  Aydan Özoguz (SPD) 
kritisiert, dass Frauen 

mit Kopftuch oft „das Bild 
übergestülpt“ werde, sie 
seien unterdrückt. Vielmehr 
gebe es viele gut ausgebil-
dete und von ihren Familien 
unterstützte Migrantinnen, 
die nur aufgrund ihres 
Kopftuches kaum berufliche 
Perspektiven hätten.

- Die Verkürzung des 
Wehrdienstes wird auch 

tausende Planstellen von 
Zivildienstleistenden 
verschwinden lassen. Für 
Heinz Lanfermann (FDP) kein 
Grund, reguläre Arbeitsplätze 
zu schaffen: Das lasse sich 
durch TeilnehmerInnen an 
einem Freiwilligen Sozialen 
Jahr (FSJ) ausgleichen.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.boeckler.de/275.html
Übersicht des WSI zum 

Weihnachtsgeld 2009

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Solidaritätsadresse 
des DGB an die Mit-

arbeiterInnen von Opel

schaftswachstum werde dadurch 
nicht gefördert.

Gleichzeitig entziehen die 
schwarz-gelben Steuerpläne den 
öffentlichen Kassen aber Milliar-
denbeträge. Denn dass sich die 
Steuersenkungen durch das erhoff-
te Wachstum von selbst refinanzie-
ren, ist mehr als unwahrscheinlich. 
„Dafür wäre ein Wirtschaftswachs-

Auch Ländern und Kom- 
munen werden durch die 
Steuerpläne der Bundes- 
regierung Mittel in  
Milliardenhöhe fehlen.

einblick 20/09
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Milliarden-Minus
Mindereinnahmen der öffentlichen 
Haushalte durch die von der Bundes-
regierung geplanten Steuersenkungen
(in Milliarden Euro)
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G e s e t z g e b u n g

Externe 
sind Trend
Externe Dienstleister wie Anwalts-
kanzleien oder Unternehmensbe-
ratungen an der Erarbeitung von 

Für externe Berater und 
Dienstleister bei der Er-
arbeitung von Gesetzes-
texten gaben Bundesmi-
nisterien bisher minde-
stens 6,3 Millionen Euro 
aus. Das Finanz- und das 
Wirtschaftsministerium 
machten keine Anga-
ben zu Kosten. Sieben 
Ministerien kamen nach 
eigenen Angaben bisher 
ohne honorarpflichtige 
externe Hilfe bei Geset-
zesvorhaben aus.
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*Ohne entsprechende Fälle waren nach eigenen Angaben 
die Bundesministerien für Arbeit und Soziales, Verteidigung, 
Gesundheit, Wirtschaftliche Zusammenarbeit, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz, Justiz sowie das Auswärtige Amt.
Quelle: Deutscher Bundestag; Angaben der Ministerien

Lex Extern
Zahl der Bundesgesetze, an deren Erarbeitung 
externe Dienstleister (z.B. Anwaltskanzleien) beteiligt
waren, nach verantwortlichen Bundesministerien* 
(Jahre 2000-2009)
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Gesetzestexten zu beteiligen ist ein 
Trend, der sich in der Bundesrepu-
blik vor allem in diesem Jahrzehnt 
massiv verbreitet hat. Das zeigt die 
Antwort der Bundesregierung auf 
eine kleine Anfrage der Linksfrak-
tion im Bundestag. In den 1990er 
Jahren habe es demnach nur einen 

einzigen entsprechenden Fall gege-
ben, seit dem Jahr 2000 hingegen 
60 Fälle. 

„Spitzenreiter“ ist das Bundes-
umweltministerium (BMU), das seit 
2000 insgesamt 35-mal Externe in 
die Erarbeitung von Gesetzen ein-
gebunden hat. Dem entsprechend 
liegt das BMU auch bei den insge-
samt an Externe gezahlten Hono-
raren mit über 3,6 Millionen Euro 
vorn. Es folgen das Verkehrsminis-
terium mit über zwei Millionen 
und das Innenministerium mit fast 
500 000 Euro.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

V e r k e h r s p o l i t i k

Mehr Rad, 
weniger Emission
Laut einer aktuellen Studie des 
Allgemeinen Deutschen Fahrrad-
Clubs (ADFC) würde ein Drittel 
aller Deutschen das Fahrrad gerne 

D u a l e  A u s b i l d u n g

Im Osten 
zu selten
Auch zwanzig Jahre nach dem 
Mauerfall sei die duale Berufsaus-
bildung in Ostdeutschland „wei-
terhin ungenügend verankert“, 
meldet das Bundesinstitut für Be-
rufsbildung (BIBB). Eine aktuelle 
BIBB-Studie habe gezeigt, dass die 
nach 1989 notwendige Umstruk-
turierung der Berufsausbildung 
„trotz finanzieller Förderung nicht 
befriedigend gelungen ist“. Der 
Ausbildungsmarkt in Ostdeutsch-
land sei immer noch von einem 
zu hohen Anteil außerbetrieblicher 
Ausbildungsstellen und einem zu 
niedrigen Anteil selbst ausbilden-
der Betriebe und Unternehmen 
geprägt.

Auch der DGB hat zwei aktuelle 
Studien anlässlich des 20-jährigen 
Jubiläums des Mauerfalls heraus-
gegeben, die sich mit der Arbeits-
marktsituation im Osten Deutsch-
lands beschäftigen. Die erste Studie 
nimmt Beschäftigungsquoten und 
Einkommen, die zweite Arbeitslo-
sigkeit und Hartz IV genauer unter 
die Lupe. Das ernüchternde Resü-
mee: Der deutsche Arbeitsmarkt ist 
immer noch geteilt.   •
Die Studien online: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

häufiger als Verkehrsmittel nutzen 
– Voraussetzung wäre allerdings 
eine bessere Förderung des Rad-
verkehrs und entsprechender städ-
tischer (Rad-)Verkehrswege. Dieses 
Potenzial müsse die Politik nutzen, 
so der ADFC. Als einziges emissi-
onsfreies Fahrzeug sei Radfahren 
auch ein Beitrag zum Klimaschutz. 
Die Bundesregierung müsse den 
bis 2012 laufenden „Nationalen 
Radverkehrsplan“ (NRVP) unbe-
dingt verlängern. Unter den deut-
schen ArbeitnehmerInnen liegt der 
Anteil derer, die das Rad für den 
Weg zur Arbeit nutzen, gerade ein-
mal bei 8,3 Prozent – und ist seit 
über zehn Jahren fast unverändert 
(siehe Grafik Seite 8).   •

POLITIK AKTUELL
?...nachgefragt

Mitnichten. Zwar kann der Reformvertrag von Lis-
sabon nun in Kraft treten, was wir sehr begrüßen. 
Er macht die EU handlungsfähiger und demokra-
tischer. Aber der Preis für die Unterschrift des tsche-
chischen Präsidenten Vaclav Klaus ist hoch – die EU-
Grundrechtecharta gilt für die Tschechen nur einge-
schränkt. Ein Unding – wir sind da einer Meinung 
mit unserer tschechischen Schwestergewerkschaft 
ČMKOS, die fordert: „Wir wollen keine EU-Bürger 
zweiter Klasse sein.“
Insgesamt ist der Lissabon-Vertrag aber ein Schritt 
in die richtige Richtung: Die Grundrechtecharta wird 
rechtsverbindlich, der Vertrag hebt die Bedeutung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge hervor und stärkt 
die Rolle des EU-Parlamentes. Dennoch schafft er 
keine neue Balance zwischen den sozialen und wirt-

schaftlichen Zielen der EU. Die europäische Sozialpo-
litik wird nur symbolisch aufgewertet. Sie unterliegt 
in den Mitgliedstaaten weiterhin den Auswirkungen 
des Binnenmarktes und der Währungsunion. Des-
halb müssen jetzt weitere Schritte folgen: Seit lan-
gem fordern die europäischen Gewerkschaften eine 
soziale Fortschrittsklausel in allen EU-Verträgen, die 
den Vorrang der sozialen Grundrechte vor den Bin-
nenmarktfreiheiten sicherstellt.
Die Möglichkeiten, eine solche Klausel durchzuset-
zen, sind mit dem Regierungswechsel in Deutsch-
land nicht besser geworden. Der europapolitische 
Teil des Koalitionsvertrages ist eine Kampfansage 
an alle, die ein soziales Europa wollen. Die Koali-
tion setzt nur auf den Ausbau des Binnenmarktes. 
Sozialpolitik soll allein Sache der Nationalstaaten 
sein. Damit bleibt Schwarz-Gelb noch hinter dem 
Lissabon-Vertrag zurück, der von einer wettbe-
werbsfähigen sozialen Marktwirtschaft ausgeht, 
die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt 
abzielt. Wir erwarten von der Bundesregierung und 
insbesondere von der Kanzlerin, das soziale Europa 
nicht nur in Sonntagsreden zu beschwören, sondern 
tatsächlich voranzutreiben – zum Beispiel mit einer 
Unterstützung der gewerkschaftlichen Forderung 
nach einer sozialen Fortschrittsklausel.

Anfang November hat Tsche-
chien als letzter EU-Staat den 
Lissabon-Vertrag ratifiziert. Er 
kann nun – wie vorgesehen – im 
Dezember in Kraft treten. Nicht 
nur die EU-Staaten sind er-
leichtert, auch die europäischen 
Gewerkschaften, die sich für 
den Reformvertrag eingesetzt 
haben. Ende gut, alles gut? Das 
fragte einblick den DGB-Vorsit-
zenden Michael Sommer.
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Wir sind dran!

Eine sichere und planbare 

berufliche Zukunft für junge 

Menschen, das fordert die 

DGB-Jugend. Unter dem 

Motto „Gute Ausbildung, 

Gute Arbeit, Gutes Leben – 

Wir sind dran“ trifft sich die 

Gewerkschaftsjugend vom 

19.-21. November in Göttin-

gen zur DGB-Bundesjugend-

konferenz.

Knapp 120 Delegierte wer-

den über fünf Leitanträge 

abstimmen, deren Ziel es ist, 

die Lebens- und Arbeitssi-

tuation der jungen Gene-

ration zu verbessern. Unter 

anderem befassen sich die 

Anträge mit der weiterhin 

schlechten Situation auf 

dem Ausbildungsstellen-

markt und den nötigen 

Gegenmaßnahmen, mit den 

Arbeitsbedingungen von 

Berufseinsteigern und mit 

einer gerechten Ausgestal-

tung des Bildungssystems, 

die Teilhabe, Sicherheit und 

Chancengleichheit gewähr-

leistet.

Weitere Infos zur Konferenz 

und zu den Forderungen 

der DGB-Jugend unter 

www.dgb-jugend.de 

und www.einblick.dgb.de

einblick 20/09

POLITIK AKTUELL

➜

Im eher unverdächtigen Abschnitt 
„Tourismus“ des Koalitionsver-
trages kündigt Schwarz-Gelb Ein-
schnitte beim Jugendarbeitsschutz 
an. „Ausbildungshemmnisse im 
Gastgewerbe werden durch ein 
flexibleres Jugendarbeitsschutz-
gesetz abgebaut“, heißt es dort. 
Näher wird dieser Punkt nicht 
ausgeführt – die Arbeitgeberver-
bände der Branche dürfen sich 

trotz allem freuen. Joachim Lan-
gecker, Bundesjugendsekretär der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-
Gaststätten (NGG), stellt klar: „Es 
gibt keine Ausbildungshemmnisse 
im Gastgewerbe, es werden genug 
junge Menschen ausgebildet. Mit 
einer Verschlechterung des Jugend-
arbeitsschutzes werden diese Aus-
bildungsberufe aber sicher nicht 
attraktiver. Hier haben FDP und 

Arbeitgeberverband lang gehegte 
Ziele durchgesetzt – wie längere 
Schichtzeiten und vor allem die 
Verlängerung der Arbeitszeit bis 23 
Uhr für Azubis unter 18 Jahren.“ 
Die NGG lehne diesen Vorstoß 
strikt ab, so Langecker.

Fakt ist, dass gerade im Hotel- 
und Gaststättenbereich bereits 
sehr flexible Regelungen gelten. 
Die Folge: Schon jetzt klagen 
viele Azubis in dieser Branche 
über schlechte Arbeits- und Aus-
bildungsbedingungen, wie die 
DGB-Jugend im Ausbildungsreport 
2009 feststellt. Die Ausbildungs-
berufe Restaurantfachmann/-frau 
und Hotelfachmann/-frau sind die 
Schlusslichter im aktuellen Ran-
king von 25 untersuchten Berufen 
– Köchinnen und Köche tauchen 
gerade mal im unteren Mittelfeld 
auf. Besonders Ausbildungszeiten 
und Überstunden werden von den 
Azubis als sehr schlecht bezeich-
net – die drei Berufsbilder tragen 
in diesem Punkt die rote Laterne. 

Neben diesem Vorhaben sieht 
der Koalitionsvertrag keinerlei 
Maßnahmen vor, um die Lebens- 
und Arbeitssituation der jungen 
Generation zu verbessern. Die DGB-
Jugend kritisiert in ihrer Bewertung 
des Vertrages das geringe Interesse 
von Schwarz-Gelb an den Themen, 
die junge Menschen bewegen. So 
gibt es keine positiven Fortschritte 
bei Praktika, Leiharbeit und Befris-
tungen. Besonders in der Kritik 
stehen die Weiterentwicklung des 
Ausbildungspakts und die Modula-
risierung der Ausbildung. Letzteres 
meint die Zergliederung der Ausbil-
dung in kleine Einheiten mit jeweils 
unterschiedlichen Abschlusszertifi-
katen für jedes absolvierte Modul. 
Die DGB-Jugend lehnt diesen Weg 
strikt ab.   •

Fragenan ...

 ■ Der schwarz-gelbe Koalitionsvertrag 
liegt vor. Wie bewertet die DGB-Jugend die 
Vorhaben der neuen Bundesregierung?
■ Aus Jugendsicht ist der Vertrag enttäuschend – 

insgesamt ist nicht zu erkennen, dass die neue Regierung sich für die 
junge Generation einsetzen will. Sie will den Ausbildungspakt fort-
setzen, plant gravierende Einschnitte beim Jugendarbeitsschutz, eine 
weitere Flexibilisierung der Arbeitswelt und eine Modularisierung der 
Ausbildung – das ist aus unserer Sicht nicht tragbar. 
 ■ Was setzt ihr dagegen?
■ Aus unserer Sicht ist der Ausbildungspakt gescheitert. Die jährlichen 
Pakt-Zahlen entsprechen nicht der Realität. Unsere zentrale Forderung 
lautet „Ausbildung für alle“. Dazu brauchen wir endlich eine ehrliche 
Bilanz, in der alle BewerberInnen auftauchen. Unternehmen, die nicht 
ausbilden, müssen in die Pflicht genommen werden. Außerdem muss 
der Kampf gegen prekäre Beschäftigung intensiviert werden – denn 
Praktika, Leiharbeit und Befristung prägen die Lebensrealität vieler 
Jugendlicher. Die DGB-Jugend macht sich stark für eine gute Ausbil-
dung, einen sicheren Berufseinstieg und damit Planbarkeit und Sicher-
heit für junge Menschen.
  ■ Welche Impulse sollen von der Bundesjugendkonferenz 
ausgehen?
■ Im Kern wird es um die Fragen gehen: In welcher Welt wollen 
wir – die junge Generation – leben? Und: Wie kann die DGB-Jugend 
Vorreiter für die Anliegen der jungen Generation werden? Wir werden 
diskutieren, wie wir das umsetzen können, mit welchen Partnern wir 
zusammenarbeiten. Die DGB-Jugend will eine breite gesellschaftliche 
Debatte über die Zukunftsperspektiven der jungen Generation.

DGB-Bundesjugendsekretär René Rudolf, 34, 
zur Bewertung des schwarz-gelben Koalitions-
vertrags aus Sicht der DGB-Jugend und zur 
Bundesjugendkonferenz .
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Koalitionsvertrag enttäuschend
In Sachen Jugend ist der Koalitionsvertrag eine Nullnummer – frohlocken dürfen hingegen die 
Arbeitgeberverbände im Gastgewerbe. Schwarz-Gelb will den Jugendarbeitsschutz einschränken. 
Die zunehmend prekäre Arbeitswelt der jungen Generation ist ein Schwerpunkt der 
DGB-Bundesjugendkonferenz Mitte November in Göttingen.
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B e t r i e b s r a t s w a h l

Frauen wählen
Die aktuelle Ausgabe des DGB-Info-
Briefs Frau geht vor (3/2009) stellt 
die Betriebsratswahlen im kom-
menden Jahr in den Mittelpunkt. 
„Gute Arbeit kannst du wählen – 
Frauen Bestimmt!“ – unter diesem 
Titel schildern Betriebsrätinnen aus 
sechs DGB-Gewerkschaften ihre Er-

Die Zeitschrift Der Personalrat hat 
für das kommende Jahr erstmals 
den Deutschen Personalräte-Preis 
ausgelobt. Unter dem Motto „In-
novative Personalratsarbeit auch in 
schwierigen Zeiten“ sollen beispiel-

W e t t b e w e r b

Personalräte-Preis
B r o s c h ü r e

Schule der 
Zukunft
Mit der DGB-Broschüre „Konse-
quent: Eine gute Schule für alle 
– Gewerkschaften zur Schule der 
Zukunft“ mischen sich die Gewerk-
schaften in die aktuellen schul- und 
bildungspolitischen Debatten ein. 
Auf 48 Seiten analysieren sie um-
fassend die aktuelle Situation und 
präsentieren die gewerkschaft-
lichen Reformvorstellungen. Im 
Mittelpunkt steht dabei immer das 
längere gemeinsame Lernen in „ei-

ner Schule für alle“. Dass die vorge-
stellten Alternativen zum heutigen 
Schulsystem machbar sind und die 
Bildungslandschaft nachhaltig ver-
bessern, belegt die Broschüre mit 
diversen Interviews und Beispielen 
guter Praxis. Sie kann für 1,50 Euro 
zuzüglich Porto- und Versandkosten 
online bestellt werden.   •
www.dgb-bestellservice.de

fahrungen und ihre Probleme, aber 
auch ihre Erfolge in der betrieb-
lichen Mitbestimmung. Die Porträts 
zeigen: Gleichstellungsthemen sind 
auch in männerdominierten Bran-
chen angekommen. Deutlich wird 
allerdings auch: Es gibt noch viel 
zu tun. Mit aktuellen Meldungen 
und weiterführenden Materialien 
lieferte der Info-Brief allen Enga-
gierten und Interessierten nützliche 

hafte Initiativen und Projekte aus-
gezeichnet werden. Bewerbungen 
und Vorschläge können bis zum 
30. Juni 2010 online eingereicht 
werden.   •
www.dprp.de

Information für die anstehenden 
Wahlen. Das Ziel: Die Wahlbeteili-
gung – auch von Frauen – bei den 
Betriebsratswahlen zu steigern und 
für einen höheren Frauenanteil in 
betrieblichen Mitbestimmungs-
gremien zu werben. Der Info-Brief 
kann für 50 Cent zuzüglich Porto- 
und Versandkosten online bestellt 
werden.   •
www.dgb-bestellservice.de

PROJEKTE UND PARTNER

••• Der DGB Nord, die Nor-
delbische Evangelisch-Lutherische 
Kirche und der Kirchliche Dienst 
in der Arbeitswelt (KDA) laden am 
9. Dezember zum 2. Nordforum 
„Und die Moral von der Geschich-
te?“ nach Kiel ein. Gewerkschaften 
und Kirchen wollen mit dem Forum 
in einen Dialog über „zukunftsfä-
higes Wirtschaften“ treten, der 
angesichts der Wirtschaftskrise 
unerlässlich sei.
www.nord.dgb.de/veranstaltungen.php

••• Die DGB-Region Köln-
Bonn und der ver.di-Bezirk Köln 
veranstalten gemeinsam am 25. 
November den 4. Kölner Mitbe-
stimmungstag. Mitdiskutieren 
wird bei der Veranstaltung unter 
anderem der neue Kölner Oberbür-
germeister Jürgen Roters (SPD). Die 
Themen des Mitbestimmungstags 
reichen von der Zukunft kommu-
naler Unternehmen über Industrie-
politik bis zur aktuellen Haushalts-
lage der Kommunen. Kurz vor dem 
„Kölner Mitbestimmungstag“ lädt 
die DGB-Region Köln-Bonn, die 
Anfang Oktober aus den beiden 
Regionen Köln-Leverkusen-Erft-
Berg und Bonn/Rhein-Sieg/Ober-
berg hervorgegangen ist, am 22. 
November zur Matinée „60 Jahre 
DGB in Köln“ ein.
www.region-koeln-bonn.dgb.de

interregio

?...nachgefragt

Die Idee für das Projekt ist aus 
konkreten Erfahrungen aus der 
gewerkschaftlichen Jugendarbeit 
entstanden. Vierzig bis fünfzig 

Prozent der Auszubildenden in Hamburg kommen von 
außerhalb. Für viele ist es kaum möglich, bezahlbaren 
Wohnraum zu finden. Der krasseste – uns bekannte – 
Fall ist der einer Auszubildenden, die für eine Matratze  
im Wohnzimmer 250 Euro im Monat gezahlt hat.
Unser Ansatz war: Wir wollen jungen Menschen die 
Aufnahme einer Ausbildung in Hamburg ermögli-
chen – mit einem Umfeld, das ihren Bedürfnissen 
entspricht. Das geplante Wohnheim berücksichtigt 
deshalb auch soziale Aspekte: Die Mieten sollen sich 
an der Berufsausbildungsbeihilfe orientieren, also der 
Beihilfe, die Auszubildende bekommen, wenn sie nicht 
bei den Eltern wohnen können. Zentrales Element 
des Projekts ist außerdem ein umfassendes pädago-
gisches Konzept. Die Jugendlichen sollen in Wohn-
gruppen ein soziales Umfeld aufbauen und soziale 
Kompetenzen stärken, fest angestellte Pädagoginnen  
und Pädagogen unterstützen sie dabei.
Der echte Startschuss für das Projekt war die Grün-
dung des Vereins „Ausbildungsstart e.V.“ Ende 2008. 

Inzwischen ist ein Baugrundstück in Hamburg-Ro-
thenburgsort gefunden, die Architekten sitzen an der 
Planung und im Frühjahr 2010 soll der Bau starten. 
Natürlich kostet ein Projekt dieser Größenordnung ei-
niges – nicht zuletzt deshalb, weil wir hohe Qualitäts-
ansprüche setzen: Zum Beispiel soll das Gebäude en-
ergetisch modern und nachhaltig von regionalen und 
tarifgebundenen Unternehmen gebaut werden. Mit 
dem Verein ist es uns gelungen, politische Netzwerke 
und Unterstützer zu organisieren, so dass wir uns an 
die Umsetzung machen konnten. Insgesamt brau-
chen wir 37 Millionen Euro und haben inzwischen 
genügend Investoren aus der Wirtschaft gefunden – 
darunter auch Inhaber ausbildender Betriebe. Dabei 
hat uns vor allem der Hamburger SPD-Bundestagsab-
geordnete Johannes Kahrs unterstützt.
Besonders wichtig ist uns, dass die Betreiberstruktur 
des Wohnheims künftig eine breite, gesellschaftliche 
Basis bekommt. Positive Reaktionen haben wir schon 
aus dem Bezirksamt und aus der Handwerkskammer 
bekommen. Wir suchen laufend weitere Partner. Ziel 
ist, eine Stiftung zu gründen, die die Trägerschaft über-
nimmt und die uns die Durchführung weiterer Projekte  
für Jugendliche und Auszubildende ermöglicht.

In Hamburg soll ein Wohnheim für bis zu 632 Auszubildende entstehen. 
Ausgegangen ist die Initiative von Aktiven der Hamburger Gewerkschafts-
jugend. einblick hat Olaf Schwede, 28, Jugendbildungsreferent beim 
DGB Hamburg und Vorsitzender des Trägervereins „Ausbildungsstart e.V.“, 
gefragt: Wie entstand das Projekt – und wie geht es voran?
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Der DGB ruft zu Solidaritäts-

spenden für die Gewerkschaf-

ten in Guinea auf. 

Spendenkonto: Verein 

„Gewerkschaften helfen“, 

SEB Düsseldorf, 

BLZ 300 101 11, 

Konto 1 756 906 400. 

Unbedingt Stichwort 

„Guinea“ angeben.

M i l i t ä r j u n t a  i n  G u i n e a

Gewerkschaften fordern Sanktionen
Das westafrikanische Guinea versinkt im Chaos. Die herrschende 
Militärjunta geht brutal gegen die Opposition vor, in der die Gewerk-
schaften eine wichtige Rolle haben. Der Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) fordert wirkungsvolle Sanktionen gegen die Junta.

Am 28. September hatten Zehntau-
sende in der Hauptstadt Conakry 
gegen Präsident Moussa Dadis 
Camara demonstriert, der Ende 
2008 durch einen Militärputsch an 
die Macht gekommen war. Sie pro-
testierten gegen das Vorhaben des 
Junta-Chefs, bei den Präsidenten-
wahlen im Januar anzutreten. Wäh-
rend der Kundgebung eröffneten 
Polizei und Militär das Feuer auf die 
Demonstranten. Über 150 Men-
schen wurden ermordet und 1200 
verletzt. Viele protestierende Frauen 
wurden brutal vergewaltigt. 

Seit dem Massaker herrscht 
blanke Gewalt im Land. Zahlreiche 
Menschen wurden willkürlich 
verhaftet. Vor allem gegen oppo-
sitionelle PolitikerInnen, Gewerk-
schafterInnen und JournalistInnen 
richtet sich der Terror. Unmittelbar 
nach dem Massaker hatte der IGB 
die brutale Repression scharf ver-
urteilt und harte Sanktionen ge-
fordert. Mittlerweile hat der IGB-
Vorstand diese Forderungen in ei-

ner Resolution bekräftigt. Weltweit 
gab es scharfe Reaktionen. Die 
Afrikanische Union, die EU und die 
USA haben zwischenzeitlich Sank-
tionen gegen Guinea erlassen. UN-
Generalsekretär Ban Ki Moon hat 
eine Untersuchungskommission 
ernannt, die das Massaker unter-
suchen soll.

Doch scheinbar ungerührt von 
den Sanktionen hat die Junta ih-

Gewerkschafts-
rechte weltweit

Jedes Jahr veröffentlicht 

der Internationale Gewerk-

schaftsbund (IGB) einen 

Bericht zur Verletzung von 

Gewerkschaftsrechten welt-

weit. Der Bericht von 2009 

zeigt: Nach wie vor werden 

in vielen Staaten auf allen 

Kontinenten Gewerkschaf-

terInnen in ihrer Arbeit 

behindert, bedroht oder 

sogar getötet.

Aktuellster Fall: Lovemore 

Matombo, Präsident des 

Gewerkschaftsbundes ZCTU 

in Simbabwe, wurde am 

9. November gemeinsam 

mit zwei weiteren Gewerk-

schaftsfunktionären fest-

genommen. Der Vorwurf: 

Er habe eine Gewerkschafts-

versammlung abgehalten, 

die nicht bei der Polizei 

angemeldet gewesen sei. 

Der IGB-Generalsekretär 

Guy Ryder und der DGB-Vor-

sitzende Michael Sommer 

haben unverzüglich in Pro-

testschreiben an Simbabwes 

Präsidenten Robert Mugabe 

die sofortige Freilassung 

gefordert. 

Aktuelle Solidaritätskampagnen 
der Gewerkschaften:
www.gute-arbeit-weltweit.de
Weitere Hintergrundinformati-
onen und Links:
www.einblick.dgb.de

ren Kurs nicht geändert. Die täg-
liche Bedrohung der Bevölkerung 
reißt nicht ab, auch wenn Camara 
öffentlich die hohe Zahl der Toten 
beim Massaker bedauert hat. Gui-
nea gehört zu den ärmsten Länder 
der Welt – die Hälfte der Bevölke-
rung lebt von weniger als einem 
US-Dollar pro Tag. Dabei verfügt 
das Land über enorme Bodenschät-
ze. Und das macht es für Investoren 
attraktiv – ungeachtet des Ausnah-
mezustandes hat ein chinesisches 
Unternehmen gerade mit der Junta 
Investitionen in Höhe von 7 Milliar-
den Dollar vereinbart.   •

einblick 20/09

GEWERKSCHAFTEN

➜

„Die weltweite Solidarität gibt Rückhalt“

Noch wenige Stunden vor Beginn der 

IGB-Vorstandssitzung in Berlin Anfang 

Oktober war nicht klar, ob es Rabi-

atou Sera Diallo, der Vorsitzenden des 

Gewerkschaftsbundes CNTG in Guinea, 

gelingen würde, auszureisen. Dank der 

Unterstützung des deutschen Botschaf-

ters glückte es ihr in letzter Minute. 

Doch mit ihren Gedanken war sie auch 

in Berlin bei ihrer Familie und ihren 

KollegInnen zu Hause. Ein „normales“ 

Familienleben könnten Gewerkschafte-

rInnen in Guinea schon seit langem nicht 

führen. Mit dem Massaker in Conakry 

habe sich die Situation extrem verschärft. 

„Die Menschen wurden von marodieren-

den Militärs wie Tiere abgeschlachtet“, 

sagt sie. Vor allem gegen Frauen richtete 

sich die Gewalt, zahlreiche Frauen wur-

den brutal vergewaltigt.

Es braucht viel Kraft, Gewerkschafts-

führerin in einem Land zu sein, in dem 

mehr als 90 Prozent der Menschen 

Muslime sind und das zu den ärmsten 

Ländern der Welt zählt. Rückhalt gebe 

ihr die Unterstützung, die sie von den 

internationalen Gewerkschaften erfahre: 

„Die IGB-Resolution zu Guinea zeigt 

uns, dass wir in unserem Kampf für 

Demokratie und freie Wahlen nicht allein 

sind.“ Von den PolitikerInnen in aller 

Welt, in der EU, in Deutschland fordert 

sie wirksame Sanktionen gegen das 

Militärregime und humanitäre Hilfe für 

die notleidende Bevölkerung. Sie danke 

dem DGB, dass sie beim Treffen mit 

der deutschen Kanzlerin diese auf die 

Situation in ihrer Heimat aufmerksam 

machen konnte.

„Ich weiß nicht, was mich erwartet, 

wenn ich nach Guinea zurückkehre“, 

erklärte Diallo kurz vor ihre Abreise aus 

Berlin. „Ich habe keine Angst, zu ster-

ben.“ Umso mehr Sorgen macht sie sich 

um ihre Kinder und Enkel. Wie andere 

Oppositionelle in Guinea bemüht sie sich 

darum, sie außer Landes zu bringen. 

Diallo hat ihre Rückkehr nach Guinea 

überlebt, ihre Familie hat inzwischen 

das Land verlassen. Doch entscheidende 

Fortschritte hat es mehr als einen Monat 

später keine gegeben, erklärte Diallo 

Anfang November bei einer ILO-Verwal-

tungsrats-Sitzung in Genf.
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Rabiatou Sera Diallo, Vorsitzende des Gewerkschaftsbundes CNTG in 
Guinea, forderte am 7. Oktober, dem Welttag für menschenwürdige 
Arbeit, gemeinsam mit GewerkschaftskollegInnen aus aller Welt in 
Berlin die Einhaltung von Menschen- und Gewerkschaftsrechten.
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GEWERKSCHAFTEN
Die Transfergesell-
schaft für Weiter-
bildung TRANSMIT 

veranstaltet am 2. Dezember 
in Berlin eine Fachkonfe-
renz zu „Konsequenzen aus 
der Datenschutzaffäre“ 
beim Bahn-Konzern. Auf ihr 
werden den betrieblichen 
InteressenvertreterInnen 
der Bahn unter anderem die 
Ermittlungsergebnisse der 
im Datenskandal eingesetz-
ten „Sonderermittler“, Herta 
Däubler-Gmelin und Gerhart 
Baum, präsentiert.

Angesichts der 
drastisch steigenden 
Gewalt in und um 

Fußballstadien fordert die 
GdP die Einführung einer 
„Schwarzen Liste“ der Ver-
eine, in deren Umfeld es ver-
mehrt zu Ausschreitungen 
kommt. So sollen die Vereine 
dazu bewegt werden, selbst 
aktiver gegen Gewalt im Um-
feld der Spiele ihrer Mann-
schaften vorzugehen.

Die IG BCE fordert 
von der neuen rot-
roten Koalition in 

Brandenburg ein klares 
Bekenntnis zur Braunkoh-
le. Mit diesem heimischen 
Energieträger könnten viele 
Arbeitsplätze gesichert 
werden.

Die ver.di-Jugend hat 
Bundeskanzlerin Mer-
kel zu ihrer Wieder-

wahl eine überdimensionale 
Glückwunschkarte vor dem 
Reichstag präsentiert. Mit 
den Worten „Sie haben jetzt 
3 Monate Probezeit, dann se-
hen wir weiter“ machte die 
Gewerkschaftsjugend auf 
ihre Forderungen aufmerk-
sam – unter anderem ein 
Grundrecht auf Ausbildung.

kurz&bündig

Fragenan ...

 ■ Die DGB-Gewerkschaft 
TRANSNET und die Beam-
tenbund-Gewerkschaft GD-
BA wollen gemeinsam eine 
neue Verkehrsgewerkschaft 

bilden. Warum die Verschmelzung – und 
unter welchem Dach?
■ Wir wollen im Interesse der Arbeitnehmer noch 
schlagkräftiger werden. Seit 2005 existiert bereits 
eine Tarifgemeinschaft, in den Jahren danach wur-
de die Kooperation weiter vertieft. 2008 haben wir 
die Bildungsgesellschaften zusammengeführt. Unser 
Beschluss ist damit auch eine logische Folge des ge-
meinsamen Handelns. Unsere Grundauffassung, ein 
Betrieb eine Gewerkschaft, wird dadurch untermau-
ert. Alte Gräben wurden und werden zugeschüttet. 
In der heutigen Zeit, in der die Arbeitnehmer immer 
stärker unter Druck geraten, können wir uns nicht 
mit Zank unter Gewerkschaften aufhalten. Das Dach 
unserer TRANSNET ist der Bund der Gewerkschaften, 
der DGB, und der wird es auch bleiben. 
 ■ Bis wann soll der Prozess hin zur neuen 
Gewerkschaft abgeschlossen sein?
■ Wir werden uns ausführlich mit unseren Mitglie-
dern und Gremien beschäftigen. Dafür wollen wir uns 
auch die nötige Zeit nehmen. Wir denken, dass wir 
zwölf bis 18 Monate brauchen werden, um die neue 
Gewerkschaft zu gründen. Der gesamte Prozess des 

Zusammenwachsens wird sicherlich länger dauern.
 ■ Ihr habt angekündigt, die Mitglieder eng 
in den Prozess einzubinden. Wie wird das 
aussehen?
■ Die Mitglieder entscheiden letztlich über den Weg 
und die Inhalte. Es ist uns wichtig, dass sie die Anfor-
derungen an die neue Gewerkschaft formulieren und 
ihre Ideen einbringen. Unter dem Titel „Werkstatt 
Gewerkschaft“ werden deshalb allerorten Veranstal-
tungen stattfinden. Wir haben aber im kommenden 
Jahr vor allem auch große Tarifrunden, Betriebsrats- 
und Aufsichtsratswahlen vor uns. Auch hier setzen 
wir auf Basisbeteiligung. Deshalb bündeln wir alle 
unsere Aktivitäten in 2010 unter dem Motto „Ge-
werkschaft bist Du“.
 ■  Wie wird die Zusammenarbeit der neuen 
Organisation mit anderen Gewerkschaften 
aussehen – sowohl innerhalb, als auch au-
ßerhalb des DGB?
■ Gewerkschaften sind kein Selbstzweck, sondern 
handeln im Interesse ihrer Mitglieder, sollen deren 
Interessen durchsetzen helfen. Deshalb ist für uns 
auch eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit 
allen Gewerkschaften im DGB die Maxime. Die 
neue Verkehrsgewerkschaft richtet sich nicht gegen 
andere Gewerkschaften. Im Gegenteil: Wir wollen 
beispielsweise gemeinsam mit ver.di den Organisati-
onsgrad in der Verkehrsbranche erhöhen.

einblick hat mit dem TRANSNET-Vorsitzenden Alexander Kirchner, 53, 
über das geplante Zusammengehen seiner Gewerkschaft mit der 
Verkehrsgewerkschaft GDBA gesprochen.
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Beteiligungs-
Charta
Der VW-Konzern hat mit dem Eu-
ropäischen Konzernbetriebsrat und 
dem Weltkonzernbetriebsrat des 
Unternehmens sowie dem Interna-
tionalen Metallgewerkschaftsbund 
IMF eine „Charta der Arbeitsbezie-
hungen“ unterzeichnet. Sie regelt 
erstmals für VW-Standorte weltweit 
betriebliche Beteiligungsrechte 
„demokratisch gewählter Arbeit-
nehmervertretungen“. Die Charta 
legt insgesamt acht Bereiche fest, 
für die eine Beteiligung der Arbeit-
nehmerseite garantiert werden 
muss. Dazu gehören unter ande-
rem personelle Regelungen, Vergü-

tungssysteme, Aus- und Weiterbil-
dung, sowie Arbeitssicherheit.  •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

I G  B C E

Kündigungen 
vermeiden
Der neu gewählte geschäftsführen-
de Hauptvorstand der IG BCE und 
der Bundesarbeitgeberverband 
Chemie (BAVC) haben in einem ers-
ten „Spitzentreffen“ Ende Oktober 
das gemeinsame Kommuniqué „Che-
mie-Sozialpartnerschaft: Gemein-
sam mehr erreichen“ verabschie-
det. Es bekräftigt unter anderem, 
dass trotz Krise betriebsbedingte 
Kündigungen in der Chemie-Bran-
che die „ultima ratio“ bleiben.   •

d j u - J o u r n a l i s t e n t a g

Vom Wert 
der Arbeit
Am 28. November lädt die Deut-
sche Journalistinnen- und Journa-
listen Union (dju) in ver.di zum 23. 
Journalistentag nach Berlin ein. Un-
ter dem Motto „Vom Werte unserer 
Arbeit“ sollen die gesellschaftliche 
Funktion des Journalismus und 
die Voraussetzungen, unter denen 
Medienschaffende arbeiten, analy-
siert und diskutiert werden. Zu den 
ReferentInnen gehören unter ande-
rem Nikolaus Brender, Chefredak-
teur des ZDF, sowie der ehemalige 
IG Medien-Vorsitzende und Jurist 
Detlef Hensche.   •
http://dju.verdi.de
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MEINUNG Arbeitskampf 
der Arbeitgeber

In einem internen „Merk-

blatt Arbeitskampf“ entwar-

fen die obersten Arbeitge-

bervertreter im Vorfeld des 

Streiks ein Szenario, das sich 

liest wie eine Anleitung zur 

militärischen Aufstandsbe-

kämpfung. Es trägt unmiss-

verständlich die Handschrift 

des „union busting“, eines 

offenbar auch in Deutsch-

land wachsenden Dienst-

leistungssektors professio-

neller Anti-Gewerkschafts-

Agenturen. So sollten als 

„taktische Maßnahme“ etwa 

Vorgesetzte „Streikende 

möglichst aus dem Betrieb 

bzw. Objekt entfernen, um 

die Bildung von Solidarität 

zu verhindern“ und „per 

Kamera/Fotoapparat den 

gesamten Ablauf dokumen-

tieren“. 

Bei länger dauernden 

Streiks werden „weitere 

Maßnahmen“ empfohlen: 

„Schriftliche Aufforderung 

an die Privatadresse der 

Arbeitnehmer, die Arbeit 

wieder aufzunehmen mit 

dem Hinweis auf Streikfol-

gen … Ziel: Verstärkung be-

ginnender Streikmüdigkeit 

durch Einfluss der Famili-

enangehörigen“, „Fristlose 

Kündigung gegenüber 

Rädelsführern bei wilden 

Streiks“ und „Voll- und 

Teilaussperrung bei Arbeits-

beginn …, ggf. Polizeibereit-

schaft erbitten“.

Mehr Infos zum „Putz-Streik 

2009“: www.igbau.de

einblick 20/09

Beim „Aufstand der Unsichtbaren“, wie die IG BAU 
den ersten bundesweiten Ausstand in der Branche 
nannte, spielte die überraschend positive Be-
richterstattung in den Medien eine 
entscheidende Rolle. Damit hatten die 
Unternehmer nicht gerechnet.

Die Arbeitgeber waren frühzeitig 
„streikbereit“ und entschlossen, ihre 
vermeintliche Position der Stärke 
bis aufs Äußerste auszureizen. In 
sechs Verhandlungsrunden seit Januar 
boten sie ihren Beschäftigten eine Loh-
nerhöhung im Wert eines angebissenen 
Brötchens: 24 Cent mehr sollten es am 
Ende sein, aber erst ab 2010, für 21 
Monate. In Kauf nehmen sollte die IG 
Bauen-Agrar-Umwelt dafür eine Lohn-
pause von drei Monaten und den Verzicht auf alle 
übrigen Forderungen, die sich die Gebäudereiniger-
Gewerkschaft auf die Fahnen geschrieben hatte: 
einen Generationenvertrag für die Angleichung der 
Ost-Einkommen an den Westen, eine betriebliche 
Altersvorsorge gegen Altersarmut und verbindliche 
Tarifverträge auch für die Angestellten.

Einzelne Firmen diktierten schon 2008 ihren 
Beschäftigten neue Arbeitsverträge, in denen 
für die Zeit nach Ablauf des Tarifvertrags die Lohn-
schraube nach unten auf 5,00 bis 6,50 Euro fest-
gedreht werden sollte. Nach dieser rechtswidrigen 
Peitsche kam kurz vor Ende der Friedenspflicht das 
Zuckerbrot mit einer erneuten „Änderungsvereinba-
rung zum Arbeitsvertrag“: „Abweichend von dem 
… bereits vertraglich vereinbarten Stundenlohn in 
Höhe von 6,00 Euro zahlt der Arbeitgeber den bis-
herigen Stundenlohn in Höhe von 8,15 Euro für 3 
Monate unverändert weiter.“ 

Nach der Methode „Haltet den Dieb“ machten 
die Arbeitgeber außerdem mit Mitarbeiter-Rund-
schreiben und Pressemitteilungen die IG BAU dafür 
verantwortlich, dass sie mit der Kündigung der Lohn-
tarifverträge auch den Mindestlohn zur Disposition 
gestellt habe – und für „das dadurch erst ermöglich-
te Lohndumping“ mit Stundenlöhnen knapp ober-

Ohne Dings kein Bums. Diese Grundregel der 
Kommunikation galt auch für den Tarifkonflikt in 
der Gebäudereinigung, der nach einem zehn-
tägigen Erzwingungsstreik Ende Oktober gelöst 
werden konnte. Michael Knoche-Gattringer 
beleuchtet als „Streik-Pressesprecher“ der IG BAU 
den Hintergrund des Konflikts.

E r f o l g r e i c h e r  S t r e i k  d e r  G e b ä u d e r e i n i g e r

„Unsichtbare“ sichtbar gemacht
halb der Sittenwidrigkeitsgrenze. Eine bewusste 
Irreführung der Öffentlichkeit: Viele Journa-
listen sahen sich falsch informiert, was der Glaub-
würdigkeit des Bundesinnungsverbands schadete.

Weder Einschüchterung noch Dumpinglohn-
Drohung brachten die GebäudereinigerInnen, 
überwiegend Frauen, davon ab, selbstbewusst für 
ihre Sache zu kämpfen. Eine entscheidende Rolle 
spielte dabei die positive Berichterstattung der Me-
dien. Die IG BAU hat aus der Schwäche eine 
Stärke gemacht: Ja, es sind „nur“ 57 000 der 

860 000 Beschäftigten in der Branche Ge-
werkschaftsmitglied. Aber diese bisher für 
Kunden und Öffentlichkeit „Unsichtbaren“ 
bekamen ein Gesicht: Mit „Gipsbein und 
Revolverschnauze“ trat die Betriebsrätin 
und Gewerkschafterin Susi Neumann auf 
vielen Streikversammlungen und live im 
Fernsehen auf. „Ich putze Deutschland – 
seit 28 Jahren“, war ihr glaubwürdiges 
Bekenntnis zu einer Image-Kampagne, 
mit der die IG BAU lange vor dieser Ta-
rifrunde die mittelfristige Forderung nach 
menschenwürdigen Arbeitsbedingungen 
und einem Mindestlohn von 10 Euro un-

termauert hat. Ein medialer Bumerang war auch die 
erste spektakuläre Kündigung einer Kollegin in Ber-
lin, die im Eilverfahren vorm Arbeitsgericht und qua-
si vor laufenden Kameras keinen Bestand hatte.

Die Anti-Streik-Strategie der Arbeitgeber ist 
auch gescheitert, weil das neoliberale „uni-
on bashing“ nicht mehr verfängt. Nicht bei 
denen, die wie die Reinigungskräfte am unteren 
Rand der Dienstleistungsgesellschaft leben. Und 
auch nicht bei den Eliten, die nur zu oft darüber 
hinweg gesehen haben, wer ihnen tagtäglich den 
Dreck wegmacht. Der Widerspruch ist zu offensicht-
lich: Weiterhin fließen Millionen-Boni an Manager, 
die sie in den Augen der breiten Mehrheit der Be-
völkerung, auch der Journalisten, nicht verdient 
haben. Die schwarz-gelbe Regierungsmehrheit hat 
keine überzeugenden Antworten auf die Legitima-
tionskrise des Finanzmarkt-Kapitalismus. In dieses 
Vakuum stoßen die „Unsichtbaren“, hart arbeitende 
Frauen und Männer, deren Verdienst nicht reicht, um 
ein Auskommen zu haben ohne Hartz IV. Sie haben 
deutlich gemacht: Sauberkeit hat ihren Preis. Der 
Wind hat sich auch in den Redaktionen gedreht. 
Soziale Gerechtigkeit rangiert in der Werte-
skala wieder weit oben. Der Rest war sauberes 
Handwerk.   •

➜

Michael Knoche-
Gattringer, 42, ist 
Redakteur des 
„Grundstein“, der 
Mitgliederzeit-
schrift der IG BAU.
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„Acht Wochen vor Weihnachten kann man so nicht 
mit Arbeitnehmern umgehen.“

Der neue Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle (FDP) zur Ankün-
digung von General Motors, Opel doch nicht an Magna zu verkaufen. 
einblick meint: Für den fairen Umgang mit ArbeitnehmerInnen sollte die 
Jahreszeit unerheblich sein.
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ARBEITSWEGE: Kaum Veränderung bei Verkehrsmitteln

dieDGBgrafik

In den vergangenen zwölf Jahren gab 

es bei den von BerufspendlerInnen 

genutzten Verkehrsmitteln lediglich 

marginale Veränderungen: Minimal 

gestiegen ist seit 1996 der Anteil der 

Radfahrer (0,9 Prozentpunkte), leicht 

gesunken der Anteil der Autofahrer 

(1,2 Prozentpunkte). Geändert hat sich 

im selben Zeitraum die durchschnitt-

liche „Pendlerstrecke“: Arbeitneh-

merInnen stellen ihre Mobilität unter 

Beweis, so das Statistische Bundesamt. 

Der Weg zur Arbeit werde weiter und 

dauere länger. ©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 2

0/
09

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2008 / 
eigene Berechnungen

*Verkehrsmittel für die jeweils längste Wegstrecke
**ohne befragte PendlerInnen, die keine Angaben zur Entfernung machten

Anteil der von BerufspendlerInnen 
genutzten Verkehrsmittel* 

(in Prozent)

Anteil der BerufspendlerInnen** nach 
Entfernung des Wohn- zum Arbeitsort 

(in Prozent)

56,1

3,5

12,9

8,3

9,5

9,7

Pkw 
(Einzelfahrer) 52,7

30,1

12,6

4,6

unter 10 km

10 bis 25 km

Pkw (Mitfahrer/
Fahrgemeinschaft)

Öffentliche
Verkehrsmittel

Fahrrad

zu Fuß
25 bis 50 km

über 50 km
Sonstiges

Schlusspunktl

Tipp
Der DGB-Kalender 2010 ist da. 
In bewährter Weise präsentiert die 
neue Ausgabe jede Menge Infos 
über DGB, Gewerkschaften und 
gewerkschaftliche Einrichtungen. 
Neben dem Kalendarium gibt es 
viele Hintergrundinfos: wichtige 
Termine 2010, Mitgliederzahlen, 
Schlaglichter der Zeitgeschichte, 
Aufbau und Struktur des DGB, 
Tarifentwicklung, Kampagnen, 

Projekte und Service-Angebote. 
Hilfreich für ArbeitnehmerInnen 
und gewerkschaftlich Aktive: Die 
neun Bezirksausgaben informie-
ren über AnsprechpartnerInnen 
des DGB und der Gewerkschaften 
in den Bezirken und Regionen. 

Der DGB-Kalender 2010 ist 
kostenlos bei den DGB-Regi-
onen erhältlich.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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16./17.11.  DGB, IG BCE, Work-
shop „Vereinbarkeit von Familie und  
Beruf – Querschnittsthema gewerk- 
schaftlicher Bildungsarbeit“, Hannover

16./17.11.  ver.di-Landesbezirk 
Niedersachsen und Bildungswerk 
ver.di, Workshop „Betriebsräte vor 
der Wahl: Reflektieren, Analysieren, 
Optimieren“, Hannover

17./18.11.  DGB, 12. Schöneber- 
ger Forum, Berlin

19.-21.11.  DGB-Jugend, Bundes- 
jugendkonferenz 2009, Göttingen

19./20.11.  Hans-Böckler-Stif-
tung, SAMF e.V., Sozialforschungs-
stelle Dortmund, Tagung „Kapital-
markt, Gütermarkt, Arbeitsmarkt – 
beißen den Letzten die Hunde?“, 
Dortmund

20.-22.11.  GEW, AEED, dkv, 
Fachverband Ethik, Veranstaltung 
„Bildungsgerechtigkeit als Auftrag 
der Schule – Zumutung und Chan-
ce“, Lingen

21.11.  v e r. d i - J u g e n d , 
Workshop „Meine Rechte im Ar-
beitsleben – Arbeits- und Sozial-
recht für Studierende“, Berlin

24.11.  ver.di, Sicherheits-
konferenz 2009 „Gewalt am Ar-
beitsplatz“, Berlin

25.11.  Internationaler Tag 
für die Beseitigung der Gewalt ge-
gen Frauen

25.11.  Friedrich-Ebert-Stif- 
tung Thüringen, Veranstaltung „Zwi- 
schen Therapie und Selbstheilung –  
Alternative Finanz- und Wirtschafts- 

politik in der Diskussion“, Erfurt
27.11.  DGB, Arbeit und Le- 

ben Nordrhein-Westfalen, Gesund-
heitstag „Psychische Erkrankun- 
gen – Eine Herausforderung der Ar- 

beitswelt von morgen“, Düsseldorf
27./28.11.  Deutsche Journa-

listen- und Journalistinnen-Union 
dju, 23. Journalistentag – „Vom 
Wert der Arbeit“, Berlin
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R e n t e n v e r s i c h e r u n g s r e c h t

Bei Versorgungsehe keine Rente
Hat eine Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert, wird eine Ver-

sorgungsehe gesetzlich vermutet. Die Folge: kein Anspruch auf Wit-
wenrente. Die gesetzliche Vermutung kann aber widerlegt werden.

Der Fall:Der jetzt 48-jährige Mann lernte seine Ehefrau imMärz
1998 kennen. Ende 1998 zog er zu ihr und ihrem Sohn. Im Februar
2000 wurden bei der Frau Hautkrebs festgestellt, ein bösartiger Tu-
mor am Kopf entfernt und im Juni 2002 Metastasen diagnostiziert.
Einen Monat danach fand die Hochzeit statt. Die begonneneAdopti-
on des Sohnes der Frau durch den Mann scheiterte. Im August 2002
zog die Ehefrau zu ihrer Mutter und verstarb im November 2002.
DenAntrag auf Hinterbliebenenrente lehnte die Rentenversicherung
ab. Die gesetzlicheVermutung einer Versorgungsehe sei nicht wider-
legt worden.

Das Landessozialgericht: Die gesetzliche Vermutung einer
Versorgungsehe bei einer unter einjährigen Ehedauer kann zwar wi-
derlegt werden, wobei alle zur Eheschließung führenden Motive der
Ehegatten zu berücksichtigen sind. Lässt sich allerdings nicht mehr
sicher feststellen, dass andere als Versorgungsgründe für die Heirat
prägend gewesen seien, geht dies zu Lasten des Rentenantragstel-
lers. Für eine Versorgungsehe spricht im konkreten Fall die schwere
Krebserkrankung. Die Eheleute haben zum Zeitpunkt der Heirat ge-
wusst, dass der baldige Tod der Ehefrau wahrscheinlich war. Die be-
gonnene, von den Eheleuten aber nicht ernsthaft weiterverfolgte
Adoption schließt die finanzielle Versorgung als überwiegendes Hei-
ratsmotiv nicht aus. Da der Mann nur über Arbeitslosengeld als Ein-
kommen verfügte, sind auch die finanziellen Verhältnisse kein Ge-
sichtspunkt, der die vermutete Versorgungsabsicht entkräften kann

B e t r e u u n g s k o s t e n

Neue Rechtslage ist zu berücksichtigen
Demente oder psychisch erkrankte Versicherte, die hinsichtlich

Körperpflege, Nahrungsaufnahme und Mobilität noch weitgehend
selbstständig sind, werden regelmäßig nicht in Pflegestufe 1 einge-
stuft. Sie erhalten daher trotz des hohenAufsichts- und Betreuungs-
bedarfs kein Pflegegeld. Allerdings hat der Gesetzgeber den An-
spruch auf Erstattung von Betreuungskosten erweitert.

Der Fall: Der 62-jährige Mann leidet unter anderem an paranoi-
der Schizophrenie. Er wird von seiner Schwester als gesetzliche Be-
treuerin versorgt. Der Zeitaufwand für die Grundpflege wurde auf 33
Minuten täglich bestimmt. Für die Pflegestufe 1 müssten jedoch 45
Minuten auf die Grundpflege entfallen. Daher hat die Pflegeversi-
cherung den Antrag auf Pflegegeld abgelehnt.

Das Landessozialgericht:DieVoraussetzungen für die Pflege-
stufe I sind nicht gegeben. In diesem Zusammenhang ist aber auf
Folgendes hinzuweisen: Durch die gesetzliche Änderung der Pflege-
versicherung vom Mai 2008 ist der Anspruch auf Erstattung von Be-
treuungskosten erweitert worden. Hiermit hat der Gesetzgeber auf
die Kritik reagiert, dass dem Hilfebedarf geistig behinderter Men-
schen nicht hinreichend Rechnung getragen werde. Der Leistungsbe-
trag für Menschen mit erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz
kann nun auch von Personen mit Betreuungsbedarf beansprucht
werden.

A n h ö r u n g b e i K ü n d i g u n g

Erst nach Betriebsrat-Konstituierung
Nach der erstmaligenWahl eines Betriebsrats ist der Arbeitgeber

nicht ab Bekanntgabe desWahlergebnisses, sondern erst mit Konstitu-
ierung des Betriebsrats verpflichtet, ihn zu einer Kündigung anzuhören.

F r i s t l o s e K ü n d i g u n g

Kündigung bei unerlaubtem EDV-
Zugriff

Verschafft sich ein Mitarbeiter durch einen Trick ein ihm nicht zu-
gewiesenesAdministratorrecht im betrieblichen EDV-System, so stellt
diesesVerhalten einen wichtigen Grund für eine außerordentlicheAr-
beitgeberkündigung dar.

T a r i f v e r t r a g ö f f e n t l i c h e r D i e n s t

Zur Vergütung der Rufbereitschaft
Ordnet der Arbeitgeber an einem Kalendertag oder binnen 24

Stunden an zwei aufeinanderfolgenden Kalendertagen zwei oder
mehr jeweils weniger als zwölf Stunden umfassende Rufbereitschaf-
ten an, so liegen mehrere Rufbereitschaften im Sinne des Tarifvertra-
ges vor. Für diese Rufbereitschaften ist deshalb lediglich eine Stun-
denvergütung von 12,5 v.H. des tariflichen Stundenentgelts und
nicht die Tagespauschale zu zahlen.

G l e i c h b e h a n d l u n g s g e s e t z I

Bei Verstoß Entschädigung
DasAllgemeine Gleichbehandlungsgesetz untersagt Benachteili-

gungen aus Gründen der Rasse oder der ethnischen Herkunft, des
Geschlechts, der Religion oderWeltanschauung, einer Behinderung,
des Alters oder der sexuellen Identität. Benachteiligt ein Arbeitgeber
eine ArbeitnehmerIn unter Verstoß gegen das Benachteiligungsver-
bot, hat die ArbeitnehmerIn einen Anspruch auf eine angemessene
Entschädigung wegen des erlittenen Nichtvermögensschadens. Es
kommt nicht darauf an, ob derArbeitgeber schuldhaft gehandelt hat.

G l e i c h b e h a n d l u n g s g e s e t z I I

Mitbestimmung bei Beschwerdestelle
Nach demAllgemeinen Gleichbehandlungsgesetz hat der Arbeit-

geber den Beschäftigten eine für Beschwerden zuständige Stelle zu be-
nennen. Bei der Einführung undAusgestaltung desVerfahrens, in dem
Arbeitnehmer ihr Beschwerderecht wahrnehmen können, hat der Be-
triebsrat mitzubestimmen. Er hat insoweit auch ein Initiativrecht. Kein
Mitbestimmungsrecht besteht bei der Frage, wo der Arbeitgeber die
Beschwerdestelle errichtet und wie er sie personell besetzt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 31. Juli 2009 - L 5 R 240/05

Hessisches Landessozialgericht,
Urteil vom 27. August 2009 - L 8 P 35/07

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 5. Februar 2009 - 6 AZR 114/08

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 15. Januar 2009 - 8 AZR 906/07

Landesarbeitsgericht Düsseldorf,
Urteil vom 24. Juni 2009 - 12 Sa 336/09

Landesarbeitsgericht München,
Urteil vom 5. August 2009 - 11 Sa 1066/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 20/09

einein

einblick 20/09

blick

Bundesarbeitsgericht,
Beschluss vom 21. Juli 2009 - 1 ABR 42/08



B u n d e s a g e n t u r  f ü r  A r b e i t

Aktive Arbeitsförderung gesichert
Der nächste Haushalt der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) steht – und 
die Krise schlägt voll durch: Für 
2010 rechnet der Verwaltungsrat 
mit einem Defizit von fast 18 Mil-
liarden Euro. Eigentlich müsste die 
BA das enorme Minus selbst aus 
Rücklagen finanzieren. Was in die-
sem Jahr noch gelungen ist, wird 
der BA in 2010 aber nicht mehr 
möglich sein (siehe Grafik).

Da die Große Koalition 2006 die 
Defizithaftung des Bundes gegen- 
über der BA abgeschafft hat, müss- 
te die Bundesagentur deshalb für 
das kommende Jahr ein Bundes- 
dar lehen aufnehmen – und irgend-
wann zurückzahlen. „Gemeinsamer 
Druck von Gewerkschaften und  
Arbeitgebern hat dazu geführt, 
dass es einen Zuschuss aus dem 
Bundeshaushalt geben wird“, be-
richtet DGB-Arbeitsmarktexperte 
und BA-Verwaltungsratsmitglied 
Wilhelm Adamy. Der Zuschuss soll 
das Defizit komplett decken und 
muss nicht zurückgezahlt werden. 
„Die offene Flanke bleibt aber die 
Finanzierung in 2011“, so Adamy. 
Auch in den kommenden Jahren 

Milliarden Euro sind 
bereits für das kon-
junkturelle Kurzarbei-
tergeld eingeplant. Die 
Bundesregierung hat 
inzwischen die aktu-
ellen Kurzarbeiter-Re- 
gelungen verlängert.

Neben der Fort-
führung des Sonder-
programms WeGebAu 

für Ältere und Geringqualifizierte 
stehen auch wieder dreistellige 
Millionenbeträge für Qualifizierung 
während Kurzarbeit bereit: „Keine 
einzige Maßnahme wird an feh-
lenden Haushaltsmitteln der Bun-
desagentur scheitern“, so Adamy. 
Auf Betreiben der Gewerkschaften 
soll es außerdem 250 Millionen 
Euro für eine auf drei Jahre ange-
legte „Initiative zur Flankierung 
des Strukturwandels“ geben. Sie 
setzt auf längerfristige Weiterbil-
dungsmaßnahmen für Arbeitslose, 
denen ein Facharbeiterabschluss 
ermöglicht werden soll. Mit diesem 
Programm könne durch „gezielte 
Initiativen vor Ort einem drohenden 
Fachkräftemangel entgegen ge-
wirkt werden“, so der DGB. Ins-
gesamt setze der BA-Haushalt das 
Signal: Es geht auch weiterhin um 
die Stabilisierung und Sicherung 
bestehender Arbeitsplätze. Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsförde-
rung kommen sowohl Betrieben  
als auch Beschäftigten zugute.   •

+  Der CDA-Vorsitzende 
und nordrhein-westfä-

lische Arbeits- und Sozialmi-
nister Karl-Josef Laumann 
(CDU) fordert für Leih- und 
ZeitarbeiterInnen ein höheres 
Arbeitslosengeld. „Wir 
müssen die hohe Flexibilität 
auf dem Arbeitsmarkt mit 
mehr Sicherheit für die 
Betroffenen verbinden.“

- Patrick Meinhardt, 
bildungs- und for-

schungspolitischer Sprecher 
der FDP-Fraktion, steht einer 
Teil-Privatisierung der 
Bildung offen gegenüber. 
Sein Kommentar zu Bildungs-
konten und privater Gesund-
heitsvorsorge lautet: „Sparen 
für den Grips darf Sparen für 
den Gips nicht nachstehen.“

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.leadinggroup.org
In der „Leading Group” 

suchen staatliche und  
nicht-staatliche Organi- 

sationen gemeinsam 
nach innovativen Ideen, 
die Entwicklung ärmerer 

Länder voranzutreiben

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Stellungnahmen von DGB  
und EGB zur Klimakonfe- 

renz in Kopenhagen

werde die Bundesagentur „tief in 
die roten Zahlen rutschen“. Dann 
komme es darauf an, ob der Ar-
beitslosenversicherung auch ab 
2011 noch dieselbe „Systemrele-
vanz“ wie den Banken heute zuge-
sprochen werde, meint Adamy.

Als gewerkschaftlichen Erfolg 
wertet der DGB, dass es gelungen 
ist, die Mittel für aktive Arbeitsför-
derung im BA-Haushalt zu sichern 
und auszubauen. Allein über drei 

Von den fast 18 Milliar- 
den Euro, die im kom-
menden Jahr fehlen wer-
den, kann die Bundes-
agentur nur noch zwei 
Milliarden aus eigenen 
Rücklagen decken.

einblick 21/09

gewerkschaftlicher Info-Service vom 30.11.2009 21/09

inhalt
 

Seite 3

Nicht im grünen Bereich
Die Hans-Böckler-Stiftung und 

das Bundesamt für Bauwesen 

und Raumordnung haben  

zum zweiten Mal den Gender-

Index veröffentlicht. Er zeigt: 

Es gibt noch keine flächen-

deckende Wende in punkto 

Gleichstellung
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Jetzt unterzeichnen
Mit einer Petition beim Bun-

destag verleiht die Kampagne 

„Steuer gegen Armut“ ihrer 

Forderung nach einer Finanz-

transaktionssteuer Nachdruck
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Doppelte  
Herausforderung
Was die Gewerkschaften vom 

anstehenden Klimagipfel  

in Kopenhagen erwarten, 

beschreibt DGB-Vorstand  

Dietmar Hexel
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Dickes Minus
Haushaltssalden der Bundesagentur für Arbeit 
(in Milliarden Euro)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit / DGB
*vorläufiges Ist-Ergebnis, **Soll-Ergebnis

10

5

0

-5

-10

-15

-20

20012000 2002 2003 2004 2005

-0,9
-1,9

-5,6 -6,2
-4,2

-0,4

+11,2

+6,6

-1,1

-14,8*

-17,9**

2006 2007 2008 2009 2010



2

21/09

Seit der Wiedervereinigung hat die Zuversicht junger Ostdeutscher, 
gute Perspektiven in Ostdeutschland zu haben, drastisch abgenommen. 
Gerade einmal 14 Prozent gehen noch davon aus, in den neuen Bun-
desländern „eine gesicherte Zukunft“ zu haben – 1992 waren es noch 
über 40 Prozent. Das ist ein Ergebnis der „Sächsischen Längs-
schnittstudie“ der Universität Leipzig, die auf der Jahrestagung 
der Otto-Brenner-Stiftung (17./18. November) vorgestellt wurde. Das 
Besondere der Untersuchung: Im Rahmen der Langzeitstudie wird seit 
1987 dieselbe repräsentative Gruppe junger Ostdeutscher (Jahrgang 
1973) zu ihren privaten, beruflichen und politischen Einstellungen 
befragt. Es ist damit die einzige Studie dieser Art, die bereits vor der 
„Wende“ startete. Gefördert wird die Studie seit einigen Jahren von 
der Otto-Brenner-Stiftung.   www.otto-brenner-stiftung.de
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*vor 1992: „Ich habe in der DDR…“ Quelle: Universität Leipzig / Otto Brenner Stiftung

1987 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 200001 02 03 04 05 0706

Zukunftssorgen
Zustimmung Ostdeutscher (Jahrgang 1973) zur Aussage 
„Ich habe in Ostdeutschland* eine gesicherte Zukunft“ 
(in Prozent)
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Erneute Mängel
Der Bundesdatenschutzbeauftrag-
te Peter Schaar hat die Online-Job-
börse der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) als „missbrauchsanfällig“ kriti- 
siert. Aktueller Anlass ist der Fall 
eines Unternehmens, dass sich als 
Arbeitgeber bei der Jobbörse re-
gistriert hatte, massenhaft fiktive 
Stellenanzeigen schaltete und so 
Adressdaten von BewerberInnen 

Viele heimische Unternehmen 
setzen in der Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise wieder stärker auf den 
Standort Deutschland. Das zeigt 
eine aktuelle Studie des Fraunhofer 
Instituts für System- und Innovati-
onsforschung (ISI) im Auftrag des 
Vereins Deutscher Ingenieure (VDI). 
Befragt wurden dabei rund 1500 
Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes. Derzeit sind lediglich 

Der politische Handlungsbedarf in 
Sachen Arbeitnehmerdatenschutz 
ist groß, das haben auch in diesem 
Jahr erneut Skandale gezeigt – wie 
die um das Ausspähen von Ge-
sundheitsdaten der Beschäftigten 
bei mehreren deutschen Unterneh-
men. Der DGB begrüßt deshalb den 
Vorstoß von Justizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) 

S t u d i e r e n d e n p r o t e s t e

Unterstützung 
vom DGB
Der DGB unterstützt den Bildungs-
streik der Studierenden und Schü-
lerInnen. In einer Solidaritätserklä-
rung bekräftigt der Gewerkschafts-
bund seine Forderungen nach 
einer „echten Kehrtwende in der 
Bildungspolitik“. Bund und Länder 

für eine Verbesserung des Arbeit-
nehmerdatenschutzes. Allerdings 
plant Leutheusser-Schnarrenber-
ger – anders, als diverse Medien 
berichteten – kein eigenständiges 
Arbeitnehmerdatenschutz-Gesetz. 
Wie im schwarz-gelben Koalitions-
vertrag vereinbart, soll es lediglich 
ein eigenes Kapitel im Bundesda-
tenschutzgesetz geben, wie eine 

sammelte. Er habe die BA bereits 
vor über einem Jahr auf genau die- 
ses potenzielle Missbrauchsrisiko 
hingewiesen, so Schaar. Doch sei-
ner Aufforderung, nach dem jetzt 
aufgetretenen Missbrauchsfall die 
offensichtlichen Missstände „unver- 
züglich abzustellen“, sei die Behör-
de nicht nachgekommen. Die Bun-
desagentur wies Schaars Vorwürfe 
als „kontraproduktiv“ zurück. Die 
bei der Jobbörse angewandten 
Datenschutzregeln entsprächen 
den gesetzlichen Vorgaben.

Sprecherin des Ministeriums ge-
genüber einblick klarstellte.

„Grundsätzlich begrüßt der 
DGB, dass Bewegung in die Sache 
kommt. Mit einer Erweiterung des 
Bundesdatenschutzgesetzes allein 
ist den Beschäftigten allerdings 
nicht geholfen“, betont Martina 
Perreng, Sozial- und Arbeitsrechtle-
rin beim DGB-Bundesvorstand. Die 
Gewerkschaften fordern weiterhin 
ein einheitliches und eigenstän-
diges Arbeitnehmerdatenschutz-
Gesetz, so Perreng. Dieses Gesetz 

müssten die chronische Unterfinan-
zierung im öffentlichen Bildungs-
system beenden und mehr Geld  
bereitstellen – für mehr Ganztag-
schulen, bessere Kindertagesstät-
ten und eine bessere Finanzierung 
der Hochschulen. So seien eine ver-
kürzte Schulzeit, das sechssemes-
trige Bachelor-Studium und eine 
zweijährige Berufsausbildung Aus-
wüchse einer „Bildungspolitik unter 
dem Spar-Diktat“. Zudem müssten 
alle „Bildungsgebühren“ – wie et-
wa Studiengebühren – abgeschafft 
werden. „Wir kämpfen mit euch 
für ein gutes Bildungswesen, das  
gleiche Chancen für alle Menschen 
garantiert“, heißt es in der Solidari-
tätserklärung weiter. Auch die De-
legierten der DGB-Bundesjugend-
konferenz in Göttingen (19. bis 21. 
November) erklärten ihre Solidari-
tät mit den Protestierenden.   •
www.bildungsstreik.net

müsse alle bisher geltenden Regeln 
übernehmen und darüber hinaus 
einen grundlegenden Rahmen da-
für setzen, welche Arbeitnehmer-
daten ein Arbeitgeber überhaupt 
als „relevante Daten“ benötige. 
Ausspähen und Überwachen müs-
se grundsätzlich verboten werden. 
Flankiert werden sollen diese Re-
gelungen durch „wirksame Sank-
tionen, Ansprüche auf Schadens-
ersatz und Entschädigung, sowie 
ein Verbandsklagerecht“, fordert 
Perreng.   •

Der DGB hatte bereits Ende 
2007 in einer Studie gezeigt, dass 
die Online-Jobbörse der BA diverse 
Mängel offenbart – darunter auch 
Verstöße der vertretenen Unterneh-
men gegen Rechtsvorschriften und 
Nutzungsbedingungen (einblick 
20/2007). Der BA-Verwaltungsrat 
hatte daraufhin einige qualitative 
Verbesserungen beschlossen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

neun Prozent der Unternehmen 
dabei, Produktionsstandorte ins 
Ausland zu verlagern. Das sei der 
niedrigste Stand seit 15 Jahren, 
so das ISI. „Die Ergebnisse sind 
insofern überraschend, als dass 
bei früheren Wirtschaftskrisen die 
Unternehmen verstärkt Produkti-
onsverlagerungen zur Kostenein-
sparung genutzt haben“, erklärt 
ISI-Projektleiter Steffen Kinkel.   •

POLITIK AKTUELL
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Kein eigenständiges Gesetz

S t a n d o r t v e r l a g e r u n g e n

Renaissance für Deutschland
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Chancengleichheit 
gestalten

Der Gender-Index bildet 

nicht nur den Ist-Zustand 

der Gleichstellung von 

Frauen und Männern ab, 

er soll die Landkreise und 

Städte auch dabei unter-

stützen, die wichtigsten 

Handlungsfelder zu erken-

nen und daraus Strategien 

zu entwickeln. Hilfestellung 

bei der detaillierten regio-

nalen Auswertung des Index 

und der Entwicklung von 

Strategien für mehr Chan-

cengleichheit bietet etwa 

die gewerkschaftsnahe 

Berliner Beratungsfirma 

Wert.Arbeit. Die Berate-

rInnen sind überzeugt: Im 

Wettbewerb um Fachkräfte 

stellt Chancengleichheit 

einen direkten Standort-

vorteil dar. Was Kreise und 

Städte tun können, um 

Chancengleichheit zu 

stärken, zeigen zwei von 

Wert.Arbeit erstellte 

Pilotstudien in Bielefeld 

(aktueller Rang: 104) und 

Chemnitz (Platz 23). 

Download der Studien 
und weitere Infos: 
www.wertarbeitgmbh.de

Das Online-Portal zum 

Gender-Index zeigt mit 

Übersichtskarten sowie mit 

Zahlen und Grafiken für 

jeden Landkreis und jede 

kreisfreie Stadt den Stand 

der Chancengleichheit von 

Frauen und Männern in 

Wirtschaft, Beruf, Ausbil-

dung und politischer 

Beteiligung. 

www.gender-index.de

einblick 21/09
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Ludwigslust, Rügen und Nord-
westmecklenburg: Gleich drei 
Landkreise aus Mecklenburg-
Vorpommern sind im aktuellen 
Gender-Index 2009 Spitzenreiter 
unter den insgesamt 413 Stadt- 
und Landkreisen hierzulande. Ein 
Pfund, mit dem die Kreise wu-
chern können – und sollen. Ganz 
im Sinne der Urheber des Index, 
der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) 
und dem Bundesamt für Bauwe-
sen und Raumordnung (BBR): Ihr 

Ziel ist es, mit dem Index Wege 
für eine regionale Chancengleich-
heitspolitik zu eröffnen. Regionen 
mit guten Werten können mit dem 
Standortvorteil werben. Kreisen 
mit einem schlechten Index zeigt 
er den Handlungsbedarf.

Erstmals wurde die „Landkarte 
der Chancengleichheit“ im Novem-

ber 2008 veröffentlicht (einblick 
19/08). Beruf, Ausbildung, poli-
tische Partizipation, Einkommen: 
Insgesamt 19 Indikatoren werden 
für den Index ausgewertet. Sie 
reichen von der Erwerbsquote von 
Frauen und Männern bis zum Ver-
hältnis von weiblichen und männ-
lichen Ratsmitgliedern.

„Diese neue Vergleichbarkeit 
wird den politischen Wettbewerb 
um mehr Chancengleichheit ver-
stärken“, sagte der DGB-Vorsit-

zende Michael Sommer anlässlich 
der Premiere 2008. Ob die erste 
Veröffentlichung des Index bereits 
Wirkung gezeigt hat, lässt sich an-
hand der neuen Zahlen noch nicht 
absehen. Dem Index liegen die Da-
ten von 2007 zugrunde. Erst der 
Index 2011 könnte als Reaktion 
auf die Indexwerte gelten.

Größere Veränderungen im Ran-
king hat es gegenüber dem Vorjahr 
kaum gegeben – wer zur Spitzen-
gruppe gehörte, findet sich in der 
Regel auch in diesem Jahr dort 
wieder. Der aktuelle Index bestätigt 
aber die Trends der ersten Auswer-
tung: In Ostdeutschland sind Frauen 
und Männer eher gleichgestellt. 
Und im Westen sind Großstädte in 
Sachen Chancengleichheit in der 
Regel den ländlichen Gebieten vo-
raus. Der Index 2009 belegt auch: 
Ein guter Indexwert heißt nicht, 
dass eine Region floriert und ho-
he Lebensqualität bietet. Er kann 
sogar bedeuten, dass Frauen wie 

Männer gleich schlechte Chancen 
haben. So steht Spitzenreiter Lud-
wigslust, was das durchschnittliche 
Industrieeinkommen betrifft, mit 
1910 Euro gerade mal auf Platz 
401 aller Stadt- und Landkreise 
(Bundesschnitt: 3105 Euro). Li-
sanne Straka, beim DGB Nord für 
Gleichstellung zuständig, warnt 
davor, aus einer guten Platzierung 
zu schließen, dass es keinen Hand-
lungsbedarf gibt: „Teilzeitarbeit 
und Minijobs sind auch in den 
Landkreisen, die vordere Plätze 
belegen, eine Frauendomäne und 
schlecht bezahlt.“   •

G e n d e r - I n d e x  2 0 0 9

Noch nicht im grünen Bereich
Seit letztem Jahr zeigt der Gender-Index, wie es um die Chancengleichheit der Geschlechter in den 
deutschen Landkreisen und Städten bestellt ist. Der gerade veröffentlichte Index 2009 belegt: Von einer 
flächendeckenden Wende in Sachen Gleichstellung ist noch nicht viel zu spüren.
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Die „Landkarte der Chancengleichheit“ 
macht den regionalen Stand sichtbar. Dabei gilt – 

je heller umso besser: Ist ein Landkreis oder eine 
Stadt dunkelrot eingefärbt, sind die Unterschiede zwischen 

Frauen und Männern besonders groß. Grüne Flecken – also 
Regionen, in denen beide Geschlechter gleiche Chancen 

haben – sucht man (noch) vergebens auf der Karte.

Gender-Index: 
Die Top Five
1 Ludwigslust 12,5

2 Rügen 13,6

3 Nordwestmecklenburg 14,1

4 Dresden Stadt 14,8

5 Berlin Stadt 15,1
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Chancen der 
Regulierung 
Die Krise zeigt die fatalen Folgen 
grenzenloser Deregulierung. Der 
politische Wille, neue Grenzen zu 
ziehen, scheint bei der neuen Bun-
desregierung eher gering ausge-
prägt zu sein. Aus diesem Grund 
stellt die Hans-Böckler-Stiftung 
(HBS) das diesjährige WSI-Herbst-
forum am 3. und 4. Dezember in 
Berlin unter das Motto „Chancen 
und Grenzen von Regulierung“. 
Das Herbstforum ist in diesem Jahr 
gleichzeitig eine Ehrung von Heide 
Pfarr, der Direktorin des Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts (WSI) und Geschäftsführerin 
der HBS. Pfarr feiert in diesem Jahr 
ihren 65. Geburtstag – das Motto 
des Forums erinnere auch an das 
Engagement der langjährigen WSI-
Direktorin, so die HBS. Pfarr habe 
sich insbesondere für die effektive 
Regulierung von Wirtschaft und 
Arbeitswelt engagiert.   •
www.boeckler.de/33_97011.html

PROJEKTE UND PARTNER

Aufsichtsrätin des Monats im November ist Katharina 
Ries-Heidtke. Die gelernte Krankenschwester ist Ge-
samtbetriebsratsvorsitzende der Asklepios Kliniken Ham-
burg GmbH sowie Konzernbetriebsratsvorsitzende Asklepios Hamburg. Ries-Heidtke 
ist seit 1979 im Unternehmen beschäftigt – und hat als Arbeitnehmervertreterin im 
Aufsichtsrat 2005 den Verkauf des ehemals öffentlichen Hamburger Unternehmens 
„Landesbetrieb Krankenhäuser“ (LBK) an den privaten Krankenhaus- und Klinikbetrei-
ber Asklepios miterlebt. Heute sitzt sie im Aufsichtsrat der Asklepios Kliniken Hamburg 
GmbH sowie der Asklepios Kliniken GmbH. „Haltet durch. Ihr macht das gut“, sei die 
Reaktion, die sie von Beschäftigten auf ihre Arbeit im Aufsichtsrat bekomme. Wie sie 

diese Arbeit erlebt und wer ihr Engagement schätzt – das berichtet ver.di-Mitglied Ries-Heidtke im Fragebo-
gen zur Aktion „Aufsichtsrat des Monats“ auf: www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats
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„Ihr macht das gut“

K a m p a g n e

Grundlohn 
für Asien
Die „Kampagne für Saubere Klei-
dung“ unterstützt die Initiative 
für einen Asiatischen Grundlohn 
(Asia Floor Wage – AFW). Die Be-
schäftigten „an den Nähbänken 
der verschiedenen Länder Asiens 
sollen nicht länger gegeneinander 
ausgespielt werden“, so Berndt 
Hinzmann von der Kampagne für 
Saubere Kleidung. Bisher würden 
die vorwiegend weiblichen Beschäf-
tigten der asiatischen Textilindustrie 
unter „ärmlichen Bedingungen“ 
arbeiten. Die Preispolitik von Dis-
countern – aber auch von Mar-
kenfirmen wie Adidas und Puma –  
habe das mit zu verantworten.

Das Grundlohn-Prinzip sieht 
einen asienweit vergleichbaren 
Lohn vor, der sich nach der jewei-
ligen Kaufkraftparität (Purchaising 
Power Parity – PPP) der einzelnen 
Länder richtet. Die AFW-Initiative 
fordert einen Monatslohn, der ei-

M o b b i n g

Hilfe am Telefon
Das Freiburger Mobbing-Bera-
tungstelefon hat mit einer Feier-
stunde sein zehnjähriges Bestehen 
begangen. Die Beratungshotline 
war 1999 eines der ersten Ange-
bote dieser Art in Deutschland. Ins 

ner Kaufkraft von 475 Dollar nach 
dem PPP-Modell der Weltbank ent-
spricht.   •
www.saubere-kleidung.de
www.asiafloorwage.org

Leben gerufen hatte die Hotline 
der Industriepfarrer Werner Jahn 
– unterstützt vom DGB in Südba-
den, dem Kirchlichen Dienst in der 
Arbeitswelt (KDA) und der Katho-
lischen Arbeitnehmer-Bewegung 
(KAB). Zwar sei die Geschichte des 
Beratungstelefons ein Erfolg, trotz-
dem stimme es auch „bedenklich, 
dass es einer solchen Einrichtung 
über so viele Jahre bedarf“, so 
DGB, KDA und KAB. Das Mobbing-
Beratungstelefon ist dienstags und 
donnerstags von 17 bis 19 Uhr er-
reichbar: Tel. 0761 / 29280099   •
www.mobbing-beratungstelefon.de

••• Die Bildungspartnerschaft von 
DGB NRW und Volkshochschulen 
in Nordrhein-Westfalen, „Arbeit 
und Leben NRW“, hat erstmals den 
Preis „Demokratie im Betrieb“ 
vergeben. Im Jahr des 60. Jubilä-
ums der Kooperation wurden mit 
dem Preis Personen, Projekte und 
Aktionen ausgezeichnet, die Betei-
ligung und Demokratie im Betrieb 
gefördert haben. Unter anderem 
wurde Sascha Hartmann, Ortsju-
gendleiter der IG Metall Essen, für 
sein Engagement für die Übernah-
me von Azubis ausgezeichnet. Die 
Schirmherrschaft für den Preis hat 
NRW-Arbeitsminister Karl-Josef 
Laumann (CDU) übernommen.
www.aulnrw.de

interregio
••• Der DGB Niedersachsen 
kritisiert gemeinsam mit dem 
Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) und dem Na-
turschutzbund (NABU) den von 
der Bundesregierung geplanten 
„Ausstieg aus dem Atom-
ausstieg“. Das Problem der 
Entsorgung und Endlagerung des 
Atommülls sei weiterhin ungelöst. 
Die Landesvorsitzenden von DGB, 
BUND und NABU wiesen erneut 
auf die besondere Belastung des 
Landes Niedersachsen hin: mit 
„Asse“, „Schacht Konrad“ und 
Gorleben drohe Niedersachsen 
zum „Atomklo der Bundesrepu-
blik“ zu verkommen.
www.niedersachsen.dgb.de

B i g B r o t h e r A w a r d s  2 0 0 9

Mähdrescher 
mit Peilsender
Der „Verein zur Förderung des 
öffentlichen bewegten und unbe-
wegten Datenverkehrs“ (FoeBuD) 
hat die BigBrotherAwards 2009 
vergeben. PreisträgerInnen waren 
auch in diesem Jahr wieder Per-
sonen, Organisationen und Unter-
nehmen, die besonders drastisch 
gegen Datenschutzbestimmungen 
verstoßen haben. In der Kategorie 
„Arbeitswelt“ ging die „Auszeich-
nung“ an die Firma Claas Landma-
schinen. Diese hatte ein Mähdre-
schermodell serienmäßig mit einem 
satellitengestützten Trackingsystem 
ausgestattet, um den Fahrer „noch 
besser zu machen“ – wie die Firma 
auf ihrer Internetseite verkündet. In 
der Laudatio des FoeBuD heißt es: 
„Für diesen Kontrollzwang, dem 
völligen Ignorieren von Persönlich-

keitsrechten und der Wahnvorstel-
lung, man könne mit Arbeitsskla-
ven besonders produktiv arbeiten, 
gebührt der Firma der BigBrother-
Award.“ In der Kategorie Wirtschaft  
erhielten mehrere Unternehmen 
den Award, die Produkte zur Über-
wachung von Telefonen und digi-
talen Daten vertreiben.  •
www.einblick.dgb.de/links
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Die IG Metall-Frauen klären mit 
einem Flyer über die Taktiken, Stra-
tegien und Einstellungen rechtsex-
tremer Frauen auf. Das von den 
Medien vermittelte Bild eines „ty-
pischen“ Rechtsextremen sei: jung, 
männlich, gewalttätig. Trotzdem 
würden auch viele Frauen rechts-
extreme Ideologien aktiv vertreten 
und verbreiten – unter anderem in 
Elternbeiräten von Kitas und Schu-

I G  M e t a l l - F r a u e n

Contra rechtsextreme Frauen

len oder als Mandatsträ-
gerinnen in Kommunal-
parlamenten. Der Flyer 
entlarvt deshalb einige 
„rechte Slogans“ und 
Argumente, die auf 
den ersten Blick nicht 
unbedingt zu erken-
nen sind, und erklärt 
die ideologischen Hinter-
gründe. Die Gewerkschaftsfrauen 

warnen vor allem vor 
dem rassistischen Men-
schenbild sowie dem 
völlig überkommenen 
Rollenverständnis der 
Neonazis, das auch von 
weiblichen Rechtsextre-
men propagiert wird.   •

www.einblick.dgb.de/hintergrund

GEWERKSCHAFTEN
„Zurück an den 
Herd?“ Die Gewerk-
schaftsfrauen der IG 
Metall sagen „Nein“ 
zum rechtsextremen 
Rollenverständnis.

Die NGG hat am 16. 
Oktober anlässlich 
des Welternährungs-

tags das Buch „Globale Hun-
gerkrise. Der Kampf um das 
Menschenrecht auf Nahrung“ 
vorgestellt. Als Herausge-
berin des Buches will die 
Gewerkschaft auf die globa-
le Hungerkrise aufmerksam 
machen und ein Forum für 
Diskussionen bieten.
www.einblick.dgb.de/links

Die GdP NRW lehnt 
den Aufbau einer 
separaten „Wach-

polizei“ im bevölkerungs-
reichsten Bundesland ab. 
Eine solche „Billigpolizei“ 
gaukele den BürgerInnen 
Sicherheit nur vor. Für den 
Schutz von Einrichtungen 
oder Personen vor terroristi-
schen Anschlägen sei diese 
„Wachpolizei“ ungeeignet. 
Stattdessen müssten ausrei-
chend reguläre PolizistInnen 
neu eingestellt werden.

TRANSNET und 
GDBA lehnen eine 
Privatisierung des 

Eisenbahnbundesamtes ab. 
Vielmehr müssten seine 
Kompetenzen gestärkt und 
ausgeweitet werden, um die 
Sicherheit im Schienenver-
kehr zu garantieren. Gefor-
dert hatte die Privatisierung 
der Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen.

ver.di fordert, die 
Vergabe kommunaler 
Konzessionen für die 

Energieversorgung an den 
Erhalt „sozial abgesicherter 
Arbeitsplätze“ zu knüpfen. 
Hintergrund: In vielen Kom-
munen laufen die maximal 
für 20 Jahre vergebenen 
Konzessionen in nächster 
Zeit aus.

kurz&bündig

len oder als Mandatsträ-
gerinnen in Kommunal-

die ideologischen Hinter-

warnen vor allem vor 
dem rassistischen Men-
schenbild sowie dem 
völlig überkommenen 
Rollenverständnis der 
Neonazis, das auch von 
weiblichen Rechtsextre-
men propagiert wird.   

zum rechtsextremen 
Rollenverständnis.

D G B - J u g e n d

Appell an 
Schwarz-Gelb
Die DGB-Jugend hat auf ihrer 
Bundesjugendkonferenz (19. bis 
21. November) mit der „Göttinger 
Erklärung“ einen nachdrücklichen 
Appell an die schwarz-gelbe Bun-
desregierung gerichtet. Insbesonde-
re die Chancen und Möglichkeiten 
der jungen Generation müssten 
dringend verbessert werden. Die 
von den Delegierten der 18. Or-
dentlichen Bundesjugendkonferenz 
verabschiedete Erklärung fordert 
die Koalition auf, für eine qualitativ 
hochwertige Ausbildung zu sorgen, 
um jungen Menschen eine Zukunft 
mit Perspektiven zu geben. Scharfe 
Kritik übt die Gewerkschaftsjugend 
an der geplanten Einschränkung 
des Jugendarbeitsschutzes.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

R e n t e n - N e t z w e r k

Rente mit 67 
unerreichbar
Das „Netzwerk für eine gerechte 
Rente“, dem neben dem DGB vier 
Sozialverbände und die Katho-
lische Arbeitnehmer-Bewegung 
angehören, hat seinen 3. Moni-
toring-Bericht zur Rente mit 67 
veröffentlicht: „Rente mit 67 – für 
viele Beschäftigte unerreichbar!“ 
Ein Schwerpunkt der Analysen 

S e n i o r e n p o l i t i k

Hamburger 
Modell
Der DGB lädt am 9. Dezember zur 
Seniorenpolitischen Konferenz nach 
Hamburg ein. Nicht nur verdeckte 
Rentenkürzungen und eine sich ste-
tig verteuernde Gesundheitsversor-
gung, auch fehlende Investitionen 
in die öffentliche Infrastruktur seien 
Probleme, mit denen alle Generati-
onen zu kämpfen hätten – so der 
Diskussionsansatz der Konferenz 
mit dem Motto „Soziale Gerechtig-
keit für alle Generationen“. Dane-
ben werden die Hamburger DGB-
Senioren ihr Modell einer künftigen 
DGB-Seniorenpolitik vorstellen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

P e t i t i o n

Steuer gegen 
Armut
Seit einigen Wochen unterstützt 
der DGB die Kampagne „Steuer 
gegen Armut“, die sich für eine 
internationale Finanztransaktions-
steuer einsetzt. Jetzt haben die 
InitiatorInnen der Kampagne eine 
Petition zu ihren Forderungen beim 
Bundestag eingereicht. Damit das 
Parlament sich mit der Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer be-
schäftigt, müssen bis zum 3. De-
zember 50 000 Unterschriften zu-
sammenkommen. Die Petition kann 
online unterzeichnet werden. Alle 
notwendigen Informationen und 
Links gibt es auf der Kampagnen-
Homepage (siehe unten).

Das hinter der Kampagne ste-
hende Bündnis aus über 30 Or-
ganisationen hatte im Oktober 
in einem offenen Brief an Angela 
Merkel, Horst Seehofer und Guido 
Westerwelle – die drei Parteivorsit-
zenden der schwarz-gelben Koali-
tion – eine Steuer auf spekulative 
Finanztransaktionen gefordert. Die 
durch diese Steuer generierten Fi-
nanzmittel sollen für die globale 
Armutsbekämpfung verwendet 
werden. Zum Kampagnen-Bündnis 
gehören neben dem DGB diverse 
kirchliche Organisationen sowie 
die Vorsitzenden mehrerer DGB-
Gewerkschaften.   •
www.steuer-gegen-armut.org

sind arbeitsbedingte Gesundheits-
beschwerden und Krankheiten, die 
zu einem früheren Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben zwingen. Der Be-
richt macht deutlich, dass „selbst 
bei sich wieder bessernder Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktlage viele 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer aus gesundheitlichen Gründen 
auf der Strecke bleiben werden 
und ihren Beruf nicht bis zum ge-
setzlichen Rentenalter ausüben 
können.“ Der DGB wird den Moni-
toring-Bericht am 2. Dezember in 
Berlin auf einer Tagung vorstellen, 
die sich mit betrieblichem Eingliede-
rungsmanagement beschäftigt.   •
www.einblick.dgb.de/links
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MEINUNG
DGB dabei

Die 15. Klimakonferenz der 

Vereinten Nationen (COP 15) 

findet vom 7. bis zum 18. 

Dezember in der dänischen 

Hauptstadt Kopenhagen 

statt.

Inzwischen haben über 60 

Staats- und Regierungschefs 

ihre Teilnahme zugesagt, 

darunter Bundeskanzlerin 

Angela Merkel, US-Präsident 

Barack Obama, der fran-

zösische Präsident Nicolas 

Sarkozy sowie der britische 

Premierminister Gordon 

Brown. Die Staats-, bezie-

hungsweise Regierungs-

chefs von China und Indien 

haben bisher keine Teil-

nahme zugesagt.

Der DGB ist mit DGB-Vor-

stand Dietmar Hexel sowie 

mit Heike Kauls und Horst 

Heuter, Bereichsleiterin 

und Referent des Bereichs 

Energie- und Umweltpolitik 

beim DGB-Bundesvorstand, 

in Kopenhagen vor Ort.

Die DGB-Delegation be-

richtet – wie bereits beim 

Klimagipfel auf Bali 2007 – 

in einem „Klimablog“ online 

von der Konferenz: http://

dgb-klimablog.blogspot.com

einblick 21/09

Die Bewältigung des Klimawandels birgt auch Lö-
sungen für die globale Finanz- und Wirtschaftskrise. 
Gerade jetzt gilt es, die Chancen für eine ökologische 
Modernisierung von Gesellschaft und Wirtschaft zu 
nutzen. Die Lösung der ökologischen Krise 
ist Teil der Lösung der ökonomischen Krise: 
Inves titionen in erneuerbare Energien, Energieeffi-
zienz, nachhaltige Produkte und Dienstleistungen 
sichern und schaffen neue Arbeitsplätze – allein 
in Deutschland schon mehrere Hunderttausend. 
Gleichzeitig werden Emissionen gesenkt, die Abhän-
gigkeit von Energieimporten abgebaut – und die 
Steigerung realer inländischer Nettoinvestitionen 
wirkt stabilisierend auf die Finanzmärkte.

Der Internationale Gewerkschaftsbund (IGB) 
hat deshalb vom Londoner G20-Gipfel im April 
einen „Green New Deal“ eingefordert: Mit 
aktiver Arbeitsmarkt- und Finanzpolitik sollen die 
Regierungen weltweit den Einstieg in kohlenstoff-
arme Wirtschafts- und Produktionsweisen fördern. 
Zu den konkreten klimapolitischen Zielen gehören 
am Arbeitsplatz und der Produktionsstätte: Energie 
einsparen, alle bereits vorhandenen energieeffizi-
enten Techniken flächendeckend nutzen und neue 
Techniken entwickeln.

Die internationalen und europäischen Gewerk-
schaften sind sich einig: Der Umstieg auf grünes 
Arbeiten und Wirtschaften muss neben der Verwirk-
lichung ökologischer und ökonomischer Ziele sozial 
gerecht gestaltet werden. „Grüne Arbeit“ setzt Gute 
Arbeit voraus. Deshalb sind die Vorschläge des IGB 
richtig, die Themen Arbeit, Einkommen und so-
ziale Gerechtigkeit in künftige Klimaabkom-
men einzubeziehen.

Die Chancen dafür stehen in Kopenhagen besser 
als bei vergangenen Konferenzen: Die Europäer ha-
ben sich auf ein gemeinsames Vorgehen verständigt, 
Russland will sich anschließen, und die USA haben 
angekündigt, den Weg in eine Niedrig-Emissions-
Wirtschaft einschlagen zu wollen. Die internationale 
Staatengemeinschaft steht in Kopenhagen aber vor 
einer doppelten Herausforderung, die sie lösen muss: 

Im Dezember findet in Kopenhagen die 
15. Klimakonferenz der Vereinten Nationen statt. 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise darf dabei kein 
Argument für halbherzige Beschlüsse sein. 
Im Gegenteil: Ambitionierter Klimaschutz und 
Gute Arbeit stützen Wirtschaft und Finanzmärkte. 
Was die Gewerkschaften von Kopenhagen erwar-
ten, beschreibt DGB-Vorstand Dietmar Hexel.

K l i m a g i p f e l  i n  K o p e n h a g e n

Doppelte Herausforderung meistern
Ein internationales Abkommen muss einerseits Emis-
sionen wirksam begrenzen und andererseits von al-
len Staaten als „fair“ akzeptiert werden. Und 
anders als beim „Kyoto-Protokoll“, das Reduktions-
ziele nur für einige Industrienationen festlegte, müs-
sen diesmal alle Industrieländer und darüber hinaus 
die Entwicklungs- und Schwellenländer Zugeständ-
nisse machen und die Ergebnisse mittragen.

Für die Gewerkschaften ist klar: Kopenhagen 
muss ein verbindliches Abkommen zur Reduzierung 
des CO2-Ausstoßes schließen, wenn der globale 

Temperaturanstieg auf die 
anvisierten zwei Grad Celsi-
us über dem vorindustriellen 
Niveau begrenzt werden soll. 
Der DGB unterstützt deshalb 
eine Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen in den In-
dustrieländern um 30 Prozent 
bis 2020 und um 85 Prozent 
bis 2050. Gleichzeitig müssen 
sich die Entwicklungs- und 
Schwellenländer aber auf ei-
ne Strategie für eine kohlen-
stoffarme Wirtschaftsweise 
verpflichten, um ihre zu erwar-

tenden Emissionssteigerungen so weit wie möglich 
in Grenzen zu halten.

Genau das setzt einen fairen Lastenausgleich 
zwischen den Industrienationen und den 
Schwellen- und Entwicklungsländern voraus: 
Den Klimawandel verursacht haben größtenteils die 
Emissionen der Industrieländer. Vom Klimawandel 
am meisten betroffen sind aber gerade die ärmsten 
Länder der Welt. Finanzhilfen und Technologietrans-
fers sind deshalb wichtige Bausteine eines neuen 
Klimaschutzabkommens. Klimafreundliche Techno-
logien müssen vor allem auch Entwicklungsländern 
zur Verfügung stehen.

Und nicht zuletzt müssen in Kopenhagen er-
folgreiche Modelle der europäischen Klimapolitik 
global ausgeweitet werden: Das EU-Emissionshan-
delssystem sollte zu einem weltweiten „Kohlen-
stoffmarkt“ ausgebaut werden. Das wäre ein Bei-
trag zur weltweiten Emissionsreduktion und würde 
gleichzeitig Wettbewerbsnachteile der deutschen 
und europäischen Wirtschaft beseitigen: Oft galt 
Europa – und vor allem Deutschland – als Vorreiter 
in Sachen Klimapolitik. Aber Vorreiter haben nur 
eine sinnvolle Rolle, wenn andere folgen. Das 
muss in Kopenhagen gelingen.   •

➜

Dietmar Hexel, 
60, ist im Ge-
schäftsführenden 
Bundesvorstand 
des DGB unter an-
derem zuständig 
für Energie- und 
Umweltpolitik.
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„Mir wurde gerade gesagt:  
Gerechtigkeit war letztes Jahr.“

Sergej Lochthofen, Chefredakteur der Thüringer Allgemeinen, während 
seiner Moderation auf der Jahrestagung der Otto-Brenner-Stiftung am 
17. November. Lochthofen hatte zuvor gefragt, warum im Tagungsmot-
to „Freiheit – Demokratie – Mitbestimmung“ das aktuell viel diskutierte 
Thema „Gerechtigkeit“ fehle.

8

KOPFPAUSCHALE: Das schwarz-gelbe Loch

dieDGBgrafik

Die von Schwarz-Gelb geplante Kopf-

pauschale ist nicht nur unsolidarisch, 

sie wird auch teuer – das zeigt eine 

Analyse der Universität Köln. Hinter- 

grund: Die Koalition will auf eine ein-

kommensunabhängige „Prämie“ bei 

den Gesundheitskosten umsatteln. Die 

AOK rechnet, dass dafür eine Pauschale 

von 140 bis 145 Euro nötig wäre. Fast 

36 Millionen Menschen hätten dann 

Anspruch auf den von der Koalition 

angekündigten Sozialausgleich aus 

Steuermitteln. Kostenpunkt für den 

Bundeshaushalt: 35,6 Milliarden Euro. ©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 2

1/
09

Quelle: Institut für Gesundheitsökonomik 
und Klinische Epidemiologie Köln, 2009

*Simulation von vier möglichen Szenarien 
mit 145 bis 170 Euro Kopfpauschale

Wie viele Versicherte hätten nach den Koalitionsplänen zur Kopfpauschale Anspruch auf einen Sozialaus-
gleich und wie hoch wäre der dadurch verursachte zusätzliche Steuerzuschuss zum Gesundheitssystem

Versicherte mit Recht auf Sozialausgleich (in Millionen)

Kopfpauschale*

35,95 36,41 38,15 39,13

35,66
37,83

42,27
46,89

Zusätzlicher Steuerzuschuss (in Milliarden Euro)

145 Euro 150 Euro 160 Euro 170 Euro

Schlusspunktl

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
14TAGE

••• DGB-Vorstandsmitglied Diet-
mar Hexel, 60, ist auf dem SPD-
Bundesparteitag in Dresden erneut 
in den Parteivorstand gewählt wor-
den. Hexel ist seit 2007 Mitglied im 
SPD-Vorstand. Thomas Schlenz, 
52, Konzernbetriebsratsvorsitzen-
der der ThyssenKrupp AG ist eben-
falls wiedergewählt worden. Nicht 
wiedergewählt wurde die ehema-
lige DGB-Vize Ursula Engelen-
Kefer, 66. Sie war seit 1986 Mit-
glied des SPD-Parteivorstands. 
••• Dirk Neumann, 35, politi- 
scher Referent beim Bereich Jugend 
des DGB-Bundesvorstands, ist im 
Oktober von der Vollversammlung 
des Deutschen Bundesjugendrings 
(DBJR) zum stellvertretenden DBJR- 
Vorsitzenden gewählt worden. 
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1.12.  DGB, Veranstaltung 
„Lehren aus der Finanzmarktkrise –  
Was Sie schon immer über die 
Finanztransaktionssteuer wissen 
wollten“, Berlin

2./3.12.  Stiftung Arbeit und 
Umwelt der IG BCE und nova-Insti- 
tut, „Deutscher WPC-Kongress“, Köln

2.12.  DGB, Fachtagung 
„Ausgliederung vermeiden. Ein-
gliederung ermöglichen. Was 
können und müssen Arbeitgeber 
tun?“, Berlin

2.12.  TRANSMIT, Fach-
konferenz „Konsequenzen aus der 
Datenschutzaffäre – Missbrauch 
künftig ausgeschlossen“, Berlin

3./4.12.  Hans-Böckler-Stif-
tung, WSI-Herbstforum „Chancen 

und Grenzen von Regulierung“, 
Berlin

3./4.12.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Internationale Konferenz 
„Wirtschaftliche und soziale Inte-
gration in der Europäischen Uni-
on“, Berlin

4.-6.12.  DGB-Jugend NRW, 
Tagung „Normalzustand? – Rechte 
Jugendkultur“, Hattingen

10./11.12.  Deutsche Gesell-
schaft für Zeitpolitik unterstützt 
von DGB und ver.di, Fachkongress 
„Zeit für Familie“, Berlin

13.-18.12.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Workshop „Das Internet als 
Adventskalender: 24 neue Ideen 
für die politische Nutzung des In-
ternets“, Hattingen

••• Klaus Kessler, 58, bisher 
Vorsitzender des GEW-Landes-
verbands Saarland, ist seit dem 
10. November Bildungsminister 
im saarländischen Kabinett von 
Ministerpräsident Peter Müller 
(CDU). Kessler ist damit eins von 
zwei grünen Kabinettsmitgliedern 
in der ersten „Jamaika-Koalition“ 
auf Landesebene. 
••• Reiner Hoffmann, 54, seit 
2003 stellvertretender Generalse-
kretär des Europäischen Gewerk-
schaftsbunds (EGB), ist Anfang 
November zum neuen Landesbe-
zirksleiter Nordrhein der IG BCE 
gewählt worden. Er folgt Peter 
Hausmann, 55, der im Oktober 
in den Hauptvorstand der IG BCE 
gewählt worden ist.

personalien
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S c h w e r b e h i n d e r t e n r e c h t

Diabetes kann Schwerbehinderung sein
Menschen, die an einem Diabetes mellitus leiden, können als

Schwerbehinderte anerkannt werden, und zwar auch dann, wenn ih-
re Blutwerte optimal eingestellt sind.

Der Fall: Die 1953 geborene Frau ist zuckerkrank und leidet an
einer Sehminderung. Sie muss morgens, mittags und abends Insulin
spritzen. Morgens hat sie auch ihren Blutzuckerwert zu messen und
sie muss ein starres Diätschema einhalten. Die Einstellung der Blut-
zuckerwerte gelingt nur durch ein hohes Maß an Disziplin bei der Ge-
staltung des Tagesablaufs, bezogen auf das Messen, das Spritzen, die
Diät und den hohen täglichen sportlichen Aufwand. Regelmäßig be-
treibt sie über anderthalb Stunden am Tag Nordic Walking. Ihr Antrag
auf Anerkennung eines Gesamt-Grads der Behinderung von 50 wur-
de abgelehnt. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Neben der Einstellungsqualität ist
auch der konkrete Therapieaufwand zu beurteilen, soweit er sich auf
die Teilhabe des behinderten Menschen am Leben in der Gesellschaft
nachteilig auswirkt. Entscheidend ist, dass die Frau täglich Sport trei-
ben muss. Der Aufwand von anderthalb Stunden am Tag kann dabei
nicht als gering angesehen werden. Dies ist auch unter dem Aspekt
beachtlich, dass sportliche Betätigung allgemein wünschenswert ist.
Der Umstand, dass die Frau Sport in diesem Umfang betreibt, trägt
unmittelbar zum Therapieerfolg bei und muss konsequenterweise im
Rahmen des Therapieaufwandes, der Auswirkungen auf die Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben zeitigt, Berücksichtigung finden.

S o z i a l h i l f e

Keine Beihilfe für Schulbücher
Eine Familie mit 10 schulpflichtigen Kindern kann vom Träger der

Grundsicherung für Arbeitssuchende (ARGE) keine zusätzliche Bei-
hilfe für den Erwerb von Schulbüchern verlangen, wenn die ARGE für
den Kauf ein Darlehen anbietet.

Der Fall: Geklagt hatten zwei Kinder und die Mutter einer drei-
zehnköpfigen Großfamilie, die für jedes ihrer 10 schulpflichtigen Kin-
der 40 Euro Lernmittelbeitrag im Jahr zahlen sollte. Außer der Er-
werbsminderungsrente des Vaters und dem Kindergeld erhielt die Fa-
milie eine monatliche Regelleistung von 1339,99 Euro. Die ARGE
hatte sich bereit erklärt, der Familie ein Darlehen mit niedriger Til-
gung von monatlich 50 € zu gewähren. Die Klage auf eine nicht
rückzahlbare Beihilfe hatte keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Eine Erhöhung der im Sozialgesetz-
buch II festgelegten Regelleistung sieht das Gesetz nicht vor. Geld für
„Mehrbedarf“ erkennt das Gesetz nur in abschließend aufgeführten
Fällen an, zu denen der Schulbuchkauf nicht gehört. Die Regelungen
über die Grundsicherung für Arbeitslose tragen dem Bedarf der Klä-
ger hinreichend Rechnung, zumal die ARGE ein Darlehen mit niedri-
ger Tilgung angeboten hat. Das Recht der Kinder auf Teilhabe an Bil-
dung war zu keinem Zeitpunkt gefährdet, weil die Schulbücher recht-
zeitig zu Beginn des Schuljahrs ausgehändigt wurden und nur die
Bezahlung umstritten war. Inzwischen gewährt der Gesetzgeber zu-
dem Schülern jährlich zusätzliche Leistungen in Höhe von 100,00 Eu-
ro für ein Kind, das der Schulpflicht unterliegt bzw. eine Schule be-
sucht, die auf einen allgemeinen Schulabschluss ausgerichtet ist.

K ü n d i g u n g s g r ü n d e

Können Auflösungsantrag rechtfertigen
Klagt der Arbeitnehmer erfolgreich gegen eine sozialwidrige Kün-

digung, kann er die gerichtliche Auflösung seines Arbeitsverhältnis-
ses gegen Zahlung einer Abfindung verlangen, wenn die Fortsetzung
des Arbeitsverhältnisses für ihn unzumutbar ist. Dies kann dann der
Fall sein, wenn der Arbeitgeber durch Aufstellung völlig haltloser
Kündigungsgründe einer Pflegekraft jegliches Verantwortungsbe-
wusstsein abspricht, was gerade für Mitarbeiter im Pflegebereich ei-
nen schweren Vorwurf darstellt.

G e s e t z l i c h e U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Streit auf dem Heimweg ohne Schutz
Wer als Radfahrer auf dem Heimweg von der Arbeit einem Auto-

fahrer den Weg versperrt, um ihn wegen eines vermeintlichen Ver-
kehrsverstoßes zur Rede zu stellen, verliert den Schutz der gesetzli-
chen Unfallversicherung. Denn damit hat er seinen versicherten
Heimweg von der Arbeit mehr als nur geringfügig unterbrochen und
eigenwirtschaftliche Interessen verfolgt.

A d o p t i o n s k o s t e n

Keine außergewöhnliche Belastung
Eine Familie kann Adoptionskosten nicht als außergewöhnliche

Belastung von der Steuer absetzen.
Wesentliche Voraussetzung für die Anerkennung einer solchen Belas-
tung ist, dass die Ausgaben zwangsläufig sind. Eine Adoption be-
ruht aber auf einer freien Entscheidung; niemand wird dazu ge-
zwungen.

G e s e t z l i c h e K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Kosten für Einfrieren von Samenzellen
Gesetzlich Krankenversicherte haben auch dann keinen Anspruch

auf Kostenübernahme des Einfrierens und Lagerns von Samenzellen
durch die gesetzliche Krankenkasse, wenn aufgrund einer bevorste-
henden Hodenkrebsoperation und Chemotherapie Zeugungsun-
fähigkeit droht.

K l e i d e r o r d n u n g

Gesamtbetriebsrat nicht zuständig
Für den Abschluss einer Gesamtbetriebsvereinbarung zur Ein-

führung einer Kleiderordnung in den einzelnen Warenhäusern eines
Einzelhandelsunternehmens ist der Gesamtbetriebsrat nicht zustän-
dig.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 28. August 2009 – L 13 SB 294/07

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 27. August 2009 -- 7 AS 72/08

Finanzgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 15. September 2009 - 3 K 1841/06

Sozialgericht Aachen,
Urteil vom 3. November 2009 - S 13 KR 115/09

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein,
Urteil vom 15. September 2009 -2 Sa 105/09

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 29. September 2009 - S 5 U 298/08

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 21/09

einein

einblick 21/09
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Landesarbeitsgericht Düsseldorf,
Beschluss vom 1. April 2009 - 4 TaB V 83/08
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Reflex der Krise
Auf den ersten Blick scheinen die 
Zahlen positiv: Erstmals seit meh-
reren Jahren ist die Bruttolohnquo-
te, also der Anteil der Löhne am 
Volkseinkommen, deutlich gestie-
gen – von 65 auf gut 68 Prozent. 
Gleichzeitig sank die Bruttoge-
winnquote (Anteil der Einkommen 
aus Gewinn und Vermögen) um 
vier Prozentpunkte auf 32 Prozent, 
wie der Verteilungsbericht 2009 
des Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts in der Hans-
Böckler-Stiftung (WSI) zeigt.

„Mit steigendem Wohlstand 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer hat das aber nichts zu tun“,  
betont WSI-Leiter Claus Schäfer. Es  
handele sich dabei um einen „rech-
nerischen Reflex“ der Krise. Der wirt-
schaftliche Einbruch habe als erstes 
die boomenden Vermögens- und 
Gewinneinkommen getroffen. Al-
lerdings brachen nach Anrechnung 
von Steuern und Abgaben auch die  
Einkünfte der ArbeitnehmerInnen 
ein – um mehr als drei Milliarden 
Euro, so der Verteilungsbericht.

Gleichzeitig zahlten die Vermö-
genden wesentlich weniger Steu-

das zusätzliche Geld eher sparten 
als zu konsumieren. Unterstützt 
wird dieses Argument vom Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF). 
Dieser hatte ebenfalls festgestellt, 
dass Steuerentlastungen schon in 
der Vergangenheit nicht die er-
hofften Wachstumsimpulse gezeigt 
haben. Für die Gewerkschaften ist 
das Ergebnis des WSI-Verteilungs-
bericht 2009 einmal mehr Anlass 
zur Kritik an der auseinanderklaf-
fenden Schere zwischen Lohn- und 
Kapitaleinkünften. DGB-Vorstands-
mitglied Claus Matecki kritisiert die 
anhaltend ungleiche Besteuerung 
von Löhnen einerseits und Gewin-
nen und Vermögen andererseits: 
„Die wachsende Einkommens- 
und Vermögensungleichheit ge-
fährdet den sozialen Zusammen-
halt in Deutschland und schwächt 
die Binnennachfrage“, betont er.  
Diese Entwicklung müsse politisch 
gestoppt werden, „indem über 
Mindestlöhne und eine sozial ge-
rechte Steuerpolitik Menschen mit 
geringem Einkommen gestärkt und 
die Reichen zu Kasse gebeten wer-
den“, fordert Matecki.   •

+  Dieter Engels, Präsident 
des Bundesrechnungs-

hofs, kritisiert Ausgaben der 
Bundeswehr in dreifacher Mil- 
lionenhöhe für die seit 1988 
laufende, jetzt aber geschei-
terte Entwicklung einer 
Kampfdrohne. Dieter Engels’ 
Bewertungen zum entspre-
chenden Studienvertrag: 
„Überflüssig“ und „unnötig“.

- Joachim Herrmann (CSU),  
bayerischer Innenminis-

ter, will keine „permanente Zu- 
wanderung aus dem Ausland 
in unsere Sozialsystem“. Es 
könne nicht sein, dass Flücht- 
linge ins Land kommen, „nur 
um dann von unserer Sozialhil- 
fe zu leben“. „Tüchtige Leute“ 
wie Profi-Fußballspieler seien 
hingegen willkommen.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.europeansfor
financialreform.org

Europaweite Initiative 
zur Regulierung der 

Finanzmärkte

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

WSI-Verteilungsbericht 
2009

ern, weil ihre Einnah-
men geringer ausfielen. 
„Zudem wissen wir, 
dass viele Unterneh-
men ihre Rendite und 
ihr Eigenkapital im ver-
gangenen Aufschwung 
kräft ig aufstocken 
konnten“, erläutert 
Schäfer. Diese unglei-
chen Voraussetzungen 
würden in Kombi-
nation mit weiteren 
Krisenfolgen, wie Lohneinbußen 
durch Kurzarbeit, aufgeschobene 
Tariferhöhungen, Verdrängung von 
Vollzeit- durch Teilzeitarbeit und 
einer steigenden Arbeitslosigkeit, 
zunehmend Druck auf die Lohn-
einkommen ausüben und sich in 
fehlender Nachfrage niederschla-
gen, prognostiziert Schäfer.

Kritisch beurteilen die Vertei-
lungsforscher die steuerpolitischen 
Pläne der Bundesregierung. Die 
Erhöhung der Kinderfreibeträge 
oder die für 2011 angekündigte 
Einkommenssteuersenkung entla-
steten vor allem Haushalte mit hö-
herem Einkommen, obwohl diese 

Seit den 1980er Jahren klafft die 
Steuerschere weit auseinander. 
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Verkehrte Welt
Steuerbelastung von Löhnen beziehungsweise 
Gewinn- und Vermögenseinkommen 1960 bis 2009 
(in Prozent)*

Quelle: WSI-Verteilungsbericht 2009
*1960 bis 1990: Nur alte Bundesländer
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I L O

20 Millionen 
Jobs weg
Eine aktuelle Studie der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation ILO be-
ziffert die Zahl der im Verlauf der 
Krise seit dem Frühjahr 2008 abge-
bauten Arbeitsplätze weltweit auf 
20 Millionen – davon knapp über 
sechs Millionen in der Europäischen 
Union. Die ILO schätzt außerdem, 
dass die Arbeitslosenquote in den 
Industrieländern erst 2013 wieder 
auf ein Niveau wie vor der Krise 
gesenkt werden könne.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

POLITIK AKTUELL

„Zum allerersten Mal erhält ein britischer Arbeitnehmer 
einen Sitz im Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft“, mel-
deten 2006 britische Gewerkschaftsmedien. Gemeint war 
Geoff Hayward von der Gewerkschaft „Amicus“ (heute: „Unite“). Das Zitat zeigt: 
Was in Deutschland in der Unternehmensmitbestimmung längst etabliert ist, ist in 
anderen Ländern ein absolutes Novum.

Der gelernte Maschinenbauer Hayward arbeitete zunächst für das Eisenbahnun-
ternehmen British Rail und wechselte dann als Schadenssachverständiger zur Allianz-
Tochter „Allianz Cornhill Engineering“, wo er als Amicus-Vertreter tätig wurde. Später 

wurde er Mitglied des Europäischen Betriebsrats der Allianz und ist heute stellvertretender Vorsitzender des 
SE-Betriebsrats des Versicherungskonzerns.

Als die Allianz 2006 als erstes deutsches Unternehmen zur Europäischen Aktiengesellschaft (SE) um-
firmierte, vereinbarten die Gewerkschaften, dass die Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat eine „europäische 
Zusammensetzung“ erhält – ein bis dahin einmaliger Fall. Neben Hayward sitzen nun auch deutsche und 
französische ArbeitnehmervertreterInnen im Aufsichtsrat der Allianz SE – ein Beispiel für die europäische 
Verbreitung des deutschen Mitbestimmungsmodells. Wie er diese Mitbestimmung erlebt, beschreibt Geoff 
Hayward als „Aufsichtsrat des Monats“ im Dezember in unserem Fragebogen: www.dgb.de/aufsichtsrat

Aufsichtsrat
des Monats
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SE

Ein absolutes Novum

A l t e r s a r m u t

Selbstständige 
massiv betroffen
Der Sozialbeirat der Bundesregie-
rung warnt in seinem aktuellen Gut- 
achten zum Rentenversicherungs-
bericht 2009 vor drohender Alters-
armut unter Selbstständigen. Die 
Rentenversicherungsträger gehen 
laut Gutachten davon aus, dass 
zwei bis drei Millionen Selbststän-
dige ohne obligatorische Alterssi-
cherung sind. Der Sozialbeirat warnt 
zudem davor, Selbstständigkeit im-
mer noch mit „wirtschaftlicher Un-
abhängigkeit“ gleichzusetzen. Der 
Anteil Selbstständiger mit einem 
Nettoeinkommen von monatlich 
weniger als 1100 Euro sei seit 1995 
von 24 auf 32 Prozent gestiegen. 
Die RentenexpertInnen empfehlen 
deshalb eine Versicherungspflicht  
wie in anderen Ländern Europas. •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

B A f ö G

Bildungschancen 
verbessern
DGB und Deutsches Studenten-
werk (DSW) haben gemeinsame 
Eckpunkte für eine Weiterentwick-
lung des BAföG vorgelegt. „Die 
Verbesserung von Bildungschancen 
muss zentrale Aufgabe der neuen 
Bundesregierung sein“, heißt es im 
Papier der beiden Verbände. Des-
halb begrüßen DGB und DSW die 
Ankündigung von Schwarz-Gelb, 
die BAföG-Sätze zum 1. Oktober 
2010 zu erhöhen.

Die Eckpunkte enthalten unter 
anderem die Forderung nach einer 
Erhöhung der Bedarfssätze um drei 
bis vier Prozent sowie nach einer 

Die Tarifgemeinschaft Zeitarbeit und 
Personalserviceagenturen (CGZP) 
aus mehreren Gewerkschaften des 
Christlichen Gewerkschaftsbunds 
ist nicht tariffähig – das hat das Lan- 
desarbeitsgericht Berlin entschie-
den. DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki begrüßte den Richterspruch:  
„Damit fühlen wir uns in unserer 
Auffassung bestätigt, dass die CGZP 
über Jahre hinweg reine Gefällig- 

Europäische  F inanzaufs icht

Mit Schlagkraft
DGB-Vorstandsmitglied Claus Ma-
tecki hat sich für eine „entschieden 
strengere Regulierung der Finanz-
märkte“ ausgesprochen. Kritik 

H a r t z  I V

Kinderzuschlag 
ausbauen
Der DGB hat ein umfassendes Kon-
zept vorgelegt, wie der Kinderzu-
schlag weiterentwickelt und ausge-
baut werden könnte. Der im Zuge 
der Hartz-Reformen eingeführte 
Kinderzuschlag nach dem Bundes-
kindergeldgesetz soll gezielt gering 
verdienende Familien fördern und 
ihnen möglichst den Bezug von Ar-
beitslosengeld II ersparen. Der DGB 
schlägt jetzt unter anderem vor, den 
maximalen Kinderzuschlag von der-
zeit 140 Euro auf 200 Euro anzu-
heben und „Steigerungsbeträge“  
für ältere Kinder einzuführen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Anhebung der BAföG-Freibeträge 
um mindestens vier bis fünf Pro-
zent. Die höheren Freibeträge 
sollen dafür sorgen, dass wieder 
mehr Studierende in den Kreis der 
Geförderten kommen können – vor 
allem aus der unteren Mittelschicht. 
„Das BAföG trocknet aus, wenn die 
Bundesregierung nicht schleunigst 
Bedarfssätze und Freibeträge deut-
lich anhebt“, so die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock. 
Außerdem wollen DGB und DSW 
das BAföG „Bologna-kompatibel“ 
gestalten, also eine kontinuierliche 
Förderung bis zum Master-Ab-
schluss sicherstellen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

äußerte er an den Vorschlägen der 
EU-Kommission, eine Aufsichtsbe-
hörde mit dezentralen Strukturen 
aufzubauen. Diese Pläne beruhten 
auf einer falschen Analyse der Krise 
und seien als Antwort auf grund-
sätzliche Fehlentwicklungen un-
zureichend, so Matecki. „Um eine 
erneute Fehlentwicklung zu verhin-
dern, brauchen wir eine funktions-
fähige, schlagkräftige europäische 
Aufsichtsbehörde mit umfassenden 
Regulierungsbefugnissen.“   •

L a n d e s a r b e i t s g e r i c h t  B e r l i n

CGZP nicht tariffähig

keitstarifverträge abgeschlossen 
hat.“ Bei der CGZP handele es sich 
damit nicht um eine Gewerkschaft, 
sondern um eine Vereinigung, die 
Dumpinglöhne befördert, so Mate-
cki. Die neue Bundesregierung ste-
he in der Pflicht, „die Umsetzung 
eines Mindestlohns in der Zeitar-
beit zu ermöglichen, die bislang 
mit Rücksichtnahme auf die CGZP 
vereitelt wurde“, forderte er.   •
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EU-Dienstleistungs-
richtlinie:
Frist verlängern

Bis Ende 2009 haben die Mit-

gliedstaaten Zeit, die 2006 

beschlossene EU-Dienstleis-

tungsrichtlinie in natio-

nales Recht umzusetzen. 

Der DGB-Bundesvorstand 

hat jetzt die Bundesregie-

rung aufgefordert, sich im 

EU-Ministerrat und bei der 

EU-Kommission für eine 

Fristverlängerung einzuset-

zen. In seiner Beurteilung 

des Umsetzungsprozesses 

auf Bundes-, Landes- und 

kommunaler Ebene hat der 

DGB erhebliche Mängel 

ausgemacht, die vor allem 

zu einer „Rechtsunsicherheit 

bei Beschäftigten wie Un-

ternehmen“ führten. Weder 

sei der Datenschutz ausrei-

chend geregelt noch seien 

die Folgen für die Vergabe 

von öffentlichen Aufträgen 

hinlänglich geprüft.

Zudem gefährdet die Richt-

linie die Rechte der nach 

Deutschland entsandten 

ArbeitnehmerInnen. Zwar 

soll das Arbeitnehmer-Ent-

sendegesetz diese Beschäf-

tigten vor Lohn- und Sozi-

aldumping schützen, doch 

nur wenige Branchen fallen 

unter dieses Gesetz. Der 

DGB hat deshalb die Bun-

desregierung aufgefordert, 

Mindestlöhne für alle von 

der Dienstleistungsrichtlinie 

betroffenen Branchen zu 

schaffen. In den meisten an-

deren europäischen Ländern 

ist das nicht notwendig: 

Dort schützt ein gesetzlicher 

Mindestlohn die Arbeitneh-

merInnen.
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Europawahlen, Lissabon-Vertrag, 
eine neue EU-Kommission: Ein tur-
bulentes Europajahr geht zu Ende. 
Das nächste Jahr verspricht, nicht 
weniger aufregend zu werden. So 
will die EU – analog zur Lissabon-
Strategie – ihre Ziele für das Jahr 
2020 beschließen. Und nach wie 
vor reichen die von der EU und den 
Mitgliedstaaten getroffenen Maß-
nahmen zur Krisenbewältigung 
nicht aus, um zu verhindern, dass 

die Lasten vor allem die Arbeitneh-
merInnen tragen müssen. Das zeigt 
der Ende November veröffentlichte 
Bericht der EU „Beschäftigung in 
Europa 2009“: Die Beschäftigten-
zahl ist seit Beginn der Krise um 
vier Millionen gesunken, mehr als 
22 Millionen Menschen sind euro-
paweit arbeitslos. Die Krise trifft vor 

allem Männer, junge Menschen, 
Geringqualifizierte und prekär Be-
schäftigte.

Aus Sicht der Gewerkschaften 
ist die Bilanz 2009 zwiespältig: 
Einerseits haben die Wahlen zum 
EU-Parlament konservative, rech-
te und liberale Kräfte gestärkt; 
auch die neue EU-Kommission ist 
mehrheitlich liberal-konservativ 
besetzt. Andererseits ist endlich 
der Lissabon-Vertrag in Kraft ge-

treten, der die EU handlungsfä-
higer und demokratischer macht. 
Die EU-Grundrechte-Charta ist 
nun rechtsverbindlich, und die neu 
geschaffene „Europäische Bürger-
initiative“ bietet neue Chancen, 
Themen auf die EU-Agenda zu 
setzen. Eine Million Unterstützer 
reichen, um von der EU etwa die 

Beschäftigung mit sozialen Themen 
einzufordern.

Die europäischen Gewerk-
schaften haben mit ihren Aktions-
tagen im Mai 2009 bewiesen, dass 
sie in der Lage sind, Hunderttau-
sende für das soziale Europa zu 
mobilisieren. Auch 2010 will der 
EGB mit Aktionen Druck für die ge-
werkschaftlichen Forderungen zur 
Krisenbewältigung machen. Der-
zeit erarbeitet eine Arbeitsgruppe 
des EGB einen Strategieplan. 

Ganz oben auf dem gewerk-
schaftlichen Forderungskatalog 
steht nach wie vor eine soziale 
Fortschrittsklausel in den EU-Ver-
trägen. Ein weiteres vorrangiges 
Ziel des DGB bleibe die Sicherung 
der Mitbestimmung, sagt der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 
Deshalb begrüße er, dass die Bun-
desregierung den Vorschlag der 
schwedischen Ratspräsidentschaft 
zur Europäischen Privatgesellschaft 
nicht unterstützt hat. Der schwe-
dische Vorschlag hätte die Mitbe-
stimmungsrechte in Deutschland 
und anderen Mitgliedstaaten be-
schnitten und durchlöchert. Doch 
ein Grund zur Entwarnung sei das 
noch nicht. Die Verhandlungen 
gehen vielmehr weiter. „Auch die 
Vorstellungen der Bundesregierung 
reichen nicht, um die Mitbestim-
mung wirklich zu sichern“, erklärt 
Sommer. „Es muss verhindert wer-
den, dass die neue Europa-GmbH 
zur Mitbestimmungsflucht ein-
lädt.“ 

Am 1. Januar 2010 übernimmt 
Spanien die EU-Ratspräsident-
schaft. Die Hoffnungen in den 
spanischen Ratsvorsitz sind groß – 
gehört doch Spanien zu den weni-
gen sozialdemokratisch geführten 
EU-Ländern. Spanische Gewerk-
schafterInnen warnen davor, an-
gesichts der großen Probleme des 
Landes die Erwartungen zu hoch 
zu setzen – ist doch Spanien einer 
der EU-Staaten, die von der Krise 
besonders betroffen sind.   •

E u r o p a  2 0 1 0

Krise trifft Jugend
Auch 2010 steht die Bewältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise 
und ihrer Folgen für die Arbeitsmärkte im Mittelpunkt der europäischen 
Politik. Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) entwickelt zurzeit 
Strategien, um für Investitionen in das soziale Europa und eine stärkere 
Regulierung der Finanzmärkte zu mobilisieren.

Überall in Europa trifft die Krise vor allem junge Menschen besonders 
hart: Innerhalb eines Jahres ist europaweit die Jugendarbeitslosigkeit um 
4,5 Prozent gestiegen – in Spanien ist mittlerweile fast jeder Zweite unter 
25 arbeitslos. „Generation Null“ nennt Spaniens größte Tageszeitung 
„El País“ die jungen Spanier, weil sie „Null Arbeitschancen“ haben. Die 
europäischen Gewerkschaften sind sich einig: Die Krise darf die prekäre 
Arbeitsmarktsituation der jungen Menschen nicht noch weiter verschär-
fen. Deshalb hat die EGB-Exekutive Anfang Dezember beschlossen, bei 
den Aktivitäten in 2010 einen besonderen Schwerpunkt auf die Situation 
junger Menschen zu legen. So soll es unter anderem eine Veranstaltung 
zum Thema „Jugend und Krise“ in Amsterdam geben.
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*Zahlen Großbritannien 08/2009, Lettland 09/2009 Quelle: EUROSTAT

Jugendarbeitslosigkeit steigt dramatisch
Arbeitslosenquote der 15- bis 24-Jährigen in ausgewählten 
EU-Mitgliedstaaten / Veränderung gegenüber dem 
Vorjahr (in Prozent), Oktober 2009*
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A r b e i t s w e l t

Qualität zählt
Die Diskussion um die Qualität der 
Arbeit erlebt in letzter Zeit eine 
Renaissance. Diese Entwicklung 
möchten die Herausgeber Ernst 
Kistler und Frank Mußmann mit 
ihrem Buch „Arbeitsgestaltung 
als Zukunftsaufgabe“ weiter vo-
rantreiben. In 15 Beiträgen erläu-
tern verschiedene ExpertInnen aus 
Gewerkschaften und Wissenschaft 
neue Methoden zur Evaluierung 
und Möglichkeiten, Arbeitsqualität 
zu messen und positiv zu beein-
flussen. Im Fokus stehen dabei der 
DGB-Index Gute Arbeit und ande-
re Monitoring-Strategien aus dem 
europäischen Ausland. Ernst Kistler, 
Frank Mußmann (Hrsg.): Arbeitsge-
staltung als Zukunftsaufgabe – Die 
Qualität der Arbeit, VSA-Verlag, 
304 Seiten, 19,80 Euro.   •

„Von Arbeitswelt und Lebens-
lust“ ist der Titel des Magazins 
zum 60-jährigen Bestehen von 
Arbeit und Leben in NRW.

A r b e i t  u n d  L e b e n

Magazin zum 
Jubiläum
Nicht nur für den DGB ist 2009 das 
60. Jubiläumsjahr. Auch Arbeit und 
Leben Nordrhein-Westfalen, die 
Kooperation von DGB und Volks-

hochschulen im bevölkerungs-
reichsten Bundesland, feiert runden 
Geburtstag. Anlässlich des 60-jäh-
rigen Bestehens präsentiert Arbeit 
und Leben NRW in einem Magazin 
Historisches, Zukunftsweisendes, 
einen Überblick über die aktuelle 
Bildungsarbeit sowie Gastbeiträge 
von GratulantInnen – unter ande-
rem von NRW-Bildungsministerin 
Barbara Sommer (CDU), dem 
DGB-Bezirksvorsitzenden Guntram 
Schneider und internationalen Bil-
dungs- und GewerkschaftskollegIn-
nen. Das Magazin ist kostenlos bei 
Arbeit und Leben erhältlich.   •
Bestellungen an: debueser@aulnrw.de

PARTNER

••• Der Ausschuss für Umweltfra-
gen beim DGB Niedersachsen 
– Bremen – Sachsen-Anhalt 
hat das Positionspapier „Acht 
Eckpunkte für eine soziale und 
ökologische Industrie- und Dienst-
leistungspolitik in Niedersachsen“ 
herausgegeben. Angesichts von Kli-
mawandel und stagnierender Bin-
nennachfrage wird ein Umdenken 
in der Wirtschaft gefordert: Um-
weltfreundliche Energie- und Wirt-
schaftsförderung und Gute Arbeit 
seien die Schlüssel zu einer zukunfts-
fähigen (Wirtschafts-)Politik.
www.niedersachsen.dgb.de

••• In der vom DGB Hessen-
Thüringen vorgestellten Studie 

interregio
„Auswirkungen der Schulden-
bremse auf die hessischen Lan-
desfinanzen“ hat das Institut für 
Makroökonomie und Konjunktur-
forschung (IMK) untersucht, wel-
che haushaltspolitischen Folgen 
der Übergang zu einem strukturell 
ausgeglichenen Haushalt bis zum 
Jahr 2020 – wie durch die Schul-
denbremse gefordert – für das 
Land Hessen hätte. Die Forsche-
rInnen prognostizieren dramatische 
haushaltspolitische Probleme. ver.di 
und GEW Hessen warnen nun vor 
einem rigorosen Sparkurs, der zu 
Einschnitten an Schulen und in den 
Kommunen führen werde.
www.hessen.dgb.de

Betriebsräte greifen  
zum „Boecken | Joussen“

Teilzeit- und Befristungsgesetz
Handkommentar
Von RiOLG a.D. Prof. Dr. Winfried Boecken, LL.M.  
und Prof. Dr. Jacob Joussen
2. Auflage 2010, ca. 500 S., geb., ca. 59,– €,  
ISBN 978-3-8329-5168-9
Erscheint ca. Februar 2010

Der Handkommentar erläutert die Regelungen des 
TzBfG kompakt, präzise und praxisorientiert. In die 2. 
Auflage neu aufgenommen sind Kommentierungen 
zu §§ 15, 21 BEEG, § 81 SGB IX, zu den Bestimmungen 
des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit  
Ärzten in der Weiterbildung, zum Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz sowie zu den Befristungsregelungen 
aus dem PflegeZG und dem TVöD. Damit sind alle  
Fragen im Zusammenhang mit Befristungssituationen 
abgedeckt. 

»Das Werk ist als Arbeitsmaterial für Betriebs- und 
Personalräte, für Rechtsanwälte und Arbeitsrichter, 
für Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände unent-
behrlich.« Berufsgenossenschaft Chemie, Dezember 2007

Bitte bestellen Sie im Buchhandel oder 
versandkostenfrei unter  www.nomos-shop.de
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Wahlinfos

In den Regionen sind in-

zwischen in 63 der 66 neu 

zugeschnittenen DGB-Regi-

onen Vorsitzende gewählt. 

Im Durchschnitt sind die 

Regionsvorsitzenden 51 

Jahre alt und seit 15 Jahren 

hauptamtlich beim DGB.

In den Bezirken starten die 

Wahlen der Bezirksvorsit-

zenden, ihrer Stellvertrete-

rInnen sowie der Landes-

vorsitzenden am 16. Januar 

2010 mit der Landeskonfe-

renz in Rheinland-Pfalz. Der-

zeit gibt es keine weibliche 

Bezirksvorsitzende – nomi-

niert sind nun zwei: Doro 

Zinke (Berlin-Brandenburg) 

und Iris Kloppich (Sachsen).

Der einblick gratuliert allen 

Gewählten und wünscht den 

KandidatInnen viel Erfolg.

Mehr Infos zu den Wahlen: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Satzungsgemäß werden im Vorfeld 
des DGB-Bundeskongresses, der im 
Mai kommenden Jahres stattfindet, 
zunächst die Organisationswahlen 
in den Regionen durchgeführt, 
dann in den Bezirken. In den teil-
weise neu zugeschnittenen Regi-
onen (einblick 13/2009) sind die 
Wahlen der Vorsitzenden bereits 
abgeschlossen. Der neue Zuschnitt 
der DGB-Regionen war Ergebnis 
eines längerfristigen Diskussions-
prozesses auf Ebene der DGB-
Bezirke. Die Diskussionsergebnisse 
und Entscheidungen der Bezirks-
vorstände sind beim Neuzuschnitt 
weitgehend vom DGB-Bundesvor-

stand übernommen worden. Heute 
verteilen sich 66 Regionen (bisher 
88) auf die neun DGB-Bezirke.

Ziel der neuen Regionsstruktur 
ist es, größere – und damit hand-
lungsfähigere – Arbeitsteams zu 
etablieren. Gleichzeitig sieht ein 

Satzungsentwurf vor, erstmalig in 
allen Landkreisen und kreisfreien 
Städten ehrenamtliche Arbeits-
strukturen einzurichten. Die „Stär-
kung der ehrenamtlichen Arbeit auf 
kommunaler Ebene“ sei „eins der 
wichtigsten Ziele der Satzungsre-
form“, betont der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer.   •

einblick 22/09

GEWERKSCHAFTEN

➜

Laut DGB-Personalbericht 2008 
betrug die Frauenquote unter den 
Regionsvorsitzenden 14,3 Prozent – 
unter den jetzt Neu- und Wiederge-
wählten 17,2 Prozent. Die absolute 
Zahl weiblicher Regionsvorsitzen-
der ging von 12 auf 11 zurück.

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 2

2/
09

Quelle: DGB

Quote leicht verbessert
DGB-Regionsvorsitzende* nach 
Geschlecht   

82,5 %

17,5 %
52
Männer

11 Frauen

*nach den Ergebnissen der Organisationswahlen
in 63 von 66 DGB-Regionen

Rund 70 Prozent der DGB-Regions-
vorsitzenden sind Mitglied von 
ver.di oder IG Metall.
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Alle vertreten
DGB-Regionsvorsitzende nach
Gewerkschaftszugehörigkeit

26

20

5

4

4
2 2 1 ver.di

IG Metall

GEW

IG BCE

TRANSNET
GdP
IG BAU

NGG

In BADEN-WÜRTTEMBERG haben der DGB-Bezirks- und der DGB-
Bundesvorstand Nikolaus Landgraf für den Bezirksvorsitz nomi-
niert. Landgraf ist seit August 2007 Regionalleiter der IG BAU im 
Bundesland. Der bisherige Vorsitzende Rainer Bliesener tritt nach drei 
Amtsperioden nicht mehr an. Als stellvertretende Landesvorsitzende 
wird erneut Marion von Wartenberg antreten. +++ In BAYERN 
haben zwei Kandidaten angekündigt, für den Bezirksvorsitz, und damit 
für die Nachfolge des ausscheidenden Fritz Schösser, zu kandidieren: 
Matthias Jena, Pressesprecher der IG Metall Bayern, sowie Dominik 
Schirmer, Leiter des ver.di-Fachbereichs „Gesundheit, Soziale Dienste, 
Wohlfahrt und Kirchen“ in Bayern. Als Bezirksvize tritt Christiane 
Berger, Geschäftsführerin der Technologie- und Innovationsbera-
tungsagentur in Bayern e.V. (TIBAY beim DGB Bayern), an. +++ Im 
Bezirk BERLIN-BRANDENBURG haben DGB-Bezirks- und DGB-Bun-
desvorstand die bisherige stellvertretende Vorsitzende Doro Zinke 
als neue Bezirksvorsitzende nominiert. Nominiert als stellvertretender 
Vorsitzender ist Christian Hoßbach, Leiter des Berliner Büros des IG 
Metall-Vorstands. Der bisherige Bezirksvorsitzende Dieter Scholz tritt 
nicht mehr an. +++ Im Bezirk HESSEN-THÜRINGEN tritt erneut der 
bisherige Bezirks- und hessische Landesvorsitzende Stefan Körzell 
an. Als stellvertretende Bezirksvorsitzende ist Renate Licht nominiert, 
die im November 2009 zur neuen DGB-Regions- und DGB-Landesvor-
sitzenden von Thüringen gewählt worden war (40 zu 36 Stimmen auf 
der DGB-Landeskonferenz gegen den bisherigen thüringischen Lan-

D G B - O r g a n i s a t i o n s w a h l e n

Wechsel in fünf Bezirken
In fünf der neun DGB-Bezirke wird 
es einen Wechsel an der Spitze 
geben, weil die bisherigen Bezirks-
vorsitzenden nicht mehr zur Wahl 
antreten. Ab Januar 2010 werden 
die neuen Vorsitzenden und ihre 
StellvertreterInnen auf Bezirkskon-
ferenzen gewählt.

desvorsitzenden und Bezirksvize Steffen Lemme). +++ Im BEZIRK 
NIEDERSACHSEN – BREMEN – SACHSEN-ANHALT treten die 
beiden Amtsinhaber erneut an: Hartmut Tölle als Bezirksvorsitzen-
der (und Landesvorsitzender Niedersachsen) sowie Udo Gebhardt 
als sachsen-anhaltinischer Landesvorsitzender und Vize des Bezirks. 
+++ Im DGB-Bezirk NORD (Schleswig-Holstein, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern) haben der Bezirks- und der Bundesvorstand Uwe 
Polkaehn, Vorsitzender der DGB-Region Schleswig-Holstein-Südost 
in Lübeck, als Nachfolger für den aus Altersgründen ausscheidenden 
Bezirksvorsitzenden Peter Deutschland nominiert. Als Bezirksvize tritt 
erneut Amtsinhaber Ingo Schlüter an. +++ In NRW tritt der Be-
zirksvorsitzende Guntram Schneider zur Wiederwahl an. Statt der 
bisherigen stellvertretenden Vorsitzenden Birgitt Beier wird Dr. Sabine 
Graf als Vize kandidieren, die bisher Geschäftsführerin der Arbeitneh-
mergruppe der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag ist.+++ Im Bezirk 
SACHSEN haben Bezirksvorstand sowie DGB-Bundesvorstand die bis-
herige Bezirksvize Iris Kloppich als neue Vorsitzende vorgeschlagen 
und Markus Schlimbach, Pressesprecher und Arbeitsmarktexperte 
des Bezirks, als stellvertretenden Vorsitzenden nominiert. Der bisherige 
Vorsitzende Hanjo Lucassen tritt nicht mehr an. +++ Im Bezirk WEST 
(Rheinland-Pfalz und Saarland) treten beide Amtsinhaber erneut an: 
Dietmar Muscheid als Vorsitzender (und Landesvorsitzender Rhein-
land-Pfalz), sowie Eugen Roth als Vize (und Landesvorsitzender für 
das Saarland).
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Vom 1. März bis zum 31. Mai 
2010 finden die nächsten tur-
nusgemäßen Betriebsratswahlen 
statt. Wie bereits bei den letzten 
Wahlen 2006 haben die DGB-Mit-
gliedsgewerkschaften gemeinsame 
Materialien für die Wahlen erstellt. 
Ihre Botschaft lautet: „Gute Arbeit 
kannst du wählen“. Studien bele-
gen: In Betrieben mit Betriebsrat 
sind die Arbeitsbedingungen deut-
lich besser, ist die Zufriedenheit 

S o z i a l e  M a r k t w i r t s c h a f t

IG BCE 
fordert Rat
Der IG BCE-Vorsitzende Michael 
Vassiliadis hat erneut von der Bun-
desregierung gefordert, einen auf 
Dauer angelegten „Rat für verant-
wortliches Handeln in der Sozialen 
Marktwirtschaft“ zu schaffen, der 
alle wichtigen Entscheidungsträger 
der Wirtschaft umfasst. Aufgabe des 
Rates solle sein, Vorschläge für eine 
nachhaltige Entwicklung Deutsch-
lands zu erarbeiten und etwa Kli-
maschutz und eine nationale Stra-
tegie für die Industrie miteinander 
zu verbinden, so Vassiliadis.   •

Unter www.gegenblende.de star-
tet der DGB Mitte Dezember sein 
neues Online-Debattenmagazin 
Gegenblende. Mit Beiträgen von 
WissenschaftlerInnen, Interviews 
und Rezensionen will das Online-
magazin den wissenschaftlichen 
Diskurs über gewerkschaftliche 
Themen befördern. Auf jeden 
Artikel antworten Gewerkschaf-
terInnen und machen ihre Stand-

B e t r i e b s r a t s w a h l e n  2 0 1 0

Soziale Netzwerke nutzen

D G B - D e b a t t e n m a g a z i n

Gewerkschaftliche Monatshefte 2.0

punkte deutlich. Die interaktive 
Kommentarfunktion bietet allen 
Interessierten die Gelegenheit, an 
den Diskussionen teilzunehmen. 
Alle zwei Monate werden die Bei-
träge in einem pdf-Magazin zum 
Download zusammengefasst. Ge-
genblende knüpft dabei in einem 
zeitgemäßen Gewand an die Traditi-
on der 2004 eingestellten Gewerk-
schaftlichen Monatshefte an.   •

der Beschäftigten größer, sind die 
Einkommen höher. Flankiert wer-
den die Aktivitäten der Mitglieds-
gewerkschaften in Branchen und 
Betrieben 2010 auch wieder durch 
eine DGB-Begleitkampagne. Die 
Kampagne soll Ende Februar 2010 
starten. Neben den üblichen Kam-
pagnen-Elementen nutzt der DGB 
auch soziale Online-Netzwerke wie 
Facebook oder Xing, um für die Be-
triebsratswahlen zu werben.   •

v e r . d i

Contra 
Drückerkultur
Seit Oktober setzt sich ver.di mit 
der Initiative „Verkaufsdruck, nein 
Danke!“ für faire Vertriebsvorga-
ben und kundengerechte Beratung 
in deutschen Banken ein. Seit Be-

ginn der Finanzmarktkrise werde 
viel über Verbesserungen der bank-
internen Strukturen geredet, so die 
Dienstleistungsgewerkschaft – 
„allein im Vertrieb gegenüber den 
Kunden ändert sich wenig.“ Es ge-
be in vielen Banken „eine Kultur, 
die an Drückerkolonnen erinnert“, 
so ver.di-Vorstand Uwe Foullong. 
Das setze auch die Beschäftigten 
der Branche enorm unter Druck.

Jetzt hat ver.di Ergebnisse von 
„Abstimmungen“ unter Bankbe-
schäftigten veröffentlicht, die sich für 
weniger Verkaufsdruck bei Finanz-
produkten aussprechen und die 
ver.di-Forderungen unterstützen. •
http://fidi.verdi.de/verkaufsdruckneindanke

P e t i t i o n

Quorum 
geschafft
Die vom Bündnis „Steuer gegen 
Armut“ beim Bundestag gestar-
tete Petition zur Einführung ei-
ner Finanztransaktionssteuer hat 
innerhalb von drei Wochen das 
notwendige Quorum von 50 000 
UnterzeichnerInnen erreicht. Über 
35 000 Menschen nutzten allein 
die kürzlich geschaffene Möglich-
keit, die Petition direkt online auf 
der Bundestags-Homepage zu un-
terstützen. Jetzt wird sich der Pe-
titionsausschuss des Bundestags 
in einer öffentlichen Anhörung 

mit dem Thema befassen. „Das 
ist ein großartiger Erfolg unserer 
Kampagne und zeigt, welch breite 
Unterstützung eine Besteuerung 
spekulativer Finanzmarktgeschäfte 
in der Gesellschaft findet“, sagte 
Jörg Alt von der Jesuitenmission, 
Initiator des Bündnisses. Neben 
der öffentlichen Anhörung habe die 
Online-Petition dazu geführt, dass 
sich Menschen im ganzen Land 
mit den negativen Auswirkungen 
deregulierter Finanzmärkte aus-
einandergesetzt hätten.

„Es reichen keine Lippenbe-
kenntnisse mehr, die Bundesregie-
rung muss handeln“, meint DGB-
Vorstand Claus Matecki. Die Re-
gierung müsse auf europäischer 
Ebene alle Initiativen unterstützen, 
die eine solche Steuer befördern. •
www.steuer-gegen-armut.org

GEWERKSCHAFTEN
Die IG BCE setzt die 
Spendenaktion für ihr 
Aids-Projekt in Afrika 

bis zum Jahresende fort. Das 
Projekt wurde auf dem Frau-
entag der IG BCE 2008 gemein-
sam mit der Internationalen 
Föderation der Chemie-, 
Energie-, Bergbau- und Fa-
brikarbeitergewerkschaften 
(ICEM) ins Leben gerufen. 
2009 wurde beispielsweise 
eine Aufklärungskampagne 
in Tansania fi nanziert. 
www.einblick.dgb.de/links

ver.di ist empört da-
rüber, dass aufgrund 
eines Vetos der FDP 

die schwarz-gelbe Koalition 
eine Entscheidung über die 
Allgemeinverbindlicherklä-
rung des Mindestlohns in der 
Abfallwirtschaft verschiebt. 
„Die Zeit, die sich die Koa-
lition zur Meinungsbildung 
nimmt, werden ver.di und 
die Beschäftigten für Aktio-
nen nutzen“, so Vorstands-
mitglied Erhard Ott.

Die GdP begrüßt die 
Durchführung einer 
Studie zum Thema 

„Gewalt gegen die Polizei“. 
Das hatte die Innenminis-
terkonferenz beschlossen. 
Gleichzeitig kritisiert die Ge-
werkschaft aber die Länder 
Sachsen und Hamburg, die 
sich nicht beteiligen wollen.

TRANSNET und 
GDBA kritisieren 
die Ergebnisse der 

Innenministerkonferenz zu 
mehr Sicherheit im Nahver-
kehr als unzureichend. Mehr 
Videoüberwachung suggerie-
re lediglich Sicherheit, tat-
sächlich eigne sie sich jedoch 
nicht zur Prävention. Viel-
mehr müsse mehr Begleitper-
sonal eingesetzt werden.

kurz&bündig
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MEINUNG Frauen bestimmt

So lautet das Motto der 

19. DGB-Bundesfrauenkon-

ferenz (BFK) vom 14. bis 16. 

Januar 2010 in Berlin. Mehr 

als 200 Delegierte und Gäste 

ziehen eine gleichstellungs- 

und frauenpolitische Bilanz 

der letzten vier Jahre und 

formulieren ihre Anforde-

rungen an die künftige 

Politik in verschiedenen 

Foren und in der Beratung 

der 56 Anträge.

Dabei geht es um Themen 

aus allen Politikbereichen – 

von einer neuen Initiative 

für ein Gleichstellungsge-

setz in der Privatwirtschaft 

und der Forderung nach 

einer Novellierung des An-

tidiskriminierungsgesetzes 

über eine Frauenquote 

in den Aufsichtsräten bis 

zu Nachbesserungen im 

Pflegezeitgesetz. Auf der 

Tagesordnung steht natür-

lich auch das Thema „Equal 

Pay“. Diskutiert werden soll 

unter anderem, ob das In-

strument Logib-D geeignet 

ist, die Entgeltdiskriminie-

rung zu beseitigen.

Integriert in die BFK ist am 

14. Januar die Fachkon-

ferenz „Wer ernährt die 

Familie?“, zu der der DGB 

gemeinsam mit dem Bundes-

ministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend 

(BMFSFJ) einlädt. Die Tagung 

ist zugleich der Startschuss 

für das zweijährige Projekt 

„FamilienernährerInnen“ 

von DGB und BMFSFJ.

www.dgb-frauen.de

einblick 22/09

In der Koalitionsvereinbarung hält die neue Regie-
rung fest: „Wir wollen das Prinzip „gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ für Frauen und Männern umsetzen 
und damit die Entgeltungleichheit überwinden. Wir 
werden in der Wirtschaft dafür werben, das bera-
tungsunterstützte Lohntestverfahren Logib-D einzu-
setzen.“ Sehen wir einmal genauer hin. Das anvi-
sierte Ziel „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ 
stellt eine verkürzte Sichtweise der Entgelt-
diskriminierung von Frauen dar, denn es geht 
insbesondere auch um gleiches Entgelt für gleich-
wertige Arbeit. Bei dieser erweiterten Zielsetzung 
wäre die Bewertung von inhaltlich verschiedenen 
Tätigkeiten von Frauen und Männern daraufhin zu 
prüfen, ob sie hinsichtlich ihrer Anforderungen und 
Belastungen von gleichem Wert und daher gleich 
zu bezahlen sind (z.B. AltenpflegerIn und Techni-
kerIn). Die Bundesregierung setzt auf Freiwilligkeit. 
Wer möchte, kann Diskriminierungen beim Entgelt 
aufspüren und abschaffen. Niemand würde auf 
die Idee kommen, AutofahrerInnen den TÜV 
als freiwilligen Selbsttest anzubieten. Gerade 
diejenigen, die es nötig hätten und die Folgekosten 
scheuen, würden sich nicht daran beteiligen. Darum 
ist es mit der Freiwilligkeit auch bei der Entgeltdis-
kriminierung nicht getan. Allerdings muss diese mit 
dem richtigen Instrument geprüft werden. 

Die Bundesregierung setzt auf das Instrument Lo-
gib-D. Bei näherer Analyse erweist sich dieses 
ökonomisch-statistische Instrument als un-
tauglich, weil es nicht gleiches Entgelt für gleiche 
und gleichwertige Arbeit prüft, sondern gleiche Hu-
mankapitalausstattung von Frauen und Männern. 
Entgeltgleichheit ist demnach gewährleistet, wenn 
gleiches Entgelt für gleiche Ausbildung, gleiches 
Dienstalter und gleiche potenzielle Erwerbserfah-
rung gezahlt wird. Diese Variablen, die bei Logib-D 
als objektiv lohnerklärende Faktoren gelten, stehen 
nicht nur im Widerspruch zu tariflichen Grundsätzen 
– bezahlt wird die auszuübende Tätigkeit, nicht die 
Person, sondern auch zum Arbeitsrecht. Es wurde 
bei der Entwicklung von Logib-D übersehen, dass 
der Europäische Gerichtshof dessen vermeintlich ob-
jektive Faktoren als potenziell diskriminierend ein-

Noch nie war das Problembewusstsein über die ungerechte Bezahlung von Frauen so groß wie 
heute. Dies zeigt nicht nur eine im Auftrag des Bundesfamilienministeriums durchgeführte Befra-
gung, davon zeugt auch das breite Bündnis, das sich zum nächsten Equal Pay Day am 26. März 2010 
formiert. Verbände, Parteien, Gewerkschaften, Arbeitgeber und die Frauenministerin – alle weisen 
auf die niedrigen Verdienste insbesondere in so genannten „Frauenberufen“ hin. Doch was wird 
dagegen getan? Eine Bestandsaufnahme von Dr. Karin Tondorf. 

B a u s t e l l e  E n t g e l t g l e i c h h e i t

„Wenn der Chef gute Laune hat“

schätzt. Unternehmen wären mit Logib-D nicht vor 
Klagen geschützt und sind daher gut beraten, dieses 
Instrument genauer unter die Lupe zu nehmen.

Nicht die Frauen selbst sind das Problem, 
weil sie zu wenig in ihr Humankapital investiert 
haben oder zu wenig fordern, sondern die (ta-
riflichen) Regelungen und die betriebliche 
Entgeltpraxis. Wenig hilfreich sind daher Emp-
fehlungen nach dem Motto „Verhandeln Sie mit Ih-
rem Chef, wenn er gerade bei guter Laune ist …“. 
Auch die Behauptung der Arbeitgeberverbände, 
die tarifliche Arbeitsbewertung sei „personenun-
abhängig und damit auch geschlechtsneutral“ ist 
unzutreffend, denn auch personenunabhängige 
Kriterien und Verfahren, die dem Anschein 
nach geschlechtsneutral erscheinen, können 
mittelbar diskriminieren. Insoweit sind auch die 
Entgelttarifverträge einschließlich der Arbeitsbewer-
tung durch die zuständigen Tarifparteien systema-
tisch zu prüfen. 

Transparenz über die tatsächliche Bezahlung von 
Frauen und Männern ist das A und O. In Schweden, 
Finnland oder Frankreich gibt es Gesetze, die 
Maßnahmen zur Prüfung und Beseitigung von 
ungleichem Entgelt verbindlich regeln. Eine 
Alternative zu Logib-D ist in der Entwicklung: Der 
„EG-Test“ (EG-rechtskonformer Entgeltgleichheits-
test) wird bis zum Equal Pay Day 2010 vorliegen. So-
lange die Bundesregierung auf das Prinzip Freiwil-
ligkeit setzt, sollten Gewerkschaften, Betriebs- und 
Personalräte und Gleichstellungsbeauftragte selbst 
die Initiative ergreifen und engagierte Arbeitgeber 
mit ins Boot holen. Eine gemeinsame Anstrengung 
lohnt – nicht nur für die betroffenen Frauen, auch für 
Interessenvertretungen und Arbeitgeber.   •

➜

Dr. Karin Tondorf, 57, ist frei-
berufliche Wissenschaftlerin 
und Beraterin. Ihre Arbeits-
schwerpunkte: Modernisierung 
von Entgeltsystemen, Gleich-
stellung, Zielvereinbarungen. 
Zu diesen Themen hat sie 
zahlreiche Publikationen vor-
gelegt. www.karin-tondorf.de
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„Die FDP hat Schwierigkeiten  
mit der Empirie.“

Claus Schäfer, Leiter des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts in der Hans-Böckler-Stiftung (WSI), zum von der FDP propagierten 
Mantra, dass Steuersenkungen automatisch Wachstum schaffen.

8

FEHLZEITEN: Psychische Erkrankungen langwierig

dieDGBgrafik

Obwohl psychische Erkrankungen von 

ArbeitnehmerInnen seltener sind als 

alle anderen Krankheitsarten, verursa-

chen sie mehr Fehlzeiten am Arbeits-

platz als Erkrankungen von Herz, 

Kreislauf oder Verdauung. Der Grund: 

Psychische Erkrankungen dauern am 

längsten – im Schnitt über 22 Tage 

pro Erkrankungsfall. Und sie haben 

in den vergangenen Jahren deutlich 

zugenommen. Das zeigt der aktuelle 

„Fehlzeiten-Report“ des Wissenschaft-

lichen Instituts der AOK (WIdO-AOK).
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Quelle: WIdO-AOK 2009

Krankheitsfälle und Krankheitstage nach Krankheitsart in 2008 
(pro 100 Krankenversicherte)

Psyche Herz/Kreislauf

Krankheitstage

Krankheitsfälle

Verletzungen Verdauung Muskel/Skelett Atmung

8,1

182,3

8,3

149,4

17,5

274,8

22,5

141,8

33,4

527,7

42,5

272,0

Schlusspunktl

••• Peter Balnis, 57, Schulsozialar- 
beiter, ist Ende November zum neu-
en Vorsitzenden des GEW-Landes-
verbands Saarland gewählt worden. 
Er folgt Klaus Kessler (Bündnis 90/  
Die Grünen), 58, der seit dem 
10.11. saarländischer Bildungs-
minister ist. Balnis war bisher im 
Geschäftsführenden Vorstand der 
GEW Saarland für den Bereich au-
ßerschulische Bildung zuständig.
••• Joël Decaillon, 60, als Ver-
treter des französischen Gewerk-
schaftsbunds CGT seit 1999 Mit-
glied im EGB-Exekutivausschuss und 
seit 2003 politischer EGB-Sekretär 
in Brüssel, ist zum stellvertretenden 
EGB-Generalsekretär gewählt wor-
den. Er folgt Maria Helena André,  
49, die im Oktober zur portugie-
sischen Arbeits- und Sozialministe-
rin ernannt worden ist.
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14.12.  DGB, Arbeit und 
Leben und ver.di NRW, Fachver-
anstaltung „Gleichstellungsbeauf-
tragte und Personalrat – Plädoyer 
für eine konfliktfähige Kooperati-
on“, Düsseldorf

17./18.12.  ver.di, 2. Netzwerk-
Konferenz, „Betriebs- und Perso-
nalräte aktiv für Chancengleichheit 
in Unternehmen, Betrieben und 
Verwaltungen“, Berlin

18.12.  Internationaler Tag 
der MigrantInnen

2010  Europäisches Jahr 
zur Bekämpfung von sozialer Aus-
grenzung und Armut

1.1.  40. Jahrestag des 
Inkrafttretens des Gesetzes über 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

12.1.  Heinrich-Böll-Stif-
tung, Konferenz „EcoFair rules – 
Die neue Rolle des internationalen 
Agrarhandels im Spannungsfeld 
der Klima-, Ernährungs- und Fi-
nanzkrise“, Berlin

13.1.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Vorstandsver-
gütung in Deutschland“, Köln

14./15.1.  DGB-Bundesvor-
stand, Klausurtagung 2010, Neu-
hardenberg

20.1.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Unternehmens-
strategie in der Krise“, Düsseldorf

25.1.  euro-betriebsrat.de,  
Fachtagung „Europäische Betriebs-
räte: Mitbestimmung à la française“,  
Hamburg

••• Dr. Gloria Müller, 62, Refe-
rentin für interregionale Gewerk-
schaftsarbeit beim DGB NRW, ist 
ab dem 1.1.2010 neue Leiterin der 
DGB-Verbindungsstelle in Brüssel. 
Müller arbeitete bereits von 1997 
bis 2005 in dieser Funktion.
••• Hans-Joachim Schabedoth,  
57, Bereichsleiter Gesellschafts-
politik und Grundsatzfragen beim 
DGB-Bundesvorstand, wechselt 
zum 1.1.2010 in den Funktionsbe-
reich Gesellschaftspolitik/Grund-
satzfragen/Strategische Planung 
beim Vorstand der IG Metall in 
Frankfurt/Main. Leiter des neu ge-
bildeten Bereichs Gesellschaftspoli-
tik, Strategie und Planung des DGB 
ist ab 1.1.2010 Konrad Klingen-
burg, 44, bisher Leiter der Parla-
mentarischen Verbindungsstelle 
beim DGB-Bundesvorstand.
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Ge s e t z l i c h e U n f a l l v e r s i c h e r u n g I

Essen bei der Freundin unter Schutz
Auch auf dem Weg zur Essensaufnahme, die der Erhaltung der

Arbeitskraft dient, besteht grundsätzlich Unfallversicherungsschutz.

Der Fall: Der Arbeitnehmer war zum Unfallzeitpunkt als Stein-
metzgehilfe bei einer Firma beschäftigt, auf deren Betriebsgelände
sich auch seine Wohnung befand. Eine Betriebskantine existierte
nicht.Während seiner 30-minütigen Mittagspause fuhr er mit seinem
Motorrad zu seiner damaligen Freundin, um bei ihr zu Mittag zu es-
sen, als er verunglückte und sich erheblich verletzte. Gegenüber der
zuständigen Berufsgenossenschaft gab der Arbeitnehmer an, er sei
trotz der knappen Zeit zu seiner Freundin gefahren, weil ihm die Zeit
mit ihr wichtiger sei, als Zeit mit den Kollegen zu verbringen. Die Be-
rufsgenossenschaft lehnte eineAnerkennung des Unfalls als Arbeits-
unfall ab. Unter Berücksichtigung der langen Fahrtzeit verblieben nur
wenige Minuten zur Essenseinnahme. Die Entfernung zur Wohnung
der Freundin sei daher unverhältnismäßig weit gewesen.Auch habe
imVordergrund die Motivation gestanden, die Mittagspause mit der
Freundin zu verbringen. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Es entspricht der Lebenswirklichkeit
und verbreiteten Gepflogenheiten, das Mittagessen in selbst ge-
wählter Gesellschaft einzunehmen. DerWeg zu der Freundin ist auch
nicht so weit gewesen, dass das Mittagessen bereits aufgrund der
Fahrtdauer als unwesentliche Mitursache qualifiziert werden könnte.
Einem Arbeitnehmer kann grundsätzlich nicht vorgeschrieben wer-
den, wie er seine zur freien Verfügung stehendeArbeitspause eintei-
le. Eine zeitliche Obergrenze für denWeg zum Mittagessen, ab dem
der Versicherungsschutz ausscheidet, existiert daher nicht. Entschei-
dend ist allein, ob möglicherweise ein anderer Grund für den Weg
vorliegt, welcher den Zweck der Nahrungsaufnahme in den Hinter-
grund drängt, was hier aber nicht der Fall gewesen ist.

G e s e t z l i c h e U n f a l l v e r s i c h e r u n g I I

Jugendfreizeit ohne Schutz
Bei Teilnahme an einer Jugendfreizeit der Deutschen Lebensret-

tungsgesellschaft besteht kein Unfallversicherungsschutz.
Der Fall: Der damals 11jährige war Mitglied der Deutschen Le-

bensrettungsgesellschaft (DLRG). Pfingsten 2006 nahm er an einem
von der DLRG organisierten Zeltlager für Kinder und Jugendliche von
8 bis 14 Jahren teil. Dabei erlitt er einen Unfall mit Verletzungen an
Lippe und Gebiss, als ihm eine Mineralwasserflasche zugeworfen
wurde, die er nicht auffangen konnte. Die Unfallkasse lehnte eineAn-
erkennung des Unfalls als Arbeitsunfall ab. Die hiergegen gerichtete
Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Zwar stehen Personen, die an Aus-
bildungsveranstaltungen in Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfäl-
len wie der DLRG teilnehmen, unter dem Schutz der gesetzlichen Un-
fallversicherung. Bei dem Zeltlager hat es sich jedoch nicht um eine
Ausbildungsveranstaltung in diesem Sinne, sondern um eine Freizeit-
veranstaltung gehandelt, bei der Spiel- und Spaß wie Nachtwande-
rungen und Lagerfeuer im Vordergrund gestanden haben.

K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Häusliche Pflege auch für Magensonde
Ein Pflegebedürftiger (Stufe III) kann gegen die Krankenkasse ei-

nen Anspruch auf häusliche Krankenpflege zur Überprüfung, Reini-
gung und eventuellen Neulegung einer Magensonde haben (so ge-
nannte verrichtungsbezogene krankheitsspezifische Pflegemaßnah-
me).

B e r e i t s c h a f t s d i e n s t i m K r a n k e n h a u s

Freizeitausgleich nur bei Zustimmung
Leisten Beschäftigte in einem Krankenhaus eines kommunalen

Arbeitgebers Bereitschaftsdienst, steht ihnen nach dem einschlägi-
gen Tarifvertrag Bereitschaftsdienstentgelt zu. Anstelle der Auszah-
lung dieses Entgelts kann der Bereitschaftsdienst bei Ärztinnen und
Ärzten bis zum Ende des dritten Kalendermonats durch entspre-
chende Freizeit abgegolten werden. Bei anderen Beschäftigten ist
die Abgeltung nach der tariflichen Regelung nur zulässig, wenn ein
Freizeitausgleich zur Einhaltung der Vorschriften des Arbeitszeitge-
setzes erforderlich oder in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung
geregelt ist oder der Beschäftigte dem Freizeitausgleich zustimmt.

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Personal bildet Kern im Callcenter
Bei einem Callcenter steht die Kundenbetreuung durch die Mit-

arbeiter im Mittelpunkt der betrieblichen Betätigung. Sächliche Be-
triebsmittel, wie die Telefonanlage, spielen neben der menschlichen
Arbeitskraft nur eine untergeordnete Rolle für die wirtschaftliche
Wertschöpfung. Übernimmt ein neu gegründetes Callcenter einen
wesentlichen Teil der in einem Callcenter beschäftigten Mitarbeiter,
so liegt in der Regel auch dann ein Betriebsübergang vor, wenn der
neue Betreiber das Service-Angebot erweitert und deshalb eine Fort-
bildung der übernommenen Mitarbeiter nötig wird.

B e t r i e b l i c h e A l t e r s v e r s o r g u n g

Anpassung obliegt dem Arbeitgeber
Bei der Anpassung der Betriebsrenten nach dem Betriebsrenten-

gesetz ist die wirtschaftliche Lage des versorgungspflichtigenArbeit-
gebers entscheidend. Die Einbindung in einen Konzern ändert daran
grundsätzlich nichts.
Auf eine schlechte wirtschaftliche Lage der Konzernobergesellschaft
oder des Gesamtkonzerns kann es nur dann ankommen, wenn am
Anpassungsstichtag ausreichend konkrete Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass in den nächsten drei Jahren die im Konzern bestehen-
den Schwierigkeiten mit hoher Wahrscheinlichkeit auf das Tochter-
unternehmen durchschlagen werden, und zwar in einem für die Be-
triebsrentenanpassung relevanten Umfang.

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 10. August 2009 - L 2 U 105/09

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 25. Mai 2009 - L 2 U 25/08.

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 25. Juni 2009 - 8 AZR 258/08

Landessozialgericht Baden-Württemberg,
Beschluss vom 2. November 2009 - L 11

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 19. November 2009 - 6 AZR 624/08
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Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 10. Februar 2009 - 3 AZR 727/07


